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13. Wahlperiode 
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126. Sitzung 

Donnerstag. den 18. Januar 2001 

Mainz, Deutschhaus 

Fragestunde 
-Drucksache 13/6718-

Dis ililündliche Anfrage Nummer 7 wird wegen Ablaufs der Fragestunde 
gemä13 § 95 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Landtags als Kleine 
Anfrage behandelt. 

AufAntrag der Fraktion derCDU findet zu der Mündlichen Anfrage 
Nummer 2 und auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
zu der Mündlichen Anfrage Nummer 3 gemäß§ 96 der Geschäfts~ 
ordnungdes Landtags jeweils eine Aussprache statt. 

AKTUELLE STUNDE 

.,Situation im rhe:inland-pfälzischen Strafvollzug vor dem Hintergrund 
der offenkundige!'\ Defizite in den JVA's Trier und Frankenthal" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6694;-

"Spitzenplatz für Rheinland-Pfalz beim Anschluss an das 
_neue Polizeiinformationssystem 'INPOL-neu"' 
auf Antrag der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/6699-

Die Aktuelle Stunde wird geteilt. 

Zu den Themen findetjeweils eine Aussprache gemäß§ 98 der 
Geschäftsordnung des Landtags statt. 
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Landesgesetz zur Änderung des Bildungsfreistellungsgesetzes 
(Ehrenamtsförderung 2001) -
Gesetzentwurfder Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/5634-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft und Weiterbildung 
-Drucksache 13/6643-

Qualifikation und Fortbildung im Ehrenamt als 
Bestandteil der Bildungsfreistellung 
Antrag-der Fraktionen der SPD und F.D.P.- Entschließung­
-Drucksache 13/6707~-

Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU- Drucksache 13/5634- wird in 
zweiter Beratung mit Mehrheitabgelehnt 

- Der Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
~-Drucksache 13/6707-- wird mit Mehrheit angenommen . 

.•. tes Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes zur Ausführung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6406-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft und Weiterbildung 
-Drucksache 13/6607-

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/6406-wird in 
zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils mit Mehrheit 
angenommen. 

Euro-Anpassurigsgesetz Rheinland-Pfalz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

_ - Drucksache 13/6490 -
Zweite Beratung _ 

dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
-Drucksache 13/6696-

in Artikel1 des Gesetzentwurfs wird das Abgeordnetenentschädigungs­
gesetz geändert. in Nummer 5 soll dabei§ 20 des Abgeordnetenent­
schädigungsgesetzes angepasst werden. Nach Beratung des Gesetz­
enfwurfs in den zuständigen Ausschüssen wurde fe_stgestellt_ dass 
dieser§ 20 bereits aufgehoben wurde. 

Der Landtag stimmt daher einstimmig zu, Artikel1 Nr. 5 des 
Gesetzentwurfs zu streichen. Infolgedessen wird Nummer 6 
zuNummer5. 

Die Beschiusserripfehiung- Drucksache 13/6696- wird unter Berück­
-_ sichtigung der Streichung des Artikels 1 Nr. 5 einstimmig 

angenommen: 
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Der Gesetzr:mtwuri der Landesregierung- Drucksache 13/6490- wird 
unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung 
-Drucksache 13/6696- in zweiter Beratung und in der 
Schlussabstimmung jeweils einstimmig angenommen. 

Landesgesetz zur Änderung reisekostenrechtlicher Vorschriften 
Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und F.-D.P. 
-Drucksache B/6540-
Zweite Beratung 

dazu:_ Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
- Drucksache 13/6697 -

Die Beschlussempfehlung ~Drucksache 13/6697- wird einstimmig 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und F.D.P.- Drucksache 13/6540-
wird unter Berücksichtigung der Ann-ahme der Beschlussempfehlung 
-Drucksache 13/6697- in zweiter Beratung und in der Schlussab-
stimmung jeweils einstimmig angenommen. 

•.. tes Landesgesetz zur Änderungdes Abgeordnetengesetzes 
Rheinland-Pfalzund des Fraktionsgesetzes Rheinland-Pfalz 
Gesetzentwurf der Fraktionender SPD, CDU und F.D.P. 
-Drucksache 13/6570- -
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
-Drucksache 13/6698-

Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN erfolgt über den Gesetz­
entwurf der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. -Drucksache 131_6570-
in zweiter Beratung eine getrEnnte Abstimmung über die einzelnen 
Artikel des Gesetzentwurfs. · 

Artike/1 des Ge~etzentwurfs wird mit Mehrheit angenommen. 

Artike/2 und 3 des Gesetzent~tvurfs werden jeweils einstimmig angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. -Druck­
sache 13!6570- wird in der Schlussabstimmung mit Mehrheit 
angenommen . 

... tes Landesgesetz zur-Ändarung des: Landesgesetzes zur Ausführung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- DrucksacheJ3/6510-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
-Drucksache "13/6695- · 

_ Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/6510- wird in 
zwe-iter Beratung und in der Schlussabstimmung jettrleils einstimmig 
angenommen. 
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Zukünftige Nutzung und weitere Entwicklung des Rhein Iand-Pfalz­
Netzes (rlp-Netz) 
Antrag der Fraktioneo der SilD und F.D.P. 
-Drucksache 13/4721 -

dazu: Beschlussempfehlung des Medienpolitischen Ausschusses 
- Drucksache 13/6575 -

Der AntriJg der Fraktionen der SPD und F. D. P. - Drucksache 13/4721 -
wird mit Mehrheit angenommen. 

Flächendeckende Umsetzung des Täter-Opfer-Ausgleichs in 
Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Entschließung­
- Drucksache 13/531 0 -

dazu: Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
-Drucksache 13/6210- -

Den Opfern einer Straftat besser helfen: der Tä~er-Opfer-Ausgleich 
in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktionen derSPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/6191 -

dazu: Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
-Drucksache 13/6211-

Die Drucksachen 13/531016210/6191!6211 werden gemeinsam aufgerufen 
und beraten. - -

Der Entschließungsantrag der Fraktipn BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
-Drucksache 13!5310- wirdmit Mehrheit abgelehnt. 

- Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Drucksache 13!6191 - wird 
mit Mehrheit angenommen. 

Aufgabe der Beteiligung des Landes an der LU MEDIA GmbH 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5486-

dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
-Drucksache 13/6396-

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN'" Drucksache 13/5486-
wird mit-Mehrheit abgelehnt. 

Wirtschaftsstandort stärken, Steuerbelastungen senken, 
Arbeitslosigkeit bekämpfen 

. Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/5660-

dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
-Drucksache 13/5815-

DerAntrag der Fraktion der CDU-- Drucksache 13/5660- wird mit 
Mehrheit abgelehnt. 
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·126. Plenarsitzung des Landtags Rheinleind-Pfalz 
am 18. Januar2001 -

Die Sitzung wird um 9.31 Uhr vom Präsidenten des Landtags 
-eröffnet. 

Präsident Grimm: 

· Guten- Morgen, meine Damen und Herren! Ich ~röffne die 
126. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

- Ich freue mich, he4te einem Kollegen zum Geburtstag gratu-
-Jieren zu-können. Herr Kollege_ Frisch feiert heute seinen Ge-
burtstag. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall im Hause) 

Entschuldigt sind für heute die_ Abgeordneten Ute Granold 
und Margot _ Nienkämper sowie Staatsminister Profe~or 
Dr. Jürgen Zöllner. Herr Ministerpräsident Beck kann_wegen 
der Teilnahme am Neujahrsempfa-ng des Bundesp-räsidenten 
erst am späten Nachmittag· an der Sitzung teilnehmen. Ent­
schuldigt ist auch Herr Kollege Karl August Geimer, der er­
krankt ist und dem- ich von_dieser Stelle aus die besten Gene­
sungswünsche übermittle. 

Meine Damen und Herren, zu Schriftführern berufe ich die 
Abgeordneten Peter Wilhelm Dröscher und Johannes Berg. 
Herr Dröscher führt die Rednerliste. 

Zur Tagesordnung gibt es keine Anmerkungen. Daher rufe 
ich Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde -

-Drucksache 13/6718-

Ich frage zunächst, ob ich die Mündlichen Anfragen des 
Herrn Abgeordneten Redmer. und der Abgeordneten Frau· 
Thomas zusammen aufrufen kann, da sie sich mit dem glei­
chen Gegenstand befassen. - Ich sehe. keinen Widerspruch. 
Dann wird so verfahren. 

Dann rufe ich die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Axel 
Redmer (SPD), Verwendung uranabgereicherter Munition in 
Rheinland-Pfalz betreffend, auf. 

HerrRedmer, stellen Sie bitte Ihre Fragen. 

Abg. Redmer, SPD: 

Ich frage die Landesfegierung: 

1. Hat die Landesregierung Erkenntnisse darüber, ob auf 

deutschen Truppenübungsplätzen uranabgereicherte Mu­
. nition durch die.NATO verschossen wurde oder wird? 

2. Wann darf solche Munition überhaupt eingesetzt wer­
den? 

3. Welche Sicherheitsbestimmungen bestehen für die Ver­
wendung uranabgereicherter Munition? 

4. Wird-in Rheinland-Pfalz uranabgereicherte Munition an 
so~stigen Orten gelagert oder verwendet? 

-Präsident Grimm: 

Zur Beantvvortung erteile ich Herrn Innenminister Zuber das · 
Wort. 

Zuber, Minister deslnnern und für Sport: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vor Beantwortung 
der Einzelfragen zum Gesamtkomplex .,uranabgereicherte 
Munition" 11vejse ich auf Folgendes hin: 

1. Herr Ministerpräsident Beck hat sich am 9: Januar 2001, Un­
mittelbar nach Bekanntl.verden einer möglichen gesundheit­
lichen Gefährdung durch uranabgereieherte- Munition, mit 
dem für Verteidigungsfragen zuständigen Btmdesministeri­
um in Verbindung gesetzt und um Informationen über die 
Venvendung dieser Munition auf rheinland-pfälzischen Trup­
penübungsplätzen gebeten. 

2. Darüber hinaus hat die Landesregierung die Bundesregie­
rung um- Aufklärung darüber ersucht, ob diese Muniti~n in 
Gebieten im ehemaligen Jugoslawien an Orten eingesetzt 

.wurde, an denen Polizeibeamte oder Angehörige von Hilfsor­

ganisationen aus Rheinland-Pfalz Dienst leisten oder gelei­
stet haben. 

3. l'erner habe ichjn Wahrnehmung meiner Fürsorgepflich­
ten gegenüber rheinland-pfälzischen Polizeibeamten ange­
boten, dass sich die auf dem Balkan ehemals oder immer 

noch- eingesetzten rheinland-pfälzischen Polizeibeamten ko- -
stenlos untersuchel') und medizinisch be:trei.Jen lassen kön­
nen. 

(Pörksen, SPD: Sehr gut!) 

Die einzelnen Fra_gen bean~a"rte ich\'Vie folgt: 

Zu Frage 1: Nach Aussage des zuständigen Kommandos der 
US-Streitkräfte sei uranabgereicherte Munition in der Bun­
desrepublik Deutschland bei militärischen Übungen grund­

sätzlich nicht eingesetzt-worden. Es.seien jedoch zwei Fälle 
von irrtümlicher Verwendung dieser Munition l(orgekom­
men. Der erste Fall habe sich im Jahr 1985 in Altenwalde in 
Niedersachsen und der ~weite Fall im Jahr 1996 in Grafen­
wöhdn Bayern ereignet. 

• 
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ln beiden Fällen sei irrtümlich je ein 5chuss uranabgereicherte 
Munition abg-egeben worden. Die entsprechenden Geschoss­
kerne seien geborgen und das kontaminierte Erdreich ent- _ 
sorgt worden. Die Bundeswehr selbst habe niemals derartige 
Munition besessen oder benutzt. 

Zu Frage 2: Munition mit Bestandteilenabgereicherten Urans 
dürfe nur im Krieg~fall eingesetzt werden. 

Zu den Fragen 3 und 4: Da die Bundeswehr keine derartige 
Munition besitz_!! oder bese>sen habe, seien dort auch keine 
entsprechenden Sicherheitsbestimmungen bekannt. Ebenso 
wenig_sei die Bunde~regierung aber die-Lagerorte uranabge­
reicherter IVIunition informiert. 

Ent:;prechend den Bestimmungen des NATO-Truppenstatuts 
seien die ausländischen St::itionierungsstreitkräfte, hier die 
US-Streitkräfte, berechtigt, die entsprechenden Maßnahmen 
in eigenerVerant>Nortung zu treffen. 

So weit die Auskünfte des Bundesministeriums der Verteidi­
gung. 

-Darüber hinaus kann ich mitteilen, dass die US-Streitkräfte 
der Landesregierung angeboten haben, Fachleute nach 
Mainz zu entsenden, die aus medizinischer, logistischer und -
militärischer Sicht Informationen über Art, Gefährdung, La­
gerung und Verwendung dieser Munition geben. Diese Infor­
mationsveranstaltung findet am heutigen Tag statt. 

Präsident Grimm: 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage der Abgeordneten lse 
Thoma-s (BÜUDNIS 90/DIE GRÜNEN), Information der Landes­
regierung über die Lagerung und Verwendung von·uranhal­
tigen Waffensystemen _in Rheinland-Pfalz betreffend, auf. 

Frau Thomas, tragen Sie bitte Ihre Fragen vor. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wa; hat die Landesregierung unternommen, seit Ende 
1992 erstmals bekannt wurde, dass mögliche Gesundheits­
risiken mit der Lagerung und Verwel}dung uranhaltiger 
Waffensysteme (Panzer und Munition) verbunden sind? 

2. Gab es Unterrichtungen oder sonstige Informationen 
durch die US-Streitkräfte über Lagerung, Transport und 
Verwendung von Uranmunition auf amerikanischen rViili­
tärstandorten? 

3. Gab es solche Unterrichtungen im Rahmen von militäri­
schen Übungen und fv1anövern? 

Präsident Grimm: 

Zur Beantwortung erteile ich Herrn Staatsminister Zuber das 
Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Zu Frage 1: ln meiner Antl;vort vom 18" Janu_ar 1993- Drucksa­
che 12/2482 - auf die Große Anfrage der Fraktion BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN- Drucksache 12/2260 -,.,Folgen der _Sta- _ 

- tionierung von uranhaltigen Waffensystemen durch die US­
Streitkräfte in Rheinland-Pfalz fur Mensch und Umwelt" be­
treffend, sowie in der Sitzung des Innenausschusses am 
20. April 1993 und in meinem anschließenden Schreiben an 
d_en Herrn Präsidenten des Landtags vom 9. Juni 1993 habe 
ich den Fragenkomplex ausführlich erörtert. 

Die für Verteidigung~fragen eigentlich zuständige Bundesre­
gierung hat damal~ im RahmEn der Amtshilfe, ebenso wie die 
US-Streitkräfte, im Zusammenhang mit der Beantwortung 
der Großen Anfrage klar ausgesagt, dass von uranhaltigen 
Waffensystemen l~eine erhöhte Gefährdung für Menschen 
und Umwelt ausgeht._ Deshalb hat die Landesregierung bis 
zur Diskussion über mögliche Gefährdunaen nach dern Ein-

- _, -
satz uranhaltiger Munition auf dem Balkan keine Veranlas-
sung ge~ehen; die Angelegenheit neu zu bewerten oder wei­
tere Initiativen zu ergreifen. 

Zu Frage 2 verwEise ich auf die Antwort, die ich am heutigen 
Tag auf die Mündliche Anfrage Nummer 1 des Abgeordneten 
Axel Redmergegeben habe.· 

Zu Frage 3: Nein. 

Präsident Grimm: 

Gibt es Zusatzfragen?- Eine Zusatzfrage der-Abgeordneten· 
Fr:m Grützmad\er. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Zuber, in den Zeitungen war zu lesen, dass bayerische 
Polizeibeamte, die im Kosovo und in Bosnien eingesetzt w_a­
ren, auf StrahlungEn hin untersucht werden. Wie sieht es mit -
rheinland-pfälzischen Polizisten aus, diE dort unten auch f:in­
gesetzt wurden? 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Ich habe eben ausgeführt, 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ach Entschuldigung, ich bin zu 
spät gekommen!) 

dass ich, nach-dem die Dinge bekannt geworden sind, bereits 
das Entsprechende veranlasst habe. 
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Präsident Grimm: Ich rufe die Mündliebe Anfrage des Abgeordneten Erhard 

Eine weitere Zusatzfrage der Abgeordneten Frau 

GrütZmacher. 

Abg.Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Zuber, Sie haben gesagt, dass_ Sie davon ausgegangen 
sind, dass-1993 gesagt wurde, dass keine erhöhte Gefähr­
dung von uranhaltiger Munition ausgeht. Jetzt wissen wir es 
anders. Wird die Landesregierung nach dieser neuen Er­
kenntnis andere Maßnahmen ergreifen, die dieser neuen Er­
kenntnis entsprechen? 

- -
Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Die Landesregierung wird zunächst die Antwort derjenigen, 
die dafür verant11vortlich sind, zur Kenntnis nehmen. Es wird 
dann darüber zu entscheiden sein, ob neben den Veranlas­
sungen, die seitens des Bundesverteidigungsministeriums er­
griffen werden, unsererseits zusätzliche Maßnahmen ergrif- -
fen werden müssen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Zuber, Sie haben darauf hingewiesen, dass heute eine 
Veranstaltung mit Fachleuten der US-Streitkräfte stattfindet. 
Wären Sie bereit, über die Ergebnisse dieser Informationsver­
anstaltung den Fachausschuss zu unterrichten? 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Selbstverständlich ist die Landesregierung bereit, darüber zu 
informieren; 

Präsident Grimm: 

Vielen Dank. Die Mündlichen Anfragen sind beantwortet. 

{Beifall der SPD und der F .D.P .) 

Ich freue mich, dass wir bereits Gäste im Landtag haben, und 
zwar Schülerinnen und Schüler der Klasse 10 <\ der lntegrier~ 
ten Gesamtschule Mainz-Bretzenheim- und Schülerinnen und 
Schüler der Klasse 9 b der Anne-Frank-Realschule in Mainz. 
Herzlich willkommen im Landtag! 

~ (Beifall im ·Hause) 

Lelle (CDU), Leistungsorientierte Komponenten in der Besol­
dung von Lehrerinnen und Lehrern in Rheinland-Pfalz betref-
fend,auf. -

Herr Lelle, stellen Sie bitte Ihre Fragen. 

Abg. Lelle, CDU: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Aus welchem Grund hat die Landesregierung die nicht be- -
amteten Lehrerinnen und- Lehrer des Landes von der Um­
setzung leistungsbezogener Besoldungsbestandteile aus­

genommen? 

2. Aus welchem Grund gibt die Landesregierung den Schul­
leitungen keinen Kriterien- bzw. Beurteilungskatalog für _ • 
die Zuteilung der Leistungsprämien an die Hand? 

3. Wie beurteilt die Landesregierung Zeitgutschriften oder 
Entlastungss-runden zur Umsetzung leistungsorientierter -
Komponenten? 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung antwortet Staatssekretärin Frau 
Ahnen. 

Frau Ahnen, Staatssekretärin: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
beantworte die Mündliche Anfragenamens der Landesregie­
rung wie folgt: 

Zu Frage 1: Während im Zuge der bundesrechtlichen Einfüh­
rung leistungsbezogener Besoldungsbestandteile durch eine 
Neufassung der Besoldungstabelle in~gesamt Mittel zur Fi­
nanzierung leistungsbezogener Besoldung freigesetzt wur­
den, konnte im Tarifbereich bisher keine entsprechende Re­
gelung getroffen und die Vergütungstabelle des Bundes­

~ngestelltentarifvertrags entsprechend geändert werden. 

Die bisherigen Versuche, im Rahmen der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder auch für den Tarifbereich leistungsbezoge­
ne Vergütungselemente zu realisieren, scheiterten bedauerli­
cherweise. Auch die Landesregierung hält die Ungleichbe­
handlung der beamteten und angestellten Lehrkräfte für 
nicht sachgerecht und ist deshalb an einer Veränderung der 
derzeitigen Situation interessiert. 

Zu Frage 2: Grundsätzlich wird e~ne Leistungsprämie nur 
dann gewährt, wenn jenseits der herausragenden besonde­
ren Einzelleistung auch die reguläre Unterrichtsleistung der 

--
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betreffenden Lehrkraft zufriedenstellend ist. Besondere Auf­
merksamkeit bei der Prämienvergabe.ist unter anderem-den 

Bedingun~en der jeweiligen Schulart zu widmen. 

Ein Kriterien- bzw. Beurteilungskatalog mü~ste jedoch auch 

eine Beschreibung der für eine Prämienvergabe in Betracht 

kommenden einzelnen Leistungen enthalten. Nach Auffas- _ 

sung der Landesregierung ist es nicht möglich, einen abschlie­

ßenden Katalog alh::rTätigkeiten zu erstellen, qie zur Ge\1'/äh­

rung einer Leistungsprämie führen könnten. Die im Schulbe­

reich hierfür in Betracht kommenden Leistungen sind so viel­

fältig, dass eine auch nur annähernd abschließende Regelung· 

nicht möglich erscheint. 

Im Übrigen vertraut die Landesregierung auf die Kompetenz 
der Schulle:itungen, sachgerechte Entscheidungen zu treffen. 

Zu Frage 3: Im Schuljahr 2000/01 sollen fm·schulbereich erst­
mal~ Lei~tungsprämien in Form einer einmaligen Geldleis­
tung vergeben we:rd€n. Ob und gegebenenfall:> welche leis­

tungsbezogeneh Bewldungsbestandteile bei der weiteren 

- Umsetzung auch als Zeitgutschrift oder als Entlastungs;tun­

den gewährt werden können, wird derzeit im Ministerium 

für Bildung, Wi»enschaft und Weiterbildung geprüft. Über 
den Gesamtkomplex wird Ende Januar ein Gespräch mit den 

Hauptper:>onalräten und den Verbänden im r\1inisterium für 
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung stattfinden. 

So weit die Antwort der Landesregierung. 

Präsident Grimm' 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Lelle. 

Abg. Lelle, CDU: 

Frau Staatssekretärin, wie: sieht die: Regelung zu Frage 1 bei 
den anderen Landern aus? Sind dort die ang-estellten Lehrer 

auch von diesen leistungsbezogenen Komponenten ausge­

nommen? 

Frau Ahnen, Staatssekretärin: 

Hierzu läuft derzeit wohl eine Länderabfrage, deren Ergebnis 

noch nicht zu erbalten war. Mir ist von einem Fall bekannt, 
dass dort die Ange~tellten auch mit einbezogen werden sol­

len. Die Länderumfrage- ich habE mich extra noch einmal er­

kundigt - läuft derzeit auf Seite der Finanzressorts. Es gibt 
aber noch keine abschließende Ant11vort. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Lelle. 

Abg. Lelle. CDU: 

Frau Staatssekretärin, sind Sie mit mir einer Meinung, dass 

man dann, w·enn man Prämien zahlen will, mit den Betroffe­

nen vorher klare Absprachen treffen muss und den Betroffe-· 

nen klarsein muss, wofür es Prämien geben kann und wird? 

Frau Ahnen, Staatssekretärin: 

He:rr Abgeordneter Lelle, in Teilbereichen bin ich mit Ihnen 

einig, weil ich Ihre Frage so interpretiere- dem würde ich aus­
drücklich zustimmen -. dass es ~ehr wünschenswert ist, dass 
die gesamte Neuregelu-ng in möglichst großem Konsens mit 
den Betroffenen umge~etzt wird. Darum wird sich die La-n­

desregierung nachhaltig bemühen. 

Nicht einig bin ich damit, dass vorher Klarheit darüber beste­

hen muss, für welche Einzelleistung eine Prämie vergeben 
wird, weil ich hoffe, dass im Schulbereich noch so vielfältige 
Initiativen ergriffen werden, die ich heute noch gar nicht 

kenne, weshalb ich auch nicht in der Lage bin, abschließend 

zu definieren, für was Prämien vergeben werden sollen. 

Präside.nt Grimm: 

Eine Zusatzfrage: der Abgeordneten Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Staatssekretärin, in welcher Weise wurden die Haupt­
personalräte der einzelnen Schularten in die Erarbeitung des 
Konzepts, das über mehrere Jahre mit verschiedenen Be­

standteilen geplant ist, zur leistungsorientierten Komponen­
te in de:r Besoldung einbezogen, und welche Stellungnahmen 
haben sie dazu abgegeben? Sie haben vorhin gesagt, im Fe­

bruar solle ein Gespräch stattfinden. Was hat vorher stattge­
funden, und wie war dazu die Stellungnahme der Hauptper­
sonalräte? 

Frau Ahnan, St3atssekretärin: 

Ende Januar soll ein erneutes· Gespräch ;;tattfinden. Ich kann 
den Terr;nin leider :;;uswendig nicht sagen, aber---

(Lelle, CDU: 24. Januar!) 

- Ein erster Termin. zu diesem Thema hat meines VVissens 

schon im Juni letzten Jahres stattgefunden, Herr Abgeordne­
ter Lelle. Es ist danach in einer Vielzahl von Einzelgesprächen 

mit den Hauptpersonalräten und den Verbänden immer wie­

der über dieses Thema gesprochen worden. Wir wollen das 

Gespräch Ende Januar nutzen, um die durchaus divergieren­

den Vorstellungen, die zu diesem Thema vorgetragen wer­
den, zusammenzufas~en. 
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Es gibt Stellungnahmen, die reichen von der grundsätzlichen 
Ablehnung ·von leistungsorientierten Komponenten, weil 
man der Meinung ist, solche kann man in der Schule über­
haupt nicht identifizieren, sondern die Lehrerinnen und Leh­
rer in ihrer Gesamtheit erbringen hervorragende Leistungen,­
was ich 11icht bezweifle, wobei kh aber der Meinu_ng bin, dass 
man darüber hinaus auch Engagement identifizieren kann, 

- hin bis zu ganz konkreten Einzel punkten, bei de-nen einzelne 
Umsetzungsschritte anders gewünscht werden. 

Bezüglic~ der Stellungnahmen liegt also die gE:!samte Palette 
auf dem Tisch. Im Übrigen gibt es auch gerade aus dem Be­
reich der Schulleitungen eine Vielzahl von Zustimmungen zu 
dem Vorhaben. Im Sinne der Konsensbildung wollen wir ver­
suchen, die unterschiedlichen Stellungnahmen zusammenzu­
führen. 

_ Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dahm. 

Abg, Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Fraü Staatssekretärin, planen Sie neben der Einführung der 
Leistungsprämien darüber hinaus auch weitere Maßnahmen 
wie Leistungszulagen? Wenn Sie das planen, wann sollen sie 
eingeführt werden? 

frau Ahnen, -Staatssekretärin: 

Die Leistungsprämie ist konkret für dieses Schuljahr vorgese­
hen. Die Leistungszulage soll nach unseren Vorstellungen im 
Schuljahr darauf folgen. Bezüglich dersehr vielschwierigeren 
Frage der Leistungsstufen ist noch keine Entscheidung ge­
troffen worden. Dazu wollen wfr erste Erfahrungen abwar­
ten. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Keller. 

- Abg. Keller, CDU: 

Frau Staatssekretärin, der Hauptpersonalrat hat vor wenigen 
Tagen in einer Resolution Zeitgutschriften für Schulen statt _ 
Prämien für Lehrer gefordert. Halt~n Sie es für möglich, da 
Sie jetzt erst das richtige Gespräch mit dem Hauptpersonalrat 
über diesen Sachverhalt führen werden, dass dfe Landesre-_ 
gierung auf diesen Vorschlag Zeitgutschrift statt Prämie ein-­
gehen wird? 

Frau Ahnen, Staatssekretärin: 

Herr Abgeordneter Keller, ich betone noch einmal, dass es _ 
sich Ende Januar nicht um ein erstes, sondern um ein weiteres 
Gespräch in großer Runde handelt. Es ist schon einmal ein Ge­
spräch mit allen Hauptpersonalräten geführt worden. Es sind 

-viele Einzelgespräche mit den Hauptpersonalräten und mit 
Verbänden geführt worden. Wir wollen Ende Januar ein ge- · 
meinsames Gespräch organisieren, und zwar auch deswegen, 
weil- es divergierende Interessen und Stellungnahmen gibt. 
Ich denke, es ist auch gut, wenn die Betroffenen die Möglich- -
keit haben, miteinander zu diskutieren. 

Dabei wird sicherlich auch die erhobene Forderung eine Rolle 
·spielen, solche Zulagen oder Prämien nicht in Form von_ Geld, 
sondern von Zeit zu geben. Man muss allerdings sehen, dass 
der rechtliche Rahmen hierf_ür ausgesprochen eng ist. Deswe­
gen habe ich in meiner Antwort zu Frage 3 ausgeführt,_ dass 
derzeit im Ministerium geprüft wird,. ob und welche lei­
stungsbezogenen Bestandteile bei der weiteren Umsetzung 
auch als Zeitgutschrift oder Entla~tungsstunden gewährt 
werden können. Das istauch der Sachstand. 

Präsident Grimm: -

Eine Zusat~frage der Abg-eordneten Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Ahnen, wie viele Mittel aus dem Landeshaushalt sollen 
für die leistungsorientierten Komponenten in der Besoldung 

· eingesetzt werden? Aus welchen Bereichen sollen diese Mit­
tel herausgenommen werden? Minister Zöllner hatte ange­
kündigt, dass das Ganze kostenneutral abgewickelt werden 
sollte. 

Frau Ahnen, Staatssekretärin: 

Die Ausgaben, die getätigt werden, ~ind Bestandteil der 
Hauptgruppe 4. Sie wissen, die Hauptgruppe 4 ist budgetiert. 
Dieses Geld wird im Rahmen der Personalausgaben zur Ver~ 
-fügung gestellt. Ich kann Ihnen den genauen DM-Betrag zur­
zeit nicht sagen. Das müsste ich noch einmal nachschauen. Es -

-ist angedacht, im ersten Schritt Leistungsprämien für 5% der 
infr_age Kommenden von im Schnitt 2 500 DM zu gewähren. 
Ich kann Ihnen aber gern-den Gesamtbetrag, der sich daraus 
errechnet, n·achliefern. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn-Abgeordneten Keller. 

• 

-.... 
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Abg. Keller, CDU: 

Frau Staat5sekretärin, Ihnen ist doch ~icherlich die abwei­
chende Haltung der F.D.P.-Fraktion in dieser Frage bekannt. 
Wird diesr:: abweichende Meinung der F.D.P.-Fraktion Folgen 
fürdas Prämien- bzw. Zulagensystem haben? 

Frau Ahnen, Staatssekretärin:- -

Mir ist keine abweichende Position der F.D.P.-Fraktion be­
kannt. fv'lir ist aber ~ehr wohl bekannt; dass auch der Frak­
tionsvorsitzend-E der F.D.P. intensiv darum gebeten hat, diese 
Frage von Entlastungsstunden noch einmal zu prüfen. Ich ha­
be ausgeführt, dass die Landesregierung dies selbstverständ-

_lich tun wird, weil es die F.D.P.-gefordert hat und das Ministe­
rium der Meinung ist, dass diezes sinnvoll ist. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.­
Creutzmann, F.D.P.: Sehr gut!) 

_Präsident Grimm: 

Ich sehe keine weiteren fragen. Die Mündliche Anfrage ist 
beantworte:t. Vielen Dank, Frau Staat5sekretärin. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage· des Abgeordneten 
Dr. Bernhard Braun (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEU), Aussetzung 
der deut:;ch-französischen Zusammenarbeit zwischen den 
Biosphärenre:;;::rvaten Nordvagesen und Pfälzerwald durch 
den französischen Träger betreffend, auf. 

Herr Dr. Braun, tragen Sie bitte Ihre Fragen vor. 

Abg. Dr; Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich frage die Landesregierung: 

, 1. Welche Auswirkungen hat aus Sicht der Landesregierung 
die von der französischen Seite vorg.-:brachte Kritik-- mit 
Blick auf die vorzulegende BeriChterstattung gegenüber . 
dtr UNESCO und die Fortschreibung der Anerkennung al~ 
Biosphärenreservat? 

2. Welche Maßnahmen befinden sich mit Förderung der Lan­
desregierung in der Planu·ng~ um dem zentralen UNESCO­
Anerkennungskriterium der "minimal gestörten Berei­
che" gerEcht zu werden, und welche Planungen sind be­
reits umgesetzt? 

3. ln welcher Höhe pro Jahr hat das Land Rheinland-Pf:~lz 
seit 1996 Fördermittel für Maßnahmen bzw. Personalstel­
len für das gemeinsame deutsch-französische Biosphären­
reservat ;,Pf3lzerwald- Vosges du Nord" bereitgestellt? 

4. Welche Fördermittel für Maßnahmen bzw._Person:~lstel­

len hat nach Kenntnis der landesregierung die französi­
sche Seite pro Jahr im gleichen Zeitraum bereitgestellt? 

Präsident Grimm: 

FOr die Landesr;ogierung ant\ivortet UmwEltministerin Frau 
Martini. 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen, meine Herren 
Abgeordneten! Ich darfnamensder Landesregierung die ge­
stellten Fragen wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: Soweit bekannt geworden ist, hat sich der Natur­
park Nordvagesen im November 2000 schriftlich an den Vor­
sitzenden des Naturparks Pfälzer Wald- gewandt und die 
Durchführung weiterer gemeinsamerProjekte von ve;stärk­
ter Personalpräsenz des Naturparks Pfälzer Wald abhängig 
gemacht. 

Vor diesem Hintergrund wird zunächst" abzuwarten sein, wie 
der Trägerverein des Naturparks Pfälzer Wald zu reagieren 
beabsichtigt. Die Landesregierung geht davon aus, dass die 
bilateralen Gespräche der beiden Naturparkträger auch 
künftig vom Geist des partnerschaftliehen Miteinanders ge­
prägt sein werden. De~ Weiteren kann davon ausgegangen 

_ werden, dass sich die Träger ihrer besonderen Rolle gegen­
über der UNESCO bewu5st sind. Beide Organisationen hatten 
aktiv die Anerkennung al~ Biosphärenreservat Nordvogesen­
PfälzerWald begehrt und erhalten. 

Zu Frage 2: Das Zonierungskonzept für den Pfälzer Wald ist 
fertiggestellt -und den beiden berührten Planungsgemein­

schaften Rheinpfalz und Westpfalz jetzt zur weiteren und 
endgültigen Beratung zugeleitet worden. Ziel ist die Aufnah­
me dieser Zonierung in die regionalen Raumordnungspläne. 
Dies bleibt abzuwarten. 

Anträge auf Förderung be;:timmter Vorhaben im Bereich der 
nutzungsfreien Kanzonen sind nach Kenntnis der Landesre­
gierung bislang nicht gestellt worden. Es ist auch nicht wün­
schenswert, besondere Akti':'itäten in diEse KErnzonen zu 
lenken; denn dazu ;;ind Eie al~ Kernzonen ausgewiesen wor­
den. Da~ bedeute"t ~viederum, dass sie vor menschlicher -Ein­
flussnahme möglichst weitgehend geschützt sein sollen. 

Zu den Fr:~gen 3:und 4: Die Landesregierung hat in der jüng­
sten Vergangenheit über die Ausstattung der rheinland­
pfälzischen N:~turparke bereits ausführlich berichtet. ln~be­
sondere kann auf die Beantwortung der einschlägigen Klei­
nen Anfragen der Abgeordneten Dieter Schmitt, l\:1ichael Bil­
len und Mathilde Weinandy verwiesen werden. Die dort ge­
troffenen Feststellungen_ sind nach wie vor gültig. Über das 
Ausmaß der für Proj~::kte bzw. Personalstelleh im· französi­
schen Naturpark Nordvagesen zur Verfügung stehenden Mit­
tel hat die L:~nde~regi_erung von Rheinland-Pfalznaturgemäß 

.keinen Überblick. 
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Unabhängig davon möchte ich in Erinnerung rufen, dass sich 
die Aktivitäten des Landes- Rheinland-Pfalz bezüglich der 
Biosphärenreservatsarbeit keinesfalls auf die unmittelbare 
Förderung des N_?tuq)arkträgers beschränken. Auf der Basis 

- des bekannten und veröffentlichten Handlungsprogramms 
sind insbesondere die für Landespflege, Wasserwirtschaft 
und Forsten zuständigen Landesverwaltungen mit gesonder­
ten Aktivitäten im Biosphärenreservat präsent. Wir wollen 
mit diese~ gesonderten Aktivitäten neue Anstöße für die 
nachhaltige Entwicklung geben bzw. vorhandene Aktivitäten 

vertiefen. 

Beispielhaft möchte ich einige Bereiche aufzählen: 

- die Gesamtzonierung des Biosphärenreservats, 

- die Einrichtung eines Naturerlebnisraums, 

- die Renaturierung von Gewässern, 

- -verschiedene Initiativen zur integrierten Vermarktung 
von umweltfreundlich erzeugtem Holz, 

- das Pilotprojekt Dahn zur- nachhaltigen Tourismusent­
wicklung und 

- die Verwertung des Wildbrets unter Förderung der heimi­
schen Gastronomie. 

Dies sind nur einige Beispiele, die deutlich machen, dass die 
Landesregierung im Bereich des Biosphärenreservats eigene 
Projekte und Projekte. des Trägers unterstütZt und voran­
treibt. 

Ich habe keinen Zweifel daran, dass die Idee der Verwirkli­
chung nachhaltiger Entwicklungen in Biosphärenreservaten 
dauerhaft etabliert ist. Ich habe auch keinen Zweifel daran, 
dass sie in einem weiterhin zunehmenden Umfang von zu­
sätzlichen Akteuren aufgegriffen wird, sodass dadurch die 
bereits erreichte gute grenzüberschreitende Zusammenar­
beit zu unumkehrbaren, fundamentalen Ergebnissen führen 
wird._ 

Ich gehe davon aus, dass- die beiden Naturparkträger ihre_ 
möglichefii'Jeise bestehenden Detailprobleme auch in Kürze 
geklärt haben werden. 

So weit die Antwort. 

-Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Ministerin, die Hauptdetailprobleme, wie Sie dies nen­
nen, sind vor allem die Förderung der verschiedenen Träger. 

Die französischen Träger werden bedeutend mehr gefördert, 
haben mehr Personalstellen, haben deswegen auch mehr 
Möglichkeiten der -Arb~it vor Ort. Die Landesregierung 
Rheinland-Pfalzhatte im letzten Haushalt daran gedacht, die 

-Förderung zu erhöhen. wre ·sieht es im Moment aus? Denken 
Sie noch daran, die finanzielle Förderung zu erhöhen, oder 
bleiben Sie auf der ideellen Förderung haften? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Zum einen-erfolgt nicht nur eine ideelle Förderung, sondern 
eine ganz kon~rete finanzielle Projektförderung im Pfälzer­
Wald durch die Landesregierung. 

Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen: Im Verhältnis zu 
den cibrigen Naturparken in Rheinland-Pfalz erhält der Na­
turpark Pfälzer Wald eine überproportionale Förderung, 
nämlich 275 000 DM jährlich. Die übrigen Naturparke gehen 
mit 67 000 DM, 97 oop DM und sogar nur mit 7 000 DIV! Förde­
rung ihrer Arbeit nach. 

Zum Zweiten habe ich deutlich gemacht, dass die Arbeit des 
Trägers des Biosphärenreservats Pfälzer Wald natürlich effi­
zient gewährleistet sein muss. Deshalb haben wir schon vor 
geraumer Zeit mit dem Naturpark verabredet, dass wir aus 
Mitteln unserer eigenen Aktivitäten, nämlich der Verwal­
tung, der Forstverwaltung, der Wasserwirtschaft, der Landes­
pflegeverwaltung des Landes Rheinland-Pfalz, Projekte im 
Pfälzer Wald mit unterstützen und vorantreiben. All die Pro­
jekte, die wir dort unterstützen und vorantreiben, müssen 
nicht durch den Naturparkträger selbst geleistet werden, we­
der personell noch finanziell. Das muss in das Gesamtpaket _ 
mit hineingedacht werden. Es_ geht einfach nicht, immer nur 
zu sagen: Wir brauchen mehr Personal -, wenn die Gesamt~ 
konzeption, in der dieses Mehr an -Personal eingesetzt wer­
def1 soll, noch nicht feststeht. 

Zum Dritten, es gibt Unterschiede zwischen den französi­
-sehen Naturparken und den deutschen Naturparken, rein aus 
der rechtlichen Konstruktion der französischen Naturparke 
heraus. Sie haben ein wesentlich umfassenderes Leistungs­
spektrum nach französischem Recht, das unsere Naturparke 

nicht haben. Sie sind an der Raumordnung beteiligt, sie sind 
an der Bauleitplanung beteiligt und einiges andere mehr. Das 
bedingt naturgemäß, dass die französischen Naturparke 
nicht nur eine andere Rechtsgrundlage haben, sondern dar­
über hinaus auch eine andere personelle Ausstattung brau­
chen, weil sie Teil der Verwaltungsabläufe im französischen 
Bereich sind. Insofern kann man nicht automatisch Köpfe 
zählen, frei nach dem Motto: .. Wer hat vvie viel?", sondern 

- -
man muss sich die Aufgaben anschauen und dann entschei-
den, _was notwendig ist und wo die Landesregierung weiter 
mit Hilfestellungen zur Verfügung ste-hen kann. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

• 

-
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Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

DiE T1'agH des Naturpark; Pfälzer Wald, die diese5 Biosphä~ 
renreservat auch voranbringen wollen und ;ollen, haben die 
Hoffnung noch nicht aufgegeb;;;n, dass sich da~ Land ver­

stärkt -engagiert. Gibt e~ in letzter Zeit Gespräche über ein 

verstärkte~ finanzielles Engagement, und gibt es von Ihrer 
Seite konkrete Überlegungen,- oder können Sie heute hier 
und jetzt klar sagen: Nein, das Land hat keine Möglichkeiten, 

sich weiter zu engagieren? 

rrau Martini, 1\.~inisterin für Umwelt und Forsten: 

Es gibt standig Gespräche mit den Trägern des Naturparks 
Pfälzer W-ald. Auch in der Vergangef!heit gab es solche Ge­
~präche, und in Zukunft wird es sie geben. Zielrichtung ist 
selbstverständlich, die Arbeit im Naturpark auf den Stand zu 
bringen, den wir alle miteinander wollen. Ich kann mich nur 
mehrfach wiederholen und tue es trotzdem gern:- Wir sind 
natürlich bemüht, alles da:; zu leisten, was wir lei5ten können. 
Wir haben aber _auch noch nicht die Möglichkeit gefunden, 
die Mark zweimal auszugeben, wenn wir sie nur einmal ha­

ben. 

_Oe; halb kommt e:; daraufan-darauf lege ich Wert-, daso sich 
der Naturp'irk Pfälzer Wald in seiner eigen.:n Organisation 
effizient au~gestaltet und die Angebote, die wir nicht nur 
machen, sondern auch in einer Vielzahl von Projekten reali­
sieren, in ein Gesamtpaket mit hineinnimmt. Ich könnte jetzt 
sicher noch einige Minuten lang über Programme, die wir 
ganz konkret nicht nur in der Planung haben, sond<:rn ~ogar 
mit dem Biosphärenrese:rvat, mit dem Naturparkträger um­
setzen, berichten. Darum geht e!;. 

Es war und ist auch mit dem Träger Naturpark verabredet, 

dass wir ein Ge~amtpaket aus dem schnüren; Was macht der 
Träger, was leistEn wir als Landesverwaltung dazu? Wir ha­

ben zum Beispiel eine Person aus dem Forstbereich dem Na­

turwaldträger zur Verfügung gestellt. Sie arbEitet dort. Sie 
musE nicht auf der Payroll de~ Naturpark;; stehen, ~ondern sie 

!teht auf der Payroll der Landesregierung, arbe:itet aber für 
den Naturpark im Rahmen dieser Gesamtkonzepte. Wir ha­
ben noch nicht erkennen können, dass dieses GeEamtpaket 
durch den Träger auch so organisatorisch umgesetzt wird, 
wie wir e! um: vorstellen könnten, damit e3 effektiver funk­
tioniert. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordnete;n Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Ministerin, verstehe ich Sie richtig, dass Sie seit der An­
kündigung der französischen Seite, das gemeinsame Projekt 
aufEis zu legen, nicht persönlich _interveniert haben, dass die 
Sache keine Chefsache bei Ihnen ist, sondern da~s Sie jetzt sa­
gen: DerTräger .soll sich um das weitere Vorgehen in Sachen 
Biosphärenreservat kummern? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Es gi;ib in der Vergangenheit durch den ehemaligen Vorsit­
zenden des Naturparks Schriftverkehr, genauso wie es mit 
dem neuen Vorsitzenden des Naturparks Schriftverkehr in 
der Richtung gibt, Personalverstärkung zu organisieren. Das 
hat überhaupt nichts mit d;:;m Brief a-us Frankreich zu tun. 

Zum Zweiten ist der Brief aus Frankreich an den Vorsitzenden 
de:; Naturparks gerichtet, der mir nicht zugegangen ist. ·Ich -
habe erst durch die Berichterstattung in der Zeitung davon 
erfahren. "lrtsofern ~ehen Sie mir es bitte nach-, dass ich mich 

nicht in einen Schriftverkehr anderer einmische. 

Was Chefsache, ja ode;r nein, anbelangt: Wir sind über die 
Jahre hinweg mit dem Naturpark in dem Sinn beschäftigt, 

wie ich es skizziert habe. Deswegen muss keine Entschei­
dung, Chefsache; ja oder nein, getroffen werden. 

(Beifall bei SPD und F.I);P.) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Fragen 
vor. Die; Mundliehe Anfrage ist beanhvortet. 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage -des Abgeordneten 
Diete:r Schmitt (CDU), Weinmarktsituation und Umsetzung 

der Dririglichkeitsde;;tillation betreffend, a11f. 

Herr Kollege 5chmitt, ~teilen Sie bitte Ihre Fragen. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie ;;teilt sich die gegenwärtige Weinmarkt- und Wein­
preissituation in den einzelnen Anbaugebieten dar, wie 
beurteilt die Landesregierung diese: für viele Weinbaube­
triebe e:<istenzgefährdende Situ3tion und welche Maß­
nahmen hat sie zur Stabilisierung des Weinmarktes und 
zur Verbesserung der Weinpreissituation vorgenommen? 

2. W;:;lche Probleme ergeben sich bei der Umsetzung der -
Dringlichkeitsdestillation und was gedenkt diE Landesre­

gierung zu unternehmen, damit diese En~astungsmaß­
nahme auch pr3xisgerecht umgese;tzt wird? 
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Präsident Grimm: Die Situation ist daher insbesondere für Betriebe schwierig, 

Für die Landesregierung erteile. ich H~rrn Weinbauminister 
· Bauckhage das Wort. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verk~hr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst einmal 
möchte ich· lobend. erwähnen, dass der Präsident des Land­
tags gestern eine gute Veranstaltung,_ die sicherlich das 
Image des deutschen Weins hebt, durchgeführt hat. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sehr richtig!) 

Meine sehr verehrten Dame!l und Herren, die aktuelle Wein­
marktsituati011 wird von zwei wichtigen Faktoren beeinflusst. 
Einerseits steigt der Wein- und Sektkonsum in Deutschland 
wieder leicht an. Jeder Deutsche trinkt inzwischen im Durch­
schnitt 22,4 Liter Wein im Jahr. Andererseits ändern sich je-

. doch die Verbraucherpräferenzen. So ist der Rotweinanteil 
zwjschen 1995 und 1999 von 46% auf 53% angestiegen. 

Nach Auswertungen, die im Auftrag des Deutschen Wein­
fonds vorgenommen wurden, -ist der Weißweinanteil ent­
sprechend gefallen. Dies ist eine Tendenz, die europaweit 
feststellbar ist. 

Darüber hinaus steigen die Importe ausländischer Weine. Es 

ist noch immer so, dass sich die Verbraucher selbst entschei­
den. Ich wünschte mir, sie wüiden sich-für den besten, näm-

. lieh den guten deutschen Wein, insbesondere den rheinland­
pfälzischen, entscheiden, 

Dies vorausgeschickt beantworte kh die Mündliche Anfrage 
im Einzelnen wie folgt: · 

Zu Hage 1: ln ·den einzelnen Anbaugebieten ist keine ein­

heitliche Entvvicklung auf dem Erzeugermarkt erkennbar. So 
wird in den beiden größten Anbaugebieten Rheinhessen und 
Pfalz von den Kellereien nach wie vor Verarbeitung-swein in 
großem Umfang nachgefragt. Dort wird zum Teil auch Quali­
tätswein von den Kellereien gekauft. 

Aus allen übrigem Anbaugebieten wird zurzeit von einem ru-. 
higen Fassweinmarkt berichtet. Das heißt, es sind nur wenige 
Vertragsabschlüsse zu verzeichnen. 

Auch die Weinpreissituation stellt sich unterschiedlich -dar: 
Weiße Qualitätsweine des aktuellen Jahrgangs werden in 
den Anbaugebieten Rheinhessen, Pfalz und Nahe gegenwär­
tig mit 60 bis 70 DM je Hektoliter gehandelt. Riesling aus den 
Anbaugebieten Mosel-Saar-Ruwer wird mit 80 bis 100 DM 
pro Hektoliter notiert. Dornfelder Weine aus allen Anbauge­

bieten werden dagegen mit 350 DM je Hektoliter gehandelt. 

die einen hohen Anteil an Fassweinvermarktung aufweisen. 
Betriebe mit Rotvveinerzeugung oder Flaschenweinvermark­
tung könnenjedoch ausreichende Erlöse erzielen. 

Vor dem Hintergrund dieser Situation hat die Liimdesregie­
rung im Rahmen der ihr zur Vefügung stehenden Möglichkei­
ten die Rahmenbedingungen für die Erzeugung von Quali­
tätswein den Bedürfnissen des Weinmarkts angepasst, um ei­
ne Ver_besserung des Weinmarkts und der Weinpreissituation 
zu erreichen. Dies ist in erster Linie durch zwei Maßnahmen 
geschehen: 

Die erste Maßnahme bestand in der Änderung der Hektarer­
tragsregelung. Mit der Ncwellierung des Weingesetzes wurde 
die Landesregierung ermächtigt, im Qualitätsgruppenmodell 
einen Hektarertragswert für Verarbeitungswein einzufüh­
ren. Eine vorläufige Auswertung der Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz kommt zu dem Ergebnis, dass die Weinbau­
betriebe in den betroffenen Anbaugebieten von diesen Mög­
lichkeiten Gebrauch macher1. Landesweit wurden 10 % der 
Erntemenge. des Jahres 2000 als Verarbeitungswein, 7 % als 
Tafel- bzw. Landwein und. 83 % als Qualitätswein eingestuft. 
Die neue Hektarertragsregelung hat zu einer Entlastung der 
traditionellen Märkte ur:n rund 900_000Hektoliter geführt. 

Die zweite Maßnahme bestand in· der Bereinigung der struk­
turellen Überschüsse, die aufgrund der relativ großen Ernten 
1998 und-1999 und der geringen Nachfrage entstanden sind. 
Diese Bereinigung ist im Rahmen des 12-Punkte-Programms 
der Landesregierung geschehen. Die Maßnahmen äus diesem 
Programm sind weitgehend erfüllt. 

So wurden zum Beispiel landesweit 310 000 Hektoliter, das 
heißt, rund 4 % der Ernte im Jahr 2000, für die Versorgung 
des Trinkalkoholmarkts angemeldet.· Die Landesregierung 
liat hierzu zugesagt, aus eigenen Mittein die EU-Beihilf\'!n auf 
knapp 50 Pfennig pro Liter aufzustocken. Dem hat der EU­
Agrarministerrat Ende Dezember zugestimmt. Die Auszah­
lung der Landesbeihilfen wird derzeit vorbereitet. 

Darüber hinaus gehören zu den bekannten Programmen die 
Wiederauflage der Erntebergungskredite für Erzeugerge­
meinschaften und Winzergenossenschaften sowie für Kelle­
reien, die Moste und Trauben für die Kaltgärung überneh­
men, ein Sonderkreditprogramm für Weinbaubetriebe mit 
zinsgünstigen Krediten und verkaufsfördernde Maßnahmen. 

Zu Frage 2: Die Dringlichkeitsdestillation, ein weiterer Be-_ 
standteil des 12-Punkte-Programms, wurde am 14. Dezember 
vergangenen Jahres ausgelöst. Die Frist zum Abschluss von 
Verträgen zwischen Brennereien und Weinerzeugern endet 
am 31. Januar dieses Jahres. Die Weinerzeuger können in Ab­
hängigkeit des Alkoholgehalts zwischen 38 und 42 Pfennig 

pro Liter erzielen. Die Konditionen für die Brennereien wer­
den europaweit einheitlich geregelt. 

• 
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Allerdings zögern die zugelassenen Brennereien mit dem Ab­

schluss von Kaufverträgen; denn die Spamie zwischen 

Ankauf- und Übernahmepreis reicht offensichtlich nicht aus, 

um die Kosten der Brennereien für den Transport der Weine, 

die De5tillation, den Transport des Alkohols in die Lager der 

Bundesmonopolverwaltung zu decken. Rund 15 deutsche 

Brennereien haben grundsätzlich Interesse gezeigt, Weine 

für die Dringlichkeitsdestillation anzukaufen. Allerdirig;; ist es 

bisher niCht zum Abschluss von Kaufvert@_gen gEkommen. 

Ich habe mich deshalb mit einem Schreiben vom 11. Januar 
dieses Jahres an Herrn EU-Kommissar Fischler gewandt und 
ihn <iut die be~tehende Problematik hingewiesen. Darin habe 
ich angeregt, dass bei Beibehaltung des Ankaufspreises für 

die Winzer die- Konditionen für die Brennereien so geändert 

werden sollten, dass im erforderlichen Umfang Kaufverträge 
abgeschlossen werden können. Darüber hinaus habe ich ihn 

gebeten, die Fristen für dim Abschluss von Kaufverträgen um 

vier Wochen zu verlängern. 

ln Brü~sel wird gegenwärtig intemiv an eim=r Lösung der Pro­

bleme der Durchfühnmg der -Dringlichkeitsdestillation in 
Rheinland-Pfalz gearbeitet; denn es gibt eine entsprechende 
Verordmmg des Rates zur gemeinsamen Weinmarktsitua­
tion, die-eine Destillationsmaßnahme für Krisent~lle vorsieht,­

und die Voraussetzungen für die Anwendung einer Dring­
lichkeitsdestillationsind anerkannt. Die Kommission kann es 

sich d;:.her aus meiner Sicht nicht leisten, die Rahmenbedin-

--gungen so zu .setzen, dass die vorgesehenen Maßnahmen ins 
Leere laufen, Ich gehe deswegen davon aus, dass die EU­

Kommis5ion im Februar dieses Jahres eine Entscheidung tri!ft 

und verbesserte Konditionen einräumt, damit die Dringlich­

keitsdertillation zu einer weiteren Entlastung der Märkte 

führen kann. 

So weit die Beantvvortung der Anfrage. 

Präsident Grimm: 

Gibt es Zusatzfragen?- Herr Schmitt. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Minister, nach dem derzeitigen Stand ist bezüglich der 

Dringlichkeitsdestillation noch nicht einmal ein einziger An­

trag gestellt worden. Lassen Sie nun die Frist bis zum 31. Ja­
nuar verstreichen Ufld warten ab, was die EU tut?- Wenn die 

EU nicht tut oder die Frist verlängert, so war dies wohl eine 

Sache, die ein Nullsummenspiel war und den Winzem nicht 

im Geringsten geholfen hat. 

Welche Möglichkeiten hat das Land Rheinland-Pfalz, bei der 
Vermittlung der Brennereien behilflich zu sein bzw. im Ein­

verständnis mit der EU die fin::mzielle Spanne, die Sie vorhin 

genannt haben, so interessant zu gestalten, dass die Brenne-

. reien die~ akzeptieren? - Ansonsten haben wir am Ende für 
eine Dringlichk&itsdestillation gekämpft, und dabei kommt 

nichts heraus. 

Präsident Grimm: 

Herr Schmitt, ich hatte Sie schon einmal darum gebeten, 

(Schmitt, CDU: Ist in Ordnung!) 

in Ihre Fragen nicht eine Fülle von persönlichen Stellungnah­
men einzubauen. 

Bauckhage, Mini~ter 

für Wirtschaft, Verkahr,landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Abgeordneter Schmitt, wir befinden uns diesbezüglich 

in einem riesigen Dilemma. Man sieht sehr deutlkh, alle De­
;tillationsmaßnahmen sind keine Maßnahmen, die für Win­

zer ausreichend sinc!_. Im Öbrigen ist Wein zu schade, um ihn 

zu vernichten. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

WeiterHin sieht man sehr deutlich, dass all diejenigen, die 

darauf gesetzt ha_ben, die Winzer nicht immer ganz fair be­
handelt haben; denn es ist ein Fehler, so zu tun, als ob Destil= 

lation das Problem lösen würde. 

. (Beifall bei der SPD) 

Es gab viele Leute, die in Sachen Destillation untervvegs ~'va­

ren. 

Zum Dritten hat die EU-Kommission zum ersten Mal, wie dies 

im normaltn Wirtschaftsleben üblich Jst, das Obligo an die 

Brenhereien ver~chobo:n. Das ist das Problem. Die Brennerei­
en gehen derzeit nicht so gern in dieses Obligo hinein. Die 
Mechanismen der Marktwirtschaft laufen w. Aber dies zu er­
läutern, ist nicht meine Sache. 

Meine Aufgabe muss es sein, dafür zu sorgen, dass die Destil­
lation möglichst bald Re-alität werden kann. Aber es wä[e_ ein 

eklatanter Verstoß gegen EU-Recht, wenn das Land Rhein­

land-Pfalz für die EU einspringen würde. Das ist nicht mög­
lich. Da; Einzige, was ich tun kann- das haben wir getan-, ist, 

Verhandlongen mit den Brennereien zu führen, um sie dazu 

zu bewegEn, diesen Schritt zu gehen. Wir können darüber hi­

naus prüfen, was allerdings höchst schwierig ist, inwieweit 

wir unter Umständen für die Brennereien mit Landesbürg­

schaften die Situation entschärfen können. Das habe ich be­
reits auf den Weinbautagen in_ Bernkastel gesagt. Dies müs­

sen aber Einzelfälle sein. Dazu muss die Brennerei einen 
Bürgschaftsantrag stellen. 
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Herr Kollege Schmitt, es ist nicht so leicht, Staatsgelder ein­
fach zu vergeben._ Dazu müssen di~ Krite~ien eingehalten 
werden. Wenn die Brennereien dies tun, werden wir dies in 
aller Form sehr positiv prüfen und gegebenenfalls die Bürg­

schaften bewilligen. 

Das heißt, die Möglichkeiten, die wir haben, habe ich bereits 
aufgezählt. Mehr gibt es nicht, es sei denn, wir alle würden -

bescl:lließen, die EU interessiert uns nicht. Wir gehen anstatt 
der EU ins Obligo. Aber dies wäre ein Verstoß gegen EU­
Recht, der auf Dauer nicht haltbar wäre. 

Die Möglichkeiten, die \0Jir haben, sind also zum einen; Bürg­
schaften anzubieten, zum anderen, mit den Brennereien in­
tensive Verhandlungen zu führen.- Im Übrigen gibt es auch 
Brennereien außerhalb Deutschlands, mit denen wir eben­
falls verhandeln. 

Wir sind nicht ganz untätig in der Sache, um zu erreichen, 
dass diese so genannte Dringlichkeitsdestillation auch Reali­
tät wird. Ein Problem ist, dass sich die EU aus der Verantwor­
tung gezogen und gesagt hat, das Obligo liegt beim Käufer. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Kiltz. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich hal:ie eine ganz kurze Frage. Herr Minister, was passiert, 
wenn Herr Fischler die Frist vom 31. Januar nicht verlängert 
und Sie keine Brennerei finden? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Dann werden_i.'llir-noch einmal mit den Brennereien verhan­
deln. Ich weiß nicht, was dann passieren kann. Ich kann es 

- -
nicht statt der EU machen. Ich gehe davon aus, dass FisC:hler 
die Frist verlängert. Wenn wir hingehen und sagen, wir zah­
len anstatt der EU selbst, dann passiert Folgendes: 

{Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das sage ich doch gar nicht!) 

Dann haben wir ein Problem. Dem Problem können wir be­
gegnen. Wir haben 15 Brennereien, die es machen. Wir müs­
sen mit den einzelnen Brennereien im Einzelfall und nicht im 
Parlament verhandeln, um ihnen deutlich zu machen, dass 
wir bereit sind, das Risiko entsprechend abzusichern. Man 
kann es nur so machen. -Ich kann es nicht über die Zeitung 

machen. Es gibt bestimmte Dinge, die kann man nur in Ge­
sprächen machen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Baumann. 

Abg. Frau Baumann, SPD: 

Herr Minister, sind Sie mit mir der Meinung, dass die Zukunft 
der Winzer nicht in der Dringlichkeitsdestillation liegt, son­
dern in einer Kuriden- und Marktorientierung? 

Bauckh~ge, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

- Wir sind nicht auseinander. Ich bin der Meinung, Wein muss 
am Markt verkauft werden. Ich meine, dass der Markt es auch 
regelt. Wir müssen dabei allerdings die Winzer mitnehmen 
und sie stützen. Frau Baumann, wir machen interessanterwei­
se in Oppenheim ein so genanntes KooperationsmodelL Es 

-·gibt viele Mo~elle, die man sich vorstellen kann. Die Winzer 
müssen dabei nur mitgenommen werden. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneteil Schmitt. 

~bg. Schmitt, CDU: 

Herr Minister, Sie haben vorhin über den Ve-rkauf gespro­
chen. Trifft es zu, dass im Moment unabhängig von den ein­
-zelnen Weinbaugebieten erst ca. 20 % der Weine verkauft 
sind, sodass wir in der Tat eventuell über Imagekampagnen 
dort eine Hilfe herbeiführen kön-nten?-

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Ich muss nichtzum wiederholten Mal sagen, wie viele Werbe­
kampagnen die Landesregierung gemacht hat. Herr Schmitt, 
ich muss es einmal sagen; denn Sie fragen nach der Image­
kampagne. Deswegen möchte ich darauf auch eine Antwort 
geben. Ich möchteaaszum wiede-rholten Mal machen. 

Wir sind sogar in die direkte Verkaufsförderung gegangen. 
Sie müssen einmal Ihrem K()llegen Dr. Gölter erzählen, was 
das alles bedeutet. Das wollen wir jetzt aber alles nicht be­
werten. Ich halte das alles für richtig. 

Wir ·m_üssen jetzt versuchen, diese schwierige Situation zu 

meistern. Ich muss Ihnen aber eines sagen. lc;._h kann Ihnen 
jetzt die Zahlen nicht nennen. Der Markt muss schon ein 
Stück bearbeitet werden,- allerdings -nicht nur vom- Staat. 
Wenn der Staat in die direkte Werbung und Verkaufsförde­
rung geht, ist das ordnungspolitisch höchst problematisch. 

• 
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Das mus5 man sehen. Wir wenden insgesamt erhebliche Mit­
tel für Imagewe-rbung auf. Das i::;t alles 5Chwer genug. Ich ha­
be vorhin bewus;;t gesagt, dass wir nach wie vor einen höhe­
ren Import haben. 

Dort hinten sitzt Herr Dr. Enders. Vielleicht könnten Sie Ihrem 
!(ollegen einmal mitteilen, dass e~ vielleicht sinnvoll w!ire, 
w;:,nn man einen Redner hat, dem man Wein schenkt, ihm 

vielleicht nicht einen Bock:;beutel, sondern rheinland­
pf31zischen Wein zu schenken. Das trägt auch zum Image bei. 

Ich habe neulich in der Zeitung gesehen, es wurden nicht 
rheinland-pfälzische Weine- überreicht, sondern Bocksbeutel­
Weine. Vielleicht können Sie ihm einmal mitteilen, dass die; 
auch nicht zur Imagewerbung beiträgt. 

(Zurufe von der CDU) 

- Das ist kein Vorwurf. Ich möchte Ihnen mir sagen,- was man 
alles machen kann. 

(Beifall bei der F.D.P.-
Leih~. CDU: Gibt es in der Landesvertretung 
in Berlin nur rhe_inland-pfalzische Weine?) 

- Das ist nicht das Thema, ich wollte Ihnen aber nur den Hin­
wei~ geben, dass es normal wäre, wenn man rheinland­
pfälzischen Wein nähme. Ich weil3 nicht, ob es in der Landes­
vertretung in Berlin andere als ·deutsche und rheinland­
pfälzische Weine gibt. Ich sage das nur einmal so. Ich habe 
nichts dagegen, ich bin doch tolerant. Man muss auch franzö­
sische Weine trinken, das ist nicht die Frage. Aber die genaue 
Prozentzahl werde ich Ihnen schriftlich mitteilen. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Kiltz. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Minister, wir hatten im letzten Jahr ein schwieriges Jahr -

für die Winzer. Sie kennen unsere Vorschläge für dieses J3hr. 
Ich frage Sie. Was machen Sie denn? Was leiten Sie ein, damit 
wir im nächsten Jahr eine bessere Ausg<mgssituation iür di~;; 

rheinland-pfälzischen Winzer haben? 

Bauckhage, fll1inister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Wir haben mit dem 12-Punkte-Programm nicht nur versucht, 
direkte Hilfen für einen kurzfristigen Zeitraum zu geben, 
sondern versuchen, die Strukturen zu verändern. Ich könnte 

Ihnen jetzt einen langen weinbaupolitischen Vortrag halten, 
wie ich mir das vorstelle. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Machen Sie das!) 

Das würde aber jede Fragestunde natürlicherweise zu einer 
Regierungserklärung ummünzen. Ich denke, das wollen Sie 
nicht. Ich :;chreibe Ihnen gern, was wir alles vorhaben. Ich ge­
he davon aus, dass uns die WählerinnEn und Wähler wieder 
bestätigen •Nerdeno Dann schreibe ich Ihnen -natürlich gern 
auf, was wir alles vorhaben. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Franzmann. 

Abg. Franzmann, SPD: 

Herr Minister, Sie h:~ben ausgesagt, d;ass der EU-Agrar­
ministerrat Ende Dezember zugestimmt habe, dass aus Lan­
desmitteln bis zu 50 Pfennig für Trinkalkoholdestillation auf­
gestockt werden darf. Nachdem in diesem Hause ständig be­
zweifelt worden ist, dass Ihnen dies gelingen wurde, ist mei­
ne Frage: Wie schwierig war es, das umzusetzen? Sie haben 
gesagt, dass die Auszahlung der Landesbeihilfen derzeit vor­
bereitet werde. Wie nah sind wir denn an-dem Auszahlungs­
ZEcitraum, da die Winzer darauf warten? 

Bauckhage, Mini;;ter 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtehaft und Weinbau: 

Wir sind in zwei bis drei Wochen m weit. Wir mussten erst 
einm:~l die Genehmigung der EU haben.- Das Unternehmen 
war schwierig genug. Sie wissen, zunächst einmal hat es die 

Kommission abgelt<hnt. Ich sage das auch in aller Klarheit. Ich 
habe mich bei dem Kollegen Funke, der jetzt zurückgetreten 
i~t. h<:rzlich zu bedanken. Es wäre uns wahrscheinlich nicht 

gelungen, ohne die Hilfe von Minister Funke den Ministerrat 
dazu zu be:wegen, diesen Ausnahmetatbestand zu legalisie­
r~n.-Das hat bis Dezember gedauert . 

Wir >:ind nun dabei, die Vorbereitungen zu treffen. Das geht 
sehr schnell. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Licht. 

Abg.licht, CDU: 

Herr Minister, Sie h:.ben eben davon gesprochen, dass sich 
die Kommission in Brüssel Mitte Februar noch einmal auf­

grundIhres Schreibens bzw. Ihrer Intervention mit den Moda-
. litäten auseinandersetzen wird. Können Sie konkret s~gen, 

über welche Punkte dort noch einmal nachverhandelt oder 

neu beschlossen werden soll und wie nach Ihrer Vorstellung 
das Ergebnis ;;ein soll? 
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Bauckhage, Minister 
iür Wirtschaft, Vet_kehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Nach meiner Vorstellung soff das Ergebnis so_ sein, dass-man 
das auch noch rückwirkend machen kann und damit dJese 

-- Dringlichkeitsdestillation Realität wird. Das ist meine Vorstel-

- lung. Was die Kommission im Einzelnen dort verhandelt, 
weiß ich nicht. Die Kommission tagt natürlichen.veise als­
Kommission und wird Sie und mich nicht dazuladen. 

Ich kann Ihnen nur sagen, es hat Telefongespräche gegeben. 
Es hat darüber hinaus einen Schriftwechsel gegeben. Wir ver­
suchen nun, die Frist ein Stück zu verlängern, um dann zu ge­
währleisten, dass die Kommission unter Umständen die Bren­
nereien aus dem Obligo herausnimmt- das ist auch eine An­
regung von mir-, um-damit zu gewäh-rleisten, dass diese 
Dringlichkeitsalkoholdestillation auch -Realität werden kann. 
Nur wird es kein Zustand auf Dauer sei_n, dass wir über Dring-­
JichkeitsalkoholdestiiiC!tion auf dieser Ebene diskutieren. 

·Präsident Grimm: 

Eilie Zusatzfrage des Herrn Kollegen Anheuser. 

Abg. Anheuser, CDU: 

Herr Staatsminister, Sie haben bei der Beantwortung der Fra­
ge 1 dargestellt, welche Preise in den einzelnen Anbaugebie­
ten bestehen. Sind Sie mitmir der Auffassung, dass das, was­
dort g-enannt worden ist, keine kostendeckenaen Preise für 
die Winzerschaft und ihre Fa!f!ilienangehörigen sind? Sind 
Sie mit_ mir auch der Auffassung, dass eigentlich-zu den kos­
tendeckenden Preisen noch Gewinne hinzukommen müssen, 
damit diese Familien auch Einkommen haben? Sind Sie mit 
mir der Auffassung, dass d~nn~ wenn diese Meng-en noch am 
Mark~ zusätzlich auftreten würden, die in die Destillation ge­
führt wurden, der nachhaltig negative Trend für deutsche 
Weine _auf dem Absatzsektor noch negativer wäre? Sind Sie 
mit mir auch der Auffassung, dass nach wie vor der deutsche 
Weinanteil abnimmt, allerdings nicht mehrso_stark? 

Bauckhage, Minister 
fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Ich bin mit Ihnen in jedem Fall der gleichen Auffassung. Man 
muss Gewinne machen, das ist keine Frage. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Man muss auch Wein absetzen können. Wir müssen uns nur _ 
über einen Punkt unterhalten. Wir müssen die Märkte schaf- _. 
fen. Wenn man in einer Marktwirtschaft, die einigermaßen 
funktioniert, lebt- ich glaube, über Planwirtschaft wollen wir 
heute weniger reden -, muss man Märkte schaffen. Ich bin 

mit-Ihnen auch der Auffassung, dass die Märkte nach wie vor 
sehrschwierig sind. Wir müssen sie gemeinsam bearbeiten~ 

·wenn man jetzt noch gefragt wird, ob ein anderes Unterneh­
men auch noch Gewinn machen muss, dann hätte ich Ihnen 
zustimmen können. Jedes Unternehmen muss Gewinne ma­
chen, das ist nicht die Frage. Auch Winzerinnen und Winzer 
müssen Gewinne machen. Nur müssendie Preise am Markt 
erziel~ar _sein. Anders wird es nicht gehen. Ganz abgesehen 
davon könnte man es selbst dann, wenn man es anders woll­
te, nicht durchsetzen, weil man es nicht genehmigt be­
kommt. 

Präsident ·Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Schmitt. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Minister, welche Mengen wurden bei den Trinkalkohol­
destillationen in den einzelnen Anbaugebieten wirklich des­
tilliert?- Diese müssten vorliegen., 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft_und Weinbau: 

Ich kann es Ihnen jet_zt nicht ·sagen. Ich kann es Ihnen aber 
schriftlich mitteilen. 

(Schmitt, CDU: Das ist aber 
schon längst beendet!) 

-Natürlich. 
(Schmitt, CDU: Okay!) 

Präsident Grimm: 

Es Uegen keine weiteren Fragen vcir. Die Mündliche Anfrage 
ist beantw-ortet. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hans­
Günther Heinz (F.D.P.), 2001 Jahr des Tourismus - Ent~ 

_Wicklung und Bedeutung des Tourismus in Rheinland-P1alz 
_ betreffend, auf. 

Bitte schön, Herr Heinz. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Ich frage die Landesregierung:-

1. Welchen Beitrag lei~tet die Europäische Tourismus Institut 
GmbH Tri er zur tour:istischen Ent11vicklu ng von Rheinland­
Pfalz? 

--· 

-... 
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2. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ergriffen 
oder gefördert, um eine Neuausrichtung der rheinland­

pfälzischen Kurorte und die neue Markenstrategie für die 

Heilbäder und Kurorte auf Landesebene umzusetzen? 

3. Wie hat sich im letzten Jahr bei den ausländischen Gästen 

die Zahl der Übernachtungen und der Ankünite in 

Rheinland-Pfalz entwickeft? 

4. Welche rv'löglichkeiten sieht die Landesregierung nach 

dem technischen Aufbau des landesweiten elektronischen 
Informations~ und Reservierungssystems für das Touris­

musmarketing? 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung antwortet Herr Wirtschaftsminister 

Bauckhage. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Tourismus ist 
für Rheinland-Pfalz als _wichtiger Wirtschaftsfaktor von er­

heblicher strukturpolitischer Bedeutung. Da~ Wachstum der 
Tourismu5wimchaft ist im Vergleich zum allgemeinen Wirt­
schafuwachstum auch im Jahr 2000 wieder überproportional 

hoch. Rheinland-Pfalz hat als Reiseland weiter an Beliebtheit 
gewonnen. Mit einer Steigerung von 5,8 % bei den Über­
nachtungen gelang e:s, die 22-Millionen-Marke zu überschrei­

ten. Mit insgesamt 22,25 Millionen Übernachtungen haben 
alle sieben touristi~chen -RegionEn von Rheinland~Pfalz das 
vergangene Jahr mit einem deutlichen Plus abgeschlossen. 

Bei den Gästo:zahlen wurde sogar der Rekord von 1999 über­

troffen. rv'lit 7,15 Millionen Gästen- das sind 4,5% mehr als 
1999- wird der bislang höchste Wert in Rheinland-Pfalz er­

reicht. 

Dies vorausgeschickt beantworte ich die Mündliche Anfrage 

wie folgt: 

Zu Frage 1: S!::it seiner Gründung im Jahr 1991 h:.t das Euro-

--- päi5che Tourismus Institut europaweit zahlreiche Projekte 

zur Qualifizierung touristischer Akteure, zur Entwicklung 
marktnaher Konzepte und zur innovativen Gestaltung der_ 

touristischen 5trukturen durchgeführt. ln.- insgesamt r-und 

100 Beratungs- t,md Forschungsprojekten konnte da~ Hisei­
ne Kompetenz unter Beweis stellen. ln Rheinland-Pfalz be­

gleitet das ETI-Team mit seinem Know-how und seinen inter­

nationalen Erfahrungenerfolgreich die Entwicklung des Tou­
ri~mus. Beirpielhaft möchte ich folgende Projekte en:vähnen: 

die Gä~tebefragung, das Tourismuskonzept Rheinland-Pfalz; 

die Neuorientierung der rheinland-pfälzi"chen Heilbader und 
Kurorte bis hin zu ~iner Mar!cenpolitik und zu neuen Märk­

ten, den lnnovationspn:;is .,Kur- und Gesundheitstolfrismus" 
und das Projekt ,.Europäisches Tal der rviosel". 

Darüber hinaus hat da~ ETI seit seiner Gründung zahlreiche 
Tourismusgemeinden Ulid-~regionen in Rheinland-Pfalz mit 

Rat und Tat unterstÜtzt. Das ETI kann mittlerweile für sich in 
Anspruch nehmen, im Tourismusbereich zu den-angesehens­

ten Beratungsinstitutionen in Europa zu gehören. 

Zu Frage 2: Nach der Erarbeitung einer Markt- und Potenzial­

untersuchung für die_ rheinland-pfälzischen Kurorte durch 

das Europ~iische Tourismus Institut wurden im Jahr 2000 mit 

finanzieller Unterstützung des Landes ein Dachmarkenkon­

ZEpt mit einem schlüssigen Markensystem erarbeitet. Unter 

- dem Dach des ,.Vitaparc Rheinland-Pfalz" sollen ab 2001 die 
Marken Select, Sportiv, _Wellness, Explorer eingeführt und 

vermarktet werden.· Für die M3rkenentwicklung, erste Um­
satzmaßnahmen und Marketingaktivitäten der Top-Kurorte 
auf dem US~amErikanischen Markt hat die rheinland­

pfälzische Tourismus GmbH von meinem Haus 250 000 DM 

Förderung erhalten. Paraiiel hierzu habe ich im letzten Jahr 

zum zweiten r..:1al den Innovationspreis .,Kur- und Gesund­
heitstourismus" ausgelobt. Die hoch~arätige Jury wird in den 

n3chsten Wochen die Gewinner ermitteln. 

Zu Frage-3: Nach dEn aktuell vorliegenden Zahlen des Statis­

tischen Landesamtes wurden im Jahr 2000 in Rheinland:Pfalz 

üb~r 1,4 Millionen Gäste aus dem At,Jsland und 4,3 Millio­
nen Übernachtungen ausländischer G3ste: registriert. Die Zahl 
der Ankünite nahm damit im Vergleich zum Vorjahr um 

7,7 %, die der Übernachtungen um stolze 9,2 % auf einem 
hohen Niveau-zu. Die Briten werden wieder einen großen 

Ant~il daran haben. Bis August 2000 lagen sie mit über 
350 000 Übernachtungen, nach den traditionellen Spitzenrei-­
tern Niederland~ und Belgien, an dritter Stelle. Im VerglEich 

zum Vorjahreszeitraum Januar bis _Augurt ergab sich bei den 

Briten eine Steigerung von knapp 17 %. Der Zuwachs der aus­
ländischen Giiste insgesamt liegt bei rund 10%. 

Zu Frage 4~ Den Aufbau eines landesweiten Informations­

und Reservierungssystems in den Regionen hat mein Haus in 
den letzten beiden Jahren mit insgesamt 3)1 r-.1illionen DM 
gefördert. ln diesem Jahr sollen nun nach dem technischen 

Aufbau neue Vertriebswege, vor allem OnlinE-Vertriebswege 
erschlossen werden. r-Jeben dem Aufbau der Reservierungs­
zentralen in-den Regionen und eines Kundenzentrums für 

Buchung bei der Rheinland-Pf:.lzTourismus GmbH sollen das 

Reisebüromarketing, die Zusammenarbeit der Reiseveran-­
stalter und der Ausbau von Online-Portalen im IVIittelpunkt 

stehf!n. Der neue Buchungskatalog für Rheinland-Pfalz 2001 

steht seit Jahresbeginn zur Verfügung. Er .enthält rund 
400 buchbare Angf'bote sowie 22 buchbare Pauschalangebo­

te der rheinland-pf3lzischen Kurorte. Mit diesem landeswei­

ten Reservierungssystem ist Rheinland-Pfalz eines der ersten 
-Bundesländer, das mit einem solchen flächendeckenden 

Online-Vermarktungssystem auftritt. Dieses System ist _übri­

gens ein g_utes Beispiel für eine gelungene rv1ittelstandsförde­
rung im Gastgewerbe. 

So weit die Beantwortung der einzelnen Fragen. 
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Präsident Grimm: werden, die die notl!vendige Transparenz, die Beteiligung der 
Schulen sowie einen im Umfang vertretbaren Verwaltungs-

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Heinz. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Herr Minister, Sie haben geantwortet, dass das Europäische 
Tourismus Institut auch Beratungen vornimmt. Meine Frage 
dazu: Wie werden die Beratungen nach der Dauer der Zeit 

abgerechnet? 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Wir haben teilweise Beratungen auch direkt flankierend fi­
nanziell unterstützt. Das wird auch im Einzelfall noch nach 
wie vor geschehen können. Das kann allerdings nicht pau­
schal so sein; denn wir haben zunächst einmal die Tourismus_ 
GmbH gegründet, bei der das Land ein Stück beteiligt ist. Sie 
wird dann auch die Vermittlungen übernehmen. 

Präsident-Grimm: 

Es gibt keine weiteren Fragen. Die Mündliche Anfrage ist be­
antwortet. 

(Beifall der_F.D.P. und vereinzelt 
bei derSPD) 

Wir kommen zur Aussprache überdie Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Erhard Lelle (CDU), LeistungsQrientierte Korn· 
ponenten in der Besoldung von Lehrerinnen urid Lehrern in 
Rheinland-Pfalz ~ Drucksache 13/6718, Nummer 2 - betref­
fend, und die- Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Bernhard Braun (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Aussetzung 
der deutsch-französischen Zusammenarbeit zwischen den 
Biosphärenreservaten Nordvagesen und Pfälzerwald durch 
den französischen Träger- Drucksache 13/6718, _Nummer 3 -
betreffend. 

Mithin ist die Stunde geteilt. 

Wir beginnen mit_ der Mündlichen Anfrage des Herrn Kolle­
gen Lelle,_dem ich das Wort erteile. 

Abg. Lelle, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im Januar 2000 
hat die CDU einen Antrag eingebracht, leistungsorientierte 

- Gestaltung in der Lehrerbesoldung einzuführen. Daraus hat 
sich dann im März ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen 

_ - von SPD, CDU und F.D.P.-.ergeben. Herr Präsident, Sie erlau­

ben, dass ich zitiere? ln der Begründung heißt es: ,.Es wird 
wesentlich darauf ankommen, dass Regelungen gefunden 

aufwand sicherstellen". - Meine Damen und Herren, dem ist 
das Mininisterium in keiner Weise gerecht geworden. Der 
Ehrgeiz des Ministers, Entscheidungsfreude zu dokumentie­
ren, hat dazu geführt, dass man es unterlassen hat, intensiv 
die Problematik mit den Beteiligten zu erörtern und die not­
wendige Transparenz zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, das Echo -ist entsprechend. Ich ha­

be die Befürchtun!,l. dass wir gerade das Gegenteil von dem 
erreichen, was wir erreichen wollten. Statt Motivierung und 
Leistungsanreiz herrscht draußen vor Ort Ratlosigkeit und 
Demotivierung. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Viele Schulleiter berichten uns von der Gefahr einer Spaltung 
des Kollegiums und von aufkommenden Neiddiskussionen, 

-ganz einfach von einer Verschlechterung des Betriebsklimas. 
Es wird auch befürchtet, dass diejenigen, die sich bisher schon 
sehr engagiert haben, aber nun nicht berücksichtigt werden 
und nicht berücksichtigt werden können, demotiviert wer­
den und ihr Engagement zurü-cknehmen. 

Meine Damen und Herren, eine ganze Reihe von Fragen ist 
_ auch noch offen und sorgt für Unruhe. Zunächst einmal gibt 

es die Frage, warum die Angestellten außen vor bleiben müs­
sen. Frau Staatssekretärin, Sie _haben sich darauf berufen, 
dass im Tarifrecht noch nicht die notwendigen Voraussetzun­
gen geschaffen sind. Das mag stimmen. Aber genau dabei ist 
die Landesregierung gefordert, darauf einzuwirken;_ denn 
ansonsten bekommen wir in diesen Schulen dann eine Zwei­
Klassen-Gesellschaft: die, die prämiert werden, und die, die 
nicht prämiertwerden können. 

Offen ist auch die Frage, warum nur 5 % diese Prämie erhal­
ten können, obwohl-10 % möglich wären; denn wir haben 
noch keine Leistungszulagen. 

- Eine weitere Frage, die gestellt wird: Wie ist das mit der Bün­
deJung der kleinen Grundschulen?- Diese müssen nämlich zu­
·sammengefasstwe~aen. Es kann nur einervon 20 eine Prämie 
erhalten. Diese BündeJung soll nun die ADD vornehmen. Ich 
kann nur auf die Schwierigkeiten hinweisen, die die ADD in 
der Vergangenheitaufgrund der Vervvaltungsreform in urei- -
genen Aufgaben hatte. 

(Beifall bei derCDU) 

Es kommt eine weitere Aufgabe hinzu. Erlauben Sie mir, dass 
ich zumindest skeptisch bin, dass dies funktionieren wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Offen ist auch- auch das ist-zu klären-, warum Teamarbeit 
und Projektförderung außen vor bleiben. Ich kann nur fest-

• 



• 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- '126. Sitzung, 18. Januar 200'1 9457 

;;teilen, wieder einmal ist ein Schnellschuss erfolgt. Das Minis­
terium hat seine Hausaufgaben nicht gemacht. 

(Pörksen, SPD: Und 5ie einen 
Schus;; in den Ofen!) 

Nun- das haben wir heut;:; Morgen fe~tge;:;tellt- wird zurück­

gerudert. Die; umgekehrte Vorgehen;;wei;;e wäre notwendig 
gewesen, die Problematik mit den Beteiligten zu erörtern 
und Transparenz zu schaffen. Das ist aber- nicht geschehen. 

Die Bereitehaft der beteiligten LEhrcrverbände, solche lei­
stung;bezogenen Komponenten mitzutragen, ist vorhanden. 
Der Sinn und Zweck, Leistungsbereitschaft zu honorieren und 
Leistungsanreize zu schaffen, wird akzeptiert und von der 
Öffentlichkeit auch mit Recht für die Schule EingEfordert. 

· Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir dEnnoch den 
Hinweis, Schule ist nicht gleich Wirtschaft. Die .A.bläufe sind 
kompliziert, und es geht um den Umgarig ·mit den jungen 

Menschen, mit Schülern. Für die Schule gilt deshalb die Frage: 
W<>; will und wa·s kann man prämjeren? Prämiert man die Un­

terrichtsquo.lität, die Fortbildungsbereitchaft, außerunter-
richtliche Tätigkeiten oder besondere Aktivitäten, Moderato­
rentätigkeit oder Betreuungstatigkeit? 

(Glocke de~ Präsidenten}_ 

Viele Faktoren wären noch zu nennen. Aber ohne klare Richt­
linien- ob ~ie nun extern odex intern fe;tgelegt w_erden- gibt 
es keine ·Transparenz, und es besteht zumindest der Geruch 

der Willkür. 

(Beifall der CDU) 

Präsid;mt Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, weitere Gäste im 
Landtag begrüßen zu können, und zwar Schülerinnen und 
Schüler der 9. KlasEe der Schiller.:;chule Kaiserslautern sowie 
Jugendliche, die am Institut für Bildung und Beruf in Hachen­
burg unterrichtet werden. Herzlich willkommen im Landtag! 

(Beifall im Hau~e) -

Ich erteile der AbgEordneten Frau Brede-Hoffmann das 
Wort. 

Abg.Jrau Brede-Hoffmann, SPD: 

Herr Präsident, meinE Damen und Herren! Herr Kollege Lelle, 
ich bin froh, das~ Sie beiallden vielen Erinnerungslücken, die 
immer auftauchen, wenigsten~ nicht verges5en haben, da;s 
der Antmg, leistungmrientierte Komponenten in der Be~ol­
dung von Lehrerinnen und Lehrern einzuführen, ein gEmein­
samer _6.ntrag war, den ~vir diskutiert haben, und bei d_e:m 
auch au:; dem Protokoll, wenn Sie es nachlesen, hervorgeht, 

dasE s;:;lbst die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die .>Einer­
zeit nicht mitgestimmt ho.t, eigentlich auch der Meinung war, 
dass das Ein richtiger Ansatz war. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P,) 

Ich bin außerdem froh, dass es wenigstens klar ist, dass dieser 
Antrag auf einer gemeinsamen Diskussion basierte, die aus 
einer Veränderung des Bundesbesoldungsgesetzes abgeleitet 

wurde und nicht vom Himmel gefallen war, Dieses Bundesbe­
soldungsge;etz regelt in sEinen Paragr;;phen ganz eindeutig, 
dass leistungsorientierte Prämien und Zulagen eine perso­
nenbezogene Angelegenheit sind, die ~iCh mit der einzelnen 
leistungsstarken Person im System beschäftigt. Nicht nur im 
System Schule: ist das damals diskutiert worden, sondern es ist 
für das gesamte BeamtEnsystem diskutiert worden. Es ist also 
nicht so, dass das BundesbesoldungsgESetz vorgesehen hat, 
eine Einheit Schule oder .A.hnliches für eine Gesamtleistung 
zu prämieren, sondern sich ganz dezidiert ents-chlossen hatte 
-wir haben es als Ausschuss, und das Parlament auch, getan-, 
LeistungsanrEize für die einzelne Person, die für das Land Lei­
stungen erbringt, zu setzen und durch die Auslobung von 
Prämien einzelnE Personen bei ihrer Beschäftigung dazu an­
zuregen, besonders engagiert zu sein. Nichts anderes haben 
wir beschlos;en. Nichts anderes hat in einem ersten Schritt_ 
die Lande;regierung umgesetzt. 

Dann möchte ich zitieren, wie der Minister seinerzeit, als wir 
diesen Beschlus; in diesem P<>rlament gefa~st haben, arg"u­

mentiert hat. Er hat gesagt: "Aus den Erfahrungen, die aus 
einem Ersten Durchgang gewonnen werden, wird man le~­

nen !~önnen, weitere Ergebnisse und wr:;itere SchrittE: ent­
wickeln und dann bereit !!ein~ dies ist auch ein wesentliches 
Element von Qualität~m3nagement -, innerhalb eines Prozes­
~es zu lernen," 

An diesem ersten Schritt befinden wir uns jetzt. Wie bei so 

vielem wjssen Sie- manch andere unken schon wieder-, dass 
das alles überhaupt nicht gehen kann und nur zu Zerwürfnis­
sen und Negativem führt. Hören wir in die Schulen hinein, 

hören wir Kritik und Zweifel. Das ist keine Frage. Hören wir 
uns bei Kolleginnen und Kollegen dieses Hause:; um, die an 
:mderen Stellen die Einführung von leistungsorientierten 

Komponenten erlebt haben, hören wir, dass die Diskussion 

damals genauso war. i•Jleine Kollegin sagte: mir gerade, vor 
zehn Jahren im System Postbank eingeführt, wusste damals 

jeder, das kann gar nicht gehen. Das wird ganz furchtbar, 
und es ~vird nur noch Streit im Kollegium geben. Es ist einer 
der ganz erfolgreichen Bausteine von Leistungsorientierung 
in diesem System geworden. Keiner zweifelt heute mehr da­
ran. 

Herr Lelle, ich bin ganz sicher- das lasseii Sie mich deutlich sa­
gen-, dass unsErE: Schulsysteme und nicht nur die Schulleitun­
gtri, denen ich das uneingeschränkt zutraue, es zu organi~ie­

ren, sondern auch die Teams der Schulen die:; ir:t Einem ko­
operativen und für die Schule fruchtbaren Prozess diskutie-
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ren werdem.-Sie sitzen jetzt in den Schulen zusammen- das ist 
schon ein guter Purikt an dieser ganzen Entscheidung - und 
diskutieren darüber, was für uns eigentlich als Leistung in un­
serer Schule so wesentlich ist, dass wir es mit einer Prämie 
auszeichnen mö-chten. Sie diskuktieren über die eigenen En­
gagements-chritte, die über das normale Leistungsniveau des 

normalen Lehre!s oder der normalen Lehrerin hinausgehen. 
Was mehr erwartenwir eigentlich noch von Lehrerinnen und 
Lehrern, als dass sie sich in einen solch produk~iven flrozess 
hineinbegeben? Insofern können wir doch nur froh sein, dass 
wir mit diesem ersten Schritt begonnen haben und ·in den 
Schulen diese Diskussion angestoßen haben. 

Dass es Kritik.gibt;werden wir aufnehmen. Das Ministerium 
nimmt das auf. Sie haben es beschrieben bekommen. Noch 
im Januar gibt es weitere Gespräche mit dem Hauptpersonal­
rat, um im nächsten Schritt über eine Ausweitung dieses Sy­
stems reden zu können. Das ist ~och genau das, was wir alle -
ich kann es nur immer. wieder sagen- gemeinsam in einer sel­
tenen Gemeinsamkeit in diesem Parlament eigentlich haben 
erreichen wollen,. das Anstoßen von Leistungsbereitschaft, 
das Hinterfragen, welche Faktoren wichtig sind, das Prämie­
ren dieser Leistungsbereitschaft und den produktiven Ausein­
andersetzungsprozess auch mit uns im Übrigen darüber, wie 
es dann noch weitergehen kann, welche weiteren Maßnah­
men wir vorsehen können. 

Die Staatssekretärin hat in der Antwort ausgeführt, selbstver­
ständlich sind wir in der nächsten Phase· der Zulagen auch­
wieder in die Diskussion eingebunden und werden a-uch dort 
wieder darüber diskutieren, wie man es am besten machen 
kann und welche Möglichkeiten die Schulen bekommen, es in 
eigener Verantwortung - das ist ganz wichtig - miteinander 

·zu klären. 

(Glocke des Präsidenten) 

IhrMisstrauen gegen Schulen, aber auch Ihr bekanntes Miss­
trauen gegen die ADD ist mittlerweile wirklich überflüssig. 
Wir vertrauen unseren Schulleitungen in den Schulleitungs­
teams, dasssie für die Schule jeweils das Beste entvoJickeln 
und den Anreiz so setzen, dass im Team we!tere produktive 

-Ideen entstehen.-

Danke. 

(Beifall derSPD und derF.D.P.) 

Präsident Grimm: 

-Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Es ist schon fast Usus- zumindest 
von Frau Brede-Hoffmann -. dass dann, wenn Kritik auf-

kommt, gesagt: wird, wir befinden uns in einem Prozess und 
beziehen das mit ein, ansonsten sind wir -auf einem guten 
Weg. 

(Vereinzelt Beifallbei der CDU­
Frau Brede-Hoffmann, SPq: 

So ist es!) 

Frau Brede-Hoffmann, die Frage ist aber doch, -mit welchen 
Startbedingungen und mit welchen Vorgaben man in diesen 
Prozess gegangen ist, und ob man Überlegungen, die beim 
Startpunkt und bei der Ent'.vicklung des Prozesses und einer" 
durchaus breiten Einigkeit darüber, dass. man leistungsorien­
tierte Prämien auch im Schulbereich einführen will, angestellt 
hat. Es gab einen Dissens darüber, wie man es macht und was 
man dafür braucht. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Sie 
wollten es gar nicht!) 

Es ist die Frage, ob solche Überlegungen nicht bestimmte Ent­
wicklungen hätten vermeiden können. Sie wollen mir doch 
nicht sagen, dass das, was wir in de-ncSchulen hören und auch 
in den Zeitungen lesen, wie .. L~istungsprämien schüren Un­
frieden", ,.Teamarbeit fördern, statt Einzelkämpferturn prä­
mieren" _oder- auf den Punkt gebra~ht- ;,Der SpaltRiiZ- die 
Leistungsprämie?", im Rahmen der Qualitätsentwicklung 

-auch auf leistungsbezogene Gremien oder leistungsbezoge-
ne Besoldungselemente zurückzugreifen, ein guter Start für 
ein solches Projekt ist. 

(Beifall der Abg. Frau Grützmacher, 
BÜNDNIS 90/D-IE GRÜNEN -

Beifall bei der CDU) 

So ist es doch. Sie haben den Start in den Sand gesetzt: 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU) 

Esjst ein Vorhaben, das durchaus breite Unterstützung hatte, 
auch die von den GRÜNEN. Frau Brede-Hoffmann, wenn Sie 

- schon das Protokoll zitieren, dann sollten Sie lesen, dass der 
Beschluss einstimmig gefasst1111urde. 

(Frau ~rede-Hoffmann, SPD:. 
Enthaltung!) 

- Nein. Er wurde einstimmig gefasst. Es gab keine Enthaltung 
von den GRÜNEN. Wir iiaben den Antrag nicht mit gestellt, 
~veil wir kon~retere-Vorgaben im Gesamtantrag haben I.'Voll­
ten. Das wollten Sie damals nicht, genauso wenig wie die 
F.D.P. Sie hat gesagt, lasst die einmal machen, dann-sirid wlr 
auch nicht verantwortlich. 

Ich willihnen sagen, was Herr Dahm damals für die_ GRÜNEN 
in die Diskussion eingebracht tiat. Er hat damals gesagt: Eine 
Kultur der Qualität bedarf der offenen Kritik und auch eines 

• 
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-Klimas des ehrlichen Lobens und_Bestärkens. Etvvas später 
sagte er dann: Das System - es ging um das System und um 
die Diskussion .. Quali1:ätsentwicklung" -wird sozusagen erst 
rund, wenn auch die Besoldung der Lehrkräfte an· leistungs­
orientierte Komponenten angepasst wird. Weiter heißt e5: 

. Dabei müssen diese Komponenten transpai·ent und nachvoll­
ziehbarsein. Es kann nicht angehen, dass Prämien ausschließ­
lich nur nach den Vorstellungen von Schulleitungen vergeben 
werden. - Es war umer Kritikpunkt an Ihrem Vorgehen, dass 
es solche Kriterien nicht gab. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
5ehr richtig~) 

Ich teile Oberhaupt nicht die Auffassung, die Frau Ahneri vor­
getragen hat, dass man das einer gewissen Beliebigko:it über­
lassen kann. Ich s-pitze dies zu als Beliebigkeit. I'Jatürlich will 
ich Entscheidungen den Schulleitungen überlassen. Aber ich 
muss das Instrument mit der Ab5icht verbinden. Die Absicht 
war, Qualitätsentwicklung in den Schulen voranzubringen. 
Wenn ich da~ will, mu5s ich in der Lage sein, Kriterien zu for­
mulieren und zu entwickeln, die ich im Rahmen von Qu<~li­
tätsentwicklung fördern will. Will ich zum Beispiel Leistungs­
prämien, die ;;o verteilt werden, dass ich bestehende Samm­
lungen und die Betreuung von Sammlungen in den Schulen 
ub;:;r die Jahre verteile - erst bekommen die etwas, die die 
Physiksammlung betreuen u~w_.--, oder will ich neue Entwick­
lungen voranbringen,--

(Kuhn, F.D.P.: Nein!)_ 

-Aber so wird es zum Teil diskutiert. 

- - nämlich Entr.rickh.mgen im Bereich Qualitätsenhvicldung 
für Lehrerinnen und Lehrer, die sich im Bereich der Fortbil­
dung für Kollegen engagieren, die bestimmte Programme 
mit auf den Weg bringen - Stichwort .,Kiippert-Programm" 
und ähnliche Dinge? Eine Landesregierung muss doch in der 
Lage sein, hierfür Kriterien vorzugeben und damit den Vor­
gang für die Schulen, Schulleitungen und Schulverwaltung, 
aber vor allen Dingen für die Lehrerinnen und Lehrer trans­

parent zu machen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das, was Sie gemacht haben, hat dazu geführt, dass Sie dieses 
Instrument für eine lange Zeit di~kreditiert haben und jetzt 
Diskussionen aufrollen müssen, die den Prozess verzögern 
und verschieben. 

-· 

Herr Kuhn hat dies wieder vorhtrgesehen. Er ist gleich wie-
der von der Brücke gesprungen, eine Brücke, die er selbst ge­
baut hat. Ihre Vaterschaft für diese Lei~tung5prämie l~önnen 
~ie nicht wieder so einfach verleugnen und sagen, damit ha­
be ich eigentlich nichts zu tun~ Ich bin auf Ihre Vorschläge ge­
:;pannt. Da~. was von den Schulen und von den Lehrerinnen 
und Lehrern go:fordert wird, nämlich Ober das Instrument von 

Entlastungsstunden und mehr rreistunden zu diskutieren, 
mus_s unbedingt mit in dies~s Konz<:pt hinein. 

Ich bitte Sie cjarum und fordere da~ auch, einen Gesamtbera­
tungsprozess durchzuführen, der alle Beteiligten mit einbin­
det und deutlich macht, dass diese leistungsbezogenen Prä­
mien oder leistungsbezogenen Besoldungsanteile etwas mit 
Qualitätsentv.ticklung an ·der_Schule zu tun haben und man 

_damit nichtAltes und Altbekanntes prämieren will. 

(Glocke des (lräsidehten) 

Nur so wird man einen positiven Prozess in die Schulen hin­
einbringen und anstoßen können. 

(Beifall de~ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

PräsidentGrimm: . 

.Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! zunächst einmal 
sind wir .uns m_öglicherweise alle· einig, dass wir leistungsbe­
zogene Elemente in den Schulen brauchen. 

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU). 

W.ir haben einen gemeinsamen Beschlu~s hierzu. Vom Grund­
satz her besteht Einigkeit. 

Jetzt haben wir einen Einstieg, der an das Bundesbesoldungs­
gesetz gekoppelt ist. Dies setzt bestimmte Grenzen. Es ist so, 
dass meih Vorschlag ,.Zeit statt Geld" IT)öglicherweise a·us 
re(htlichen Gründen in diesem Zusammenhang jetzt noch 
nicht _umgesetzt ~verden kann. Da:; weiß ich auch. Aber ich 

habe eine persönliche Überzeugung. Ich will es auch noch 
einm-al erläutern. 

{Dr. Gölter, CDU: Weil es nicht 
sinnvoll ist!) 

Wir können nur das machen, w3s im gesetzlichen Rahmen 
machbar ist. Das ist das eine. Das andere ist, -wenn wir be­
stimmte he-rausragende Leistungo:n belohnen, prämieren, 
dannliegt es in der Natur der Sache- Herr Kollege Lelle, von 
der Definition her-, dass es nicht alle bekommen können. 

(Zuruf aus dem Hause) 

-Was-ist denn das fur eine Diskus;ion, wenn man sagt, .,dann 

bekommen es nur einer oder zwei, und der Rest bekommt 
nichts, diese sind dann neidisch"? -

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD) 
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Vom Prinzip her können Sie nicht so argumentieren. Auch das 
muss gelernt werden. Auch das muss man lernen. Es ist eine 
Selbs:tverständlichkeit 

Wenn ich höre, dass gesagt wird, dass Lehrer aus diesem 
Grund ihre Leistung zurücknehmen, dann, muss ich sagen, 
lieber Herr Kollege Lelle, wenn Sie das in der Öffentlichkeit 
sagen, schaden Sie dem Berufsstand der Lehrer immens. 

{Beifall der F.D.P. und der SPD­
Mert~s. SPD: Das ist eine 

- Diffamierung!) 

Wir gehen nicht davon aus und unterstellen den Lehrern 
nicht, dass in Zusammenhang mitder Belohnung von beson­
ders herausragenden Leistungen andere, die diese nicht be­
kommen, bewusst ihre Leistung zurücknehmen. 

Wenn solche besonderen herausragenden Leistungen prä­
miert werden sollen - nach meiner Einschätzung im Zusam­
menhang mit dem Thema .,Leistungsgerechtigkeit'' -, dann 
müssen wir irgendwann umfassender herangehen. Aber 
wenn dies so ist, dann bekomme ich Gänsehaut, wenn ich mir 
vorstelle, dass das Ministerium einen Kriterienkatalog von 
zwei Seiten oder 25-Seitem aufstellt. 

{Mertes, SPD: 24!) 

Es muss dann- umfassend sein. Es muss alles von vorn bis hin-­
ten bedacht sein. Was meinen Sie, was dann los ist. 

{Zurufe aus dem Hause) 

Wir wollen mehr Selbstständigkeit für die Schulen. Die Schu­
len müssen eigenverantwortlich h~ndeln. Eine Schulleitung 
an der Schule ist doch in der Lage, eine besondere herausra­
gende Leistung eigenverantwortlich zu definieren. 

{ZurufdesAbg. Dr. Weiland, CDU)-

Man muss weg von diesen bürokratischen Ansätzen. Damit 
tun Sie den Schulen mit Sicherheit überhaupt keinen Gefal­
len. 

Wir brauchen - darin möchte ich Frau Brede-Hoffmann zu­
stimmen - eine neue Diskussion zum Thema .,Leistungsge­
rechtigkeit in Schulen". Das ist der Start. Da haben wir große 
Probleme. Wir haben Lehrer,die Herausragendes leisten und 
besonders belastet sind. Es gibt in derTat Leistungs- und auch 
Belastungsunterschiede, die wir in Zukunft insgesamt berück­
sichtigen müssen. 

Wir brauchen ein Leitbild und eine klare Zielvorstellung. 

{Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 
BqNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Das kÖnnen Sie im Rahmen des Bundesbesoldungsgesetzes 
jetzt nicht regeln. Das ist eine Vision. Wir müssen das Thema 
.,Leistungsgerechtigkeit" in Schulen neu diskutieren. Dann 
wird man auch zu ganzheitlichen Lösungen kommen,- wäh­
rend das jetzt nur punktuell ist, wenn eine herausragen-de 
Leistung einmal-prämiert worden ist. 

Ich sage Ihnen offen: Dann wird man im Gesamtzusammen­
hang auch darüber nachdenken, ob es nicht sinnvoller ist, wie 
es die Lehrer zum großen-Teil befürworten, Zeit statt Geld zu 

geben, wenn das rechtlich möglich ist. 

Dieser Prozess ist jetzt angestoßen worden. Es ist auch gut, 
dass in den Schulen darüber diskutiert wird. Dieser Prozess ist 
noch nicht zu Ende. 

Ich mache noch eine letzte Bemerkung, damit das nicht falsch 
rüberkommt. Die Lehrerverbände sind unterschiedlicher Mei­
nung. Es ist nicht so, dass alle diese Position vertreten. Das 
kann ich persönlich gut verstehen. Es gibt aber Verbände, die 

_ dafür offen sind, insbesondere im BerufSschulbereich. Si~ sa­
gen, dass das bei ihnen umsetzbar sei.-

-{Glocke des Präsidenten) 

Wir wissen, dass es auf der anderen Seite auc_h Skepsis gibt. 
Dieser Prozess ist noch nicht zu Ende, sondern das ist der Start 
für eine ganz neue Diskussion. 

{Beifall bei F.D.P. und SPD) 

PräsidentGrimm: 

Ich erteile der Staatssekretärin Frau Ahnen das Wort. 

Frau Ahnen, Staatssekretärin: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die leistungsorien­
tierten Komponenten in der Besoldung auch im Bereicn der 
Lehrerinnen und Lehrer umzusetzen, ist der Landesregierung 
ein wichtiges Anliegen - das will ich ganz deutlich sagen -, 
aber nicht, weil dann absolute Gerechtigkeit herrschen wür- -
de. Zu meinen, es gebe eine absolute Gerechtigkeit, ist in Be­
soldungsfragen eine absolute Illusion. 

Es ist aber ein wesentliches Personalführungsinstrument, um_ 
im Einzelfall deutlich machen zu können, dass jemand eine 

_besonders herausgehobene Leistung erbracht hat, und um 
ihm dafür nicht nur einen Handschlag zu geben, sondern- um 

ihm auch deutlich zu machen, ciass sich das materiell aus­
wirkt. 

{Beifall derSPD und der F.D.P.) 

Wir benötigen solche neuen Personalführungsinstrumente­
ergänzend, die aber nicht alle Probleme lösen. Auch dieser 

• 
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Illusion darf man nicht erliegen. ln diesem Parlament herrscht 
meiner Meinung nach diesbezüglich ein Konsens; zumindest 
i~t die Debatte über die leistungsorientierte Besoldung bisher 
so abgelaufen, ubrigen> auch im Bereich der Lehrerinnen und 
Lehrer. 

Die Lande5regierung kann auf einen gemeinsamen Antrag 
der Frahionen der 5PD, CDU und F.D.P. zurückgreifen und 
hat dien;uch getan, al; das Konzept zur Umsetzung vorgelo::­
gen hat. 

1. Herr Abgeordneter Lelle, wir wollen im ersten Jahr für 5 % 
Lei~tungsprämien a 2 500 DM. Sie haben völlig Recht, als 
Obergrenze sind in:gesamt 10-% vorge~ehen. Deshalb haben 
wir gesagt, da~s wir im zweiten Jahr Leistungszulagen wol­
len. Dann werden wir auch 10 % erreichen. 

2. Wir wollen eine Entscheidung der Schulleiterinnen und 
Schulleiter. Dmt, wo das aufgrunddEr Größe der Schule nicht 
möglich i:t, weil keine einzelne Prämie oder Zulage bei den 
5 % oder 10 % landen würde, wollen wir eine Absprache zwi­
schen den Schulen, die von der Aufsichts- und Dien;tlei­
stungsdirektion begleitet wird. Herr Abgeordneter Lelle, ich _ 
gehe fest davon au,, dass die Aufsichts- und Dienstlei~tungs~ 
direktion eine beratende Schulaufsicht durchführen wird, 
wie sie es in anderen Fällen auch macht. 

ln den Fällen, in denen es um Prämien oder Zulagen für Schul­
leiterinnen und Schulleiter geht, soll die Auf~ichts- und 
Dienstleistungsdirektion entscheiden. 

Frau Abgeordnete Thoma~, wenn Sie beh;:;upten, e::-sei Belie­

bigkeit, we:nn wir keinen Kriterienkatalog vorlegen würden 
- ich meine, ich habe begründet, weshalb e~ nicht möglich i~t, 
einen abschließenden Kriterienkatalog vorzulegen -, und 
wenn gerade Sie einen zentralen Kriterienkatalog fordern, 
leuchtet mir da;:, nach der Debatte, die wir über Ihr Schulge­
!:etz geführt haben und als Sie der Meinung gEwesen sind, 
die Schulen vor Ort sollten alle:; entscheidEn, überhaupt nicht 
mehr ein. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir haben gesagt, dass 11vir mit der Umsetzung auch lernen 

wollen. Wir führen nicht das erste Gespräch mit Hauptperso­
nalräten und Lehrerverbänden, sondern wir befinden uns in 
einem Diskussionsprozess, der fortgeführt wird. So viEl Ehr-

. lichkeit gehört aber auch dazu. Wir werden sol:mge diskutie­
ren 1-:önnen, wie wir wollen. Am Ende wird stehen, dass eine 
Entscheidung darüber getroffen werden muss, wer eine Leis­
tungsprämieoder eine Leistungszulage bekommt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Mertes, SPD: So ist das!) 

Wer jetzt eine Debatte mit vorgeschobenen Argumenten 
führt, weil er sich davor fürchtet, dass am Ende eine Entschei­
dung steht, verwischt meines Erachten;- die Debatte. Da; 

bringt uns nicht wejter, ~ondern dadurch wird eine im Schul­
bereich dringend notwendige Diskussion verhindert. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir werden diese Debatte auch deshalb mit allen Beteiligten 
fortführen, weil wir ein Interesse an einer möglichst konsen­
sualen Lösung haben. Es ist Aufgabe des Ministeriums, Vor­
stellungen hierzu vorzulegen. D3s haben wir g~tan. Wir sind 
bereit, über unsere Vorstellurigen zu diskutieren, und bereit, 
in Einzelfällen natürlich noch Anderungen vorzunehmen, 
und durch den Prozess zu lernen. Ich bin der Meinung, dass 
das Konzept der Landesregierung insgesamt ein guter Ein­
stieg ist. 

(Beifall d_er SPD und der F.D.P;) 

Präsidtont Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Lelle das Wort. 

Abg. L.:lle, CDU: 

(ltzek, SPD: Er bekäme die 
Leistungsprämie-nicht!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Brede- · 
Hoffmann, wir :;teilen zu unserem Antrag, den wir gemein­
sam eingebracht haben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir ;Jnd 3ber absolut unzufrieden mit der Vorgehensweise 
des Ministeriums. Das mu;s einmal zur Sprache gebracht llver­

den. Sie flüchten immer in die Ausrede, dass Sie sich in einem 
Prozess befinden: 

Meine Damen und Herren, .es ist aber die frage, wie man die­
sen Prozess angeht. Herr Creutzmann, vielleicht können Sie 
mit Ihren Erfahrungen aus Ihrer beruflichen Tätigkeit bei der 

BA5F, und vielleicht kÖnnen SiE, Herr Mertes, mit Ihren Erfah­
rungen bei der Bundeswehr Ihren Kollegen deutlich machen, 
wie dort in einem mlchen Prozess vorgegangen wird. Am An­
fang stehen immer eine Zielvereinbarung und klare Vorga­

ben, die es zu erfüllen gilt. Wer sie erfüllt, der bekommt die 
Prämien. Alle anderen Vorgehensweisen sind kontraproduk­
tiv, aber genau die5 h3ben Sie gemacht. De.;halb gibt es drau­
ßen diesEn Verdruss. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich halte es für eine Zumutung, wenn wir dies artikulieren 
und dann wiederum ge;;agt wird, dass wir die Lehrer be­
schimpfen würden oder kein VErtrauen in die Schulleitungen 
hätten, Frau Brede-Hoffmann. Das ist nicht der FalL 

(Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD) 
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Wir müssen Ihre Bedenken aber ernst nehmen. Wir haben ei­
ne Anhörung durchgeführt und nehmen die im Rahmen die­
ser Anhörung erhaltenen Anregungen ernst. Abschließend 
möchte ich sie kurz nennen: 

1. Es m_uss ein Kriterienkatalog vorgelegt werden, ob extern 

oder intern lasse ich offen. 

2. Den Schulen muss eine Wahlfreiheit zugestanden werden, 
ob sie Geld- oder Zeitgutschriften beanspruchen. 

3. Die Geldprämie darf auch gesplittet werden. 

4. Solange es keine Zulagen gibt, werden mindestens an 
10% der Lehrer Prätnfengezahlt. 

5. Jede Schule erhält eine-angemessene Pauschale. Die Ver­
bünde, die doch nicht funktionieren werden, vergessen 
wir. 

6. Angestellte und Teilzeitkräfte dürfen nicht benachteiligt 
werden. 

7. Gesamtkonferenz und örtlicher Personalrat sind zu betei­
ligen. 

8. Eine verträgliche Lösung- ist mit allen Betroffenen zu­
nächst zu erarbeiten. 

Dann nehmen wir die Umsetzung des Prozesses in Angriff. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn AbgeordnetenGeis das Wort. 

Abg. Geis, SPD: 

-Frau Thomas, vor allem bei Ihnen muss ich mich über das 
mangelnde Vertraüen in einen Diskussionsprozess, der jetzt 
erst beginnt, wundern. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sie müssen vielleicht zuhören und sich 
auf den Diskussionsprozess einlassen!) 

_Vor e!nigen Monaten haben wir gemeinsam beschlossen, ei­
nen Schritt zu gehen. ln der Plenarsit:z:ung im Juni waren >;vir _ 
diesbezüglich gar nicht weit auseinander. ln der- Diskussion 
über Qualitätsmanagement und Lehreraus- und -Weiterbil­
dung haben wir immer großen Wert- auf die besondere Ver-· 
antwortung von Schulleiterinnen und Schulleitern gelegt. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Das war immer ein ganz zentraler Purikt. Jetzt gibt es einen 
ersten konkreten Ansatz der Umsetzung in einem ganz span-­
nenden Feld. Uns-war allen bewusst, dass das eine Diskussion -
ist, die beginnt und ergebnisoffen sein muss. 

Jetzt rufen Sie-- die CDU und die GRÜNEN - nach Vorgaben. 
Ich halte das nicht für besonders spannend. Was ist das für 
ein Bild von Schulleiterinnen und Schulleitern, das sich in ei­
ner Aussage des VBE ausdrückt- ich zitiere-: "Die Gefahren 
unqualifizierter Handhabung oder gar der Willkür sind groß. 
Dann ist der Schaden größer als ein möglicher Nutzen." Wes­
halb erwarten wir von Schulleiterinnen und Schulleitern, dass 
sie sich so verhalten? Ist es nicht vielmehr so wie bei einem 
Workshop vom vlbs, in dem als Fazit gesagt wurde: Im Ergeb-

- -nis ist festzuhalten, dass die Festleg_ung von Kriterienkatalo­
gen sehr kritisch gesehen wurde. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Es war offensichtlich die Bereitschaft vorhanden, gemeinsam 
eine Diskussion zu beginnen und eine erste Verantwortung 
an Schulleiterinnen und- Schulleiter zu geben, um dann ge­
_meinsam- wie wir uns einig waren -_weiter zu diskutieren. 
Das ist meiner l'y1einung nach ein Weg, der spannend ist, der 
Kreativität Platz lässt und der Fant~sie in einem ersten Schritt 
in der Schule Platz lässt. Dann sieht man gemeinsam weiter. 

Jetztist die Prämierung relativ ei11heitlich geregelt. Das war 
- wohl auch im ersten Schritt nicht anders möglich. ln weiteren 

Schritten wird aber über eine größere Vielfalt zu reden sein. 

(Glocke des Präsidenten) 

Es ist uns aus vielen anderen Bereichen absolut selbstver­
ständlich, dass das verschiedene finanzielle Anreize sind, wie 
sie- in anderen Berufsfeldern auch üblich sind. Wir haben ge-_ 
sagt, dass wir diese Normalität eigentlich auch im Blldungsbe- -
reich haben wollen. Jetzt sagen wir auf einmal, dass'Cias über-­
haupt-nicht zu machen ist? 

Haben Sie ein bisscheri Vertrauen in den Prozess, der gerade 
beginnt. Wir sind meiner Meinung nach immer noch auf ei­
nem guten Weg. 

(Beifall der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen ·und_ Herren! Herr Geis, ich habe Sie gebeten, 
zuzuhören und- nicht einfach ein altes Klischee, das Sie_ von 
den GRÜNEN so gern_ im Kopf haben oder was so gern von 

der F.D.P. bedient wird, zu aktivieren und das dort abzule­
gen. 

• 

--
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Ich habe gesagt- dazu stehe ich nach wie vor-: Wir erwarten, 
dass solche lei5tungsbezogenen Komponenten transparent 
und-nachvollziehbar sind und nicht allein in der Entscheidung 
der Schulleitung liegen - nicht allein, natürlich entscheiden 
die das letztendlich-, sondern dass die La_ndesregierung und 
dieses PariamEint deutlich machen, was Sie mit diesen leis­
tungsbezogenen KomponEnten bezwecken wollen. Dafür 
benötigen Sie hicht 25 einzelne Seiten, die besagen, für eine 
be~onders herausragende Leistung in einem ~hor gibt es eine 
Leistungszulage oder für diese5 oder jenes, sondern Sie müs­

!:en deutlich machen, dass Sie die!:e Komponenten mit Quali­
tätsentwicklung und mit neu angestoßenen Prozes~en i_n ei­
ner Schule verbinden wollen. 

Ich habe versucht, Ihnen deutlich zu machen, wie das an ein­
zelnen Schulen diskutiert wird. Damit kein Unfrieden gestif­
tet wird, bekommt der dieses Jahr, der nächste dieses Jahr 
und der nächste dieses Jahr eine Prämie. So \Vird diese Diskus­
sion zum Teil geführt. Damit demotivieren Sie ganze Kolle­
gien. Das muss doch auch einmal bei Ihnen ankommen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie diskutier~n doch fern von jeder Realität. Also müssen Sie: 
Ihre Absicht den Schulen und den Schulleitungen transparen­
ter und klarer machen. Darum geht es uns. 

Herr Creutzmann, Sie hören so interessiert zu, Sie wi;sen, was 
Zielvereinbarungen sind. Dazu muss man kommen, wenn 

__ man zu solchen K(lmponenten kommt, und zwar Zielverein­
barungen zwiochen dem Ministerium und den Schulen und 
dann auch innerhalb der Schulen. Da~ ~ehe ich nicht. Sie ge­
ben ein Instrument in die Schulen hinein und sagen: Pn;>biert 
daH;inmal au;. Wenn da; Porzellan zer~chlagen ist, sehen wir_ 
zu, wie wir es zusammenkleben. D:;s war unserE Absicht und 
nicht das Zusammenstellen von dicken Katalogen und büro­
kratischen Vorgängen. 

(Zuruf der Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD) 

-Nein, Frau Brede-Hoffmann, das la=se ich mir vori Ihnen auch 
nicht anhängen. 

(Heiterkeit und Beifall des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Frau Kollegin Thomas- ich gebe das nicht oft zu - hat Recht, 
aber sie Iist auch wieder Unrecht. 

(FrauThomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aha!) 

Ich könnte Ihnen jetzt erzählen, was Zielvereinbarungen sind, 
was Boni sind und wie-man das macht, weil ich auf der Seite 
des Sprechtrausschusses unmittelbar daran mitgewirkt habe, 

-wie i.vir moderile~Gehaltssysteme praktizieren. Natürlich ha­
ben Sie R~cht, was diE Transparenz von Bonuszahlung be­
trifft, ab_er dann müssen Sie so etwas für alle Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter, für alle Lehrerinnen und Lehrer ma~ 
chen, weil Sie dann eine Zielvereinbarung mit ihnen schlie­
ßen müssen, die natürlich sehr individuell ist. Ich mache das 
permanent und werde auch an Zielvereinbarungen gemes--

sen. -

Was wir haben- das hat bereits Herr Kollege Kuhri gesagt-,· 
ist ein erster Schritt, um herausragende Leistungen, die an 
Schulen erbracht werden, würdigen zu können. Ob man das 
jetzt über Geld oder Zeit macht, ist eine andere Frage. Die 
Mittel dafür sind natürlich sehr begrenzt. Dann· können Sie 
auch nicht nach einem Katalog für die Beurteilung eines Leh­
rers vorgehen; denn an der Einen Schule kann einmal dort ei­
ne herausr:.gende Leistung sein und an.einer anderen Schule 

- an einer anderen Stelle. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es redet doch keiner von Katalogen! Sie 

reden von Kat31ogen!) 

- Frau Kollegin Thomas, wir müssen das von dem trennen, 
was wir al; Liberale generell für den Bereich de.s öffentlichen 
Dienstes fordern, nämlich leistungsgerechtere Bezahlung, 
wobei dabei natürlich mehr Transparenz gegeben sein muss; 

Zielvereinbarungen müssen SiE mit den Mitarbeitern schlie­

ßen. Das mus~ einvernehmlich geschehen. 

(Dr. Gölter, CDU: 5o i~t es! Das ist es!) 

- Schorsch Gölter, man k:mn aber doch nicht Äpfel mit Birnen 
vergleichen. Das ist das Problem, über das wir diskutieren. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das tun Sie gerade!) 

-Man hat für die Schulen ein Instrument_ gewählt, bei dem 
man gesagt hat, wir wollen herausragende Leistungen nur_ 

._:für 5 % fördern. Allein in der Sprache liegt doch da schon ein 
Fehler. Leisten die anderen 95 % der Lehrerinnen und Lehrer 
nichts? Da; Wort "LEi~tungszulage" halte ich schon für 

schlimm. Sie leisten doch genauso, die einen gut, die anderen 
besser. Das ist zweifelloskeine Frage. 
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Ich kann nur empfehlen- ich habe zu wenig Zeit, um das aus­
zuführen, aber ich würde das gern einmal machen, weil ich 
sehr viel Erfahrung habe-,-

(Glocke des Präsidenten) 

die ganze Diskussion gar nicht so aufgeregt zu führeri. 

(Zuruf der Abg. Frau Themas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Ja, Frau Themas, ich höre schon auf. 

Einen Satz gestattet mir aber der Herr Präsident noch: Mit 
dem System .,Leistungsbeurteih.ing" muss auch Erfahrung ge­
sammelt werden. Das haben die Leute, die die Beurteilung 
vornehmen müssen, nicht in die Wiege gelegt bekorrtmen. 
De_?halb ist das ein Prozess, und-deshalb lernen alle Beteilig­
tendaran. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall der F.D.P., der SPD und 
desAbg. Dr. Gölter, CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich schließe die Aussprache zu diesem Punkt. 

Ich rufe die Aussprache über die Mündliche Anfrage des Ab­
geordneten Dr. Bernhard Braun (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Aussetzung der deutsch-französisc!'ten Zusammenarbeit zwi­
schen den Biosphärenreservateil Nordvagesen und -Pfälzer­
wald durch den französischen Träger- Drucksache 13/6718, 
Nunimer 3- betreffend, auf. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort. 

- Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN: 

Sehr geehrter- Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Nachdem Herr Creutzmann-jetzt J}OCh das Ministerium in den -
Senkel gestellt hat, gehen wir zum nächsten Thema über, 
nämlich zu de111. Thema .,Deutsch-französische Zusammenar­
beit oder eben nicht mehr Zusammenarbeit zwischen den_­
Biosphärenreservaten Nordvagesen und Pfälzer Wald". 

Meine Damen und Herren, seit 1992 gibt es eine Ankündi­
gung der UNESCO, dass der Pfälzer Wald durcliaus die Chance 
hat, Bi_osphärenreservat zu werden. Das ist ein Status, der 
weltl.veit vergeben wird. Das ist ein Status, der in Rheinland­
Pfalz einzigartig ist. Das ist ein Status, auf den wir alle stolz 

se_in könnten und können, wenn das umgesetzt werden 
kann, was in den Nordvagesen und dem Pfälzer Wald begon­
nen worden ist; 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

JVIeine Damen und Herren, zu Beginn der Diskussion um das 
Biosphärenreservat hat <:las Umweltministerium in Rheinland­
Pfalz die Sache sehr stark unterstützt. Ich zitiere aus der 
.,Rheinpfalz" vom 24. Oktober 1996: .,Staatssekretär Härte! 
sieht in dem Vorhaben ,eine Signalwirkung zugunsten einer 
konstruktiven Zusammenarbeit über Grenzen hinweg'. Für_ 
Rheinland-Pfalzsei es nicht nur zweckmäßig, diese Koopera­
tion mit seinem europäischen Nachbarn zu verfolgen, son­
dern das sei ein Stück Selbstverständnis." 

Herr Härtel, ich hoffe, Sie stehen auch weiter dazu. Jetzt ist 
dieses Selbstverständnis in Rheinland-Pfalz, nämlich die Zu­
sammenarbeit mit Frankreich, gefährdet. Frankreich legt sei­
ne Zusammenarbeit mit Rheinland-Pfalz auf_ Eis, weil sich 
Rheinland-Pfalz nicht genügend in der Sache Biosphärenre- -
servat PfälzerWald engagiert hat. 

(Beifall des-.BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frau Ministerin, wir tordem Sie deshalb auf, vor diesem Hau­
se zu bekennen! dass Sie zu dem Biosphärenreservat weiter 
stehen und ein Programm vorlegen; wie die Entwicklung vor 
Ort weitergehen soll und wie die E;ntwicklung vor Ort weiter­
gehen kann. Wir sehen im Moment, dass das Umweltministe­
rium absolut nicht genügend Engagement in die Sache ein-

- bringt. 

Der BUND und andere Umweltverbände haben mit dem Mi­
nisterium zusammengearbeitet und eigene Vorschläge erar­
beitet, was in dem Biosphärenreservat vorangebracht wer­
den soll. Gerade erst kürzlich hat der BUND ein Schreiben an 
das Umweltministerium und an das Wirtschaftsmi~isteriu-m 
gerichtet, dass im Pfälzer Wald nachhaltige Landwirtschaft 
und Forstwirtschaft sowie nachhaltiger Tourismus - Herr 
Bauckhage v.Jollte sich vorHin noch zum Tourismus ausbrei­
ten- gefördert werden. 

Tatsache ist, dass die Finanzunterstützung des Landes 
Rheinland-Pfal2 seit Jahren nicht steigt und die französische 
Seite eine ganz klar bessere Finanzu-nterstützung als die 
deutsche Seite hat. Die Franzosen geben deshalb_ die Zusam­
menarbeit auf, weil das Land Rheinland-Pfalzund die Träger 
vor Ort nicht mitziehen. 

Wir fordern Sie auf- wir hatten das im Haushalt dieses Jahres 
auch beantragt-, die finanzielle Förderung für das Biosphä­
renreservat pfä)zer Wald aufzustocken, damit diese Chance, 
die wir haben, wahrgenommen werden kann. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die französische Seite hat 17 oder 18 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Die deutsche Seite hat drei oder vier: Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter. Mit dem einen Abgeordneten aus 
der Forstwirtschaft sind es sogar fünf._ Man sieht dieses Un­
gleichgewicht. Man sieht auch, dass das Engagement auf 
deutscher Seite mangelhaft ist. -

-• 

-
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Wir haben diesen Status Biosphärenreservat Pf~lzcr Wald 
nicht auf Dauer. Er kann von der UNESCO entzogen werden. 
Gerade weil die Überprcifungen bald laufen, ist es wichtig, 
dass. sehr schnell gehandelt wird und Sie, Frau Minist<::rin, sich 
finanziell mehr engagieren und diese Sache nicht nebenbei 

beha.ndeln. Sie hatten vorhin gesagt: Ich habE erst durch Ihre 
Anfrage erfahren, das~ es Schw:ierigkeiten gibt. - So kann eE 

nicht laufen. So kann es nicht sein. 

Frau Ministerin, Sie müssen die Sache in die Hand nehmen 

und vorantreiben. 

(B.eifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Glocke des Präsidenten) 

Die weiteren Biosphärenreservate, die es in Rheinland-Pfalz 
geben könnte- die Südeifel bemüht >:ich beispielsweise auch, 
diesen 5tatu~ tu erhalten-, können natürlich nur erfolgreich 
sein, wenn das erste Projekt 1::rfolgreich läuft. Wenn Sie die­

ses erste Projekt nicht erfolgreich weitErführen, sind alle 
Chancen in Rheinland-Pfalzauf weitere Biosphärenreservate 
gefahrdet. Da$ ist Ihre Umweltpolitik, nämlich ::mkündigen 
und nicht handeln. Das kann und darf so nicht weitergehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜi.JDNIS 9QIDIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Es spricht-- wider Erwarten noch einmal- der Abgeordnete 
Nagel. 

Abg. Nagai,SPD: 

. Herr Präsident, meine Damen und Herren!. Ich komme mir in 
der Tat wie.Tina Turner vor. Keine Angst, ich werde l}icht sin­

-gen: Wenn ge5tem Abend auf dem Parlamentarischen AbEnd 
die Weinbauprinzessin festgestellt hat, dass Politik Kun~t sei, 
dann sind wir ergo Künstler. Bei Künstlern ist es üblich, dass 

m:m mehrfach Abschiedsvor~tellungen gibt. Von daher i~t 

da; gar nichts Ungewöhnliches. 

Meine Damen und Herren, ich kommE zur 5ache. Zun3chst 
einmal ist richtig, dass 5eit November 1992 der Pfälzer Wald 

von der UNESCO den Status des Biosphärenreserv;:;~ ~ekom­
men hat. Nun haben wir mit dem Pfälzer Wald Eine Kon5tel­
lation, die in der Bunde;republil~ DEutebland einmalig ist. 

Wo alle anderen Biosphärenrese!vate: staatlicht Träger ha- · 
ben, hat dieses Biosphäremeservat einen privaten Träger.. 
Von daher hat die Landesregierung höchstens einen mittel­

baren und keinen unmittelbaren Einflu;s auf die:es Biosphä­

renreservat. 

Herr Kollege Braun, ich sage Ihnen ganz offen: Auch ich bin 
nicht mit dem zufrieden, was bisher dort geleistE:t bzw. nicht 
geleistet wurde, 

{Vereinzelt Beifall bei SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

~vobei man dieSchuld nicht in die Schuhe der Landesregie­
rung schieben kann, sondern e~ ist nach meinem Eindruck vor 

Ort nicht mit der notwendigen Veh.:;mEnz an der Sache gear-­
beitet worden. 

Meine Damen und Herren, in dem Zusammenhang muss man -
auch noch einmal schauen, wie das mit der deutsch-franzö­
si5chen Zusammenarbeit aus5ieht. 

Herr Kollege Braun, Sie wissen es ganz genau. Die französi­
~che Philosophie des .,parc nature!" ist von den Schwerge­
wichten her eine andere als die eines Naturparks nach ume­
rem Verständnis. Es ist in der Vergangenheit auch versäumt 
worden, die beiden Philowphien ein Stück weiter zusammen­
zubringen, um gemeinsam an einem Werk zu arbeiten. 

Ich komme zum zweiten Punkt in diesem ZusammEnhang. Sie 
haben darauf hing~wiesen. Die Vagesen sind als Biosphären~ 
reservat personell ganz anderE ausgestattet. 5ie haben auch 
ganz andere Funktionen. Das heißt, sie sind an Bauleitpla­
nungen und an Regionalplänen beteiligt. Durch ihre Beteili­
gung können sie auch Geld erwirtschaften, wa5 in unserem 
Fall nicht gegeben ist. 

Herr Kollege Braun, dennoch und ungeachtet dessen ist es 
nicht so, das~ gar nicht:: passiert wäre. Es i~t.einE ganz Menge 

passiert. Im Jahr 1998 h<it e~ ein Handlungskonzept gegeben. 
Dieses Handlungskonzept umfasst eine Fülle von Punkten. 
Nun wissen wir beide- Herr Kollege Braun vielleicht noch bes­

ser al; manch anderer K-ollege in diesem Hause-, dass die Um-
5etzung solcher Handlungskonzepte in und mit der Natur kei­
ne Geschichte ist, die man in zwei, drei oder vier Jahren be­
werkstelligt . 

(Zuruf de~ Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Kollege Braun, ich mache es einmal an dem geplanten 
Bienwald-Naturschutzgroßprojekt deutlich. Dort ist das 

Handlung~konzept in seiner ersten Stufe auf zwölf Jahre an­

gelegt, weil sich Veränderungen in der Natur nicht über 
Nacht vollziEhen, sondern ihre Ent11vicklungszeiträume brau­

chen. Bis ein Bewaldungsprogramm, das dort initiiert ist "und 
auch läuft, in der Natur die Umsetzung und die Folgen zeigt, 
geht erfahrungsgernaß tine Reihe von Jahren ins Land. Ich 

denke, dass auch mit einigermaßen Erfolg das Handlungs­
konzept .,Bauen mit Holz" angelaufen ist, nämlich mit heimi­
schen Hölzern, die aus unsere!' Produktion stammen. Es gibt 

ModellprojektE zum Thema .,Energie c.us SonnE bzw. Holz/ 
Sonne". Ich gebe zu, es könnte viel mehr gemacht werden. 
Die~e Ansätze gibt es. 

(Beifall bei der SPD­
Glocke des Pr35idEnten) 
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Meine Damen und Herren, es geschieht einiges. Es könnte 
mehr geschehen. 

Herr Kollege Braun, vielleicht denkt der nächste Landtag ein­
mal darüber nach, ob es nichtsinnvoll wäre,-aus der privaten 
Trägerschaft -in eine staatliche Trägerschaft zu gehen. Ich 
glaube, man konnte in diesem Fall da~n effektiver sein. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Alexander Licht das Wort. 

Abg. Licht, CDU: 

Herr Präsident, meine [)amen, meine Herren! Es ist schon be­
zeichnend, dass sich der Kollege Nagel auch in die Reihe der 
Kritiker mitdem Vorbeha_lt einreiht, dass die Kritik nur einsei­
tig abzugeben ist und nicht alle diejenigen aufzuzählen, die 
mit im Boot sitzen.ln diesem ganzen Bereich der Kritiker be­
rlndet sich nicht nur die französische Seite, sondern befinden 
sich auch die Um\'l!eltverbände und dießeteiligten vor Ort. 
Auch aus der Presse ist eine ganze Reihe Kritik herauszulesen. 

Meine Damen und Herren, Sie gipfelt häufig auch in einem 
-punkt, der etwas mit dem Verhalten der Landesregierung, 
Frau Martini, zu tun hat. Dieses Projekt ist nicht nur auf die 
Natur ausgelegt, sondern wie auch andere Projekte auf die 
Entwicklung von Natu~ und Wirtschaft. Das ist in vielen Berei­
chen in dieser Landesregierung oft offensichtlich immer wie­
der ein Problem. Es reiht sich nahtlos in die Bereiche FFH ein, 
die wir miterlebt haben. Eben ist_ das Stichwort .,Bienwald" 
gefallen. Immer dann, wenn Wirtschaft und- Umwelt in einem 

konstruktiven Bereich zusammenarbeiten sollten, gibt es Pro­
bleme, das heißt, irßmer dann, wenn siCh das Wirtschafts­
ministerium und das Umweltministerium gemeinsam Aufga­
ben widmen sollen, funktioniert es nicht. 

_ (Zuruf des Staatsministers Zuber) 

Meine Damen und Herren, in manchen·Bereichen wäre sogar 
Ihr Ressort mit einzubinden. 

(Zuruf des Staatsministers Zuber) 

Meine Damen und Herren; offensichtlich sind einige der Han­
delnden nicht in der Lage, gerade in diesen Bereichen Ver­
knüpfungen, Vernetzungen vorzunehmen. 

Frau Martini, Ihre Antwort_heute Morgen - das-war oeutlich 
zu hören- ist auch mit starker Kritik a·n die -Handelnden vor 

Ort gebunden. So habe ich das zumindest herauslesen kön­
nen._ Man muss wissen, dass 1992 mit der_ Anerkennung- der 
UNESCO auch Auflagen verbunden waren. Diese Auflagen 
sind dann offensichtlich übertragen worden. Negativ könnte 
man sagen: Diesen Auflagen hat man sich entledigt, man hat 

sie vor Ort abgeladen. Hier fehlt es dann, wenn die Sachmit­
tel und die personelle Unterstützung 'fehlen, natürlich auch 
zwangsläufig an der Umsetzung. !Jann schließt sich wieder 
der Kreislauf. Ab_er wer hat d~nn die Aufgaben übertragen, 
wer hat diese Dinge dann so installiert? 

Wenn Herr Kollege Nagel eine andere Konstruktion an­
spricht, dann lassen- Sie uns doch wenigstens diese Punkte 
aufgreifen; denn aus dem Alarmruf aus dem E-lsass muss man 
auch Schlüsse ziehen: Wie gehen wir jetzt mit der ganzen Si­
tuation um? Wie -gestalten wir das, was dort notwendiger­
weise in der Umsetzung hapert? 

Ich will am Schluss ein paar Punkte deutlich machen, worum 
es geht. -Ich will aus- einem Internet-Beitrag zitieren. Dort 
heißt-es: .,Das Biosp!lärenreservat soll dabei zu einer Muster­
region für eine nachhaltige Regionalentwicklung werden. 
Dies lässt sich nur durch eine enge Verknüpfung und gleich­
rangige Berücksichtigung ökologischer, -sozialer und ökono­
mischer Zi~le erteichen. Die wichtigsten Handlungsfelder sind 
Forsti{Virtschaft, Weinbau und Fremdenverkehr." 

Dies ist dort als besonderer Punkt genannt. Wenn ich Teile, 
die auch im Wirtschaftsministerium beheimatet sind, völlig 
außen vor lasse und die Verknüpfung nicht vornehme, dann 
bringt das in der EntV'Jicklung Mängel mit sich. Diese Koordi­
nation ist nicht vor Ort, sondern in der Landesregierung zu· 
leisten. Offensichtlich gibt es dort- Mängel. Das .ist ·wieder 
deutlich geworden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte -noch, vveil ich das 
gestern nicht machen konnte, zu_ Clemens Nagel .,Adieu 
Clemens" sagen. Das hätte gestern überhaupt nicht hinein­
gepasst. Wenn wir dir gestern, als wir über BSE debattiert ha- -
ben, ein freundliches Wort zugerufen hätten, das wäre dann 
wirklich .,Perlen vor die Säue werfen" geweser). 

(Vereinzelt Heiterkeit im Hause­
Zurufvon der SPD: Oh, oh!) --

Lieber Clemens, ich bedanke mich auch für die freundschaftli­

che Zusammenarbeit. Es ging manchmal hart zu, aber du bist 
einer der Parlamentarier, die es i~mer geschafft haben, wirk­
lich den Streit zu führen, aber es nicht persönlich zu meinen. 
Das ist wichtig. l~h hoffe, dass du- das auch in Zukunft so 
hältst. Ich will das _zumindest für mich so tun. 

(Beifall bei CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präside11t Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau 
Hatzmann das Wort. 

(Zuruf von der CDU: Dfe Gisela Schlüter 

der Freien Demokraten! -
Vereinzelt Heiterkeit bei der CDU) 

• 

--
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Abg. Frau Hatzmam1, F.D.P.: 

Herr Präsident, ·meine Damen und Herren! Der Vorteil der zu­
letzt redenden Parlamentarierin ist immer, dao:s sie zusam­
menfassen und den Eindruck darstellen kann, den sie aus dE.r 
Debatte gewonnen hat. Das möchte ich noch einmal tun. 
Mein Eindruck ist, da~s sich alle einig darüber .sind, -dass das 
Biosphärenreservat Pfälzer Wald nicht optimal gemanagt 
wird. Der Eindrucl~ ist, dass es durchau~ noch eine Spanne 
gibt, die zu verbe;~·ern ist. 

Mein Eindruck ist auch, dass sich alle darüber einig sind, dass 
das in Form von Proj"ekten, in Form von unterschiedlichen An­
sätzen sein mus;, einmal was die Nachhaltigkeit der Waldbe­
wirtschaftung oder auch der Projekte t?etrifft, aber insbeson­
dere auch, was die Frage Touri!:mus und Wirtschaft betrifft. 
Dann stelle ich fest, da;~ sich eigentlich alle darüber im Kla­
ren sind, dass der Pfälzer Wald nicht in landeseigener Träger­
schaft ist, wir also keinen direkten Zugriff haben. Alle sind 
sich auch darüber im Klaren, da~s es die selbstverständliche 
Aufgabe des Landes j>t, in einem solchen Projekt zu helfen 
und zu u·nterstützen. Es ist auch klar, in wekh.em Umfang das 
Land dies bisher getan hat. E~ ist auch klar, dass wir uns wün­
schen, dass es im Bereich des Managements dieses Biosphä­
renrescivats Pfälzer Wald - ich rede jetzt über Management 
in Form von Projekten, in Form von Darstellung, in form von 
Akquirierung endogener Kräfte der Region, in Form von öko­
nomischen Kreisläufen, regionalen Stützen - ein gewisses 
Handlungsfeld ist. 

Dies hat die Lande~regierung erkannt. Das habEn auch die 
Umweltschutzverbände erkannt. Da;; hat auch der Trägerver­
band erkannt. rvlan hat sich zusammengesetzt und eine um­
fangreiche Liste gemeinschaftlicher Projekte entwickelt. Die 
Landesregierung hat hierfür auch die Unterstützung zuge­
sagt. ln den Projekten wird ganz konkret unterstützt. Die 
Umweltministerin hat gesagt; Es ist für dieses Projekt ein För-

- ~ter abgestellt. -Andere Leute arbeiten konkret in Projekten 
.mit. Wo immer ein Projektv11unsch kommt, wird er 3uch un­
terstützt. ProjeiTNünsche können zum Beispiel auch vom 
Wiruchafuminister unterstützt werden, weil e5 eine Über­
schneidung im Bereich des Tourismu~ gibt. Aus- dem Wirt~ 
schaftsministerium, das über die FAG-Mittel verfügt, gibt es 
Zusagen; Auch damit können Investitionen gefördert wer­
den. Was aber überhaupt nicht geht, ist, aus FAG-ivlitteln 

-zum Beispiel Personalkosten zu übernehmen. Das geht 
schlicht und ergreifend nicht. Also muss man natürlich auch 
kreativ mit den Möglichkeiten, den Förderinstrumenten um­
gehen und auch die Situation erkennen, dass es bestimmte 
Fördernob1vendigkeiten gibt und auch diese ltreativ nutzen. 
Dabei stehen jedem Tür und Tor offen. Wir würden uns doch 
selbrt einen Tort antun, wenn wir un;er einziges Biosphären­
reservat, das wir haben, da> Aushangeschild des Landes, nicht _ 

entsprechend untHstützen würden. 

Ich denke, darüber sind-wir uns alle einig. Wir wollen, müssen 

und_sollen das Biosphärenreservat unterstützen. Wir brau­
chen aber auch die entsprechende Hilfe de~ Trägerverbands, 

dass wir entsprechend reagieren können. So weit ich die fl!ii­
ni>terin verstanden habe- sie wird noch etwas dazu sagen -, 
ist es insbesondere auch in der Personalsituation so, dass wir 
noch mehr tun können und noch mehr Personen abstellen, 
die sich nur um dieses Projekt kümmern. Aber das kann sie al­
les selbst sagen; das kann sie besser. 

(Vereinzelt Heiterkeit im Hause) 

Noch einmal zusammenfassend: Er i~t in privater Träger­
schaft. Wir werden unterstützen, wo wir können. Wir brau­
chen aber auch die Kreativität der Partner, entsprechende 
Anträge zu stellen, sodass wir auch unsere Mittel bereitstel­
len können. Wie gesagt: Personal allein ersetzt nicht Kreativi­
tät und rvtmagement. Damit kann m_an das nicht kompensie­
ren, um das einm:il deutlich zu sagen. 

Wir sind uns auch alle einig- das war, glaube ic~. Konsens-, 
dass die 5t;ukturen auf der französi~chen Seite völlig anders 
sind als auf der dEutschen Seite, dass die Aufgaben auf der 
französichen Seite wesentlich komplexer, umfangreicher und 
völlig anders !ötr1,1kturiert ~ind. Wer sich hin und wieder auch 
überlegt, dass wir es auf französischer Seite mit einer Zentral­
regierung und auf der deutschen Seite mit einemLand zu tun 
haben, das heißt, mit einer Region, die ganz anders auch mit 
Personal und mit Mitteln dort Eingreifen kann, der wird 
schon verstehen, dass auf 'französischer Seite mit ganz ande­
rem Personal und auch mit ganz anderen Mitteln im Projekt 
selbst gearbeitet werden muss. 

Von daher denke _ich, dass die Aufregung völlig umsonst ist. 
Wir müssen einfach nur sehen, dass wir das, was an Kreativi­
tät, an Kraft, an Interesse besteht, so bündeln, dass alle dazu 
kommen, da~ zu tun, wa5 sie tun können. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der F.D.P .) 

Präsident Grimm: 

Für die Lande.>regierung erteile ich der Umweltministerin 
Fr<!u Martini das Wort. 

Frau Martini, Mini:>terin für Umwelt und Forsten: 

Sehr geehrtEr Herr Präsident, meine Damen und Herren Ab­
geordneten! Ausgang>p_unkt der Diskussion, die sich. jetzt 
nicht auf die Mündliche Anfrage, sondern auf eine Ausspra­
che zu dieser Mündlichen Anfrage zeitmäßig ordentlich er­
streckt, ist.ein Schriftverkehr zwischen zwei Menschen, näm­
lich zwischEn dem Vorsitzenden des Parc nature! region des 

Vosges du Nord und Herrn Rolf Künne, Vorsitzender des Na­
turparks Pfälzer Wald. 

Dieser Brief ist uns, wie gesagt, erst im Nachgang, nachdem 
er in der Zeitung veröffentlicht worden war, zugegangen. 
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Ausgangspunkt ist also ein Schriftverkehr Zlt"!ischen Leuten, 
die mit dem Parlament zunächst einmal Überhaupt nichts zu 
tun haben. 

(Zuruf des Abg~Dr. Gölter, CDU} 

- Das wäre gar nicht so schlecht, Herr Gölter. _ 

Ausgangspunkt ist also dieser Brief. Wenn man sich den Brief 
durchliest- wir haben das natürlich getan, nachdem wir ihn 
hatten-, ist- man ven'l!undert. Mit "wir" ist das Ministerium, 
das mit dem Naturpark zu tun hat, gemeint. Ich erkläre Ihnen 
auth,- warum wir verwundert waren, Herr Abgeordneter 
Braun. 

ln diesem Brief steht im Grund nichts anderes als das, was seit 
Jahr und Tag schon bek~nnt ist. Da uns wiederum bekannt 
ist, dass das, was seit Jahr und Tag bekannt ist, den Naturpark 
Nordvagesen noch nie dazu veranlasst hat, einen solchen 
Brief zu schreiben, haben wir uns gefragt: Gibt es vielleicht ir-

-gendeinen Anlass, weshalb es sinnvoll gewesen wäre, einen 
solchen Brief von Frankreich nach Deutschland zu schicken?­
Ich lasse dies einmal im Raum stehen. 

-(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, CDU)-

Aus allden Abläufen, die uns bekannt sind - wir haben uns 
sehr stark für das Biosphärenreservat engagiert und engagie~ 
ren uns auch weiterhin dafür, das ist gar keine Frage -, war 
für uns bislang ein solches Vorgehen der Frarizösen nicht 
nachvollziehbar. Es muss also offensichtlich etwas anderes 
dahinter stecken. Aber lassen wir dies einmal mit einem Fra­
gezeichen im Raum stehen. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Das wäre 
jetzt aber spannend!) 

Auf jeden Fall hat aber der Brief eins bewirkt, und möglicher­
weise wollten diejenigen, die über den Briefwechsel hin- und 
herspekulierten, erreichen, dass wir uns heute sehr umfäng­
lich mit diesem Thema auseinander setzen. Das ist erfolgreich 
gewesen. 

(ZurufdesAbg. Kramer, CDU) 

Aber man muss auch immer daran denken, wenn Briefe in die­
Weit und Diskussionen in Gang gesetzt werden, stellt sich im­
mer auch die Frage: Wem nützt dies letztendlich?- Wenn wir 
diesen Punkt diskutieren, wozu ich gern eineri Beitra_g leisten 
möchte; stellt sich unter Umständen auch heraus, dass so 
mancher Briefwechsel vielleicht besser unterblieben wäre. 
Aber auch das sollen die Handelnden vor Ort entscheiden. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Entscheiden Sie sich lieber einmal, 

was Sie jetztsagen wollen!) 

Der Träger de!s Naturparks ist nicht die Landesregierung. Ob 
er es gern sein möchte oder ob es sinnvoll wäre, dass er es wä-

re, sei einmal dahingestellt. Er-ist es nicht. Meine Damen und 
Herren, dies ist ein Teil des Problems. Kollege Nagel und Frau . 
Hatzmann haben bereits darauf hingewiesen. Dies ist ein Teil 
de-s Problems, dass etwas geschehen soll, was die Landesre­
gierung auch möchte, dass es geschieht, dass wir nämlich 
nachhaltige Entwicklungen im Bereich des Biosphärenreser­
vats Pfälzer Wald/Nordvagesen nicht nur beispielhaft, son­
dern auch konkret in die Ta:t umsetzen, dass wir aber für al­
les, was wir uns sozusagen als Fachverwaltung vorstellen, im­
mer jemanden brauchen, der dies a}· in den jeweiligen Be­
schlussgremien beschließt und b) in die Tat umsetzt. 

(Kram er, CDU: Und c), der bezahlt!) 

Seit 1992 war es bezüglich der Punkte 1 und 2 nicht immer 
einfach, das, was man sich vorstellte und was man beabsich­
tigt hatte, auch ·umzusetzen. 

Da es nicht immer ganz einfach war, hat das Ministerium für 
Umwelt-und Forsten alles getan, um diesen Ablauf weiter zu 
unterstützen. Ich hab~ die überproportional hohe finanzielle 
Förderung genannt und auch erwähnt, dass wir seit einein­
halb Jahren einen. Mitarbeiter der Forstverwaltung sozusa­
gen ausschließlich fürdas Biosphärenreservat arbeiten lassen. 
Im März wird ein weiterer hinzukommen. 

Natürlich haben wir noch· viel mehr getan, das ich an dieser 
Stelle vortragen möchte. Es gibt ein vorgeschlagenes Maß­
nahmenpaketdes Naturparks Pfälzer Wald "Biosphärenre­
servat UNESCO" für das Jahr 2000:Sie sehen, es besteht nicht 
nur aus zahlreichen Blättern, sondern es steht auch eine gan­
ze Menge darin. Es enthält zahlreiche Projekte, die nicht nur 
schon in Gang gesetzt sind; sondern auch in Zukunft fortge­
setzt werden. Es ist aufgeteilt in Maßnahmen, die sich itn Be­
reich des Staatswaids abspielen - Sie alle wissen, dass 80 % 

des Biosphärenreservats mehr. oder weniger Staatswald 
sind -, und in Maßnahmen, die auf kommunaler Ebene lau­
fen. Das Innenministerium mit Herrn Kollegen Zuber sowie 
die Komrriunen vor Ort sind ebenfalls in großem Umfang _mit 
von der Partie. 

Wen·n aus fadenscheinigen Gründen seitens der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Eindruck erweckt wird, die Lan­
desregierung kümmere sich nicht um das Biosphärenreservat, 
so hat dies wahltaktische Gründe, -aber mit der Wirklichkeit 
nichts zu tun. 

(Beifall der SPD und der F:D.P.- . 
Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Dr. Braun, wenn Sie sich sachkundig gemacht hätten­
und nicht nur Briefwechsel nachfragen würden,·so hätten Sie 
zumindest von dem Maßnahmenprogramm etwas wissen 

-müssen, und dann hätten Sie auch gesehen, was alles darin 
steht. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜf~EN: . 

Dass etwas darin steht, hat 
niemand bestritten!) 

• 

--
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E5 gtht nicht nur um 250 000 Drvl, die wir als institutionelle 
Förderung an den Naturpark leisten, sondern es geht a~ch 
um all die anderen Maßnahmen, die über die Projektförde­
rung finanziert ~verden. Wenn Sie alles zusammtnrechnen, 
kommen fv1illionenbetr3ge zusammen. 

Ich nEnne beispiel5wEi:;e all die 1\IJaßnahmen au;; dem Be­
reich, den das Ministerium für Umwelt und Forsten mit ver­
antwortet, die gesamten Maßnahmen, die wir·mit auf den 
Weg gEbr<Kht haben, weil wir dem Vorstand des Naturparks 
verdeutlicht haben, ihr müsst nicht alles selb~t machen. Wir 
stehen mit unseren Verwaltungen sozusagen bereit, Dinge 
konkret organisatorisch vor Ort umzusetzen. Dies haben wir 
nicht nur Vtrsprochen, sondern wir haben es auch in vielen 
Einzelprojekten in die Tat umgesetzt, die wir zu einem erheb­
lichen Teil, mEisten5 zu 80%, mit finanzieren . 

Dies reicht von der Offo:nhaltung von Wiesentälern über die 
Pflege von Biotopen und· Erholungseinrichtungen, Instand­
setzung von Wanderpf3den, Offenhaltung von Wieso:ntälern 
im Bereich Pirmasens und Elmstein, Pflege von Feuchtbioto­
pen bis hin zu Maßnahmen der kommunalen Gebietskörper­
schaften, die ich Ihnen fastseitEnweise aufzählen könnte. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Da~ i~t landeswEit;;o, Frau Martini!) 

Ich muss daher energisch u-nd ganz klar dem Eindruck wider­
sprechen, den Sie gern aufbauen würden, das;; aufgrundvon 
Versäumnissen der Landesregierung das einzige Biosphären­
reservat in Rheinland-Pfalz kurz vor dem Aus ~tehe. Meine 

-Damen und Herren, das i~tschlichtfalsch! _ 

(Beif;;ll der SPD und der F~D.P.) 

-Die vielen Maßnal:Jmen, die wir im Bereich der -deutsch­
französischen Zusammenarbeit bei der Abwa;serbeseitigung 
angegangen sind, laufen innerhalb des Bio;;phärenreservats 
ebenso wie die Maßnahmen, die wir aus historischer Sicht er­
griffen haben: die Wiederher5tellung der alten Fließgewäs­

ser im Bereich des Pfälzer Waldes, mit denen wir einen Bei­
trag zur Natur und Kultur geleistet haben, unsere Gewässer­
rückbauprojekte für diE Durchgangigkeit dtr Fließgewässer, 

Artenschutzprojekt "Wildkatze". 

Wir unterstützen eine Marketinginitiative .. Wildfleisch" mit 
der Gastronomie Tür Produl~te aus dem Biosphärenre>ervat. 
Wir fördern Weideprojekte mit finanziellen l'v1itteln. Wir ha­
ben die Naturwaldrestrvatfor~chung im deu~ch-franzö­

sischen Kulturgipfel nicht _nur angesprochen, sondern sie 
auch weiter auf den Weg ·gebracht und fördern im Bereich 
der UmwEitbildung, der Umwelterziehung und der Kommu­
nikation ganz konkrete Projekte im Biosphärenrestrvat so­
wie auch Maßnahmen wie Walderlebnis, Urlaub mit dem 
Förster, naturnahe ErlEbnisräume im Biosph3renreservat und 
unter anderem auch die Entwicklung einer Kommunikations­
strategie für die Biosphärenreservatsprojekte. All dies sind 

Punkte, die Sie wahrnehmen ~ollten, auch wenn Sie sie nicht 
wahrnehmen wollen, weil sie nicht in Ihre vorgefasste Mei­
nung passtn. 

Meine Damen und Herren, alle~ in allEin kann gesagt werden 
- so lautet auch die Verei.nbarung -, der Träger des Natur­
parks hat sein& Aufgaben, und bei dieser Aufgabenstellung 
wird er von der Landesro:glerung nicht nur im Grundsatz un­
terstützt, sondern auch in einer Vielzahl von Einzelprojekten, -
die, wie völlig zu Recht gesagt wurde, sogar über den Zustän­
digkeitsbereich de;; Umweltministerium~ hinausgehen. Nach­
haltige Entwicklung ist_ nicht nur ökologische Entwicklung, 
sondern bedeutEt auch Entwicklung in der Region in Bezug 
auf Tourismus, Bildung und auch Pflege sowie Weiterent­
wid~lung der Kulturstätten im Biosphärenreservat Pfälzer 
Wald. Das wird btreits umgesetzt. 

Die Zusage des Trägers ging bislang dahin, diese Maßnahmen 
sozusagen anzunehmen, weiter voranzutreiben und in das 
Gesamtpaket des Programms des BiosphärEnreservats einzu­
binden. Erst dann wäre der Ansatz gegeben, um zu fragen: 
Was brauchen wir mehr? - All das, was bereits im Gange ist, 
ist so zahlreich, dass ich schon froh wäre, wenn alles bis zum· 
Letzten abgearbeitetwerden könnte. 

Als letzten Punkt möchte ich noch erwähnen, da;s wir die 
grenzüber~chreitende Zusammenarbeit in vielen gemeinsa­
men Forschungsprojekten wie beispielsweise "Live" und 
",NTERREG 2" praktizierr::n, die auch durch die Europäische 
Union mit gefordert werden. SOmit wird klar, dass der Ver­
such einer Aussprache übEr den Schriftwechsel Z\1\/eier Perso­
nen außerhalb des Landtags mit der von Ihnen beabsichtig­
ten Zielrichtung völlig daneben gegangen ist. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einm:il Herrn Dr. Braun das Wort. Ihnen ste­
hen noch zweieinhalb Minuten Redezeit zur Verfügung. 

Ahg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Martini, Sie haben uns schon oft eine dünne Suppe ser­
. viert. Aber eine solche Wasserbrühe wi& heute habe ich noch 
nie erlebt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Darin war kein Inhalt und keine Verantwortung Ihrerseits. Sie 

reden über einen Brief und über Projekte, die im. ganzen 
Land laufen und diE selbstverständlich sind. Es war bezeich-
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_ nend, der Einzige, der geklatscht hat, war Herr Creutzmann, 
der von der Thematik ohnehin völlig unb_eleckt ist. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- und bei der CDU­

Heiterkeit bei der CDU-
Dr. Götter, CDU: Creutzmarin 

versteht immer etvvas!) 

- Meine Damen und Herren, heute ist die seltene Übereinstim­

mung zwischen allen Fraktionen im -Landtag zu_stande ge­
kommen, dass im Bereich des Biosphärenreservats eine gr?ße 

- Chance für Rheinland-Pfalz sowie auch für die Region liegt 
und diese Chance auch wahrgenommen werden muss. -

. -

Frau Martini, so, wie Sie sich dargestellt haben, heißt das 
doch ganz eindeutig: Sie wollen damit nichts zu tun haben. 

Sie sind nicht die Verantwortlichen im Boot. - Herr Nagel sagt, 
die SPD möchte sogar,- dass das Land mehr Veran~ortung 
übernimmt. Sie sagen, dass man darüber eventuell einmal re­
den könnte. Wenn wir darüber irgendwann noch einmal re­
den müssen, ist das Biosphärenreservataber an uns vorbeige­
gangen. Dann hat die UNESCO diesen Status aberkannt. Frau 
Martini, dann ist es zu spät. 

_Wir wollen, dass es nicht zu spät ist, diese Gelegenheit zu er­
greifen. Frau Martini, ·sie kennen das schöne Heft vom BUND. 
Da hat jemand schneller gehandelt, sogar s~hneller eine Bro­
schüre- als das Land Rhefnland-Pfalz herausgebracht. Der 
BUND machtdoch konkrete Vorschläge. 

· (Zuruf der Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.) 

-Frau Hatzmann,die konkretenVorschlägemüssen aber um-_ 
gesetzt werden. Sie haben zu Recht gesagt, da müsste noch 
mehr gemacht werden, zum Beispiel auch im Bereich Wirt­
schaft. Wo ist denn der Wirts~haftsminister? Er ist eben gera­
de wieder hinausgegangen. Da kommt er wieder. Was macht 

er denn? Er macht nichts, aber auch gar nichts in diesem Be­
reich. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Glocke des Präsidenten) 

Genau das haben der BUND und die Naturschutzverbände 

angemahnt. Es sollte eine gemeinsame Aktion zwischen dem 
Umweltministerium, dem -lnnenministerium, weil die Korn-

- . 
munen mit eingebunden sind, und Herrn Bauckhage geben. 
Das scheint aber im Kabinett kein Thema zu sein. Das scheint 
völlig an der Landesregierung vorbeizugehen. Wir fordern 

-Sie auf, legen Sie ein Program in auf, wie die Vorschläge, die 
Sie zusammen mit anderen gemacht hatten, die von anderen 
entwicke.lt wurden, im Pfälzer Wald auch umgesetzt werden 
können. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn KoJlegen Nagel das Wort. 

Abg. Nagel, SPD: 

Ich möchte nur noch eine Bemerkung machen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Dr. Braun, ich denke, es wurde deutlich zum Ausdruck ge­
bracht, dieses Umweltministerium steht zum Biosphärenre­

servat. DieSPD-Landtagsfraktion steht zum Biosphärenreser­
vat. Der Handlungskatalog besteht. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Er steht, aber es muss doch vorangehen!) -

Ich-verhehle nicht, mit der Umsetzung hapert es. Wir haben 
es jetzt erkannt. Es werden jetzt alle darangehen, dies zu än­
dern, soweit sie es können. Wir können natürlich keine 

Zwangsverpfl.ichtungen gegenüb!=!r einem. privaten Träger 
vornehmen. Soweit es möglich ist, geht es jetzt an_ die Umset­

zung. Ich demke, wenn man zu einem solchen Schluss iri einer 
gemeinsamen Sache kommt, ist die Welt doch eigentlich in 
Ordnung. 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Gölter das Wort. 

Abg. Dr. Gölter, CDU: 

Herr Präsident,- meine Damen und Herren! Die Aufregung 
hält sich in Grenzen. Der Spaß ist allseits groß. Natürlich ist 
die Landesregierung die beste aller nur denkbaren Landesre­
gierungen auf der ganzen Welt 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

und macht hier natürlich auch wieder in Ansätzen keinen 
kleinen Fehler. Es klapptalles. Das, was Frau Martini macht, 
istsowieso immer. perfekt. Das wissen wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und- Herren, ich bin in einem Punkt wirklich Li­
beraler. Der Staat sollte im _Grundsatz nur das machen, was 
andere nicht können. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Vom Ansatz her ist die Regelung, dass dies die pfälzischen 
Gebietskörperschaften und das Drumherum, also bis hin zu 

·den Falkenfreunden, dem-Pfälzer Wald-Verein usw. machen,_ 

richtig. Meine Damen und Herren,_ es hieße aber, die Augen 

• 

--



• 

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -126. Sitzung, 18. Januar 2001 9471 

zu verschließen, wenn m;u1 jetzt nicht einräumen würde, dass 
die Sache nicht optimal läuft. Wir sollten jetzt nicht das ma­
chen, was bei der BSE-Geschichte gemacht wird, am Schluss 
ist es Brüssel. 

(ltzek, SPD: Pfälzer Wald und BSE sind 
schon·ein Unterschie!d!) -

Am Schlus5 i~t es jetzt dieser be;ser nicht geschriebene Brief 
von Herrn·westphal. Das war schon eine etwc;:; weitreichende 
Bemerkung, vor allen Dingen, weil Sie von Ihnen dann nicht 
konkretisiert worden ist, Frau Martini. Wenn überhaupt et..: 
was dahinter sein sollte, kann man sich doch einmal um die 
Kon~retisierung bemühen. 

Meine Damen und Herren, die pfälzischen Gebietkörper­
schaften und der Bezirksverband zahlen knapp 400 000 DM. 
Es ist die Frage, die ich hier in aller Offenheit stelle und für 
die mich nicht alle Oberbürgermeister und Landräte loben _ 
werden, ob das ausreicht. Der Naturpark erhält 250 000 DM 
institutionell. Dann kommtman an den Punkt, an-dem die 
EU-Mittel, die eigentlich projektbezogen vergeben werden, 
für das Dauerpersonal eingesetzt werden, Herr Nagel. Das ist 
ein Punkt, das ist 5o. Dies spielt in dem Brief von Herrn West­
phal eine große Rolle. 

Ich denke, insofern gibt es Anlass, dass man_noch intensiver 
miteinander redet und sich das Land und die vor Ort Verant­
wortlichen noch einmal intemiv zusammensetzen. Frau 
Martini, von Herrn Dr. Braun ist zu Recht gesagt worden, da::s 

- Sie jetzt alle laufenden Proje:kte auf da5 Biosphärenreservat 
heruntergezont haben. Wir haben nichtS dagegen, dass Sie 
auch dort laufen. 

. {Glocke des Präsid-enten) 

Es i!rt aber die Frage, oo die einzigartige Chance wirklich ge­
nutzt wird. Da sind die Papiere, die de:r BUND seit Jahr~:n vor" 
legt, sehr inhaltsreich. Der BUND hat Recht, dass die Chancen 
einer nachhaltige;n, vor aliem mittelständisch~:n Wirtschaft 
seitens des Wiruchafuministeriums nicht ausreichend be;­
dacht worden sind und noch stärk~:r unter~tützt werden kön­
nen, Herr Mini;;ter. 

(Beifall bei CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das, was in dem Rhönprojekt bunde~weit modellhaft läuft, 
könnte auch in Teilen im Biosphärenreservat bei 3ller örtli­
chen ZuEtändigkeit laufen. Das Umweltministerium und das 
Wirtschaftsministerium ;ollten sich einmal zusammensetzen 
und schauen, ob die Strukturen reichen. Ich glaube, dass der 
Brief von Herrn Westphal z~ Recht Eouf entscheidende 
Schwachpunkte hingewiesen hat. 

(Beifall bei CDU und BÜNDNIS 90/DJE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Das Wort hat die Umweltministerin Frau Martini. 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich muss die Vor­
würfe des Abgeordneten Dr. Braun massiv zurückweisen. 
Entweder hat er nicht zugehört oder er möchte nicht zuhö­
ren. JedenraUs kann e~ so nicht Im ·Raum stehen bleiben. Fre­
che Bemerkungen halte ich im Übrigen nicht der Würde des 
Hauses für angemessen. Auch das muss einmal gesagt wer­
den. 

(Dr. Sraun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Könnten Sie dasjetzt bitte begründen 

oder zurückziehen? Das ist 
völlig unmöglich!) 

- Sie zeichnen sich immer besonders durch solche Bemerkun­
gen aus. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Herr Präsident, wü.-den Sie Frau Martini 
darauf aufmerksam machen, dass sie im 

··Parlament nicht so zu reden hat?) 

Ich möchte es noch einmal sagen und wiederhole es gern er­
neutlch habe deutlich gemacht, dass ein Teil der Problerne 
darin liegt, dass die Trägerschaft nicht beim Land liegt. Ich 
habe deutlich gemacht, dass ein_ Teilder Probleme darin liegt, 
dass seitens der Landesregierung die Beschlusslage auf Vorla­
gen, die im Kreise der Trager zu erarbeiten und vorzulegen 
sind, beruht. 

Ich habe auch- deutlich gemacht und unterstreiche es noch 
einmal, dass wir uns bemüht haben - ich ·meine mit Ertolg, 
auch wenn es Ihnen nicht recht ist, Herr Dr. Gölter -, konkrete 
Projekte, dieo über das normal zu Tuende hinau~gehen, in Be-

. zugauf das Biosphärenreservat ,,Nachhaltige Entwicklung im 
Pfälzer Wald" in Gang zu setzen. Wir haben diese Projekte 
sozusagen au; unserem eigenen Personal- und Finanzbestand 
herausgearbeitet und für die gemeinsame Biosphärenreser­
vatsarbeit zur Verfugung ge~tellt. 

Ich möchte noch einmal erneu_t unterstreichen, es hat uns 
selbstverständlich mit Freude und Stolz erfüllt, dass unser"f.Ja­
turraum Pfälzer Wald in seiner Natur und in der gesamten 
Strukt_ur für so wesentlich erachtet wurde, dass er das Prädi­
kat "Biosphärenreservat" von der ·UNESCO bekommen hat. 
Natürlich wird die Landesregierung auch weiterhin alles da­

ransetzen und dazu beitragen, dass bei dem erneuten Auf­
den-Prüfstand-stellen die~e Kriterien weiter aufrechterhalten 
werden. Dass dies gelingt, daran habe ich keine Zweifel; 
denn die Projekte, die jEtzt auf dem Tisch liegen und schon 
begonnen wurden, erfüllen diese Kriterien. Es wird zur weite­
ren Fortschreibung auch ausreichen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 
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Präsident Grimm: Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das Wört hat no_ch einmal Herr Abgeordneter Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

-Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
möchte hier nur etwas zu Protokoll geben. Frau Martini, wie 
Sie sich verna-lten, ist, glaube ich, dem Parlament nicht ange­

messen. 
(Beifall bei BÜNDNIS.90/DIE GRÜNEN 

und CDU) 

Frau Martini, wenn jemand Sie hier kritisiert und Sie dies 

dann als Majestätsbeleidigung auffassen, dann ist das Ihre 
Sache. Dass Sie nicht fähig sind, Kritik anzunehmen, ist Ihre­

Sache. Aber das Sie dann sagen, es wäre frech, wennwir Sie 

im Parlament kritisieren, dann muss ich sagen, ist ihre demo· 

kratische Grundlage in eine Schieflage geraten, Frau Martini. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU­
Creutzmann, F.D.P.: Daswäre 

noch schlimmer!) 

Denken Sie einmal darüber nach. Vielleicht könnten Sie sich 

auch dafür entschuldigen, dass Sie das hier gesagt haben. 

Vielen Dank. 

Präsident Grimm: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich sc;:hließe die 

Aussprache; Wir kommen zum nächsten Punkt der J"ages-ord­
-nung. Ich denke, das erste Thema behandeln wir vor der Mh­
tagspause und das zweite nach der Mittagspause. 

Ich rufe Punkt 2 de~ Tagesordnung auf: 

AKTUELLE STUNDE 

a) .. Situation im rheinland-pfälzischen Strafvollzug vor 

dem Hintergrund der offenkundigen Defizite -

in den JVA's Trier und Frankenthal" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS SO/DIE GRÜNEN 

-Drucksache 13/6694-

b) ,;Spitzenplatz für Rheinland_-Pfalz beim Anschluss an 

das neue Polizeii~formationssystem ,INPOL-neu"' 
auf Antrag der Fraktion der SPD 

-Drucksache 13/6699-

Die Aktuelle Stunde wird geteilt. 

Zu dem ersten Th~ma erteile ich für die antragstellende Frak­
-tion der Abgeordn~ten Frau Grützmacher das Wort. 

Meine Damen und Herren! Justizminister Mertin hat sowohl 

in der Strafvollzugskommission als auch im Rechtsausschuss in 

der letzten Woche sehr ausführlich über den Verlauf des Aus­

bruchs des Gewaltverbrechers Agovic aus der Justizvollzugs­

anstalt in Trier berichtet, \..iie er audi vorher über die Geisel­

nahme in Frankenthai oder überden Vorfall einer sexuellen_ 

Belästigung eines Mädchens durch einen Freigänger in Lud­
wigshafen berichtet hat. 

Meine Damen und Herren, immerwieder ist es angeblich nur· 
das Personal, sind einzelne Vollzugsbeamte und -beamtinnen 
diejenigen, so der Justizminister, die diese gravierenden Vor-­

fälle zu verant11110rten haben, und zwar durch Schlamperei, 
durch Leichtfertigkeit, dadurch, dass Vorschriften nicht ein­

gehalten wurden usw. Meine Damen und Herren, der Justiz­

minister wäscht seine Hände in Ünsthuld. Die schlimmste Si­

cherheitslücke war das Personal, so zitiert Herr Mertin. 

(ltzek, SPD: Der Minister hat 

sie freigelassen!) 

Herr Mertin, ich sage Ihnen, Sie machen es sich zu leicht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist natürlich einE; Binsenwahrheit~ 

(Pörksen, SPD: Mehr Stacheldraht!) 

dass an der Stelle, an der Sicherheit ganz groß geschieben 

werden muss, auch in den Justizvollzugsanstalten der Mensch 

natürlich immer das größte Sicherheitsrisiko ist. Das wissen 
wir. Dagegen muss man doch angehen. Mit Erklärungen, 

Schlamperei, menschliches Versagen kö-nnen und dürfen wir 
uns und Sie sich nicht zufrieden geoen, Herr Mertin. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der CDU) 

Um es auch deutlich gegen meine linke Seite zu sagen: Wir 

ha_Iten Vollzugslockerung zur Vorbereitung zur Entiassurig 

~veiterhin für not\'l!endig und richtig. 

(Pörksen, SPD: Ah!) 

Natürlich stehen wir dazu. Im Vordergrund des Strafvollzugs 

muss die Resozialisierung stehen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Creutzmann, F.D.f!.: Hört!­
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

- Darf ich das jetzt einmal ausführen. Manche Leute müssen 
das vielleicht auch _hören, warum uns das so wichtig ist. Zum 

• 
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Ersten ist um das wichtig, um den !V1en5cht:n, die dort sind, ei­
ne zweite Chance zu geben, aber zum Zweiten auch au; fol­
gendem Grund, da5 muss ich auch an die CDU sagen: 

(Zuruf des Abg. Pör!-~en, 5PD) 

Ein Strafgefangener, der,ohne Vorbereitung entlassen wird, 
stellt ein höheres Sicherhei"Grisiko dar als ein anderer, der in 
Vollzugslockerungen auf di~: Freiheit vorbereitet war. 

(Berg, CDU: Wir haben nichts 
anders gesagt!) 

Das ist also nicht unser Punkt. Das wollte ich nur noch einm31 

deutlich sagen. 

Unsere Kritik geht vielmehr in eine andHe Richtung. rvlan 
darf die~e Vorfälle, wie sie sich in den letzten acht Monaten 
gehäuft haben, nicht als unglückliche Zufälle abtun. 

(FrauJ(ohnle-Gros, CDU: Sicher!) 

Darum _müssen wir auch über die Zustände in den Justizvoll­
zugsanstalten reden, über die überbelegung, den Belegungs­
nc:itstand in den rheinland-pfälzischen Gefängnissen. 

(ltzek, 5PD: Sie brechen aus, weilsie 
Oberbelegt sind! Da~ halten ~ie 

im Kopf nicht aus!) 

Wenn man die Zahlen der Überbel~:gung aus den Ju~tizvoll­
zug;anstalten in Rheinland-Pfalz zu~ammenzählt, dann sind 

da~ im Ganzen 375. Damit könnte man leicht eine weitere 
mittlere Strafan~talt füllen. Besonders gravierend sind die Zu­
stände in Jugendo:trafanstalten. Schifferstadt ist zu 25 % und 
Wittlich zu 32% überbelegt. Gerade bei·jugendlichen Straf­
tätern mu5~ die Re~ozialisierung im Vordergrund stehen. Wie 
soll man Arbeit;- und Ausbildungspl3tze für die:;e Jugendli­
chEm schaffen, wenn dieo:e enorme Überbelegung vorhanden 
ist? 

(Beifall de:: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, e;; gibt diese Überbelegung nicht 

erst seit ge;tern. Es ist keine vorObergehende Geschichte. 

Wenn man Wöll5tein mit hineinnimmt, dann ist Wöllstein ein 
Ersatz für andere Justizvollzugsanstalten, für Mainz und 

Kaiserslautern. Auc_h dadurch werden keine zusätzlichen 
Haftplatze geschaffen. 

{Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Die Überbelegung in den Justizvollzugsanstalten irt nicht nur 

für die 5tn;jfgefangenen eine unerträgliche Situation. Es stellt 

auch für di~: Juttizbeamtinnen eine erhebliche berufliche 
Mehrbela;;tung dar. Herr Mertin, gegenüber den Beamtinnen 

in den Justizvollzugsamtalten haben Sie in der gegenwärti­
gen Krise den größten Fehler gem;:;cht. Der enteheldende Si-

cherheitsfaktor in einer Justizvollzugsanstalt sind nicht die 
Mauern oder die Videoüberwachung. Der entscheidenCie 
Faktor ist das Klima, das in einer JVA unter den Beamten und 
Beamtinnen herr::;cht. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD­

Zurufe von derCDU) 

Es muss ein Klima der Offenheit und des Vertrauens herr­

schen. Man muss sich in so schwi~:rrgen Situationen aufeinan­

der verlassen können. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Das trägt entscheidend zur Minimierung des Sicherheitsrisi­
kos bei. 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Pörksen, SPD: Das Klima war 

in Ordnung in Trier!) 

Herr Mertin, statt sich in dieser schwierigen Situation vor Ihre 
Be=:.mten und Beamtinnen zu stellen, wie es auch IhreFürsor­
gepflicht geboten hätte, -haben Sie jetzt Ihren Vorschlag ge- _ 
macht, Kontrollen für das Vollzugspersonal einzuführen. Das 
ist ein pauschaler Misstrauensantrag an das ganze Personal. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Mertin, wir fordern Sie auf, diesen Vorschlag sofort zu­
rückzunehmen 

{Creutzmann, F.D.P.: So ein Blödsinn!) 

und mit den Beamtinnen und Beamten gemeinsam nach We­
gen zu mehr Sicherheit in den Justizvollzugsanstalten zu su­
chen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Berg, CDU) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Hammer 
das Wort. 

Abg. Hammer, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Kollegin 
Grützmachtr, al~ Kollegin in der Strafvollzugkommission hät­

te ich eigenlieh erwartet, dass Sie auch zu den Vorgängen in 
der Justizvollzugsamtalt Frankenthal, über die wir im Sep­
tember letzten Jahres in der Strafvollzugskommission gespro­

chen haben, ein paarTalcte verloren hätten. Aber gut. Ich ha­

be d=:.mals für die Strafvollzugskommission eine Pressemittei­
lung herau;gegeben, die überschrieben war: Sorgfalt und 

F3irness.- Der Schutz der Bürgerinnen und Bürger in unserem 
lande vorstraffällig Gewordenen hat absoluten Vorrang. 
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Bei deri angesprochenen fällen handelt es sich um ernst zu 
nehmende Fälle. Man sollte dann auch sagen, in welcher Wei­
se die Justizverwaltung, der Justizminister. die dafür zustän­
digen Kom~issionen und Ausschüsse, auch der Rechtsaus-­
schuss, reagiert haben. Ich mache darauf aufmerksam, dass 
absolut vo·rrangig die Einhaltung von Sicherheitsvorschrifteri_ 
von Beamtinnen und Beamten erwartet wird. Das ist unstrei­
tig. Dies wird auch in Dienstleiterbesprechungen und in Ta­
gungen immer wieder m[t erörtert. Routine kann sehr ge­
fährlich sein, wenn es sich um Sicherheitsvorkehrungen han­
deft. Das wissen wir aus der Berichterstattung durch das Jus­
tizministerium_in der Strafvollzugskommission. 

Sie haben einen kleinen -Hinweis_ gegeben. -Wir sollten den 
hohen Anforderungsprofilen, die an die Bediensteten der 
Justizvollzugsanstalten im täglichen Dienst von uns, von der 
Gesellschaft insgesamt gestellt werden, Rechnung tragen. 
Wir müssen immer w_ieder neu motivieren. ln den letzten Wo­
chen ist-auch darüber diskutiert worden. Auch. die Frage der 
Besoldung, des Einstiegs, die Frage des Gewinrlens von Perso-

Dann sind das lockere Sprü·che, die auch ein Stück von Verant­
wortung geprägt sein sollten, nämlich für die Menschen, die 

- -
in den Justizvollzugsanstalten Dienst tun und dort eine 
schwere Arbeit leisten. 

(Dr. Weiland, CDU: Quatsch! So einen 
Unsinn habe ich noch selten gehört!) 

-Wenn Sie von Unsinn reden; 

([)r. Weiland, CDU: Habe ich Recht!) 

_sollten Sie über den Sinn Ihrer Ausführungen an anderer Stel­
- ·Je manchmal nachdenken, Herr Kollege Dr. Weiland. 

(Pörksen, SPD: Das setzt voraus, 
dass er denken kann!) .. 

Aber Faktum isniuch, dass die Vorhaltungen, die in der öf­
fentlichen Sitzung des Rechtsausschusses durch den rechtspo­
litischen Sprecher der _CDU, Herrn Berg, gemacht worden 

. nal ist mit berührt worden. Ich meine, dass die Haushaltsbera- sind, 
tungen des Landtags berücksichtigen müssten, dass zur Re-
krutierung von Bediensteten und Perspektive geben auch ge-
hört, dass wir über mehr Mittel und deren Zurverfügungstel-
lungreden müssen. 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU­
Weitere Zurufe von der CDU) 

- Darauf warte-ich gerade aus den Reihen der CDU. Sie sind 
Ihren Versäumnissen, die Justizvollzugsanstalten in .Rhein­
land-Pfalz in einen modernen Zustand zu versetzen, über 
30 Jahre nicht na~hgekommen. 

Die Landesregierung hat Wöllstein endlich auf den Weg ge­
bracht, nachdem Mainz und Alzey nicht zuletzt durch ihre Ini­
tiative verhindert worden sind. 

(Dr. Weiland, CDU: Lachhaft!) 

Diese Landesregierung hat einen Neubau in Wöllstein auf 
den Weg gebracht. 

(Frau Frau Kohnle-Gros, CD'-!: 
Darauf sind Sie noch stolz!) 

Ich komme zu dem zurück._ was an lockeren Äußerungen aus 
den Reihen der CDU von dem Kollegen Berg oder durch den 
jetzt leider nicht anwesenden Kollegen Gerd Schreiner ges­
tern Mittag gemacht wurde. Das geschah nach dem Motto: 
Es ist schwerer in eine JVA hineinzukommen, wie Trier. es 

zeigt, als herauszukommen. 

(Dr. Weiland, CDU: Sie müssen einmal 
di_e Zeitung lesen!-

Weitere Zurufe von der CDU) 

(Pörksen, SPD: Rechtspolitischer 
Dreschflegel!) 

dass die Belegungszahlen-der Justizvollzugsanstalten erhöht 
sind- für Triergalt das übrigens zu dem Zeitp1,mkt nicht, wie 
Sie durch Nachfragen wissen -, von der Landesregierung Im- · 

-beantwortet blieben, schlichtweg falsch sind; 

(Pörksen,SPD: Das ist eine Lüge!) 

denn auf die zusätzlichen Häftlingszahlen ist auch mit zusätZ~ 

Iiehern Personal- ob ausreichend, da gibt es Differenzen zwi­
schen Opposition und Regierungskoalition- angemessen rea­
giert worden. 

(Glocke des Präsidenten) 

Sachlich sollten wir durchaus daran erinnern, dass das Voll­
zugslockerungsverfahren in Frankenthai durchaus_ gezeigt 
h~t. dass es verantwortungsbewusst, ab~r auch mit Risiken 
immer wieder belastet ist, Frau Kollegin Grützmacher. 
Grundsätzlich denke ich aber, es ist richtig, dass wir Vollzugs­
lockerungsmaßnahmen und Resozialisierungsgedanken, wie 
es in unserem Strafvollzug üblich ist, auch weiterhin Vorrang 
geben. 

Präsident Grimm: 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Berg 
das Wort. 

• 

·­-
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Abg. Berg, CDU: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr geehrter Herr 
Präsident! Seit Monaten kommt der Strafvollzug in Rhein­
land-Pfalz nicht mehr aus den Schlagzeilen heraus. Seit Mo­
naten taumelt die Landesregierung im Strafvollzug von Skan­
dal zu Skandal. 

(Pörksen, 5PD: Och!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, -seit Monaten ist 
von dieser Landesregierung auch nicht an;;atzweise ein Wort 
zu hören, wie sie die Probleme lösen will, geschweige denn ir­
gendein Konzept erkennbar, wie sie die Probleme in den 
Griff bekommen will. 

(Beifall bei der CDU) 

Was mOssen wir seit einem Jahr alles erleben?- Da-wird ein 
Häftling während eines Tran::ports von Mainz nach Koblenz 
mit einer Überdosis Methadon versehentlich zu Tode ge­
spritzt. Da wird ein Schwerstverbrecher in einer Haftanstalt 
mit einem Abschiebehäftling verwechselt, mit der Folge, dass -
der- gefährliche Straftäter ins Flugzeug gesetzt und auf 
Staatskosten in die Freiheit geflogen wird. Da ist es möglich, 
dass ein inhaftierter Sexualstraftäter aus der Haft heraus wei~ 
tere Sexualstraftaten :m Kindern begehen kann. Da spaziert 
ein krankhaft abartiger Sexualstraftäter mit seiner Tante aus 
dem Maßregelvollzug. Er geht einfach weg, fährt unbehelligt 
nach Paris und fliegt in die USA davon. Da ist es möglich, dass 
die r~r1afia am Samstagmittag in Trier vorfährt, um einen-der 
Ihren au~ der Justizvollzugsamtalt abzuholen. Da ist es mög­
lich, dass ein gefährlicher Gewalttäter einen Arztbesuch so 
steuern kann, da:;s ihm ein Flucht>Jersuch mit Geiselnahme 
gelingt. 

(Pörksen, SPD: Wischen Sie einmalihren 
Schaum vor dem Mund weg!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da ist es möglich, 
dass ein zu dreieinhalb Jahren Haft Verurteilter vier Mon_ate 
aus der Haft wegbleibt und erst dann ernsthaft nach ihm 
gesucht wird, als er einer Straftat verdächtigt wird, ein 
15-jähriges Mädchen vergewaltigt zu haben. 

(Bische!, CDU: Da haben sie da:; 
Mittagessen für ihn gespart!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie lautet die Ant­
wort der Landesregiefung auf die Liste dieser Vorf!.ille, die 
nicht einmaLvollständig ist? Da kann wirklich ge>chehen, was 
will. Da können die rv'leldungen lauten, wie sie wollen. Diese 
Landesregierung -stellt immer eines sofort fest: Sie selbst 
trägt keine Verantwortung. Schuld war nie die Landesregie­
rung. Schuld waren immer andere. Schuld waren auch nie die 

Ressortminister. Schuld waren immer nur die Kleinen ganz 
unten, die bediensteten Beamten vor Ort, die sich nicht weh­
ren können, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall der CDU} 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, angesichts der 
Mas~e der Vorfälle undangesichtsder Vielzahl der Vorkomm­
nisse führt sich diese Rollenverteilung inzwischen ad absurc 
dum. Herr Justizmiflister, insgeheim wissen Sie das auch. Als 

Sie nach einem der Vorfälle in Frankenthai in einem Rund­
schreiben im Justizblatt Ihre Beamten öffentlich darum gebe­
ten haben, doch die Vorschriften einzuhalten, habe ich zu­
-nächst wirklich erstaunt gedacht: Was ist denn jetzt los?- Ein_ 
rv1inister bittet seine Beamten darum, die Vorschriften einzu­
halten. Zu Ende gedacht wird einem dann aber schnell klar; 
was das eigentlich bedeutet und was das im Kern-he-ißt. Das 
hEißt nämlich im Kern, dass Sie wissen, dass dievon Ihnen ver­
bindlich vorgegebenen Vorschriften tatsächlich in der Praxis 
zumindest nicht lückenlos eingehalten werden, und auch wis­
sen, dass die Vorschriftenaufgrund der Bedingungen, die wir 
zurzeit mittlerwe!le haben, auch gar nicht mehr eingehalten 
werden können, weil sich die' Situation im Strafvollzug in den 
letzten zehn Jahren dramatisch zugespitzt hat, die Häftlings­
zahlen Rekordniveau erreicht haben, der Ausländeranteil mit 
den damft verbundenen Problemen ständig steigt, die Ge­
waltbereitschaft - insbesondere auch durch osteuropäische 
Täter - gestiegen ist und __ auch die Organi;ierte Kriminalität 
mit ihr!=n logistischen Möglichbiiten eine zunehmende Be­
drohung darstellt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für die;e Entwick­
lung ist nicht der Justizminister verantwortlich. Das sagen wir 
nicht, aber diese Lande~regierung hat diese Entwicklung seit 
Beginn der 9oer-Jahre konsequent ignor-iert. Sie hat die Zei­
chen der Zeit Oberhaupt nicht erkannt. 

(Beifall der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dafü-r ist die Lan­
desregierung verantwortlich. Sie ist verantwortlich dafür, 
dass weder die technischen noch die baulichen, weder die 
personellen noch die organisatorischen Voraussetzungen da­
fOr geschaffen wurden, um dieser Entwicklung wirksam zu 
begegnEn. 

Sehr geehrt;or Herr Justizminister, vor dem_Hintergrund die­
oer -Zustände, die wir hier erleben, ist die Betulichkeit und die 
Zaghaftigkeit, mit der Sie zurzeit die Probleme-angehen, nun 
wirklich nicht mehr nachvollziehbar. Die Missstände sind 
greifb3r, aber Sie tun nichts. Sie taumeln wirklich von Fall zu 
Fall, verstecken sich hinter Kommissionen, warten ab, versu-

-chen,sich Ober die Zeit zu retten. 

Meine sehr verehrten Dam~::n und He-rren, eines muss auch 
klar sein, 

(Glocke des Präsidet:tten) 
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es gibt einen, dertut so, als ginge es ihn überhaupt nichts an, 
der mit dem Thema überhaupt nichts zu tun haben will, der 
so tut, als seien überhaupt keine Probleme vorhanden. Die 
Tatsache, dass sich der Ministerpräsident dieses Landes in den 
letzten Monaten nicht ein einziges Mal zu diesen Themen ge­
äußer:t hat, dokumentiert ein weiteres Mal ganz klar seine _ 
ganz persönliche Lebensregel, die er hat. 

(Dr. Weiland, CDU: Der produziert 
sowieso nur heiße Luft!) 

-Meine sehr verehrten Damen und Herren, i.'Venn Probleme 
auftauchen, dann taucht Beck ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU -
Dr. Weiland, CDU: Der bläst nur 

-aie Backen auf! -
Pörksen, SPD: Fürwelchen Quatsch 
Sie klatschen, das ist erstaunlich! -

Redmer, SPD: Schämen statt klatschen!) 

Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Frey das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Strafvollzug 
hat für die F.D.P. eine sehr hohe Bedeutung. Er ist für uns ein 
sehr wichtiger Bestandteil fur die Innere Sicherheit. Wir se­
hen im Strafvollzug zwei große Ziele, nämlich zum Ersten die 
Gewährung von Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger 
vor Straftätern - das steht bei uns an allererster Stelle - und 
zum Zweiten-die Resozialisierung von Straftätern; denn sie 
sollen nach ihrer Entlassung möglichst ein strafloses Leben in 
Freiheit führen: ~enau diese Resozialisierung dient auch wie­
der dazu, dass die ·ßürgerinnen und Bürger vor Kriminalität_ 
geschützt werden. 

Sie sehen also, Resozialisierung-ist kein Selbstzweck. Es macht 

keinen Sinn, Straftäter auf Dauer wegzusperren und sie ohne 
Vorbereitung wieder in Freiheit zu setzen. Das wäre das fal­

sche Signal und ein fatales Signal für di~ Innere Sicherheit. 
Deswegen brauchen wir einen Behandlungsvollzug bei allen 
Problemen, die sich damit gelegentlich einstellen können. 
Wir brauchen auch Vollzugslockerungen. Dass damit in 
Rheinland-Pfalz verantwortungsbewusst umgegangen wur­
de, -zeigt die Zahl, die der Minister vor einigen Tagen vorge­
legt hat. Damit bin ich auch mitten im Thema dessen, was 
heute der Grund für diese Aktuelle Stunde ist. 

Meine Damen und Herreri, für meine Fraktion erkläre ich, 
dass diese Vorfälle in Frankenthal, in Trier und in Wittlich 

nicht nur äußerst bedauerlich, sondern sehrschlimm sind. V\f_ir 
müssen diese Voifälle rückhaltlos aufklären. Wir müssen auch-- - -

Konsequenzen daraus ziehen.- Diese Konsequenzen werden 
je nach Einzelfall unterschiedlich ausfallen. Diese Konsequen­
zen sind in den meisten Fällen, die Sie Herr Berg hier genannt 
haben, bereits gezogen worden. Seitdem iri Rheinlahd-Pfalz 
liberale Justizminister die Rechtspolitik bestimmen, ist eine 
ganze Menge Geld in den Strafvollzug unseres Landes geflos­
sen. Das werden auch Sie nicht wegdiskutieren können. 

Das, was an baulichen Maßnahmen kritisiert worden ist, ist 
eher eine Erfolgsstory. Wenn Sie sich anschauen, was in neue 
Hafträume, in zusätzliche Hafträume investiert worden ist 
und was im Augenblick durch Neubauten in neue Stafvoll­
zugsanstalten für Jugendliche investiert wird - eine neue 
Strafanstalt ist errichtet worden-, dann kannman dies nicht 
so wegwischen. Das sind auch keine Maßnahmen; die erst in 
den letzten Monaten erfolgt sind. Das sind Maßnahmen, die 
sich über die letzten zehn Jahre hinwegziehen und ständig 
gesteigert haben. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Weiterhin wurde in zusätzliches Personal und in höhere Ge­
hälter investiert. Das kann man nicht einfach_ wegdiskutieren. 
Das sind Fakten. Demnach ist der Strafvollzug auch kein Stief­
kind, sondern ein zentraler Bestandteil der Justizpolitik die­
ser Landesregierung. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Wenn der Eindruck erweckt wird, es würde auf dem Personal 
herumgehackt, dann bitte ich zurKenntnis zu nehmen, dass 
sich sowohl der Minister und alle Verantvvortlichen als auch 
alle, die sich in diesem Land für Strafvollzug interessieren, als 
es um die Vorfälle in Frankenthai mit der Geiselnahme eines 
Straftäters und jetzt um die Vorfälle in Wittlich ging, vor das 
Personal gestellt und ausdrücklich zu erkennen gegeben ha­
ben, dass es sich bei diesen Vorfällen nicht um Versäumnisse 
äes Personals gehandelt hat. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was istmitden Eingangskontrollen?) 

-Fra-u Grützmacher, Sie bringen mich auf das Thema .,Trier". 

Dazu wäre ich jetzt gekommen. Sie können wohl nicht von 
der Hand weisen, dass die_se Gegenstände, die dort bei den 
Straftätern vorgefunden worden sind, nicht vom Himmel ge­
fallen, sondern durch eine Bedienstete hineingekommen­
sind. Es liegt in der Natur der Sache, dass sich der Minister 
nicht vor diese Frau stellen kann. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Frau·Grützmacher, wenn es um 

die Konsequenzen geht, dann werden diese differenziert vor­
genoll)men- dies haben die Vorfälle in Frankenthai gezeigt-, 

• 
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mit einer verschärften Briefkontrolle, mit der Frage, wie es 

mit den Ausgängen ist. Das hat auch die Fr:;;ge gezeigt, wie in 
Trier damit umgegangen wird. GIOcklichErweise haben die , 
Staatsanwaltschaft und die Polizo=i·in sehr kurzer Zeit, trotz 

der Feiertage, hervorragende Ermittlungsergebni5se.erzielt. 

Es gibt eine Untersuchungskommission unter Leitung von 

Herrn Weise. Ich bin zuversichtlich, dass in kurzer Zeit Ergeb­

nisse vorgelegt werden können. Dann wird man <:Mch dar­

über diskutieren müs~en, welche konkreten Kon~equenzen 

au~ diesen Ergebnissen gezogen werden müssen. 

Wenn Sie die Frage ansprechen, wie es um die Sicherheitt­
kontrollen steht, dann könnte_ ich mir durchaus vor~ellen, 

dass zusammen mit dem Personal, nicht gegen da~ Personal, 
überprüft wird, welche Kon~equenzen aus diesen Vorfällen 
gezogen werden. Ich sage für meine Person, zur Sicherheit 

der Strafanstalten und auch zur Sicherheit des Personals kann 

ich mir vorstellen, dass ·man über stichprobenhafte Unter.>u­

chungen und Nachprüfungen, auch von Per.>onal, das hinein­

geht, nachdenkt. Das iEt nur mit dem Person_al machbar, nicht_ 

gegen d3s Personal. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich sehe auch Gesprächsbereitschaft seitens der Verantwortli­
chen. Diese Gesprächsbereitschaft sollten wir auch wahrneh­

men. 

Alles weitere in der zweiten Runde. 

(Beifall bei F.D.P: und SPD) 

Präsident Grimm: 

--Ich erteile Herrn Staatsminister Mertin da~ Wort. 

Mertin, Minister der Justiz: 

Herr Präsident, meine sehrverehrten Damen und Herr;;n_Kol­

legen! Herr Kollege Berg, wenn Sie von taumeln sprechen: 

Ich kann Ihnen versichern, mein Gleichgewichtssinn i;t noch 
vollkommen in Ordnung, und ich stehe ganz fe;t auf beiden 

Beinen vor Ihnen. 

(ZurufdesAbg. Licht, CDU) 

Ich mache mir eher Sorgen um Ihren ~esundheitszustand, 
wenn ich sehe, welche Pirouetten Sie in den letzten Tagen 

gedreht haben; So kann ich in der .,Allgemeinen Zeitung" lE­

sen, Sie seien gegen die Kontrolle des Per.:onals. Am gleichen 

Tag le~e ich im .,Trierischen Volksfreund", Sie dflchten an die 

Kontrolle der Beamten. Was denn nun? So schnell drehenSie 

sich? Meinen Sie nJcht, Sie könnten bei dieser Gelegenheit 

einmal insSchleudern geraten, weil Sie unterschiedliche Ent­

-würfe an den Tag legen, die so nicht erfüllbar sind? 

(Zuruf von der SPD: Ohne Konzept!) 

Genauso wenig ist es für die Politik und auch für die iviitarbei­

ter im Stafvollzug erfüllbar, was Sie immer wieder an die 

Wand malen, dass ein Strafvollzug hundertprozentig funktio­

nierbar und sicher zu machen sei. Das ist nicht der Fall. 

(Pörk;en, SPD: So ist es!) 

Der Strafvollzug ist und kann keine Vollkaskoversicherung 

gegen Kri!ßinalität sein. E~ gibt hierfür mindestens drei Grün­
de: _Einmal ist der Finanzmitteleinsatz irgendwo noch be­
trio=bswirtschaftlich mit zu berüciGichtigen, sodass nicht auf 
Teufel komm raus hochgerüstet werden kann. Sie können 
den menschlichen Faktor im Stafvollzug nie gänzlich aus­
schließen, wie der Vorfall in Tri er und die eine Mitarbeiterin, 

die sich strafbar gemacht hat, zeigen. Auch die gesetzlichen 

Rahmenbedingungefl für den Strafvollzug eröffnen gewisse 

Ri~ikobereiche, die dH Ge~el:zgeber willentlich in Kauf ge­

nümmen hat und die deshalb auch von den Mitarbeitern nie 

vermieden werden können. Trotz allem können sich die Er­

gebnissE: des rheinland-pfälzischen Strafvollzugs in den letz­

ten Jahren sehen lassen. Im bundesweiten Vergleich haben 

wir, was die Ausbrüche anbelangt, durchaus sehrgute Zahlen 

vorzuweisen. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Bis Mitte letzten Jahres!) 

Wir haben insbesondere bei den Vollzugslockerungen sehr 
gute Zahlen vorzuweisen. Wir haben nämlich eine Miss­
brauchsquotevon unt~:r einem·Prozent. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Dies m:1cht deutlich, da-ss die l'.~itarbeiter im Interesse der Si­

cherheit der Bürger mit dem Instrument der Vollzugslocke­

rungen sehr sorgfältig umgehen. Aber letztendlich können 

sie - das ist völlig unmöglich in diesem Bereich - keine hun­
dertprozentige Sicherheit gewähren - im Gegenteil. Es wäre 

sogar noch riskant, wenri wir Ihrem Vorschlag aus dem 

Rech"baus5chuss, den Sie dort einmal vorgebracht haben, 
Wegsperren bi;; zum letzten Tag, umsetzen würden. 

(Zuruf aus dem Hause) 

-Haben Sie selbst gemacht. 

Herr Kollege Berg, die Risiken für die Gesellschaft wären er­

heblich größer. 

Aber auch Ihre sonstigen Äußerungen der letzten Woche sind 

nicht geeignet, den Str3fvollzug in Rheinland-Pfalz zu be­
fruchten oder voranzubringen. 
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Sie haben erstens -behauptet, die Justizvollzugsanstalten sei­
en überfallt und die Landesregierung tue nichts. Das ist nicht 
zutreffend. in der Amtszeit des Kollegen Caesar sind 148 Mi I-: 
lionen DM in den Strafvollzug investiert worden. Derzeit sind 
Baumaßnahmen in einem Volumen von 160 Millionen DM im 
Gang. Wir bauen 60 neue Haftplätze-in Diez. Wir haben ein 
neues Hafthaus in Vorbereitung und im Bau bei_ der Jugend­
strafanstalt in Schifferstadt. Wir bauen die neue Justizvoll­
zugsanstalt in Rohrbach, die weitere 120 Plätze zusätzlich 
bringen soll. Das alles soll uns bis Ende nächsten Jahres in die 
Lage versetzen, genügend Haftplätze zur Verfügung zu stel­

len. 

Si_e behaupten wider besseres Wissen,die Landesregierung 

tue nichts. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D,P.) 

Sie behaupten zweitens, die Gefangenenzahl steige an und 
es werde nichts beim Personal getan. Das ist ebenfalls nicht -
zutreffend: ln den letzten Jahren sind über_250 zusätzliche 
Mitarbeiter in den Strafvollzug eingestellt worden. 

(Zuruf des Abg. Bische!. CDU) 

Für die uniformierten Beamten sinq die Eingangsbesoldungs­
ämter von A 5 au-f A 7 angehoben worcfen, und für die Mitar­
beiter im Strafvollzy_g sind die Beförderungsmöglichkeiten _in 
erheblichem Umfang verbessert worden. 

(Frau Schneider,SPD: Das haben Sie 
zwanzig Jahre verschlafen!) 

Auch das haben Sie in Ihrer Regierungszeit so nicht hinbe­

kommen. 

(Frau Schneider, SPD: _Ganz genau !) 

Sie behaupten drittens immer wieder, ich verstecke mich hin­
ter Mitarbeitern. Auch das ist nicht zutreffend. Ich habe mich 

in einer Vielzahl von Vorfällen hinter die Mitarbeiter gestellt. 
_So auch jetzt beim jüngsten Vorfall in der Justizvollzugsan­
stalt in Wittlich, wo ich mich vor die Mitarbeiter gestellt und 
gesagt habe, dieser Fall war so nicht vermeidbar. 

Dieser Gefangene saß wegen Einbruchdiebstahls. Niemand 
kann in einem solchen Fall -vorhersehen, dass er eine solche 
Tat, einen Vollzugslockerungsmissbrauch, begeht. Deswegen 
habe ich mich auch nicht hinter den Mitarbeitern versteckt, 
sondern habe klargemacht, das kann niemand verhindern, 
das ist ein Risiko, das besteht und nicht verhinderbar ist. 

Wenn Sie behaupten, es sei nicht ordnungsgemäß gefahndet 
word~n. so ist- auch dies nicht zutreffend. Fahndungen öf­
fentlicher Art l!nd Ähnliches sind nur bei besonders schweren 

Straftätern möglich, wenn Gewalttaten undÄhnliches ausge­
übt wurden. Ansonsten ist das nicht zulässig und zwischen-

zeitlich sogar gesetzlich so geregelt. Deswegen sind solche 
- Fahndungsmaßnahmen erst angelaufen, nachdem Hinweise 

vorhanden waren, dass er solch eine schw~re Straftat began­
gen hat. Vorher haben selbstverständlich andere Fahndungs­
maßnahmen stattgefunden. 

Ich habe mich auch bei anderen Vorfällen vor die Mitarbeher 
gestellt. Ich habe sehr früh und klar erklärt, dass bei der Gei­
selnahme in Frankenthai die Mitarbeiter der Justizvollzugs­
anstalt keinVerschulden trifft. 

_ Herr Kollege Berg, wenn ich Fehlverhalten bei Mitarbeitern 
feststelle,- dann ist es mei11e Aufgabe, dieses zu benennen 
und entsprechende Konsequenzen vorzunehmen. Wenn ich _ 
es nicht täte, würden Sie mir genau das vorwerfen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Viertens haben Sie behauptet, mir sei_en Missstände baulicher 
Art in Tri er bekannt gewesen ulld es sei nichts unternommen 
worden._ Es- ist zutreffend: Als ich in Trier zu Besuch w:ar, sin_d 
mit mir feuerpolizeiliche Maßnahmen, die in der Durchfüh­
rung sind, besprochen worden. Es ist mit mir besprochen wor­
den, dass wegen dieser feuerpolizeilichen Maßnahmen Stö­
rungen im Funkverkehr auftreten. Ferner ist_mit mir bespro­
chen worden, was man vorhat, um-die Außenhaut zu sichern. 

Im Rechtsausschuss habe ich Ihnen ausführlich dargelegt, 

(Pörksen, SPD: Er hat die Ohren 
zugehalten!) 

was alles, zum Beispiel zur Behebung der Störungen des 
Funkverkehrs, unternommen worden ist. Ich habe lhnen_aus­
führlich _ _!llitgeteilt, was wir unternehmen, um die feuerpoli- -
zeilichen Auflagen zu erfüllen. Außerdem habe ich Ihnen 
mitgeteilt, dass wir derzeit prüfen, auf welche Art und Weise 
wir die Wünsche in Bezug auf Clie Sicherung der Außenhaut 
im nächsten Doppelhaushalt berücksichtigen. Das habe ich 
den Mitarbeitern dort nämli<;h zugesagt. 

Demgeg-enüber behaupten Sie, dass wir nichts machen wür­
den. Sie können natürlich behaupten, dass die Stra!vollzugs- _ 
konzeptiondes Landes versage; Sie können aber nur deshalb 
so sprechen, weil Sie ständig verschweigen~ was in den ver­
-gangenen Jahren unternommen worden ist und was derzeit 
unternommen wird, um die Situation des -Strafvollzugs zu 
verbessern. 

Offensichtlich machen Sie all diese Behauptungen, die jedes 
Wahrheitsgehalts entbehren, nur, um zu überaecken, dass 
von Ihnen bisher noch kein einziger Vorschlag für Ihre St[ilf­
vollzugskonzeption gek~mme~ ist. Wenn Sie behaupten, un­

sere sei gescheitert, was ~ber nicht der Fall ist, frage ich Sie, 
wo denn Ihre Strafvollzugskonzeption ist. Mit Ihren lockeren 
Behauptungen übermanteln Sie bloß, dass Sie keine eigene 

Konzeption haben, die Sie dagegenstellen können, weil es ei­
ne bessere gar nicht gibt. 

-
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Das, was wir durchführen, beruht auf den gesetzlichen 
Grundlagen. Wie ich dargelegt habe, vollziehen die fvlita-rbei­
ter dieses Konzept im Großen und Ganzen s;;;hr_ sorgfältig 
und ordnungsgemäß, wie auch die Erg;;;bnisse im bundeswei­

ten Vergleich zeigen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Herr Kollege Berg, Frau Kollegin Grützmacher, es wird immer 

-Probleme im Strafvollzug geben. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜf-JEf·J: 

Natürlich! Sagt auch keiner!) 

Probleme hat es in der Vergangenheit gegeben, Probleme 

gibt es jetzt, und Probleme wird e5 auch in der Zukunft ge­

- bEn. Unsere Aufgabe ist es, aie~e Vorgänge zu untersuchen, 
die Ursachen festzustellen und dann die erforderlichen Maß­

nahmen zu ergreifen. 

Deshalb habe ich Herrn Generalstaatsanwalt Weise gebeten, 

die Vorgänge in Tri er zu untersuchen. Wenn mir die Ergebnis­
se vorliegen, werde ich sie,- wie mit Herrn Kollegen Hammer 
besprochen, der Strafvollzugskommission vorstellen und Ih­

nen mitteilen, welche Konsequenzen daraus gezogen wer­
den. 

Ich kann mich noch sehr gut an die Sitzung der Strafvollzug~­
kommission erin-nern, in der ich gesagt habe, das~ ich mit den 

Personalräten über die Frage der Per!>onenkontrolle sprechen 

werde. Das habe ich nicht angeordnet, sondern ich habe ge­
sagt, dass ich mit ihnen ein Gespräch führen werde. Ich kann 

mich dar:m erinnern, dass in der Sitzung alle vier dort vertre-­

tenen Fraktionen mit diesem Gesprächsangebot an den Per­
sonalrat durchaus einverstanden waren. Deswegen kann ich -

Ihre heutigen Äußerungen nichtganz nachvollziehen. 

Es bleibt dabei: Wir werden auch künftige Vorfälle, wenn sol­

che auftreten, genau untersuchen und - wie in der Vergan­

genheit auch - die r;otwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
die zutage getretenen Schwächen zu be~eitigen. Nur so kön­

nen Sie langfristig Strafvollzug betreiben. 

- (Beifall der F.D.P. und-der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜHEf'J: 

Herr fvlertin, es ist bedauerlich, da:;s Sie am Schluss nicht et­

was deutlicher gesagt haben, wie Sie zu dem Vorschlag hin­

sichtlich der Kontrolle des Vollzugspersonals stehen; denn in 

den Zeitungen kam ~ehr deutlich zum Au:;druck, dass e~ nicht 

darum ging, einfach einmal darüber zu reden, sondern da::s 

es ein Vorschlag von Ihnen war, mit dem Sie ;ich mehr Sicher-

heit erhoffen. Das wird von den Expertinnen und Experten 
- das sind die Justizvollzugsbeamten - ganz eindeutig abge­
lehnt. 

Ich zitiere; "Die von Herrn Justizminister Mertin nach Presse-_ _ 

- berichten nunmehr erwogtne landesweite Einführung von 

Personalkontrollen in den Justizvollzugsanstalten schadet der 
Sicherheit mehr, als es ihr nützt." Bevor man solche vor­

schntllen Vorschläge in die Weltsetzt, sollte man sich intensiv 

Gedanken darüber machen. 

E~ ware gut gewestn, wenn Sie die tvlöglichkeit genutzt hät­
ten, um den Strafl(ollzugsbeamten; die durch diesen Vor­
;;chlag sehr betroffen sind und ~ich auch an uns gewandt und 

gesagt haben, dass da5 in dieser Situation genau d~r falsche 
. Vorschlag ;;ei, d_er genau in die falsche Richtung führe, der die 

Leute demotiviere und zu Misstrauen ünter den Beamten 

führt, dtutlich zu sagen, dass dieserVorschlag jetzt vom Tisch 

ist und da;; für Sie keine Möglichkeit mehr i~t, mit der Sie die 
Sicherheit in den Ju~tizvollzugsanstalten VE!rbessern wollen. 
Das haben wir von Ihnen ervvartet. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

5ie sind w~nig- darauf eingegangen, dass insbesondere das 
Personal ein sehr wichtiger Faktor bei der Sicherheit ist~ 

(Frau Schneider, SPD: Sagt er in 

jeder Sitzung!) 

-Aber was viollen Sie machen, wenn das Personal völlig über­
bel3~tet ist? Nur ein Personal, das nicht völlig überbelastet, 

da~ gut <!U~gebildE::t und das moti'liert ist, kann diese Sicher­
heit herstellen·. 

ln den vergangenen Tagen habe ich in einer ganz verhalte­

nEn Pre~semitteilung von lhno::n gelesen, 9ass Sie darüber 
nachdenken, zum Beispiel die .LI.usbildungsvergütung wieder 

einzuführen._ Vielleicht haben Sie erkannt, dass es ein großer 
Fehler war, die Ausbildungsvergütung abzuschaffen; 

(Glocke des Präsidenten) 

denn damit ist - auch in diesem Fall zitiere ich v.rieder den 

Bund der Strafvollzugsbeamten- die Gewinnung von geeig­

netem Nachwuchs mittelfristig gefährdet. Herr Mertin, im 

Bereich des Personals haben Sie in den vergangenen Tagen 

wirklich keine gute Figur abgegebe;n. Jetzt haben Sie die 
Möglichkeit, um noch einmal deutlich gerade zu rücken, dass 
Sie Ihrer Fürsorgepflicht für das Permnal in dem Bereich, in 

dem Fehler passiert=n, nachkommen. 

(Beifsll des BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Redmer das Wort. 
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-Abg. Redmer, SPD: Im vergangenen Sommer haben wir im Rechtsausschuss da­
rüber diskutiert, dass ein Untersuchungshäftling rund um die 

Herr Präsident, meine Damen -und Herren! Im knappen Zeit­
rahmen dieser Aktuellen Stunde ist leider nicht ausreichend 
Gelegenheit, um über die Ursachen der Überbelegung zu dis-

- kutieren. Darüber wird in diesem Zusammenhang mit Sicher­
heit in den Justizvollzugsanstalten überhaupt nicht gespro­

chen. 

Herr Kollege Berg, wenn Sie diesbezüglich eine ehrliche Dis­

kussion führen würden, müssten Sie zugeben, dass die CDU 
ständig dem das Wort redet, was zur Überbelegung führt. Sie 
sirid für höhere Strafe!',_ also sitzen die Täter länger ein. Sie 
sind für weniger Lockerungen, also werden weniger Straftä­
ter früher entlassen als bisher. Sie verweigern sich seit Jahren 
einer vernünftigen Lösung von Ersatzstrafen. Das alles führt 
dazu, däss wir mehr Menschen in den Justizvollzugsanstalten 
haben. Dann sagen Sie: Ätsch, Überbelegung! Was macht ihr 
dagegen? -

Sie gehen genau deri Weg, der seit Jahrzehnten in den Verei­
nigten Staaten von Amerika gegangen wird. Die Folge davon 
ist, dass in 20 Jahren 300 % mehr Gefangene einsitzen. Kein 
Mensch kann behau-pten, dass in den Vereinigten Staaten 
von Amerika die Sicherheit gestiegen ist. 

Wenn man bei Ihnen eine schlüssige Linie sucht, kann m<m 
die beim besten Willen nicht finden. Darauf hat Herr Staats­
minister Mertin bereits hingewiesen.-sie haben beispielswei­
se am 6. Dezember über Ihren Pressedienst erklärt, der Herr 
Justizminister glaube bisher, dfe Probleme mit Geld für neue 
Schlösser, Zäune, Schleusen oder sonstige Sperreinrichtungen 
lösen zu können. Doch wie so oft im Leben sind die Probleme 
auf diese Art und Weise nicht zu lösen. 

ln einer Pressekonferenz, die Sie in dieser Woche durchge­
führt haben, fordern Sie genau das, was Sie noch vor einem 
Monat abgelehnt haben. Im Sommer haben Sie in Bezug auf 
Frankenthai kritisiert, es habe nicht genügend gesetzliche 
Grundlagen und präzise Anweisungen für das Personal gege­
ben. Jetzt gibt es in Trier eine zweiseitige absolut präzise An­
weisung, zu der Sie sagen: Viel zu viel, viel zu genau, daran 
kann sich keiner halten. 

Sie befürworten die Abschiebung von ausländjschen Straftä­
tern, die in unseren Haftanstalten einsitzen. Was sagen Sie 
aber, wenn der erste nach Rumänien oder sonst wo hin abge­
schoben wird, in drei Wochen-wieder hier ist und die nächste 
Straftat begeht? Dann sind Sie der erste, der äußert: So hätte 
man nichtverfahren dürfen. Man hätte ihn lieber zehn Jahre 
in Deutschland in-Haft sitzen lassen sollen, als ihn abzuschie­
ben.- Das wäre dann Ihre Reaktion. 

Wenn Sie davon reden, dass Sicherheit vor Lockerung gehen 
müsse, geht mir der Hut hoch. 

(Glocke des Präsidenten) 

Uhr gefesselt und bewacht worden ist. ln diesem Zusammen­
hang haben Sie von Menschenrechtsverletzungen gespro-

-chen. Dass zuvor zehn Menschen aus öffentlichen Kliniken 
zum Teil auf absolut abenteuerliche Weise geflohen sind und 
es deshalb gerechtfertigt war, diesen Mann-zu fesseln, spielte 
für Sie keine Rolle mehr. Ich frage Sie: Wie hätten Sie es denn 
gern? 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Berg das Wort. 

Abg. Berg, CDU: 

_ Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das ist schade. Lei­
der haben wir auch heute \Ion Herrn Justizminister Mertin 
überhaupt ni_chts Neues gehört. 

(Zurufe von der SPD: Von IJ:!nen 
auch nicht!) 

--Meine Damen und Herren, natürlich ist eine einhundertpro­
zentige Sicherheit nicht möglich. Das bestreitet niemand, 

aber es sollte wenigstens versucht werden, sie annähernd zu 
erreichen. -

Ich will ein kleines Beispiel nennen, da ich als Kritiker nichtal­
lein dastehe. Herr br. Schiffmann hat im Herbst vergangenen 
Jahres eine Presseerklärung abgegeben, in der er verlangt, 
dass die Strafanstalten im Land handysicher gemacht werden 
sollen, um auszuschließen, dass mithilfe von Handys ausge­
brochen werden kann. Was passiert? Es passiert überhaupt 
nichts. Stattdessen gelingt akkurat einen Monatspäter einem 
Schwerstverbrecher mithilfe eines Handys ein Ausbruch. Das 
Problem, das wir haben, ist, dass überhaupt nich!5 passiert. 

Herr Mertin, ich sage Ihnen noch eines: Das größte Sicher­
heitsproblern ist natürlich der Mensch; das sind die Justizbe­
diensteten, die ihre Arbeit machen- die ihre Arbeit gut ma­
chen. Ich muss Ihnen sagen, dass beim Personal der Justizvoll­
zugsanstalten die Stimmung sehr, sehr schlecht ist. Man ist es 
wirklich satt, in welcher Weise Sie immer wieder die Verant­
wortung auf die unterste Ebene-abdrängen. 

(Creutzmann, F.D.P.: Das wird doch gar 
nicht gemacht! Herr Berg; das stimmt 

doch überhaupt nicht!) 

-
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Im Personalbereich erW3rtet man Signale, wie ES weitergEht. 
Man erv..rartet keine pauschale,n Vorverurteilungen und keine 
pauschalen Schuldzuweisungen. 

(Creutzrnann, F.D.P.: Das machtdoch hiemc.nd! 
Das hat doch niemand gemacht! 

Da; istdoch falsch!) 

Damit demotivierenSie das Personal, und damit machen Sie 
genau das, wa~ das Problern darstellt, die Sicherheitslage 
~ird dadurch nämlich eher noch schwieriger. Meine sehr ge­
ehrten Damo:n und Herren, die Sicherheitslage ist vor diesem 
Hintergrund derzeit nicht mehr 5icher. 

Vielen Dank. 
(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einmal Herrn fo.bgeordneten Dr. Frey da~ 
Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Prä5ident, meine Damen und Herren! ln der zweiten 
Runde wurde sehr viel über die Frage der Sicherheit von 
Strafvollzugsanstalten diskutiert. E;; gilt meiner Meinung 
nach, zwei Aspekte zu berüchichtigen. Es gibt zum einen die 
innere Sicherheit in der Anstalt. Der zweite Aspekt ist die !;lu­
ßere Sicherheit, nämlich ob es gelingen kann, dass jemand 
nach draußen gelangt.-Diese bEiden AspEkte müssen in Ge­
sprächen mit_ den Personalraten und mit den Bediensteten 
einfließen; denn diese beidEn Sachen hängen eng miteinan­
der zu:;ammen. Es geht um die innere Sicherheit der Anstal­
ten auch gegenüber den Bediensteten, und es geht um die 
äußere Sicherheit, n3mlich um den Anspruch der Bürgerin­
nEn und Bürger in unserem Bundesland, dass sie darauf ver­
trauen können, dass beispiel~weise Waffen, wie bei dem Fall 
in Tri er, nicht in die Anstalt gelsngen. 

Ich bin mir auch darüber im Klaren, da~s bei Strafvollzugsan­
!talten immer die Gefahr besteht, dass dort etwas, von wem 
auch immer, eingeschmuggelt wird. Wenn wir aber bei Straf­
gefangenen darauf ;;chten, dass ihnen keoim: Wege zur Verfü­
gung rtehen, müs;;en wir auch gemeinsam mit den Bedienste­
ten überlegen- auch wenn es leider Gottes nur einen An5atz­
punltt gibt-, ob es die; Möglichkeit gibt, diese Exzesse abzu­
stellen. E:; soll nicht gegen das Personal entschieden werden, 
sondern mit dem Personal. Vlfenn in der Anstalt in Trier der 
Revolver zum Einsatz ·gekommEn wäre und etwas pas;iert 
wäre, muss·man :;ich vorstellen, wie man mit diesem Problem 
hätte umgEhen :;ollen. 

Herr Berg, SiE haben gesagt, es solle alles handysicher sein. 
Da; ist so eine Sache. Auf der anderen Seite verlangen Sie 

nämlich auch, dass die Funkgeräte funktionieren. Ich bin Ju­
rist und kein Techniker, aber ich habe mich in meiner Jugend 

mit solchen SachEn einmal ein bisschen beschäftigt. Beides 
hat etwas mit Funkwellen zu tun. 

(ltzek, SPD: Er meint Trommeln!) 

Wenn Sie versuchen, die- einen Wellen auszuschalten, wäh­
rend es die anderen geben soll, bin ich einmal gespannt, wie 
da:; funktionieren soll. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Fragen Sie einmal 
jemanden, der envas davon versteht!) 

Wir können das alles untersuchen, aber in der Regel wird ent­
weder beides funktionieren oder beide5 nicht funktionieren. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Dann könnte 
man vielleicht die Steckdose, an der die 

aufgeladen werden, überwachen!) 

--Ach Gott, Frau Kohnle-Gros, Sie wissen, dass die Akkutaug­
lichkeit von Handys in der letzten Zeit im Gegensatz zur Ver­
gangEnheit auch ein bis:;chen besser geworden ist. Wir.-wol­
len aber nicht über Details reden, sondern es geht um den 
Grundsatz. Natürlich bin ich auch der Meinung, dass Handys 
nichts im Knast zu suchen haben. Das i~t doch völlig klar. Herr 
Berg, ich habe Zweifel, ob es miteinander vereinbar ist, wenn 
ein Funkloch kritisiert wird, aber gleichzeitig gefordert wird, 
das5 Handys nicht funktionieren dürfen. Das ist ein Manko in 

- Ihrem Konzept, da~ nämlich ein Nicht-Konzept ist. 

(Berg, CDU: Das ist keine Forderung 
von mir!) 

-Ja, ja, jetzt schieben Sie das nicht auf Herrn Dr. Schiffmann 
ab. 

(Glocke des Prasidenten) 

Da> sind die Stellvertreterkriege, die Sie führen. 

Herr Berg, ich würde in ruhigeren Zeiten mitihnen gerne ein­
mareine Diskussion über Ihr Str3fvollzugskonzeptführen; 

(Zuruf des Abg. Dr. Weiland, CDU, 
und der Abg. Fnm Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEr-J) 

denn d3~. was SiE in den vergange_nen Tagen dtr er:;taunten 
Presse in Rheinland-Pfalzverkündet haben, ist seit vielen Jah­
ren Rechtspolitik in diesem Bundesland und in der Bundesre­
publik Deu-t:;chland insge~amt. Das, was Sie vorschlagen, 
nämlich Schwitzen statt Sitzen, gibt es in Rheinland-Pfalz 
schon seit Jahren. Viele andere Sachen auch. 

(Glocke des Prasidenten) 
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Sie hoppeln der ganzen Situation wirklich hinterher. Sie soll­
ten sich einmal mit den Tatsachen beschäftigen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.00 Uhr.-

Vizepr~sident Heinz: 

Ich rufe das :z:weite Thema der 

AKTUELLEN STUNDE 
Ich erteile noch einmal Herrn Justizminister Mertin das Wort. auf: 

Mertin, Minister-der Justiz: 

Herr Kollege Berg, ich habe Ihnen im Rechtsausschuss darge­
legt, das es derzeit physikalisch nicht möglich ist, eine Haftan­
stalt so abzuschirmen, dass von dort heraus nicht mit einem 
Handy i:elefoniert werden kann. Ich habe Ihnen ebenso dar­
gelegt, dass derzeit ein Forschungsvorh<!ben läuft, im Rah­
men dessen untersucht wird, ob man zumindest technisch -
feststellen kann, ob mit einem Handy aus der Haftanstalt he­
raus telefoniert werden kann. Auch das ist derzeit noch nicht 
möglich, Sobald die Ergebnisse vorliegen, werden wir selbst­
v~rständlich prüfen, ob wir das einführen können. Technisch 
ist das nicht möglich. Sie müssen sich nur ·an das Fenster stel­
len. Auch die JVAs haben F_enster; Dann können Sie telefonie_­
ren, weil die Funkwellen nämlich nicht zu stoppen sind. 

- -

Frau Kollegin Grützmacher, ich habe angekündigt, mit dem 
- Personalrat Gespräche über die Frage der Personenkontrol­

len zu führen, weil mich bei de!Jl Vorfall in Tri er in den Tagen, 
während ich damit zu tun hatte, eines doch sehr betroffen 
gernacht"hat: Es ist ein Sch-uss gefallen.- Was hätte ich der Fa­
milie eines Beamten erklären sollen, wenn dieser Schuss ei- -
nen Beamten tödlich getroffen hätte? Hätte ich dieser Fami­
lie wirklich erklären können, dass wir al~es getan haben? Des­
halb liegt es meiner Meinung nach auch im Interesse des Per­
sonals, einmal darüber zu sprechen, ob solche Kontrollen 
nicht doch ein Stück mehr Sicherheit- nicht eine vollkomme-­
ne Sicherheit- bringen können. Es geht auch um die Sicher­
heit des Personals, für das ich die Verantwortung trage: 

Wenn so etwas einmal passiert, möchte ich wenigstens alles 
versucht haben, um so etwas zu verhindern, Das ist meine 
Aufgabe als Justizminister, und die nehme ich wahr. 

(BeifallderF.D.P. und derSPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldurigen liegen 
nicht vor. !eh schließe die Aussprache. Wir treten in die Mit­
tagspause ein. Die Sitzung wird um 14.00 Uhr wieder eröff­
net. 

Unterb_rechung der Sitzung:12.47Uhr. 

uSpitzenplatz für Rheinland-Pfalzbeim Anschluss an 
das neue Polizeiinformationssystem ,INPOL-neu"' 

auf Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/6699-

Ich· erteile Herrn Abgeordneten Pörksen das Wort. 

Abg. Pörksen, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren!_ Anlass für die 
heutige Aktuelle Stunde ist die öffentliche Diskussion über 
den Stand der Ausrüstung der Polizei mit modernster Technik 
wenige Wochen vor Umstellung auf ein neu es _!'olizeiinfor~ 
mationssysteiJ!. genannt .. _INPOL-neu". Die einen waren auf-­
geschreckt, zum Beispiel di_e Hessen, die anderen, wie zum 
Beispiel wir in Rheinland-Pfalz, waren mehr amüsiert über ei­
ne Nachricht, die vor wenigen Tagen in ei_ner Zeitung mit den 
vier großen Buchstaben stand. Wir haben sie natürlich alle 
gelesen. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, _ 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Lesen Sie die nicht? 

-(Fr<~u Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
r-Jein!) 

-Ich leihe -sie Ihnen gleich. Die~et Artikel hatte die Überschrift 
.,Computerchi10s in Hessen". Offenbar hat der dortige Minis­
ter.:. ich glaube, er heißt Bouffier- lange geschlafen oder sich 

mit anderen Dingen beschäftigt, zumindestnicht mit dieser 
Aufgabe. 

Jetzt wird gesagt, es sei eine Altlast. Wir hatten 1997/1998 
auch in Hessen abgefragt, wie weit sie seien. Seitens der SPD 
:wurde uns mitgeteilt, dass man mit Hochdruck an diesem 
Problem arbeite. Anscheinend hat man weiterhin daran vor­
beigearbeitet; denn sie können am 15. April, am Tag der Um­
stellung, nicht mit umstellen, sondern müssen mit dem -Fahr­

rad nach RheirilaQd-Pfalz kommen, um sich entsp~echende ln­
formati?nen zu holen, d!e sie für -~ine Verbrechensbekämp-
fung brauchen. -

Wir dagegen sind von.16 Bundesländern das Land, das an der 
Spitze steht. 

(Beifall desAbg. Creutzmann, F.D-.P.) 
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Es tut mir Leid, dass ich das sagen mus~, aber auch hier kann 

ich nur zitieren. 

Frau Kohnle-Gro~. Sie kennen auch diese Nachricht, weil ich 

weiß, dass Sie sich vorbereitet haben. ln der .,Allgemeinen 

Zeitung" vom 5. Janu13r heißt e~: An der· SpitZe steht 

Rheinland-Pfalz, da; bereits 1996 mit der Planung begonnen 

hatte.- _Genau~o ist es. 

Wir haben unsere Aufgaben gemacht. Herr Minister Zuber 

wird sicherlich im Einzelnen darauf eingehen. 

Bereits seit 1993 ist bekannt, dass Ende des JahrhunderG um­

gestellt werden soll. Seit 1996/1997 beschäftigt sich die SPD­

Fraktion init dem Problem. Wir waren vor Ort und haben uns 

mit dem Personal, das die Vorbereitungen geführt hat, unter­

halten und aus der Unterhaltung Koru:equenzen gezogen. 

Es gab damals zwei Schwierigkeiten, einmal die Finanzierung 

des Programms- immerhin 52 Millionen DM- und zum ande­

ren- dieses Problem hat uns sehr oft be>chäftigt- die Vorb-e-

-reitung de~ Personals; denn das öffentliche Dienstrecht i:;t 

nicht gerade dazu angetan, hochmotivierte und gute <;:ompu­

terfai:hleute an sich zu binden. Dazu ist das Sy5tem leider zu 

starr. Das Problem kennen Sie. 

Mittels gEmein:;amer Kraftanstrengung ist es in di::n Haush31-

- ten der Jahre 1998/1999 und 2000/2001 gelungen, die not­

wendigen Mittel bereitzustellen. 

Die Hessen stehen jetzt vor dem Problem, kurzfri>tig 90 Mil­

lionen Di\11 aufbringen zu mOssen - auch das stand in den 

NachrichtEn -, um mit einem landeseigem:n Programm auf 

"INPOL-neu"- umstellen zu können. Sie hätten nur über die 

Grenze kommen müssen. Sie hätten hier vieles lernen kön­

nen. Sie wollten es aber selbst stricken und ~tehen im Grunde 

vor dem Debakel. 

Über 4 500 f!!Oderne· EDV-Piätze :>ind eingerichtet worden. 

Über 8 000 Be~chäftigte sind auf die Umstellung vorbereitet 

und entsprechend geschult worden. 

Herr Kollege Bische!, das v6m DIZ aufgebaute- ich komme 

gleich auf Sie zu sprechen - Rheinland-Pfalz-Netz war eine 

wichtige und unabdingbare Voraussetzung für die Umstel­

lung. Ich denke, bei all dem Palaver über das DIZ muss man 

besonder;; darauf hinweisen. 

(Beifall bei derSPD) 

Wichtig ist, dass man KriminalitäEbekämpfung mit moderns­

ten Methoden durchführEn kann und nicht, wie dies heute 

geschehen ist, überdas DIZ heiZuf.sllen. 

(Beifall der SPD lind der F.D.P.) 

Sobald die Eingewöhnungspha~e vorbei i:;t, haben wir die 

Chance, die Ver.:valtungsarbeit der Polizei zu reduzieren, da-

mit sie noch mehr auf der Straße ist. Was machen Sie von der 

CDU? 

Herr Kollege Bische!; jetzt komme ich zu Ihnen. 

(Zuruf des Abg, Bi;;chel, CDU) 

Ich erinnere mich noch gut an die Rede von gestern, die Herr 

Bisehel gehalten hat. Das ist kein Beitrag zu dem, was er ge­

stern eingefordert hat. Herr Bisehel schreibt an die Abgeord­

neten der CDU, sie mögen doch fragen stellen. Das ist völlig­

in Ordnung. Sie mögen bestimmte Fragen stellen. Das ist 

auch in Ordnung. Sie möchten aber FolgE<ndes machen- Herr 

Bische I, ich darf aus Ihrem Schreiben zitieren-: Meines Erach­

ten~ ist e~ außerordentlich wichtig,_ dass diese Fragen iri Ei­
nem persönlichen Gespräch mit den Leitern der Polizeiinspek­

tionen 
(Schweii:zer, SPD: Achnee!) --

besprochen werden und nicht durch eine schriftliche oder gar 

offizielle Anfrage angesprochen werden. - Ist das ein Um­

gang, der moralisch hohen An~prüchen genügt?- Ich glaube 

nicht. 

(Schweitzer, SPD: So ist es!) 

He1=r Kollege Bische I, warum machen Sie das? 

(Glocke de5 Präsidenten) 

Sie tun nämlich Folgendes: Sie wollen-bei der ganzen Ge_­

~chichte WEiter im Trilben fischen. Sie wollen die Quellen 

nicht sagen, aus de:nen-Sie bestimmte Zahlen haben, und sie 

demnächst in die Zeitung setzen. So-geht man mit dem- Pro­

blem nicht um. Ich komme noch darauf zurück. Ich kann noch 

mehr dazu 5agen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­

Bische!, CDU: Ich führe laufend Ge;präche 

mit der Polizei, sogar im Einyerr1ehmen 

mitdem Minister!) 

Viz;;präsident Heinz: 

Icli erteile der-Aj:lgeordne:ten Frau Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kolmle-Gros, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und- Herren! Ihr Redebeitrag 

war für eine Aktu-elle Stunde geeignet. Der Kollege hat nicht 

einmal genug Material gehabt, Z\'Veieinhalb Minuten mit 

sachlicher Diskussion zu füllen. 

(Beifall der CDU) 
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Meine Damen und Herren, die ganze Geschichte hat über das 
hinaus, was hier schon gesagt ~'l(urde; überhaupt- kein~n 

Neuigkeits\'Vert; denn der Minister hat den entsprechenden 
Redevermerk, den er sicher gleich noch einmal vorlesen wird, 
schon am Montag in Kaiserslautern zum Besten gegeben. Ich 
darf vorwegnehmen, was er sagen wird. 

(Pörksen, SPD: Das kann man gar 
nicht oft genug sagen!) 

- Herr Kollege Pörksen- das gilt auch für Sie, Herr Zuber-, 
wenn Sie Aussagen machen, sollten Sie- ganz seriös bei der 
Wahrheit bleiben.-

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Die Innenministerkonferenz hat 1995 eine_Kommission ein­
gesetzt_und diese bundesweite Einrichtung vorbereitet, und 
zwar unter tatkräftiger, fachlich-technischer Mithilfe des 
Bundeskriminalamts. Ich glaube, aus dieser Ecke kommt das 
Lob des Bundes der Deutschen Kriminalbeamten, weil er 
nämlich diese Sachkenntnis mit eingebracht hat. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sagen, es gibt einen Spit­
zenplatz, müssen Sie erst einmal das Ranking offen legen. Es 
ist eine bundesweite Geschichte. Damit es Sinn macht, müs- -
sen sich alle Länder anschließen. Wo hier ein-Spitzenplatz 

. sein soll, müssen Sie erst noch belegen. 

Sie haben auch nicht genau gesagt; was am 15. April 2001 
passiert._ Das hat Minister Zuber am Montag auch gesagt. An 
diesem Tag wird ein Probelauf stattfinden. Wir wollen einmal 
sehen, was bei dem Probe!auf in Rheinland-Pfalz heraus­
kommt. Das, was Sie die letzten zehn Jahre in diesem Bereich, 
der tatsächlich wichtig ist, wie Sie sagen, in Rheinland-Pfalz 
angerichtet haben, ist ein totales Chaos. Ein aufgeschreckter 
Hühnerhaufen war gar nichts dagegen. 

(Beifall der CDU) 

Eine Schulung von über 8 000 Beamten- 8 500 wird der Minis­
ter nachher vorlesen - hat zum Chaos in deri Dienststellen 
und in den Einrichtungen geführt, die die Schulung durchge­
führt haben. Es ist lange noch nicht klar, wie die Beamten die­
se Kenntnisse, die sie en.vorben haben, einsetzen können und 
ob POLADIS 95 und POLADIS 2000 usw. tatsächlich umgesetzt 
wird. 

Meine Damen und Herren, ich möchte trotzdem zur Sache sa­
gen, dass wirdiese Dinge, was dietechnische Ausstattung der 

_ Sicherheitsbehörden anbelangt, immer unterstützt haben. 
Außerdem haben wir darüber hinaus Anträge gestellt. Hören 
Sie bitte einmal auf, das bisschen, was Sie_ hier gemacht ha-

- ben, und was eigentlich Normalität ist, aufzuzählen. Sie kön­
nen nicht nur das Personal und die technische Ausstattung 
vernachlässigen. Es wäre noch schöner, wenn das alles wäre, 
was sich an Sicherheitspolitik in diesem Land abspielt. 

Wenn Sie auf die Hessen zu sprechen kommen, muss ich tat­
sächlich die Altlast aufgreifen. 

(Pörksen, SPD: Ja, natürlich!) 

Die neue hessische· Landesregierung hat so viele Probleme 
gehabt, den Personalbestand wieder aufzuschichten und ei­
nen alten Kram zu übernehmen, der gar nicht kompatibel ist. 

(Pörksen, SPD: Der Minister hat 
Probleme gehabt!) 

Das kostet Geld- und dauert seine Zeit, bis das gemacht wird. 
Sie sollten sich eher an die eigene Nase greifen, als hier alles 
aufzuführen. 

(Beifall der CDU) 

Ich möchte noch einmal betonen, dass die Polizei in-den letz­
ten zehn Jahren wirkliche Probleme gehabt hat, und zwar 
auch mit der computermäßigen Ausstattung. Wenn Sie die 
Inspektionen besucht haben, wissen Sie ganz genau,-wie viele 
private Laptops und PCs dort auf den Schreibtischen gestan­
den haben 

(Zurufe von der SPD) 

und wie viele Polizeibeamte auf dem Rücken gelegen haben, 
um selbst zu vernetzen und anzuschließen, was nötig war . 

-
Ich möchte Ihnen noch etwas sagen. Sie reden von Computer-
spezialisten, die man eigentlich bräuchte und die keine Be­
amten sein müssten. Darin gebe kh Ihnen Recht. Hätten Sie 
einmal vor fünf Jahren angefangen, die 25 Stellen im Haus­
halt tatsächlich mit Angestellten zu besetzen, dann hätten 
Sie noch kostengünstig Leute bekommen können, die es nun 
-auf dem Markt nicht mehr gibt. -

(Beifall bei der CDU) 

Ich denke, dies muss einmal auf den Punkt gebracht werden. 
Man muss in dieser Frage seriös argumentieren und darf 
nicht irg~ndwelche Zahlen nennen und auflisten, was man al­
les getan hat. Fragen Sie doch einmal die Gewerkschaften, 
wie es um die Polizei in diesem- Land aussieht, wenn Sie mir 
nicht glauben. Sie machen wirklich jeden kleinen Punkt zu ei­
ner großen- Nachricht, nur um in diesem Bereich ein bisschen 
gut auszusehen. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Das nimmt Ihnen sowieso keiner mehr ab, der etwas davon 
versteht. Das wissen Sie ·auch ganz genau. Es ist schon ein 
bisschen naiv und sehr weit hergeholt. 

ln anderen Ländern wird beispielsweise eine EDV-Aus- -
stattung der Fahrzeuge vorgenommen. ln Stuttgart beispiels­
weise werden neue Möglicl)keiten erprobt, um Flüchtende zu 

--
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stoppen. Jeden Tag könnte man bundesweite Nachrichten 
darüber lesen. Darauf brauchen Sie nicht stolz zu sein. Die Po­
lizei hat die beste Ausstattung verdient, aber in Rheinland­
Pfalzsehe ich dies noch lange nicht. 

(Beifall der CDU-
Pörk;:en, SPD: Das_ kann aber an Ihrem 

Blickwinkel liegen! Sie brauchen 
eine Brille!) · 

Vizeprä:;ident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abge:ordneten Creutzmann.d3s Wort. 

Abg. Creutzmann,F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 

war schon immer interessant, wenn wir debattieren: Entwe­
der wir machen zu wenig, dann passt es der Opposition, der 
Union, nicht, und man wird kritisiert. Wenn wir unsere Haus­
aufgaben machen, heißt es, na ja, was haben Sie eigentlich 
getan? - Das sind doch Selbstv;:;rständliclikeitEn, meine Da­
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD­
Bische!, CDU: Sie rasieren sich doch 

auchjeden Tag! Das i~tdoch 
auch selbstverständlich!) 

Insofern können wir verstehen, dass die Oppmition immer 
meint, kritisierEn zu müssen, aber es ist auch schön- ich wer­
de dies nachher noch ausführen -, ~venn man sagen kann, 
dass das Thema lnnHe Sicherheit in Rheinland-Pfalz sehr 
ermt genommen wird und wir alle, die Koalitionsfraktionen, 
aber auch das MinistErium, alle5 tun, um die Innere Sicherheit 
zu gewährleisten. 

Seit dem 13. November 1972 besteht das beim Bundeskrimi­
nalamt in Wiesbaden bundesweit betriebene Informationssy­
stem der Polizei INPOL, da:; für Fahndungs- und Ermittlungs­
arbeiten unerlä;~lich irt. An die:;em Syst~;m find neben dem 
Bundeskriminalamt auch der Grenzschutz, die Landeskrimi­
nalämter, die Landespolizeidienststellen und die Zollbehör­
den angeschlossen. Bedingt durch die;e Verflechtungen ste­
hen Daten der von den deutschen Polizei- und Justizbehör­

den gesuchten Personen bereits wenige Sekunden nach der 
Erfassung allen angeschlossenen Behörden zur Verfügung. 

Die~er schnelle. Datenaustausch z_u Fahndungs- und Ermitt­
lungszwecken ist für die polizeiliche Arbeit vor- Ort unerläss­
lich und hat gerade in Rheinland-Pfalz maßgeblich dazu bei­
getragen, dass die Aufklärung~quote kontinuierlich erhöht 
werden konnte, Die Mehrzahl der. Speicherungen in der 
Personal-Fahn~ungsdatei bezieht sich auf Migrantinnen und 
Migranten, gegen die entwed;:r Fe~tnahmeersuchen oder 
rechtskräftige Ausweisungsverfügungen vorliegen. 

Umso. unverständlicher ist es deshalb, dasstrotzdieser Unglei­
chen-Gewichtung der Speicherdaten die Ausländerbehörden 
keinen direkten Zugrifl' auf INPOL haben. Nach Ansicht der 
F.D.P,-Landtagsfraktion ist es infolgedessen durchaus zu 
überlegen, ob es nicht sinnvoll ware, auch den Ausländerbe­
hörden Zugriffsmöglichkeiten-auf d3s Informationssystem 
einzuräumen. 

Seit 1 ~93 - dies haben wir bereits gehört- arbeitet eine von 
der Polizei eingesetzte Projektgruppe aufgrund eines Be­
schlusses der Innenministerkonferenz efn neues Konzept für 
das Informationssystem der Polizei, das INPOL-neu, aus. Mit 
dem völlig neuen Computersystem wird die Arbeit der Poliz!'!i 
erheblich modernisiert und erleichtert werden. Die Vor­
gangsbearbeitungssysteme und die polizeilichen Informa­
tionssysteme der Länder und des Bundes werden die Quellen 
der Daten bilden, die 3n INPOL-neu weitergegeben una von 
allen Ländern, dem Bundesgrenzschutz und dem Bundeskri­
minalamt gemeinsam ge;nutzt werden können. 

Was im bisherigen IN POL noch mehrere Abfragen erforderte, 
wird INPOL-neu vereinfachen. Alle Daten werden zu eint:m 
so genannten Datenpool zusammengefasst. Damit wird ge­
währleistet, dass alle Erkenntnisse zu einer Person in eint:m 
System vorliegen. D3mit ist lediglich eine Abfrage notwen­
dig, um an die benötigten Informationen zu kommen. 

ivleine Damen und Herren, Frau Kohnle-Gros, gerade wenn 
von Ihnen kritisiert wird, wir hätten nicht genügend Polizei­
beamte und -beamtinhen, kann ich Ihnen sagen, wir arbeiten 
daran, um dies zu erweitern. rvlit "INPOL-neu" wird abtr 
auch die Arbeitseffizi<,-nz erheblich verbessert. Das ist ganz 
wichtig für eine verbesserte Polizeiarbeit. 

Mit den Vereintachungen für die Polizei werden die Beamtin­
nen und Beamten bei ihrer Fahndungsarbeit deutlich entla­
stet mit der Folge, dass diese mehr für ihre ~igentlichen Auf­
gaben im operativen Bereich frei werden. 

Diese vonseiten der F,D.P.-Landtagsfr3ktion im Übrigen 
schon lange geforderte Erleichterung trägt dazu bei, dass 
nicht nur das subjEktive Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen 
und Bürger in Rheinl3nd-Pfalz gestärkt wird, sondern- dies 
ist wesentlich, meine Damen und Hür;:;n- auch die Innere Si­
cherheit nachhaltiger gewährf.~istet werden kann. 

Bei der Umstellung des alten lnformationssystem~ auf INPOL­
neu scheint die Entvvicklung in den verschiedenen Bundeslän­
dern jedoch weit auseinander zu laufen. Der Kollege Pörksen 
hat bereits darauf hingewiesen: Ein bundesweiter Datenaus­
tausch wäre, wen("~ nicht alle Bundesländer angeschlossen 
wären und das neue System nutztEn, zumindestbis zur Behe­
bung der Probleme nicht mehr möglich. Für die_ polizeiliche 
Fahndungsarbeit könnte dies einen erheblichen Rückfall be­
deuten. Deshalb bleibt zu hoffen, da;s zumindest bis zur 
Übergangszeit im Oktober dieses Jahres, in der das alte Com­
putersy5tem au~ Sicherheitsgründen noch parallel mitläuft, 
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die technischen Probleme soweit behoben sind, dass INPOL­
neu das bisherige Informationssystem der Polizei ablösen 
kann. 

Frau Kohnle-Gros, Rheinland-Pfalz hat im Gegensatz dazu 
seine Hausaufgaben gemacht- dies ist es wert, einmal öffent­
lich en.'Vähnt zu werden - und kann insofern dem Starttermin 
von INPOL-neu ini April dieses Jahres gelassen entgegense­

hen. 

(Glocke des Präsidenten­
Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zurufdes Abg. Pörksen, SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, ich möchte Gäste im rheinland­
pfälzischen Landtag -begrüßen, und zwar eine [andjugend­
gruppe aus Gommersheim, Mitglieder des SPD-Ortsvereins 
aus Edenkoben sowie die Frauenunion des Kreisverbandes -
Neustadt. Herzlich willkommen im Landtag_Rheinland-Pfalz! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau ~rützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren, es ist wirklich ein hübscher Titel 
für diese Aktue_lle Stunde: .,Spitzenplatz für Rheinland-_- -

Pfalz". 
(Creutzmann, F.D.P.:_ So ist es!­
Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Man könnte nun natürlich auch ein bisschen bösartig sein 

(Staatsminister Zuber: Das sind 
Sie auch!) 

und sagen, dass das so selten passiert, dass die Koalitionsfrak­
-tion-en diese Tatsache null einmal unbedingt ·mit einer Aktu­
ellen Stunde feiern müssen. 

(Beifall der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDÜ) 

Aber meine Damen und Herren, wie dem auch sei, ich stehe 
nicht an zu sagen, dass Rheinland-Pfalz mit der Einführung 
des bundesweiten polizeilichen Datenaustauschssystems IN-

-POL einen Schritt hin zur Modernisierung der polizeilichen 
Arbeit in Rheinland-Pfalzgetan hat. Rheinland-Pfalzhat.: das 
wissen wir nun zur Genüge - seine Hausaufgaben gemacht 
und wäre in der Lage gewesen, zum vorgesehenen Startter­
min am 15. April dieses Jahres seine Daten mit dem neuen 
bundesweiten Informationssystem zusammenzuführen. 

(Pörksen, SPD: Das kommtauch!) 

Aber so richtig freuen kann man sich nicht darüber, denn an­
dererseits ist noch nicht alles fertig._Ein halbes Jahr lang lau­
fen .,INPOL-neu" und .,INPOL-alt" nebeneinander her, und 
man wird sehen, wie schnell sich dann wirklich äieseschöne 
neue Welt der totalen Vernetzung in den Polizeicomputern 

einstellt. 

Es ist sicherlich_ begrüßenswert, dass man ein Computersys­
tem der Polizei, das im Endeffekt 28 Jahre alt ist, gerade rm 
Zeitalter der Computer,· in dem die Entwicklung rasant vor 
sich geht, endlich ablöst. Aber meine- Damen und Herren, ich 
glaube, ich würde Sie enttäuschen, wenn ich nicht auch auf 
die Gefahren hinweisen würde, die ein solches vernetztes po­
lizeiliches Informationssystem mit sich bringt . .,INPOL-neu" 
- das wissen wir- soll künftig Informationen über Straftaten 
und verdächtige Perso!len erfassen und sje - das wurde sehr 

- gelobt - in bisher nicht bekannter Weise zusammenführen: 
Durch den Aufbau dieses Verfahrens von "INPOL-neu" wird 
die gesamte polizeiliche Datenverarbeitungslandschaft ver­

- ändert, und darum haben sich natürlich auch die Datenschüt­
zer der Länder damit befasst. 

(Pörksen, SPD: Sehr wahr! Aber 
sie haben es gelobt!) 

Sie haben sich insbesondere zu einer' möglichen En.'l!eiterung 
des Kriminalaktennachweises - abgekürzt KAN - geäußert 
-und in einer Entschließu_ng gesagt, bereits bei der Konzep­
tion des IN POL-Systems muss dafür Sorge getragen 'vverden, 
dass in das Recht der Bürgerinnen und Bürgeral!:finformatiö­
nelle Selbstbestimmung-nur so weit-eingegriffen wird, wie 
dies im Rahmen der Erforderlichkeit für die polizeiliche Auf­

gabenerfüllungdurch Rechtsvorschriften erfüllt wird. 

Herr Zuber, durch die Ausweitung des Kriminalaktennach­

weises soll die so genannte kriminelle Historie eines Betroffe­
nen auch dann erfasst werden, wenn diese weiteren Vorwür­
fe für sich betrachtet keine INPOL-Relevanz besitzen-Es wird 
gesagt, dies soll ein abgerundetes Beschuldigtenbild vermit-

-teln. 

ln einer solchen unzulässigen Erweiterung des Speicherum-­
fangs liegen die Gefahren von .,INPOL-neu", auf die die Da­
tenschützer hingewiesen haben. Herr Zuber, vielleicht kön­
nen Sieuns sagen, inwieweit diese Kritik jetzt in die Konzep­

tion mit eingeflossen ist oder ob Sie sich nicht in der Lage sa­
hen, da noch etwas Zl! machen. _ 

Ich möchte aber gleich noch hinzufügen, dass grundsätzlich 
auf polizeilicher Führungsebene eine große Bereitschaft be­
steht, den Anforderungen des Datenschutzes bei der auto­
matisierten polizeilichen Datenverarbeitung gerecht zu wer­
den und zu entsprechen. Das weiß ich auch aus meiner Tätig­
keit in der Datenschutzkommission. Probleme liegen immer 
mehr vor Ort. Hier ist gerade auch bei .,INPOL-neu" eine be­
sondere Problema~ik gegeben; denn auf die Bediensteten 

_ vor Ort kommen riun große Anforderungen zu. Im Gegensat~ 
ium alten System wird nämliCh bei "INPOL-neu" jede lnfor-

---



Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode- '126. Sitzung, 18. Januar 2001 9487 

• 

-

mation nur einmal eingegeben. Di~:s wurde schon gesagt. Sie 
wird dann in dEn gesamten Datenpool eingegeben und ge­

speichert. 

Der ErstEingabe kommt damit natürlich eine große Bedeu­

tung zu. Deshalb ist es von entsch;;;idender Bedeutung, dass 

nicht nur bei den rechtlichen Grundlagen von "INPOL-neu", 

sondern auch bei der Durchführung vor Ort das Recht auf in­

formationelle Selbstbestimmung aller nicht gef~hrdet wird; 

denn jeder hat sein Recht auf informationeile Selbstbe~im­

mung. Herr Zuber, ich möchte Sie bitten, dass Sie dazu noch 

et1111a~ sagen. 

ViElen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräddent Heim:: 

Ich erteile Herrn InnEnminister Zuber das Wort: 

Zuber, Minister des lnnem und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Pri:isident, meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Die Polizeiendes Bund;:~ und der Länder betrei­

-ben bereits seit dem Jahr 1972 das gemeinsame Informations­
system INPOL, mit dem polizeiliche Daten, insbe;;ondere zu 

Fahndungs- und Ermittlungszwecken, ausgetauscht werden. 

Im Jahr 1993 beschlo~sen Bund und Länder, dass dieses über 
20 Jahre alte Systell} durch das Syrtem .,INPOL-neu" ersetzt 
werden :;ollte. Das neue System sollte nicht nur technische 

Vorteile; bringen, sondern vor allem so gestaltet werden, das~ 

Daten nur noch einmal erfasst werden und dann bundesweit 
abrufbar sind. 

Aufgrund der Komple;xität des Projekts wurde der ursprüng-

- lieh vorge!iehene Starttermin vom ::11. Dezember 1999 durch 
diE Innenministerkonferenz auf den 15. April 2001 verscho­
ben. 

Rheinland-Pfalz Obernahm den Vorsitz im Lenkungsausschus5 

"INPOL-neu", in dem alle Länder und der Burid vertreten 
!iind. 

(Bische(, CDU: Haben Sie da~ gehört, 

H-err Pörksen? Rheinland-Pfalz 

hat den Vorsitz! -
.Pörksen, SPD: Das weiß ich!) 

Es wurde vereinbart, da~s je;der INPOL-Teilnehmer in eigener 

Verantwortung aie Voraussetzungen für den Start de~ neuen 

System~ schafft. 

(Zurufe ~esAbg. Bische(, CDU)_ 

-Ich warte, bi5 d~:r Abgeordnete Bisehel so weit ist. 

(Bische!, CDU: Ich hatte nic;htSie gemeint, 

ich hsbe den Kaileijen informiert!) 

Es sollten also die Voraussetzunge;n für de;n Start des neuen -

Systems geschaff~:il werden, das heißt, die Ausstattung aller 
polizeilichen Arbeitsplätze in der Vorgangsbearbeitung mit 

modernen EbV-Anlagen, die Entwicklung eines mit "INPOL­

neu" kompatiblen Vorgangsbearbeitungssystems- in Rhein­

land-Pfalz- ist dies "POL.6.DIS-n;;;u" -,die Schaffung einer Netz­

infrastruktur im-Land, die die Kommunikation mit ;,INPOL: 

neu" ermöglicht, die Beschulung der Anwenderinnen und 

Anwender sowie die haushaltsmäßige; Absicherung des je­

weiligen Landesprojekt5. 

Spätestens zum Ende des Jahres 1995 war also für jeden klar, 
welche Hardware- und Netzvoraussetzungen geschaffen 
werden müssen, um den zeitgerechten Anschluss an .,INPOL­
neu" zu gewährlei$teri. 

Aufgrund der Bedeutung dieses Projekts für die Arbeitsfähig­
keit der rheinland-pfälzischen Polizei und damit für die Inne-­

re Sicherheit in unserem Land habe ich bereits 1995 eine Pro­
jektgruppe d~:r Polizei beauftragt, den zeitgerechten An-­

schluss des Lande5 an "INPOL-neu" sicherzusteiiHi. 

Hierzu wurden- i.iber die Jahre 1996 bis 1999-verteilt- insge­

samt 52 Millione;n DM inv~:stiert, die dankenswerterweise 
durch den rheinland-pfälzisc;hen Landtag zur Verfügung ge­

stellt ~·..rurden. 

Heute könnten wir, wenn wir dazu fähig wären, Frau Abge­

ordnete Kohnle-Gros, gemeinsam mit Stolz festhalten: 

Rhe;inland-Pfalz hat pünktlich seine Aufgaben erledigt.- Dies 
w3re jedoch nicht gelungen, wenn nicht die im Projekt täti­

gen Mitarbeiterinnen und ivlitarbeiter mit c.ußergewöhnli­

C:hem Engagement an der Verwirklichung des gemeinsamen 
Zieles gearbeitet hätten. Dafür möchte ich an dieser Stelle 

besonders· Dank sagen. Z•~ei Mitarbeiter sind oben auf der 
Tribüne. Ganz htrzlichen Dank für diese Arbeit! 

(Beifall·bei SPu und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal das unter­

strei_chen, was der Abgeordnete Pörksen gesagt hat. Es wäre 
un;; aber auch nicht gelungen, wenn uns nicht das vom DIZ 

aufge;baute rlp-r-Jetz zur Verfügung gestanden hätte, das als 

Datenautobahnfür das neue lnform<>tionssy~tem fungiert. 

Wir-haben Folgendes b~:r~:its erreicht: Alle in der Vorgangs­

bearbeitung erforderlichen Stellen wurden mit rund 4 500 
modernen EDV-Arbeitsplätzen ausg-estattet. Alle Polizei­

diens~te;llen in unserem Land sind über das Rheinland-Pfalz­

Netz miteinander verbunden. 8 500 Bedienstete wurden in 

der Handhabung der Standard-Software geschult. Frau 

Kohnle-Gros, ich freue mich, das~ Sie in Kaiserslautern so gut 
aufg-epas~t haben. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Ich habe 

mitgeschrieben!) 
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Das Vorgangsbearbeitungssystem ,;POLADIS-neu" unter Be­
rücksichtigung der Schnittstellen zu "INPOL-neu" ist ent­
wickelt und eingeführt. Außerdem sind die haushaltsmäßi­
gen Voraussetzungen geschaffen und gesichert. 

Mit dieser modernen Ausstattung steht unsere Polizei nicht 
nur an der Spitze in der Bundesrepublik Deutschland - es ha­
ben im Übrigen einige Bundesländer Schwierigkeiten dam.it -, 
sondern hat auch die Voraussetzungen geschaffen, auf neue 
-Kriminalitätsphänomene, wie beispielsweise die Internet­
Kriminalität, schnell und flexibel zu reagieren. Die moderne 
Ausstattung hat die Voraussetzungen geschaffen, Bürotätig­
keiten zu reduzieren,· 

(Beifall bei SPD undF.D.P.) 

· Polizeibeamtinnen und -beamte von Bürotätigkeiten zu ent­
lasten und für die Verbrechensbekämpfung und die Ver­
kehrssicherheitsarbeit freizustellen. Mit dieser modernen 
Ausstattung sparen wir ungefähr 15 % an Zeit, was die Vor­
gangsbearbeitung anbelangt. 

Dass äieser Erfolg keine Selbstverständlichkeit ist, konnten 
wir vor wenigen Tagen der Presse entnehmen. Im Übrigen 
sagte auf der Innenministerkonferenz im November letzten 
Jahres- das muss man sich einmal vorstellen, also wenige Wo­
chen vor Inbetriebnahme dieses neuen Systems- ein Innenmi­
nister aus unserem Nachbarland, er könne dies nicht realisie­
ren. Mein~ Damen und Herren, dies kostet allein das Land 
Rheinland"Pfalz 800 000 DM pro Monat zusätzlich, weil paral­
lel zwei Verfahren laufen müssen. Es kostet nur allein unser 
Bundesland jeden Monat diese Summe. Jetzt rechnen Sie sich 

-das für die Bundesrepublik Deutschland insgesamt aus. Es 
sind allein 800 000 DM, die wir für andere Dinge im Bereich 
der Inneren Sicherheit.zur Verfügung stellen könnten. 

(Creutzmann, F.D.P.: Schicken Sie eine 
Schadensersatzanforderung 

nach Hessen­
Schweitzer, SPD: Das können Sie 
aus schwarzen Koffern zahlen!­

Frau Kohnle-Gros, CDU: pazu habe 
ich schon etwas gesagt!) 

Man konnte lesen, dass nicht nur Hessen no~h nicht so weit 
ist, sondern auch das Saarland hat Schwierigkeiten, Bremen 
und andere Bundesländer auch. Man konnte auch lesen, dass · 
bislang nur ein oder zwei Bundesländer in der Lage seien, 
problemlos Daten in das neue System einzuspeisen, Frau Ab­
geordnete Kohnle-Gros. 

(Creutzmann, F.D.P.: Hört, hört!) 

Ich möchte Ihnen jetzt einen ganz unverdächtigen Zeugen, 
nämlich den Vorsitzenden des Bundes Deutscher Kriminalbe­
amten, nennen. 

(Bejfall bei der SPD) 

Ich möchte mit Genehmigu_ng des Präsidenten zitieren, er 
schreibt: "An der Spitze steht Rheinland-Pfalz," - also keine 
Erfindung von uns- "das be·reits 1996 mit der Planung begon­
nen hatte. Dort könne an jedem Arbeitsplatz 'INPOL-neu' 
und das neue Landessystem 'POLADIS-neu'.aogefragt und ge­
füttert werden." 

(Beifall bei SPD und F.D.P.- . 
Schweitzer, SPD: Kluger Mann!) 

Die im Projekt "POLADIS-neu/INPOL-neu" erstellten Konzep­
te und die dort gemachten Erfahrungen konnten auch bei 
anderen Projekten im Innenressort direkt eingebracht und 
genutzt werden. Zudem haben- die hohen Anforderungen 

. der Polizei an die Verfügbarkeit und Datensicherheit das 
Rheinland-Pfalz-Netz maßgeblich nach vorn gebracht. 

ln dem Zusammenhang füge ich im Übrigen hinzu, dass wir 
uns auch insoweit mit den Datenschützern völlig einig sind 
und dies natürlich auch in Rheinland-Pfalz entsprechend 
praktiziert werden wird, Frau_Grützmacher. 

Die Intranet-Plattform der Polizei schafft darüber. hinaus 
nach innen Voraussetzungen für ein umfassendes polizeili­
ches Wissenmanagement. Die· Internet-Präsentation führt 
gleichzeitig nach außen dazu, dass das Dienstleistungsange­
bot für unsere Bürgerinnen und Bürger rund um die Uhr ak­
tuell abrufbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Somit kann man "POLADIS-neu", also unser Landessystem, 
durchaus als Motor der Ven.valtungsmodernisierung in 

_ Rhein.land-Pfalz ansehen, auch wenn Sie das wiederum nicht 

gern hören, meine Damen und Herren von der Union. 

Lassen Sie mich abschließend. feststellen: Die Landesregie­
rung hat im Gegensatz zu anderen frühzeitig erkannt, was im 

Bereich der Inneren Sicherheit im Zusammenhang mit den 
neuen Medien zu tun ist, und die entsprechenden Weichen 
gestellt. Rheinland-Pfalzist deshalb heute Spitze bei dertech­
nischen Ausstattung der Polizei und mit ihrem vom Daten­
und Informationszentrum entwickelten rlp-Netz. Wir. werden 
das nachher noch in einem anderen Zusammenhang der Ta­
gesordnung deutlich herausstellen. Aufgrund der Sc~nellle­
bigkeit in-diesem Bereich dürfen wir uns allerdings nicht zu­
frieden zurücklehnen. 

Die Auswirkung der neuen Medien auf die Organisation, auf 
die Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 

auf die öffentlichen Haushalte können nur dann beherrscht 
werden, wenn es gelingt, zum richtigen Zeitpunkt die richti­
gen Impulse zu setzen und die richtigen Entscheidungen zu 
treffen. Dies ist uns bei dem größten Informationsprojekt der 
rheinland-pfälzischen Polizei gelungen. 

--
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Frau Abgeordnete Kohnle:-Gros, im Übrigen machen 5ie ~ich 
keine _Gedanken, was Spitzenplatzierungen des Landes 
Rheinland-Pfalz ·anbelangt. So werde ich in wenigen Wochen 
Gelegenheit haben, Ihnen über eine wichtige Spitzenposition 
des Lande~ Rheinland-Pfalz in anderen Bereichen zu berich­
ten, Ich bedaure sehr, ::~ber ich hc.be die~ vorausge~agt, 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU} 

dass da~ heute in der Disku5~ion ~o kommen wird, wie es ge­

kommen ist. Es hätte Ihnen gut ange~tanden, nic::ht den ln­
nenministerzu loben, -

(Pörksen, SPD: Da~ auch!) 

sondern einmal diejenigen zu loben, die dafür gesorgt ha­
ben, dass Rheinland-Pfalz in diesem Bereich in der Tat Spitz-E 
i5t, 

(Beifall bei SPD und F,D.P.) 

und nicht nur ausschließlich, wie wir da~ von Ihnen seit Mona­
ten gewohnt sind, stellvertretend einen L;;indtag~wahlkampf 
zu bestreiten. 

(Beifall der SPÖ und der F.D.P.-
Frau Kohnle-Gros, CDU: Das habe ich---) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Faktion erteile ich Herrn Abgeordneten Jaeger 
da~ Wort. 

Abg. Jaeger. SPD: 

Herr Pr~ident, meine Damen und Herren! Fn:;u Kohnle-Gros, 
wa~ Sie hier als Beschreibung des Zu~tands der rheinlc.nd­
pfälzi~chen Polizei abgegeben haben, geht meilenweit an 

der Realität und vor allem an der Wahrheit vorbei. 

(Beifall der SPD und der F,D.P.) 

Ich muss mich fragen, wa;; Sie gesehen oder wc.hrgenommen 
haben bzw. wahrnehmen wollten, wenn Sie behaupten, ~ie 
haben die Dienstteilen besucht. Das, wa; Sie hier beschrie­
ben haben, trifft in der Tat nicht zu. Wenn Sie darauf hinwei­
sen, dass es Nachholbedarf gibt, dann kann ich aus eigener -
Anschauung s;;;gen, dieser fJ;;;chholbedarf hat 1991 bestan­
den. 

(Beifall der SPD-
Bi~chel, CDU: Hatschon 1945 bestanden!) 

Die Entwicklungen, die sich im Bereich der Polizei seit 1991 
vollzogen haben, sind ein Sprung von der Steinzeit in die 

Neuzeit. Ich will es beschreiben, damit Sie es verstehen, Herr 
Bi5chel. 

(Beifall der SPD-
Jullien, CDU: Der Polizeiventvaltungsbeamte!­

vVeitere Zurufe von der SPD) 

Herr Bische!, im Laufe der letzten Jahre hat sich Erhebliches 

bei der Polizei verbessert, und zwar in allen Bereichen. Die 
Ausbildung ist erheblich verbessert worden. Es findet mittler­
weile ein Studium statt, Die Laufbahn ist reformiert worden. 

_ ln den Bereichen sind wir im Bundesgebiet in der Tat Spitze. 
Andere Länder, vor allem aber andere Polizeibeamte benei­
den die Kollegen im Land Rheinland-Pfalz um_ das, was mitt­
IEn;veile in diesem Land fOr die Polizei erreicht und geschaf­
fen worden ist. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Es ;tünde Ihnen gut an, das auch wahrzunehmen und zuzu­
geben, 

(Pörksen, SPD: Können die nicht!) 

Sie haben in Ihrer Zeit dEr Zuständigkeit für die Polizei ein 
Cham hinterlassen. Es hat lange Zeit gebraucht, es aufzuar­
beiten. Mittlentveilesind wir sowE:lt, dass man sagen l(ann, 
die Polizei nimmt eine Spitzen~tellung im ganzen Bundesge­
biet ein, Das sollten Sie zur Kenntnis nehmen, 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Bische I, CDU: Was für einen Unsinn 

erzählen Sie da!) 

Ich denke, die Politik der Landesregierung bezOglieh der In­

neren Sicherheit hat sich mittlerweile ausgezahlt. Es wurden 
in den letzten acht Jahren rund 7 Milliarden DM für den Be­
reich der Inneren Sicherheit au~gegeben. Da:: >etzt sich mitt­
lerweile in Ergebnisse um, Die Straftaten sind seit 1998 wie­
der erheblich zurückgegangen. Die Aufklärungsquote der 
rheinland-pfälzischen Polizei i~t bundesweit Spitze. Es muss 

immer wieder darauf hingewie5en werden. 

(Beifall der SPD und der F.D.P,) 

Die~e SpitzenstEllung ist auch nur erreichbar gewesen, weil 
im Bereich Technik enEcheidend nachgebessErt worden ist 

und damit mehr Kollegen, mehr Beamte auf der Straße ihren 
Diem:t verrichten konnten. 

(Glocke de~ Prasidenten) 

Meine Damen und Herren, ich will es noch einmal sagen: Das, 

was im Land Rheinland-Pfalz fOr die Innere Sicherheit erreicht 
worden ist, ist bunde5weit hervorragend. Andere Bundeslän­
der nehmen sich mittlerweile ein Beispiel daran, wc.s im Land 

Rheinland-Pfalzentwickelt worden ist. Es wäre gut, wenn Sie 
das zur Kenntni; nehmen worden. 

Danke schön. 

(Beifall der SPD und der ED.P.) 
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Vizepräsident Heinz: 

Für die· CDU-Fraktion erteile ich der- Abgeordneten Frau 
Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Meine Damen und Herren, ich will das noch einmal sagen, na­
türlich haben Sie es im Augenblick nötig, bei der Polizei und 
auch ·in der Öffentlichkeit Pluspunkte zu sammeln. Ich weiß, 
Sie lesen alle Zeitungen. Sie lesen auch überregional die Zei-

-tungen. Sie wissen, was landesweit im Augenblick alles ab- _ 
läuft. Herr Minister, ich freue mich schon auf Ihre 'Kriminal­
statistik für 2000. Ich glaube, dazu gibt es eine Menge zu sa­
·gen. Da werden wir natürlich au'ch den Finger draufhalterl. 

Herr Kollege, Sie sind neu hier in diesem Gremium. Ich will sa­
gen, dass die Informationen natürlich auch bei der Opposi­
tion relativ gut laufen. Da braucht man nicht selbst überall 
hinzugehen. Man braucht nur zu lesen, was einem zuge­
schickt wird, und berücksichtigen, was einem erzählt wird. Ich 
willihnen sagen,wenn Sie es nicht wahrnehmen, dann ist das 
eigentlich eine Pflichtverletzung auch der Landesregierung 
gegenüberden Bürgerinnen und Bürgern. 

(Beifall bei der CDU)-

Meine Damen und Herren, Sie können genauso das subjekti­
ve Sicherheitsgefühl herunterreden und den Leuten es nicht 
zugestehen, wie Sie versuchen, alles andere hochzureden. 
Das wird nichts; denn die Menschen-wissen genau, welchen 
Anspruch Sie an einen Staat zu stellen haben. Es gab einmal 
einen alten CDLJ_-Siogan: Recht sichert Freiheit. -Heute Mor­
gen hat Georg Gölter gesagt, der Staat solle nur das machen, 
wozu er wirklich berufen ist, was andere nicht machen kön­
ne-n. Gerade im Bereich der Inneren Sicherheit ist es eine 
staatl_iche Aufgabe. Was bitte macht SOIJSt einen Staat aus, 
wie die innere und äußere Sicherheit für seine Bürgerinnen 
und Bürger herzustellen, 

(Beifall der CDU) 

und die Polizei personell und sachlich entsprechend auszu­
statten, damit die Sicherheit und-damit auch die Freiheit der 
Bürgerinnen und Bürger gewährleistet ist? 

Wir haben heute-Morgen die Debatten über Gefängnisse ge­
führt. Das gilt natürlich genauso für die Kriminalität, die die 
Polizei zu bearbeiten hat. Wenn die Kriminalitätaufgrund 

-von Bevölkerungszuwachs, Öffnung nach Osten, verstärkter 
Drogenproblematik usw. zunimmt, dann muss man darüber 
reden, wie wir uns darauf einstellen: 

Herr Pörksen, Sie haben völlig zu Recht gesagt, die Kriminali­
tät ist uns um Meilen voraus. Wir rennen als Land und als 
Staat immer hinterher.-

(Pörksen, SPD: Was habe ich gesagt?) 

Herr Minister Zuber hat gesagt, seit 1992 diskutieren wir, ob 
wir endlich ein vernetztes System neu einführen. Das dürfen 
Sie draußen niemandem erzählen. Zehn Jahre brauchen wir, 
bis wir so weit kommen; wie die Kriminellen schon läng sind. -

-Dann sind Sie noch stolz darauf. Das kann überhaupt nicht 
wahr sein. 

(Pörksen, SPD: Wir?)_ 

Das nimmt Ihnen doch niemand mehr ab. Hören Sie doch auf. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich sage es noch einmal, natürlich 
ist es S!;!lbstverständlich, dass ein Land; das originär für die Po-

- -

lizei zuständig ist, alles dafür tut, dass wir personell und tech­
nisch auf dem neuesten Stand sind. Deswegen eine Aktuel!e 
Stunde zu beantragen, spricht dafür, dass Sie bei dieser Klien­
tel nervössind. 

(Zurufe von SPD und F.D.P.) 

-Das ist so: Lesen Sie bitte die Gewerkschaftszeitungen. Dann 
wissen Sie genau, was im Augenblick hier abge~t. Dann sind 
wir einmal gespannt, wie der Wahlkampf in den Details noch 
läuft. Ich freue mich schon darauf. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die _ F.D.P.-Fraktion spricht-- Herr Abgeordneter 
Creutzmann. 

Abg._ Creutzmann, F.D.P.: 

_Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bin noch nicht so lange Abgeordneter in diesem hohen Hau-- _ 
se, aber es ist genau das, Frau Kotinle~Gros, was die Men­
schen.drau~en nicht verstehen und warum sie· die Politik teil­
weise nicht meh( ernst nehmen, sich hier hinzustellen und al­
les schlechtzureden, was geht, und auch noch zu tönen und 
zu sagen: Es ist ungeheuerlich, seit 1992 schaffen Sie das 
nicht, moderne- Polizeisysteme zu bekommen. Frau Kohnle-

- Gros, die Hessen und die Saarländer haben_es-seit 1992 noch 
nicht einmal geschafft- der Herr Innenminister hat eben ge_­
sagt, das kostet das Land Rheiriland-Pfalz 800 000 DM im Mo­
nat-, die Zeiten für die Umstellung einzuhalten. pasist d_as, __ 
was die Menschen draußen nicht verstehen. 

Frau Kohnle-Gros, es gibtimmer etwas zu verbessern. Es gilt 

sicher alich imrrier, kritisch an Dinge h~ranzugehen. Herr 
Frisch, es gibt ein sehr schönes Sprichwort, das Sie vielleicht­
kennen: .,Good, better, best, Iet us never rest, till our good is 

better and our better best." - Das ist-ein schönes englisches 
Sprichwort. Das gilt natürlich für die polizeiarbeit, das gilt 

--
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aber auch für allei; andere. Da~ ist eine seriöse Kritik. Darum 
müss~n wir kämpfen. Frau Kohle-Gros, dann wird auch die 
Opposition ern:;t genommen, aber nicht, v~enn ~ie gegen das 
polemisiert, was das Land macht. 

Ich darf mich für die F.D.P.-Landtagsfraktion auch .sehr herz­
lich bei denen bEOdanken,die es mit großem Engagement er- . 
reicht -haben, das neue Fahndung~system ·.,INPOL-neu"zEit­

und fristgerecht umzusEOtzen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Frau Kohnle-Gros, dies gesch<!h unter de;m bestehenden 
Druck. Man muss auch einmal hinterfragen, warum es die 
Hessen und vielleicht auch die Saarländer nicht geschafft ha­
ben. 

(Zuruf der Abg. Fräu Kohnle-Gros, CDU) 

- Hören Sie doch einmal zu, bevor Sie immer hereinbrüllen. 
Ich mache das zwar auch, aber hören Sie bitte einmal zu. 

(ZurufdesAbg. Kramer, CDU) 

- Herr Kramer;· e~ heißt, es fehlen dort auch die El'perten im _ 
IT-Bereich, weil die in der freien Wirtehaft besser bezahlt 
werden als im öffentlichen Dienst. Daran müssen wi_r arbei­
ten. Auch dies ist ein Problem. Die Polizei muss immer besser 
und schneller ausgerüstet und auch personell ausgestattet 
sein als die Verbrecher, um erfolgreich zu sein. 

(Kramer, CDU: Genali!) 

Meine Damen und Herren, das pas;t natürlich der Opposition 
nicht, wenn e5 immer wieder heißt, dass Rheinland-Pfalz in 
der Verbrechensbekämpfung - das i~t ein Indikator- mit an 
der 5pitze aller Blindesländer liegt. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Wir dürfen nicht immer wieder darauf schielen, wie vjel Poli­
zeibeamtinnen und Polizeibeamte es im L:md gibt, 1tvir müs­

sen auch darauf achten, wie _effizient sie arbeiten. Das ist 
doch das Kriterium. 

-(Glocke de~ Präsidenten) 

Die Effizienzwird auch daran gemessen, wie die Polizei tech­
nisch ausge::;tattet ist. Darin sind wir Spitze. Dc.s wollen wir 
bleiben. Die Koalitionsfraktionen werden alles tun, um auch 

die notwendigen Haushaltsmittel bereitzustellen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(VerEinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident He:inz: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützlnacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Dam.:n und·Herren, es ist klar, eine moderne Ausstat­
tung der Polizei ist wichtig. Darum ist es richtig, so etwas zu 
machen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

-
Aber ich gebe natürlich auch der Abgeordneten Frau Kohnle- · 
Gros Recht, das darf natürlich nicht darüber hinwegtäuschen; 
dass es große Probleme in anderen Bereichen gibt. Das ist 
ganz klar. Wenn wir jetzt-allgemein über diE Polizei reden, 
wie sieht es bitte schön zum Beispiel mit der Fortbildung der 
Polizei au~? Das ist ein ganz wichtiger Bereich. Wir hören, 
dass höchstens noch die Pflichtfortbildung geht. Es besteht 
keine Möglichkeit mehr, weitere Fortbildung auch in diesem 
Bereich zu machen. 

(P_örl:sen, SPD: Wo sollen wir das 
denn noch machen?) 

Meine Damen und Herren, aber ein ganz großes Problem 
kommt auch von einEr ganz anderen Seite auf die Polizei zu. 

Dieses Pr9blem ist, dass o=s immer schwieriger wird, genügend 
Nachwuchs für die Polizei zu rekrutieren. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Aus der 

richtigen Region!) 

·Meine Dami:n und Herren, da ist es ganz schön, wenn die SPD 

und Herr Bruch fordern, dass man in den nächsten Jahren ei­
ne Erhöhung der Einstellungszahlen der Polizei vornimmt. 

(Pörksen, SPD: Sie brauchen keine 
Ang~t zu habeh! Wir kriegen 

noch Leute!) 

Da:; ist sicher auch etwas. Herr Pörksen, aber schon jetzt ist e5 

auch bei der Einstellungszahl von 250 Polizisten und Polizi­
stinnen problematisch, genügend ausreichenden Nachwuchs 

zu finden. 

(Staats:m inister Zuber• Was?-
Dr. Schiffmann, SPD: Das·istso ein-Quatsch!­

Pörl~sen, SPD~ Hier darf jeder alles 
erzählen! Da: muss nichhvahr 

5ein! Wahrheitsgehalt null!) 

ivleine Damen und Herren, man muss wirklich darauf achten­
hier braut sich ein Problem zusammen-, sonst sitzen Sie ir-
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gendwann bei der-Polizei genauso wie bei den Lehrerinnen 
und Lehrern da und wissen plötzlich nicht mehr, wo Sie neue 
Nachwuchspolizistinnen her~ekommen. 

(Pörksen, SPD: Das stimmtdoch überhaupt 
nicht, was Sie erzählen!-

Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

: Natürlich stimmt das. Reden Sie doch mit den Leuten. Sehen -

Sie sich doch die Zahlen an. 

(Pörksen, SPD: Über 2 000 Bewerbungen, 
und da finden Sie keinen?) 

- Herr Pörksen, Sie sagen richtig, es gibt 2 000 Bewerbungen, 
aber wie viel konnten davon hinterher angenommen werden 
und wie viel sind herausgefallen? Sehen-Sie sich die Zahlen. 
einmal genau an. Dann werden Sie sehen, dass hier ein gro­

·ßes Problem auf Sie zukommt. 

(Beifall des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN) 

Die.Frage istdoch-darauf möchte ich besonders rekrutieren, 
und ich finde, das ist ein wichtiger Punkt '-, wie man es 

·schafft, den Polizeiberuf so attraktiv zu machen.- diese zwei­
geteilte Laufbahn reicht wohl ni~ht mehr aus-, dass mange-· 

nügend Leute dafür findet, die gut qualifiziert sind und die 

man gut ausbilden kann. 

(Pörksen, SPD: Da leisten Sie 
viele Beispiele dafür!) 

Damit sollte sich dieser Landtag vielleicht einmal beschäfti- _ 

gen un-d nicht so sehr mit einer Jubelarie "Rheinland-Pfalz 
vorn". 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Pörlr.sen, SPD: Sehr gern!­
Schweitzer, SPD: Stellen Sie 

doch den Antrag!) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile noch einmal Herrn Innenminister Zuber das Wort. 

Zuber, Minister deslnnern und für Sport: 

Herr Jlräsidemt, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ge-­
statten Sie mir zunächst eine persönliche Anmerkung. Als. ich 

vor 30 Jahren in den rheinland-pfälzischen Landtag gewählt 
worden bin und meine Jungfernrede gehalten habe, war es 

noch üblich- ich denke, bis vor kurzem war das noch üblich-, 
dass dann, wenn ein Kollege seine erste Rede gehalten hatte, 

(Dr. Schiffmann, SPD: Er einen ausgibt!)· 

er nicht unbedingtdurch Zwischenrufe gestört worden ist. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.­
Zurufe von der CDU) 

Ich möchte mich---

_(Weitere Zurufe von der CDU) 

- Ich habe Ihnen eben nur mitgeteilt, -wie die Gepflogen­
. heiten---

_ (Anheuser, CDU: Scheinheilig! Haben Sie 
genauso gemacht! Bei mir auch! Kollege 

Pörksen bei mir zum Hochwasserschutz!­
Glocke des Präsidenten-

Bische!, CDU: Herr Minister, lassen 
Sie d~s Thema sein!) 

-Es ist interessant. 

(Weitere Zurufe im Hause) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren! 

Zuber, Minister deslnnern und für Sport: 

Wenn ich will, bin ich immer noch lauter als Sie. Es ist interes­
sant, dass Sie sich_ aufregen; denn ich habe keinen speziell an~ 
gesprochen. Ich habe auch keine. Fraktion speziell angespro­
chen. Ich habe nur diese allgemeine Bemerkung gemacht. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.­

_ Creutzmann, F.D.P.: Ein getroffener 

_Hund bellt!) 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Friede) Jaeger herzlich 
Dank sagen, weil er mir noch einmal Gelegenheit-gibt- nur in 

Stichworten, weil wir heute _keine Polizeidebatte führen -, 
Sie, weil Sie hier ausgeführt haben, 1991 sei alles wunderbar 
gewesen, daran zu erinnern, wie lange Polizeifahrzeuge in 

dieser Zeit- fahren mussten. Ich will Sie daran erinnern, wie 
viel unerledigte Baumaßnahmen wir im Polizeibereich vorge­
funden haben. 

(Pörksen, SPD: Sehr richtig!) 

• 
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Ich will Sie daran erinnern, welche desolate Organisations­

form wir in diesem Zeitraum vorgefundt:n haben. 

(Bische I. CDU: Die ist heute auch 

nicht besser!) 

_ Meine Damen und Ht:rren, da5 \Var aus dem Postkutschen­

zeitalter. Ich glaube, das, was im Polizeibereich erreicht wor­

den ist, kann sich sehen lassen. 

(Vereinz~:lt Beifall bei der SPD­

Pörksen, SPD: Sehr richtig!) 

Diejenigen, die da~ objektiv betrachten, \rlferden dem auch. 

zustimmen. 

(Bischet. CDU: Alles überflüs~ig!) 

Frau Abgeordnete Kohnle-Gros, im Bereich der Inneren Si­

cherheit kommt es nicht auf Wunschdenken an. Es kommt 

nicht auf markige Worte an, sondern es kommt darauf an, 

vor dem HintErgrund einer schwierigen _F~nanzlage solide Ar­
beit zu leisten, Ich denke, wir dürfen um durchaus sehen las­

sen. Ich vermute, dass Sie etwas besonders ärgert. 

(Bische I, CDU: Uns ärgert, dass 
dies nicht klappt!) 

- Es ärgert Sie, da~;: bei dem Thema .,Innere Sicherht:it" - Ihre 

so genannte Domäne ,.Innere Sicherheit" - heute in 

Rheinland-Pfalzdie Sozialdemokratische Partei bei der Mehr­

heit unserer Bevölkerung mehr Vertrauen genießt als die 

Union. 

Das ärgert Sie. 

(Beifall der SPD und Zurufe 
vonderCDU) 

Frau Abgeordnete Grützmacher, im Übrigen können wir uns 

im Ausschuss gern über den Stand d!i:r Fortbildung und Ein­

stellungsmöglichkeiten unterhalten. Ich kann Ihnen sagen, 

dass wirzum Glück bis zur Stunde- dies kann sich mittelfristig_ 

ändern - ungefähr da;; Zehnfache an guten Bewerbungen 

vorliegen haben, :~ls Einstellungsmöglichkeiten vorhanden 

sind. 

(Frau GrütZmachtr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was bleibt Obrig?) 

Dennoch will ich nicht be~treiten, das; es wichtig ist, dass wir 

uns über die!::en ThEmenkomple:x, insbe:;ondere im Hinblick 

auf die Zukunft- weil e5 in der Tat schwieriger werden wird-, 
_im Ausschuss austauschen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) . 

Vizepräsid~:nt Heim:: 

Meine Damen und Herren, wir ~ind damit am Ende der 
Aktuellen Stunde. 

Ich rufe nun Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Landesgesetz zur .&.nderung des Bildungsfrei­

.;;tellungsgesetze;; (Ehrenamtsförderung 2001) 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 

-Drucksache 13/5634-

Zweite Beratung 

dazu: 
B;:;schlus5empfehlung des Ausschusses für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbi!dung 

- Drucksache 13/6643-

Qualifikation und Fortbildung im Ehrenamt 

als Bestandteil der Bildungsfreistellung 

Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

-Entschließung-

- Drucksache 13/6707-

-Ich Erteile zunächst dem Berichterstatter, Herrn Abgeordne­
ten Gei~. das Wort. 

Abg. Geis, SPD:-

Herr Prä;ident, meine Damen und Herren! Durch Beschluss 

des Landtags vom 10. Mai 2000 ist der Gesetzentwurf an den 

Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung - fe­
derführend -, an den Innenausschuss und an den Rechtsaus­

schuss überwiesen word;;n. 

Der Aus~chuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

hat den Gese:tzentwurf in vier Sitzungen im Zeitraum von 
Mai bis Dezember 2000 bt:!raten. ln seiner 40. Sitzung am 
7. November 2000 hat der Ausschuss ein· Anhörverfahren 

durchgeführt. 

Da der federführend!: Ausschuss in seiner 41. Sitzung am 

7. Dezember 2000 die Ablehnung des Gesetzentl.vurts emp­

fohlen hat, fand eine Beratung in den mitberatenden Au5-
schüssen nicht.>tatt. 

Danke schön. 
(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Vizeprä:;ident Heim:: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kramer 
da~Wört. 



-~ 

9494 Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode -126. Sitzung, 18. Januar 2001 

Abg. Kramer, CDU: dokumentiert nämlich, dass das Ehrenamt bei der Bildungs­
freistellung bisher zu kurz gekommen ist. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
2001 ist das Jahr der Freiwilligen. Mit der vorgesehenen Ge­
setzesänderung in § 3 Abs. 3 des Bildungsfreistellungsgeset­
zes stellt die CDU_die Bildung und Qualifizierung für die eh­
renamtliche Tätigkeit in den Mittelpunkt der Freistellung für 

_ gesellschaftspolitische We[terbildung. 

Das: Internationale Jahr der Freiwilligen darf an Rheinland­
Pfalznicht vorbeigehen, als \Väre nichts: gewesen. 

- Meine Damen ~und Herren, wir, die CDU, setzen Zeichen für 
das Ehrenamt. 

Ich darf zitieren: .. Die Möglichkeit, Veranstaltungen, die da­
rauf abzielen, die Ausübung eines: Ehrenamts: zu unterstüt­
zen oäer erfolgreich ausüben zu können, nach dem Bildungs­
freistellungsgesetz anzuerkennen,~ trägt dem gesellschafts­
politischen und sozialen Wandel Rechnung. Durch freiwilli­
ges, am Gemeinwohl orientiertes Engagement, welches in 
verschiedenen Formen bzw. organisatorischen Rahmen zu 
finden ist, sowohl in den traditionellen Vereinen und Verbän­
den als auch in neuen Organisationen, Initiativen und Selbst­
hilfegruppen, findet Ehrenamt immer mehr Beachtung. Die 
Kommunen -sind vielfach auf ehrenamtliches Engagement 
und auf die Übernahme kommunaler Aufgaben durch die 
Bürgerinnen und Bürger angewiesen. Durch die vorgesehene 

~ Gesetzesänderung besteht die Möglichkeit, weiteres Potenzi­
al zu erschließen. Wir gehe-n davon aus, dass die vorgesehene 
Gesetzesänderung an sich zu keiner weiteren Kostenbela­
stung führt, da der bereits: bestet)ende Anspruch_auf Bil­
dungsfreistellung nicht erweitert wird." 

(Creutzmann, F.D.P.: D~s ist Illusion!} 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der Anhörung 
waren dies die Ausführungen~ der kommunalen Spitzenver­
bände.-Eine-solche Stellungnahme von kommunaler Seite hat 

- ~ 

die Landesregierung noch nie_ erhalten. Sie sollten sich die 
Kommunen bei der Ehrenamtspolitik zum Vorbild n~hmen. 
Sie verstehen mehr vom Ehrenamt als Sie. 

Weitere Unterstützung haben ~vir von Anfang an zum Bet­

spiel von der Konferenz der katholischen Landesverbände 
- hierbei handelt es sich um fast ein Dutzend Verbände- und 
vielen anderen erhalten. 

~ Meine Damen und Herren, inzwischen hat offenbar~ auch die 
~Koalition erkannt, dass unser Gesetzentwurf an der richtig_en 
Stelle ansetzt. 

(Creutzmann, F.D.P.: Falsch!} 

ln letzter Minute kommen Sie von SPD und F.D.P. mit einem 
Ents:chließungsantrag, der vor allen Dingen verräterisch ist. Er 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der SPD}~ 

Sie b~ekennen dort, dass es Hindernisse für das Ehrenamt~im 
Rahmen der Bildungsfreistellung gibt und das Ehrenamt bei 
der derzeitigen Bildungsfreistellung für gesellschaftspoliti­
sche Weiterbildung ~ffenbar gesellschaftspolitisch nicht rele­
vant genug ist. 

. . 

Meine Damen und Herren, was, wenn nicht das Ehrenamt, 
wäre gesellschaftspolitisch relevant? - Jetzt ist von einem Er­
messensspi_elraum zur-Anerkennung der ehrenamtlichen Tä­
tigkeit und des eh rehamtlichem Engagements: die Rede. Auch 
werden andere Defizite auf Seite 2 Ihres Antrags genannt 
und eingeräumt: Sie verstecken sich hinter diesem Antrag, 
haben aber nicht den Mut, et\'l!as Forts:chfittliches für das Eh­
renamt zu tun und dem Ehrenamt den politischen Rahmen zu 
geben, den es verdient. 

(Beifall bei der CDU} 

Wir von der CDU,_wir reden nicht, wir machen dies. 

(Beifall der CDU-
Zurufe von der SPD und der F.D.P.} 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, dass ich mit ei­
nem Zitat schließe: .,Demokratie lebt vom Ehrenamt." - So 
der frühere Bundespräsident Theodor Heuss.- .,Sie ist in dem 
Maß gut, wie -ihre Bürgerinnen und Bürger solidarisch mitei­
nander leben." -Dies ist auch unser Auftrag. 

(Beifall der CDU} ~ 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt das Wort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich denke, in die­
sem Landtag ist das, was HerrKramer als Sozialpolitiker zum 
Ehrenamt ausgeführt hat, unstrittig. Da gibt es überha~pt 
keine Meinungsverschiedenheiten. 

Nun redet aber ein Sozialpolitiker zum BildlingsfreisteiiÜngs­
gesetz. Damit überhebt er sich gewaltig. Es ist nicht vervlfun­
derlich, dass Kollegen wie Dr. Gölter nicht anwesend sind. 

Verehrter Herr Kollege Kramer, diese Landesregierung un_d 
die SPD und die F.D.P. haben 1992 und 1993 als eines der letz-

• 

• 
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ten alten Bundesländer das Bildungsfreistellungsgesetz ge­
gen den massiven Widerstand der CDU realisiert. · 

(Beifall der SPD­
Pörksen, SPD: Le~en Sie einmal 

die Reden nach!) 

Der ehemalige Fraktionsvorsitzende Dr. Langen hat da [[Iais in 
diesem Hause gesagt, dieses Gese:tz ist ein ordnungspoliti­
scherSündenfall und völlig überflüssig. Kollege Dr. Gölter hat 

· gar ari die Wand gemalt, dass dieses Gesetz, das den Arbeit­
nehmern die Freistellung bel Weiterzahlung ihres Gehalts er­
möglicht, im Grund genommen-eine Standortschwächung für 
Rheinland-Pfalz bedeutet. Das ist die Po;ition der Bildungs-

- und Wirtschaftspolitiker der CDU gewesen. Jetzt entdeckt 
Herr Kramer kurz vor der Wahl, wi"e viel gesellschaftspoliti­
sche Weiterbildung man betreiben müsse. 

Meine Damen .1md Herren, wenn es um von der CDU-Fraktion 
gewonnene Einsicht gehen würde, könnten wir alle glücklich 
sein. Ich befürchte eher, dass die nicht vorhandene Autorität 
Ihres Fraktionsvor;;itzenden dazu gefiihrt hat, dass Sie sich als 
Sozialpolitlker innerhalb der CDU-Fraktion an die SachE her­
angemacht haben. 

(Beifall bei der SPD­
Creutzmann, F.D.P.: So war.es!) 

Dieser Gesetzentwurf steht nicht nur im Gegensatz zu vielen 
Äußerungen Ihrer Wirt>chaftspolitiker, sondern ist auch mit. 
heißer Nadel gestrickt. Verehrter Herr Kollege Kramer, wenn 
SiE Bildungsexperte wären, mü~sten Sie zur Kenntnis neh­
men, dass durch § 3 Abs: 3 des Bildungsfrei~tellung~gesetzes 
heute bereit; genau das realisiert worden ist, was Sie fordern. 

(Beifall bei der SPD) 

Schauen Sie: sich ·die Maßnahmen einmal an. Es fanden bereits 
zahlreiche Veranstaltungen für Ehrenamtliche, auch im Rah­
men desBildungsfrei~tellung~gesetzes, ~tatt. 

Auf der Grundlage zahlreicher RechEvorschriften haben wir 
Freistellung~möglichkeiten und Sonderrege Iungen· mit Fort­
zahlung de~ Arbeitsentgelts in vielfältiger Hin~icht auch bei 
Erstattung des Verdie::nstaüsfalls. In diesem Zusammenhang 
erinnere ich an die Jl.1itarbeiter der Freiwilligen Feuerwehr, 
die Helfer von Hilfsorganis<:~tionen, die ehrenamtlichen Rich­
ter, die ehrenamtlichen Mandatsträger in der Kommunalpoli­
tikusw. 

Meine Damen und Herren, wundern Sie sich deshalb nicht, 
dass wir einen Entschließungsantrag auf den Weg gebracht 
haben, in dem wir uns bemühen, Sie mit ins Boot zu nehmen, 
Herr Kollege Kram er. 

(Pörksen, SPD: Dann säuft das Boot ab! 

Sie können sich nicht auf einem 
~olchen Boot benehmen!) 

Es ist völlig unstrittig, dass wir für das Ehrenamt Qualifi­
zierungs- und Fortbildungsmaßnahmen benötigen. Ich habe 
darauf hingewiesen, dass das he:ute be;reits geschieht. Mögli­
cherweise kann das aber noch verstärkt werden. Stimmen Sie 
uns.:rem Entschließungsantrag zu, in dem wir die Landesre­
giErung auffordern, den Ermessens~pielraum voll und ganz 
auszuschöpfen, falls solche Maßnahmen in Angriff genom-

-men werden. 

(Zu rufdes Abg. Kramer,CDU) 

Ein zweiter Punkt ist, dass noch offensiver auf die Möglichkei­
ten hingewiesen werden soll, die wir schon heute in verschie­

. denen Rechtsvorschriften für ehrenamtliche Mitarbeiter ha­
ben. 

Ein dritter Impuls ist, dass wir geeignete Schwerpunktpro­
gramme, möglichen.veise im ländlichen Raum, mit gezielten 
Qualifizierungsmaßnahmen initiieren, insbesondere für eh­
renamtlich Tätige. 

Herr Kollege Kramer, in diesem Sinn sollten Sie den Gesetz­
entwurf zurücknehmen und unserem Entschließungsantrag 
zustimmen. Dann haben Sie konkret etwas fiir die Ehrenamt­
lichen getan und keine Luftnummern gemacht. 

Vielen Dank. 

(Bf:ifall bei SPD und F.D.P.-
Kram er; CDU: Das ist so schlecht formuliert, 

dem können wir nicht zustimmen!) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn AbgeordnetenDahm das Wort . 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Prä~ident, meine Damen und Herren! Wenn ich die zu 
dem Gesetzentwurf de:r CDU-Fraktion durchgefiihrte Anhö­
rung noch einmal Revue passieren lasse, erkenne ich, dass sich 
~ehr interessante Komto=llationen und Konfliktlinien ergeben 
haben. 

(Pörksen, SPD: Das ist wohl wahr!) 

Gerade die Organ_isationen, die mehr im gesellschaftspoliti­
schEn Bereich tätig sind, wie di.: kommunalen Spitzenverbän­
de, dje L:mdewrganisationen der Weiterbildung und die Kir­
chen, haben dem GesetzEntwurf der CDU-Fraktion zuge.; 
stimmt 

(Kram er, CDU: So ist es!) 

bzw. sich sehr positiv dazu geäußert. Natürlich g~b es aber 
auch vereinzelt kritische Punkte. 
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Meine Damen und Herren, die Organisationen, die mehr im 
Beschäftigungssystem verankert sind, haben sich gegenüber 
dem Gesetzentwurf letztlich sehr kritisch geäußert. 

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F .D.P.) 

Sie haben ihn größtenteils abgelehnt und Kritik geäußert. 
Das will ich gar nicht verhehlen. 

Meine Damen und Herren, aber die Befürchtungen beispiels-
-weise der Arbeitgeberorganisationen, denen Sie sich nicht 
verschlossen haben, sondern die Sie- aufgreifen, damit insbe­
sondere eine Ausweitung der finanziellen Beteiligung er­
folgt, halte ich nicht für gerechtfertigt. Angesichts der Tatsa­
che, dass wirklich nur 3 % der Arbeitnehmer Bildungsfreistel­
lung in Anspruch nehmen, und angesichtsder Tatsache, dass 
die Mittel im Landeshaushalt für die Arbeitgeber, die weni­

ger als 50 Personen in ihrem Betrieb beschäftigen, nach wie 
vor nicht ausgeschöpft werden, kann doch nicht davon ge­
sprochen werden, dass eine finanzielle Belastung in größe­
rem Ausmaß auf den Landeshaushalt zurollt. Das ist mir et­
was zu \'Veit hergeholt. Das war kein überzeugendes Argu­
ment. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Kram er, CDU) 

Auch das Argument der Gewerkschaften kann ich nicht nach­
vollziehen, die der Meinung sind, dass der Al']teil der gesell­
schaftspolitischen Bildungsmaßnahmen automatisch zurück­
gehen würde, wenn die Ehrenamtsförderung in den Katalog 

aufgenommen würde. Das ist kein ehrliches Argument. Wir 
wissen doch alle, dass die Nachfrage das Angebot bestimmt. 
Wenn gesellschaftspolitische Nachfrage besteht, werden 
auch entsprechende Angebote gemacht. 

(Dr. Schmidt, SPD: Diehaben 
Sie aber abgelehnt!) 

- Deshalb kann ich nicht nachvollziehen, dass Sie eine Ange­
botsreduzierung en'Varten, wenn diese Änderung im Gesetz 
vorgenommen wird. 

Meine Damen und Herren, die sieben Landesorganisationen 

für Weiterbildung haben sich größtenteils- es gibt natürlich 
keine Einheitsmeinung - für die Aufnahme des Ehrenamts in 
das Bildungsfreistellungsgesetz _ausgesprochen. Sie haben 
auf einen sehr wichtigen Punkt aufmerksam gemacht, Herr 
Glahn. Sie haben geäußert, dass die Ansätze im Haushalt für 
die Weiterbildung zu gering sind. 

-Diesem Petitum kann ich mich nur anschließen. Wir wissen 
seit Jahren, dass die 15 Millionen DM, die im Landeshaushalt 
für die Weiterbildung vorgesehen sind, wirklich mir ein klei­
ner Tropfen auf den heißen Stein sind und sie wirklich nur das 
sind, was ein "Ministerium in einer Portokasse hat. Ich habe 
immer den VergleiCh gezogen, dass wirfürdie Weiterbildung 

im Land genauso viel wie für die rheinland-pfälzischen Men-­
sen ausgeben. Das ist ungefähr die Relation. 

Wenn man die Weiterbildung wirklich als vierte Säule der Bil­
dung aufbauen möchte, muss man das auch in finanzieller 
Hinsicht tun. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und desAbg. Kramer, CDU) 

Dann muss ich schon an die Kollegen der CDU, die jetzt auch 
Beifall klatschen---

(Pörksen, SPD: Das war nur einer!) 

- Entschuldigung, es war nur einer. Herr Kramer, dann muss 
ich sagen: We_nn Sie im Gesetzentwurf von der Kostenneutra­
lität sprechen, hat Sie doch ein bisschen der Mut verlassen. Sie 
sollten in derTat fordern, dass die Weiterbildung---

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

- Nicht noch mehr Geld. Herr Creutzmann, der Betrag von 
15 Millionen ~_Mist ein Betrag, den das Ministerium als Porto­
kasse verwaltet. Wenn Sie im Bildungsbereich etwas machen -
wollen,-müssen Sie auch den Weiterbildungsbereich fördern. 

(Schwarz, SPD: Es muss doch sicher auch 
ein Bedarf vorhanden sein!) 

Seit Jahren ist der Haushaltsansatz so gut wie überhaupt 
nicht gestiegen. 

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Wenn Sie Ihre Weiter­
bildungsinitiative, die im Jahr 1991 begonnen hat, weiterfüh­
ren wollen, müssen Sie nach bessern. Ich kann dem Gesetzent­

-wurf _der CDU-Fraktion nur zustimmen; denn das, was im Ent-
schließungsantrag ganz unverbindlich steht, ist das Geschäft, 
das Sie im Alltag machen müssen. Dafür muss nicht extra ein 
Antrag im Parlament auf den Weg gebracht werden. 

Danke schön. 

- (Beifall des BÜNDNIS 90/DI.E GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort. 

Abg.Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der von der CDU 
vorgelegte Gesetzentwuri zur Ä~deru~g des Bildungsfrei­
stellungsgesetzes ist eine Missgeburt, den die F.D.P.-Fraktion 
mit aller Entschiedenheit ablehnt. Bei der Anhörung des Aus­
schusses für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung am 

• 

• 



• 

• 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 126. Sitzung, 18. Januar 2001 9497 

7. Novembver 2000 wurde klar, das~ keiner der neun Verb3n­
de und Institutionen- das müssen Sie sich einmal vorstellen, 
meine Damen und Herren- ein uneingeschr3nktes J:~ zur Er­
weiterung des Bildungsfreirtellungsgesetzes abgegeben hat. 

Die Arbeitgeme:inschaft der lndurtrie- und Handelskam­
mern, der Deutsche Gewerkschaftsbund, der Landesjugend­
ring und die Landesvereinigung der Rheinland~Pfalzischen 
Unternehmerverbande lehneti den Gesetzentwurf in toto ab. 
Herr Kramer, e~ mu~~ doch ein GAU für die Sozialpolitiker 
sein, wenn der Deutehe Gewerk5chaftsbund und die Unttr­
nehmerverbände gemeinsam Hand rn H::;nd die~en Gesetz­
entiiVUrf ablehnen. 

Der 5tädtetag, der Landkrei;tag-sowi;; der Gemeinde- und 
St3dtebund h":aben zur Erweiterung ihre Zustimmung signali­
siert, jedoch nur für diejenigen, die bereits ein Ehrenamt ha­
ben. f11leine Damen und Herren, Sie wi5sen, die Sozialpolitiker 
der CDU wollen das Bildungsfreistellungsge~etz schon dann 
anwenden, wenn jemand in Gedanken ein Ehrenamt an-

5trebt. Er muss es noch gar nicht haben, sondern er muss sich 
nur damit beschäftigen, und dann soll er nach dem Bildungs­
freistellungsgesetz !:chon freigestellt werden können. Auch 
in diesem Fall kam ein entschiedenes Nein vom Gemeinde­
und 5tädtebund zu einer WEiteren KostEnbelastung durch ei­
ne Änderung de;s Bildung;freistellungsgesetzes. M:m muss 
namlich wissen, dass bei bis zu 50 Beschäftigten das Land 
Rheinl;md-Pfalz mit einem pauschalierten Betrag die Kosten 
übernimmt. 

Der Landesbeirat für Weiterbildung sieht die von der CDU 

propagierte Ko~tenneutralitat als nicht gegeben an und be­
_fürchtet, dass der Prozmtsatz, der bisher- bei ungefähr 3 % 

der erwerb:tätigen Menschen in Rheinland-Pfalz liegt, von 
denen das Bildungsfreistellungsgesetz in Anspruch genom­
men wird, auf etwa 10% 5teigen wird. 

Die evangelischen Kirchen sowie das Bistum Mainzsehen Pro­
bleme in einer Befristung der Gesetzesänderung auf zwei 
Jahre und sprechen sich dagegen au~. dass durch die; Erweite­
rung des: Bildungsfreistellung;;gesetzes ;:~uf das Ehrenamt ei­
ne Einengung bei der ge~ellschaftspotitischen allgemeinen 
Bildun9 eintreten könnte. 

Die Lig;; der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege in 
Rheinland-Pfalz sieht in dem Novellierung~vorschlag der 
CDU-Fraktion ideell den richtigen Ansatz, gesellschaftpoliti­
sche Ressourcen zu erschließen. Ich zitiere:- "Praktisch stehen 
diesem Ansatz jedoch zahlreiche Barrieren gegenüber." 

Meine Damen und Herren, e~ mus~ für eine Fraktion doch ein 
GAU sein, bei einer Anhörung zu erleben, dass kein einziger 
der angehörten Verbände ein uneingeschränktes Ja zu lh1er 

(Beifall der 5PD-
Kram er, CDU: Da>: ist nicht wahr!)· 

- Herr Kramer, ich habe da~ nachgelesen. Alle haben Beden­
ken gehabt. Es hieß: Ja, aber. Ja, aber keine Kosten. Ja, aber 
nur für die Ehrenamtlichen.- Das ist schon bemerkens:wErt. Es 
gab kein uneingeschränktes Ja. 

(Kramer, CDU: Sie sind der GAU!) 

Die CDU hat mit diesem Gesetzentwurf ihre Inkompetenz in 
Sachen Förderung de;; Ehrenamts unter Beweis gestellt; denn 
sie hat zum einen versucht, ein Gesetz mit dem ausdrückli­
chEn Vorbehalt der Kostenneutralität zu ändr:rn, was in die­
sem Fall völlig unmö"glich ist, und zum anderen hat sie durch 
die Be_frist1,1ng ihres Gesetzentwurfs auf zwei Jahre gezeigt, 
das;; sie es mit der Förderung des Ehrenamt5 in Rheinland­
Pfalz Oberhaupt nicht ernst meint. 

Für die F.D.P.-Fraktion habe ich bereits in der Plenarsitzung 
am 10. Mai 2000 zu diesem Gesetzentwurf in erster Lesung 
ausgeführt, d;;ss wir dieses Placeboge~etz au~ folgenden 
Gründen mit aller Entschiedenheit ablehnen: 

1. Es fügt dem Image des Ehrenamts, nämlich dem unentgelt­
lichen Eintreten der ArbEitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
für zahlreichE Aufgaben in unse-rer Gesellschaft, sei es im 
Sport oder im sozialen oder im kulturellen Bereich, Schaden 
zu, weil zusätzliche materielle An~prüche an unsere Betriebe 
gestellt werden, die die Betriebsinhaber von ihrer grundsätz­
lich positiven Einstellung zum Ehrenamt zu einer negativen 
Einstellung verleiten könnten. Herr Kollege Kramer, ich füge 
;m dieser Stelle hinzu - das wurde bei der Anhörung auch 
deutlich -, dass die vorgelegte GesEtzesänderung verfas~ 
sungswidrig sein könnte, weil Unternehmen einseitig mit 
Kosten bela::tet werden, die von der Ge~ellschaft, nämlich 
von um :;IIen, zu tragen sind. 

2. Der rheinland-pfälzische Mittel~and würde durch diese 
GesetzEsänderung mit zusatzliehen Kosten belastet, die es in 
anderen Bundesländern nicht gibt. Damit würde ein Wettbe­
werbsnachteil für unsere Unternehmen in Rheinland-Pfalz 
eintrEten. 

(Giock.e des Präsidenten) 

3. Der Landeshaushalt-HerrKram er, das ist auch klar- müss­
te wesentlich mehr Mitte;l für die Freistellung nach dem Bil­
dungsf;:eistellungsgesetz bereitstellen. 

Wir lehnen diesen Gesetzentwurf mit aller Entschiedenheit 
ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Bischel, CDU: Oh, wie sieht denn die 

Ent5chiedenheit aus? Heben 
Sie zwei Hände?) 
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-Vizepräsident Heinz: 

· Fur das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbil-
. -

dungerteile ich Herrn Staatssekretär Glahn das Wort. 

Glahn, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst einmal 
kann man sich über dem Gesetzentwurf durchaus freuen, weil 
die CDU als antragstellende Fraktion damtt letztlich -ih·re Zu­
stimmung zu einem Gesetz gibt, 

(Zuruf des Abg. Bische!, CDU) 

das.zwischenzeitlich alle beteiligten Partner- Herr Bisehel -
im- Bildungsfreistellungsverfahren dieser Landesregierung 
bestätigt haben. Das ist das Erfreuliche. 

(Beifall des Abg. Dr. Schmidt, SPD) 

Die Bedenken_ gegen diese Initiative sind vor allen Dingen da~ 
rin begründet, dass Sie zum einen aus· meiner Sicht nicht aus­
reichend würdigen, welche Freistellungsmöglichkeiten heute 
schon bestehen, und es zum anderen im Vollzug dieses Bil­
dungsfreistellungsgesetzes auch eine sehr solide und überall 

. a~zeptierte Regelung gibt, um Verdienstausfallentschädi­
gungen vorzunehmen. 

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU) 

Das ist ein Element, durch das _sich die-Landesregierungvor 

allem auch bundesweitäuszeichnet. 

l'erner berücksichtigen Sie nicht die bestehende Möglichkeit, 
berufliche Weiterbildung und gesellschaftspolitische Weiter­
bildung zu kombinieren und hierbei durchaus auch Funktio­
nen eines Ehrenamtes mit zu berücksichtigen. Es gibt vielfäl­
tige Beispiele, die deutlich machen, dass Sie das nicht so 
trennscharf regeln können, sondern in diesem Fall durch uns· 
durchaus eine Flexibilität praktiziert wird. Da-rüber hinaus 
würden Sie letztlich eine deutliche Ausweitung des Kreises 
der Anspruchsberechtigten vornehmen, wodurch die Wirt­
schaft eindeutig belastet würde. Das muss man dann auch 
deutlich sagen. 

Herr Kram er, Sie meinten, dieses Jahr sei das Jahr der Freiwil­

ligen. Deshalb würden Sie diesen Antrag einbringen. Herr 
Kramer, Ihre Regelung würde zumindest für diejenigen, die 
zahlen müssen- das sind natürlich die Unternehmen -.-in die­
·sem Bereich zu einem Jahr der Unfreiwilligen führen. Das 
muss man nüchtern sehen. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.­
Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Das wurde auch im Ausschuss im Rahmen der Anhörung zum . 
Ausdruck gebracht. Dort wurde, soweit Zustimmung signali-

siert wurde- Herr Dahm, da haben Sie Recht-, mit dieser Zu-_ 
stimmung erwartet, dass man mehr Geld-zur Verfügung ge­
stellt bekommt, um über solche Maßnahmen unter Umstän­
den eigene. Programme finanzieren zu-können und es dafür 
einen Dritten gibt, der das Geld auf den Tisch legt. Das muss 
man nüchtern so sehen. 

Die Lösung, die Herr Kramer ·vorschlägt, ist eine andere, die 
init großer Sorge beobachtet worden ist. Herr Kram er, das ist 
nämlich die, dass Sie sagen: ·Nein, das kostet kein Geld. Wir 
kompensieren das mit den Maßnahm!-!n. die für gesellschafts­
politische Bildung vorgesehen sind. 

(Schweitzer, SPD: Hört, hört!) 

Damit würden Sie den Teil, den ich für wichtig halte 

(Verejnzelt Beifall bei der SPD) 

- ich erinnere an mancb andere Diskussion, die im Parlament_ 
geführt wur~e--, erheblich einschränken. 

(Schweitzer, SPD: So ist es!) 

Ich weise noch einmal darauf hin, dass im Rahmen der Anhö­
rung von allen Zufriedenheit über das Gesetz und die Anwen­
dung des Gesetzes vorgetragen wurde . 

(Beifall des Abg. Dr. Schmidt, SPD) 

Das ist ein Element, das man gar nicht so oft hört. 

Meine Damen und Herren, insofern ein eindeutiges Ja zur Eh­
r~namtsförderung. Sie sollte nie!rie·r Meinung nach abe-r auf 
einem anderen Weg erfolgen können, nämlich so; wie es im 
Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD lind F.D.P., der 
ebenfalls zur- Entscheidung· vorliegt, vorgeschlagen wird. 
Wenn ein Gesetz gut ist, hohe Akzeptanz findet und alle 
Partner- auch die, die besondere Leistungen im Rahmen die­
ses Gesetzes erbringen müssen - damit zufrieden sind, stellt 
sich _für mich die Frage, weshalb dann das Parlament damit · 
unzufrieden sein soll. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) _ 

Vizepräsicient Heinz: -

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Wort­
meldungen vor. 

Wir kommen. zur unmittelbaren Abstimmung über den Ge­
setzentw!Jrf der Fraktion der CDU "Landesgesetz zur Ände­
rung des Bildungsfreistellungsgesetzes (Ehrenamtsförde­
rung 2001)" ~ Drucksache-13/5634 -.Wer diesem Gesetzent­

-wurf seine Zustimmung gehen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! - Gegenstimmen?- Der Gesetzentwurf ist -mit -
den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der 
CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

• 

• 
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Wir kommen zur Ab~timmung über den Entschließungsan­
trag - Drucksache 13/6707 -. Wer diesem Entschließungsan­
trag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!­
Danke .schön. Gegenstimmen? - Danke sehr. Der· Entschlie­
ßungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. ge­
gen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
angenomm~:;n. 

Meine Damen und Htrren, ich begrüße Gäste im rheinland­
pfälzi~chen Landtag, und zwar Mitglieder des Ortsgemeinde­
rats Daaden und Soldaten des 4. Fernmelderegiments 930 der 
Eiftlkaserne in Gerol;tein. Herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

• •. tes Landesgesetz zur Änderung des Landesge:;etzes 
zur Ausführung des Bundesausbildungsförderungs­

gesetzes _ 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/6406-
Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusse:; für 
Bildung, Wis:senschaft und Weiterbi_ldung 

-Drucksache 13/6607-

Ich erteile zunachst dem Berichterstatter; Herrn Abgeordne­
ten Lelle, das Wort. 

Abg. Leih:!, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Durch Beschluss 
des Landtag~ vom 16. November 2000 ist der Gesetzent11vurf 
an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbil­
dung- federführend-- und an den Rechtsausschuss überwie­
!:enworden. 

Der Ausschu:;s fiir Bildung, Wissen~chaft urid Weiterbildung 
hat den Gesetz~:;ntwurf in seiner 41. Sitzung am 7. Dezem­
ber 2000 u1~1d der Rechtsausschus:; in seintr 47. Sitzung am 
12. Dezember 2000 ber3ten. Die Beschlussempfehlung emp­
fiehlt die AnnahmEo. 

Vizepräsident Heinz: 

Ich danke dem Herrn Berichterst::.tter. Wir-kommen zur Aus­
sprache. 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf Minuten verein­
bart. 

Ich erteile -der Abgeordneten Frau-Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr PräsidEnt, meine Damen und Herren! Die Landesregie­
rung legt einen Ge5etzentwurf vor, in dem sie eine neue 
Struktur für die BAföG-Ämter in diesem Land vorschlagt. Vlfir 
lehnen diesen Ge~etzentwurf vehement ab-. Ich möchte auch 
-begründen, warum. 

Meine Damen und Herren, bei dieser Gelegenh~:;it wird eine 
Ghance vertan. Die Landesregierung sieht ein, dass sie den 
Fehler gem:;cht hat, eine tragfähige und zukunftsfähige Lö­
sung vorzulege[l, als wir das Fachhochschulgesetz in diesem 
Land verab~chiedet haben. 

Herr Kollege Schmidt, wenn Sie siCh erinnern, haben wir da­
mal~ bereits angeregt, an den Standorten, an de_nen Univtrsi­
tättn und Fachhoch:;chulen vorhanden sind, die Sache zusam­
menzulegen und den Hochschulen die freie Wal')l zu überlas­
sen, in welchem Bereich sie diese Dinge regeln. Es war uns da­
mals schon klar, dass die neu zu errichtenden Ämter fiir die 
Bunde:;ausbildungsförderung an den Fachhochschulen zu 
_kleine Strukturen einräumen. Das war alles damal:; so nicht 
möglich. 

Wir sind in unserer Haltung, was diesen Gesetzentwurf anbe­
langt, mit der Führung der Studentenwerke in diesem Land 
einig. Davon gibt e~ fünf- flächendeckend über das Land ver­
teilt. Wir sind uns auch einig mit der Landes-ASten­
Konferenz; denn die Studierenden, die in diesen Fr.-.gen die 
Interessen d~r Studierenden in diesem Land vertreten 
- 78 000 an der Zahl- sehen, dass das, was hier vorgeschlagen 
wird, gegen ihre Interessen läuft. 

Meine Damen- und Herren, die Studentenwerke bemühen 
sich seit vit:len JahrEn, eine Vt:ränderung herbeizuführen, die 
einen historisch<:n Hintergrund Ende der 70er-Jahre hatte. 
Damals hat man den Studentenwerken im Land diese Aufga­
be ·entzogen und sie an die Hochschulen verlagert. Inzwi­
schen gibt tskein einziges Bundesland, das die Regelung so 
hat, wie sie dieser Gesetzentwurf festschreibt. Selb:t beim 
Aufbau in den neut:n Ländern ist überall die Zuständigkeit 

der Studentenwerke htrgestellt worden. 

Wenn ich den Ges;:;tzentwurf und vor allem .-.uch die Begrün­
dung dazu lo:se- ich möchte Ihnen die eine oder andere Zeile 

nicht er!;paren ~· ist dies für den Zustand der Landesregierung 
in den Fragen dtr EDV-Ausstattung symptomatisch. Wir ha­
ben schon heute Morgen darüber diskutiert. 

ln dem Do:ckblatt des Gesetzentwurfs wird unter .,C Alterna­
tiven" auf die Frage, ob es die Studentenw~:;rke nicht genau­
so gut können,-gesagt- ich bittt_Sie, einmal g_enau hinzuhö­
ren -: ., ... Umsetzung des neuen EDV-Verfahrens verbunde­
nen Umstellungsprobleme durch eine solche Verlagerung 
vervielfacht würden." 

Was les~:;n wir in der Begründung? Können Sie das vielleicht 
einmal ein bisschen detailliert nachlesen? ln dem fv1ini5teri-
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um, das dafür zuständig ist, gibt es sowieso schon Probleme, 
diese neue EDV-Ausstattung einzuführen. Wenn man es an 
die Studentenwerke ·gäbe, gebe es größere Probleme. Ich 
weiß nicht, wer von Ihnen Einblick in die Studentenwerke 
dieses· Landes hat. Der Kollege Dahm und ich haben diese; 
denn wir sind im Ve[waltungsrat. Ich glaube, das sind mit die 

. modernsten Verwaltungen, die wir in diesem Land haben, die 
die Studierenden nicht nur bei der Wohnungssuche, sondern 
in allen anderen sozialen Bereichen hervorragend repräsen­
tieren und alles dafür tun, dass das Studentenleben so pro­

blemlos wie möglich abläuft. 

Wenn Sie sagen, es gebe ein größeres Chaos, als man sowieso 
schon erwartet, kann ich nur sagen: Prost Mahlzeit, was Sie 
hiervorlegen .. 

Zur Struktur habe ich angedeutet, ~ass es nur noch drei Äin~ 
ter in Rheinland-Pfalzgeben wird. Es wird eine ganze Menge 
aufgelöst. Der Norden des Landes bekommt überhaupt kein 
BAföG-Amt. 

Ich habe einmal ein bisschen herumgehört. Man hat gehört, 
dass es die Hochschulen im Norden des Landes einfach abge­
lehnt haben, dieses Amt zu übernehmen. Sie kennen meine 
Begeisterung für das Personalbemessungskonzept und die 
anderen Zumessungsgrundlagen, wie· es sie hier in diesem 
Land-für die Finanzierung der Hochschule gibt. Ich habe ge­
hört, dass· die Präsidenten überhaupt kein lnt.l!resse daran ha­
ben, diese Aufgabe zu übernehmen, weil sie dafür nicht ent­
sprechend ausgestattet würden, sondern das zum großen 
Teil aus ihrem vorhandenen Personal finanzieren müssen. 

Man sieht, dass die Probleme, die sowieso schon vorhanden 
sind, verschärft und dokumentiert werden. Ich habe ange­
deutet, dass es abzusehen war, dass die Diskussion so kom­
men wird. Ich denke, dass es ein großer Fehler ist, bei dieser 
Neustrukturierung nicht Nägel mit Köpfen zu machen und 

· diese Aufgabe den Studentenwerken zu übertragen: 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmidtdas Wort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD: 

Herr Präsident, meine. Damen und Herren! Es fällt schon 
schwer, auf diese Einlassung der Kollegin Frau Kohnle-Gros 
zu reagieren. Ihre Begrifflichkeit haben wir bererLS beim letz­
ten Beitrag im Zusammenhang mit der Polizei erfahren. Für 

Sie ist das Chaos die Dominanz in diesem Land. Man fragt 
sich, wo man eigentlich lebt. 

Meine Damen und Herren, die BAföG-Verwaltung ist in die­
sem Land Rheinland-Pfalz eine gut funktionierende Verwal-

tung. Es gibt überhaupt keine Probleme und keinerlei Be­
sch\'lierden von Studierenden. Die jungen Studierenden be­
kommen zeitgerech~. sehr zügig, wohnort- und studiennah 
ihre MögliChkeiten, das BAföG zu regeln. 

.Verehrte Frau Kollegin Kohnle-Gros, es ist doch überhaupt 
keine Frage, dass nach der Umstellung auf die Nutzung mo­
derner Informations- und Kommunikationstechniken auch ei­
ne Straffung der Organisation Platz greifen muss. Sie kritisie­
ren immer, dass wir zuwenig Personal einsparen. Jetzt legen 

wir Wert auf eine effektive Gestaltung dieser Aufgabe bei 
· Verbesserung der Dienstleistungsfunktion ·dieser Behörden. 

Sie reden hier von Chaos. 

"Das ist für uns keine Prinzipienfrage, ob man das den Studen­
tenwerken oder den Hochschulen zuordnet. Die Tradition un­
seres Landes, auch unter der Führung der Vertreter der CDU, 
als- Sie noch an der Regierung waren, war so, wie sie in 
Rheinland-Pfalz ist, nämlich dass die Hochschulen dies mit 
großem Erfolg tun. 

Verehrte Frau Kollegin, Sie wissen auch, dass man das gar 
nicht so einfach umstrukturieren kann. Wir haben dort Lan­
desbeamte. Diese wehren sich dagegen, zu den Studenten­
werken versetzt zu werden. 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

Deshalb geht so etwas nicht von heute auf morgen. Für uns 
ist die Frage nach wie vor offen. Durch dieses Angleichungs-

. gesetz verbauen wir uns keinerlei Wege.ln Rheinland-Pfalz 
ist das schon über 20 Jahre so. Warum Sie ein neues Chaos 
produzieren wollen, von dem Sie immer reden, ·verstehe ich · 
überhaupt nicht; denn was wir jetzt haben, ist eine funk­
tionsfähige Einheit. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir in diesem Zu­
sammenhang noch eine zweite Anmerkung. Was wichtig ist 
und landläufig vielleicht ein bisschen zu kurz kommt, ist, dass 

·wir mit diesem Gesetzentv.rurf nicht nur die Dienstleistungs-. 

möglich,keiten verbessern. Der Staatssekretär ~'lfird das nach­
hersicher noch im Detail darstellen, wie es organisiert ist. Wir 
haben drei zentrale Ämter und an jedem Studienstandort ei­
ne Anlaufstelle, bei der diejungen Menschen diese Möglich­
keit haben. Worauf ich .hinaus will ist Folgendes: .Ich mochte 
noch einmal erwähnen, das·s wir durch die Beschlusslage der 
Bundesregierung in Berlin ab 1. Januar eine dramatische Ver­
besserung der BAföG-Förderung insgesamt haben. 

Allein in Rheinland-Pfalz kommen 4 600 zusätZlich_~ Studie­
rende ab 1. Januar in den Genuss einer Förderung, die sie vor­

her nicht bekommen haben. Wir können erfreulicherweise 
feststellen, dass damit ab 1. Januar dieses Jahres 25 SOO Stu-" 
dierende von den knapp 80 000 Studierenden in die BAföG­
Förderung. hineinkommen. Das sollte man bei dieser Gele­
genheit auch noch einmal dankbar erwähnen. 

• 

•• 
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Wir begrüßen die .ii.nderung de!': Gesetzentwurfs zur--Anpas­
sungder Ausbildungsförderung iür die jungen Studierenden 
und bitten auch um Zustimmung der anderen Fraktionen zu 
diesem Gesetz. Da~. was die Frau Kollegin zum Ausdruck ge­
bracht hat, jetzt aisGrundlagedafür zu machen, um eine be­
währte Struktur einfach zu verändern - natUrlieh kann man 
darüber diskutieren-, i5t uns nicht ausreichend, um ein solch 
wichtige~ Gesetz einfach abzulehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vi<:epräsident Heinz: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 
AbgeordnetenDahm da~ Wort . 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr_Präsidtönt, meine sehr geehrttön Damen und Herren! Den 
letzten Aspekt möchte ich noch einmal- aufgreifen, Herr 
Dr. Schmidt~ Einer Vel\valtungsreform der BAföG-Amter, 
weg von den kleineren Ämtern zu größeren Einheiten, wol­
len und können wir uns mit Sicheiheit nicht verschließen. Ich 
denke, das ist auch nicht der Dissenz, den wir hier austragen. 
Es darf auf j~:;den Fall- das möchte ich noch einmal betonen­
in keiner Weise mit Einschränkungen des Serviceangebots vor 
Ort an den einzelnen Hochschultön d-amit verbunden sein. 
Herr Dr. Schmidt, Sie haben mit Recht darauf hingewiesen, 
d;.;ss wesentlich mehr BAföG-Empfängerinnen und -Emp­
fänger durch die Maßnahmen der rotgrünen Bundesregie­
rung auch in Rheinland-pfalzgefördert werden können. Das 
ist mit Sicherheit Ein sehr positiver Faktor. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, w'arum Rheinl;.;nd-Pfalz nach wie 
vor ein~:;n Sondefl!'.teg unter allen Bunde~ländern geht oder 

weiterhin gehen will, ist mir so ganz nicht eingänglich. Sie 
wollen wirklich weiterhin daran festhalten, dass die Hoch­
schulen Anlauf5tellen für die BAföG-Bezieher sind, obwohl 
sie wissen, dass viele der Studierenden, die von ;.;nderen Bun­

desländern kqmmen, zunächst Einmal in Rheinland-Pfalz bei 
den Studierendenwerken nachfragen: vVo kann ich mein 
BAföG bekommen? - Die Ämter ;:ind sehr stark damit be­
schäftigt, den Studierenden beizubringen, dass sie bei den 
Studierendenwerken gar nichts bekommen, sondern dann 
zur Hochschule an einem ganz anderen Ende des Campus ge" 
hen müssen, um ihre Ansprüche geltend zu machen. 

Warum wollen Sie nicht diesen Reformschritt, den Sie hier ge­
hEn, mit der allgemeinen Festteilung verbinden, da;s die­
Studierendenwerke zusätzlich "dies(:; Aufgabe, wie in anderen 
Bunde$ländern, übernehmen. Herr Dr. Schmidt, da~ Argu­
ment, das sie hier vorbringen, der Status der Beschäftigten 

spreche dem entgegen, steht in den Unterlagen nirgendwo. 
Darauf gehen Sie gar nicht ein. Sie argumentieren seitens der 
Landesregierung, dass die technische Ausstattung gar nicht 
ausreichend vväre, um dies zu machen, und technische Pro­
bleme entstehen wurd_en. Ich kann das nicht nachvollziehen. 
Ich kann es wirklich nicht nachvollziehen, warum ein Studie­
rendenwerk nicht en~prechend technisch aufgerüstet wer­
den kann, das; es die BAföG-Empfänger grundsätzlich- und 
gut b~;,treut. 

Vielleicht ist bei dieser Diskussion eine andere Diskussion im 
Hintergrund. Ich weiß es nicht. Dadurch, dass Sie die Reform 
jetzt verweigern, geben Sie Anlass zu Spekulationen. Was 
wollen Sie: zukünftig mit den Studierendenwerken machen? 
Wollen Sie !Oie privatisieren? Wollen Sie den Weg weiterge­
hen, das~ die Zuschüsse weiter verringert werden? Vl/as hac 
ben Sie eigentlich vor? Auf diese Fragen geben Sie uns bitte 
eine Antwort, damit wir auch bei diesem Gesetz, die Struktur 
der BAföG-Ämter betreffend, en~prechend die Hintergrün­
de haben. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion BÜNDNIS 901DIE 
GRÜNEN lehnt diesen Vorschlag, den Sie machen, aus den ge­
nannten Gründen ab, da Sie nicht bereit sind, die Reformen, 
die in den anderen Bundesländern längst vonstatten gegan­
gen sind, nachzuvollziehen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) -

Vizeprä~ident Heim:: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 
das Wort. 

Abg. Kulm, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine D:~rnen und Herre11! Nach Maßgabe 
de~ Bundesausbildung~förderungsgesetzes richten die Län­
der Ämter fOr Ausbildungsförderung bei den staatlichen 
Hochschulen ein. Bis vor wenigen Jahnm bestanden in Rhein­
land-Pfalz fünf Ämter bei vier Universitäten und bei der da­
maligen Fachhochschule des Landes. Die Verselbilltändigung 

der Abteilungen der früheren Fachhochschulen in Rheinland­
Pfalz, die wir begrüßen, eine po~itive Entwicklung, führte da­
mit zur Vermehrung der Ämter für die Ausbildungsförde­

rung. Zum Teil enutanden die !:chon envähnten Kleinstäm­
ter, in denen nur begrenzt effiziente Arbeitsstrukturen auf 
D3uer geschaffen und erhalten werden können. 

Mit dem uns vorliegenden Gesetzentl.'l!urf wurde eine neue 
effiziente Organisatiomstruktur für die Amter der Ausbil- · 
dungsförderung gefunden. Diese neue Organisation~struktur 
wird auch durch die Einführung dezentraler Datenerfassung 
maßgeblich bestimmt. Zur Straffung der Organisation und Er­
höhung der Effektivität i;;t die Bildung von drei Ämtern vor­
ge;ehen: Universität fvlainz, Universität Kaiserslautern und 
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Universität Trier. An einigen Standorten sind Außenstellen 
vorgesehen. Außenstellen für die Universität Mainz sind zum _ 
Beispiel an den Standorten Koblenz und Landau der Universi­
-tät Koblenz/Landau und an den Fachhochschulen Bingen, 
Ludwigshafen und Worms vorgesehen. -

Meine Damen und Herren, damit haben wir eine neue Orga­
nisationssttuktur,die effektiver ist. Persönlich interessiere ich 
mich zunächst einmal dafür, ob die Studierenden ihren An­
sprüchen entsprechend bedient werden können. Darum geht 
es. Die Studierenden interessieren sich nicht für die Träger-_ 
schaft Den Studierenden ist es im Prinzip wirklich egal, ob 
diese Ämter bei den Studentenwerken oder bei den Hoch­
schulen selbst angesiedelt sind: Die Hauptsache ist, es funk­
tioniert. Diese neue Struktur wird auch funktionieren. 

Ich schließe mich auch dem an, was Herr Kollege Schmidt ge­
sagt hat. Wir wollen keinen Glaubenskrieg führen, Was Herr 
Dahm hineininterpretiert. ist- ich verstehe, dass er eine Aus­
sage möchte, dass da~it die Abschaffung der Studentenwer­
ke eingeleitet worden wäre- nicht richtig. Wir sind der Mei­
nung, dass wir die Tür für eine solche Veränderung offen hal­
ten sollten. Das kann man mit uns auch machen. Das ist 
durchaus denkbar. Lassen Sie uns aber zunächst einmal diese. 
neuen Strukturen schaffen. Dann kommen wir zu der Frage: 
Sollte man nicht die Studierendenwerke mit einbeziehen? 
Das ist eine Sache, die wir leidenschaftslos- sehen, die auch 
durchaus in der Zukunft erwägenswert ist: Es wird keine Tür 
zugeschlagen. 

Wir werden also mit dieser Aufteilung in der Tat zunächst 
einmal eine studentenfreundliche und effizientere Organisa­
tionsstruktur schaffen. Damit ist wirkiich ein Stück Fortschritt - -

-eingeleitet. 

Danke. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

·vizepräsident Heinz: _ 

Für die Landesregierung- erteile ich Herrn Staatssekretär 
Glahn das Wort. - -

Glahn, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich halte es an sich 
für begrüßensw:ert, wenn eine Verwaltung, ein Ressort, e~nen 
Vorschlag macht, bei dem sie sagen:. Wir können dank neuer 

Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten unsere 
Verwaltung verändern, dass sie im Ablauf der Arbeitsvorgän­
ge schneller und ein Stück straffer wird und insofern dank 
neuer Technik eine leistungsfähigere Venvaltung werden; 
kann. Dies ist letztlich Ziel dieser Maßnahme. 

Frau Abgeordnete Kohnle-Gros, insofern ist es nicht- korrekt, 
wenn Sie den Eindruck vermitteln, als habe ein ganzer Teil 
dieses Landes in Zukunft keine BAföG-Verwaltung, keine 
Möglichkeiten vor Ort, BAföG-Fragen zu regeln oder vor Ort 
keine BAföG-Beratung zu erhalten. 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle.Gros, CDU) 

Dieses ist nicht korrekt. Die Frage ist, ob jede/jeder Studieren- _ 
de vor Ort ein Amt braucht oder ob entscheidend ist, dass ich 
eine Ansprechperson habe und meine BAföG-fragen gere­
gelt bekomme. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Sie_ haben ~s 
doch tun wollen und niemanden 

gefunden, der es macht! -
Beifall bei der SPD) 

Dies ist die entscheidende Zielsetzung. Für den Studenten ist 
es letztlich nicht entscheidend, wie die Ven.'lfaltungsstruktur 
aussieht, sondern dass er eine gute Dienstleistung erfährt. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Wir ha~en 
schon erlebt, was dabei 

herauskommt!·-
Zuruf des Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Ich möchte insbesondere das betonen, was Herr Dr. Schmidt 
vorhin eingebracht hat. Uns sind in der Bearbeitung von 
BAföG-Fragen keine Klagen bekannt. Im Einzelfall mag ein 
Streit aufkommen, ob eine Entscheidung richtig ist oder 
nicht. Aber dass es keine ordentliche Betreuung in diesem Be-

- reich gäbe, diese Kritik ist uns bislang nicht vorgetragen wor­
den. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Das hat 
_ auch niemand gesagt!)· 

Ich gehe auch davon aus, dass dies mit der-neuen Struktur 
erst recht nicht der Fallsein ~vird. Es ist ge_währleistet, dass an 
jedem Standort eine entsprechende Beratung und Dienstleis­
tung stattfindet. Darauf lege ich sehr großen Wert. 

Sie hatten bemängelt, das Argument bezüg-lich der EDV und 
einerneuen Kommunikationsstruktur sei ein Hinweis auf die, 
wie Sie sagten, chaotischen Zustände._lch denke, man muss 

auseinander halten, ob Sie eine neue Kommunikationsstruk­
tur und einen Ablauf von Arbeitsvorgängen regeln und dazu 
ein EDV-Progra_mm entwickeln oder ob-sie- alles, die gesamte 
StruKtur, neu erarbeiten. 

Meine Damen und Herren, alle, die sich schon mit solchen 

Projekten befasst- haben, alle, die Arbeitsabläufe verändert 
haben und dieses mittels EDV neu regeln, wissen: dass dies 
durchaus mit einigen Tücken versehen ist. Nur, wer solche 
Dinge offen und ehrlich- anspricht, wird seine Umstellung in 
der EDV mit Erfolg durchführen. Der andere wira große Plei­
ten erleben. 

·(Beifall bei der SPD) 

• 

• 
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Sie sprachen weiterhin an, wir würden eine Chance nicht -

wahrnehmen, Es werde die Chance vertan, die BAföG­

Bearbeitung von den Hoch5chulver11valtungen auf die Stu­

dent€:nwe-rke zu übertragen. Sowohl Herr Dr. Sdimidt als 

auch Herr Kuhn haben deutlich ausgedrückt, dass siE, durch­

aus für eine solche Löwng offen sind, dass e3 aber keinen 

Sinn macht, diese Lösung auf die Schnelle herbeiführen zu 
wollen. Meine Damen und Herren, ich meine auch, dass es 

durchaus angemessen ist, diese Frage in Ruhe zu beraten und 
das Pro und Kontra auszutauschen; denn früher war di;o 

BAföG-Förderung bei den Studentenwerken angesiedelt, 
Frau Kohnle-Gros. Unter Regie der CDU-Regierung wurde 

_dies geändert, und sie wurde auf die Hochschulverwaltungen 

übertragen. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Ich kenne 
die Geschichte!) 

Die Argumente, weshalb man dies damals so gemacht hat, 

muss man".sich doch zumindest an~chauen; denn ich gehe ein­

mal davon aus, das war damals alles seriös begründet. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Aber nach 
23 Jahren kann man anders denken!) 

Man muss prüfen, ob solche Dinge heute-nicht mehr gelten, 

ob wir dafür eine neue Basis schaffen können, um dies ver­

nünftig zu lösen. 

Meine Damen und Herren, ich halte fe!Ct: Was wir vorschla­

gen und per Gesetz regeln mü~sen, ist eine organisatorische 

Veränderung in der Struktur der Ämter und in der Organisa­
tion von lnformationsVI[egen. Es ist eher eine qualitative Ver­

be~serung als eine Verschlechterung in der Bearbeitung, wie 

Sie es behaupten wollen, und ist im Übrigen weftertgehend 

schon ein Vollzug der bereits praktizierten ~e3rbeitung. So 

hat beispielsweise das BAföG-Amt der- Universit3t 1\Jiainz 
schon in den vergangenen beiden Jahren mit seinem Personal 
andere Standorte unterstutzt und_die Anträge zur Zufrieden­
heit der Antragsteller bearbeitet. Ich halte diesen Org-anisa­

tionsvorschlag für solide und praktikabel una bin-Ihnen dank­

bar, wenn Sie zustimmen. 

-{Beifall derF.D.P. und derSPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen dazu vor. 

Meine Damen un-d Herren, wir kommen nun zur unmittelba-
- -

ren Ab~timmung in zweiter Beratung über den Gesetzent-

wurf- DrucksachE 13/6406 -,da die Beschlussempfehlung die 
unveränderte Annahme empfiehlt. Wer dem Gesetzentwurf 
seine Zustimmung geben möchte, d~:n bitteich um das Hand­

zeichen! - Danke schön. Gegenstimmen!- Danke sehr. Dann 
ist der Ge5etzentwurf mit den Stimmen der SPD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Schlussab­

stimmung. Wer dem Gesetz in der Schlussabstimmung seine 

Zustimmung geben möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu 

erheben! - Danke. - Gegenstimmen?- Danke sehr. Dann.ist 
- das Lande$gesetz mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. ge­

gen die Stjmmen dtr CDU und des BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN 

angenommen. 

Ich rufe nun Punkt 8 derTagesordnung auf: 

Euro-Anpassungsgesetz Rheinland-Pfalz 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 13/6490-
Zweite Beratung 

dazu: 

Besch_lus:s;:mpfehlung_des Haushalts­

und Finanzausschusses 

- DrucksachE 13/6696-

Die Fraktionen ~ind _übereingekommen,- diesen Tagesord­
nungspunkt ohne Aussprache zu behandeln, bitten aber 
noch um die Berichterstattung durch He:rrn Kollegen Bracht. 

_Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident, meine Darrien und Herren! Mit dem Euro­
Anpas;ungsgesetz soll da~ bestehende LandesrEcht aus Grün­

den der Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit sowohl fur 
die Bürgerinnen und Bürger als auch für die rechtsanwenden­

den Stellen dem europäischen Recht, mit dem der Euro einge-
-führt wurde bzw. wird, angepasst werden. 

-Durch Beschlu5s des Landtags vom 14. Dezember 2000 ist der 

Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanzausschuss 
- federführend - und an den ·Rechtsausschuss überwiesen 
worden. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetz­

entwurf in seiner 72. Sitzung am 11. Januar 2001 beraten. Der 
Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 48. Sitzung 

ebenfalls am 11. Januar 2001 beraten. Die Ausschüsse emp­

fehlen dem P;ulament, den Gesetzentli'llurf mit folgenden 

Änderungen anzunehmen: 

1. Artikel 2 wird gestrichen. Dies betrifft das Abgeordneten­

gesetz. Hierzu ~owie auch zu den weiteren Streichungen 
liegen dem Parlament heute separate Gesetzentwürfe 

vor. 

2. Der bishErige Artikel3 wird Artikel2. 

3. Der bisherige Artikel 4 wird gestrichen. Er betrifft das· 
Fraktionsg esetz:. 

4. Die bisherigen ArtikelS bis 16werdenArtikel3 bis 14. 
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5. Der bisherige Artikel 17 wird gestrichen. Er betrifft das 
Landesreisekostengesetz. 

6. Die bisherigen Artikel18 bis 80 werden Artikel15 bis 77. 

7. Der bisherige Artikel81 wird Artikel 78 und wie f~lgt ge­
ändert: 

Die Verweisung .,Artikel 80" ~vird jeweils durch die Ver­
weisung .,Artikel 77" ersetzt. 

So lauten die von den Ausschüssen empfohlener. Änderun­
gen bezüglicH des Gesetzentwurfs. 

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Meine Damen und Herren, bevor wir zur Abstimmung kom­
men, muss ich auf Folgendes hinweisen: 

ln Artikel 1 des Gesetzentwurfs wird das Abgeordnetenent­
schädigungsgesetz geändert. In Nummer 5 soll dabei § 20 des 
Abgeordnetenentschädigungsgesetzes angepasst werden. 
Nach Beratung des Gesetzentwurfs in den zuständigen Aus­
schüssen wurde-festgestellt,- dass § 20 bereits aufgehoben 
wurde. Das Plenum wird daher um Zustimmung gebeten, Ar­
tikel 1 Nummer 5 zu streichen. Nummer 6 würde dann Num­
mer5. 

Wenn es dagegen keine Bedenken gibt, 

(Bisthel, c;DU: Einverstanden!) 

kommen wir zur Abstimmung. Wir stimmen zunächst über 
die Beschlussempfehlung-Drucksache 13/6696- ab. Wer dem 
seine Zustimmung geben möche, den bitte ich um das Hand­
zeichen!- Danke. Ich stelle -Einstimmigkeit fest. 

Ich rufe nun die Abstimmung in zweiter Beratung über den 
Gesetzentwurf - Drucksache 13/6490 - unter Berücksichti­
gung der Annahme de~ Beschlussempfehlung auf. Wer dem 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich ebenfalls um 
das Handzeichen! - Danke. Ich stelle die einstimmige Annah­
me fest. 

-wir kommen nun zur Schlussabstimmung. We~·in der Schluss­
abstimmung zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom Platz 
zu erheben!- Danke schön. Ich-stelle die einstimmige Annah­
me fest. 

Meine Damen und Herren, -ich rufe Punkt 9 der Tagesord­
nung auf: 

Landesgesetz zur Änderung reisekosten­
rechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und F.D.P. _ 
-Drucksache 13/6540-

Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Haushalts~ 

und Finanzausschusses--
- Drucksache 13/6697-

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Ko!legen Bracht, das 
Wort. 

(Beifall des Abg. Böhr, CDU) 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident, meine- Dam-en und Herren! Der Gesetzent­
wurf w_urde -federführend - an den Haushalts- und Finanz­
ausschuss und an den Rechtsausschuss überwiesen. 

Der Haushalts~ und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf 
zur Änderung reisekostenrechtlicher Vorschriften in seiner 
72. Sitzung am 11. Januar 2001 und der Rechtsausschuss in 
seiner 48. Sitzung ebenfalls am 11. Januar2001 beraten. 

Die Ausschüsse empfehlen dem Parlament, den Gesetzent­
wurf mitfolgenden Änderungen anzunehmen: 

1. In Artikel1 wird die Angabe .,42 Pfennig'; durch die Anga­
be .,43 Pfennig" ersetzt. 

2. In Artikel 2 Buchst. a wird die Angabe ,,42 Pfennig" durch 
die Angabe ,,43 Pfennig" und die Angabe .,21,5 Cent" 
durch die Angabe .,22 Cent'' ersetzt. 

3. In Artikel 5 Nr. 1 wird das Wort .,am" durch die Worte 
;,mit Wirkung vom" ersetzt. 

So weit die Empfehlungen der Ausschüsse zur Änderung des 
Gesetzentwurfs. 

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Hei~z: 

Ich danke dem Herrn BerichterStatter. 

Meine Damen und Herren, der Ordnung halber möchte ich 
auf einen Schreibfehler hinweisen. In der Beschlussempfeh­
lung steht, dass dies ein Gesetzentwurf der Landesregierung 
sei. Es ist aber ein Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und 
F.D.P. Ich bitte, das in" Ihrer Vorlage zu korrigieren. 

• 

• 
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Wir kommen nun zur Aussprache. Gibt es WortmEldungen 

dazu? 

Ich erteile:: Herrn Abgeordneten ltzek da; Wort. 

Es ist eine Redezeit vori fünf Minuten je Fraktion vereinbart 

worden. • 

Abg.ltzek,5PD: 

Herr Präsident, meine Damen und HErren! Letztmals wurde 

die Wegstreckenentschädigung durch die Landesregierung 

im Jahr 1991 der l(o;;t;;;nentwicklung angc::pa~st. Gerade in 

den letzten zwölf Monaten sind die Mineralölpr;;;is;:; noch ein­

nial_gestiegen. UEache war die Schwäche des Euro gegen­

über der Leitwährung des Dollar und die erhöhten Rohölprei­

se auf dem Weltmarkt . 

(Wirz, CDU: Und die Ökostc::uer!) 

Wir meinen, wir haben gegenübtr dEn 4 500 Lande;bed_ien;­

teten eine Verpflichtung, die für ihre erhebliche oder rege:l­

mäßige Reisetätigkeit ihren privaten PkW benutzen, dass wir 

diese Kosten dann auch tatsächlich an die Entwicklung anpas-
sen. 

Die berufsständischen Organisationen haben eigentlich er­
wartet, dass bei den Reisekosten der Betrag nicht von 

52 Pfennig auf 58 Pfennig, sondern auf 64 Pfennig erhöht 
wird und haben dafür in der Diskus~ion oft die5e ADAC­
Tabellen als Beispiel der Berechnungsgrundlage ins Spiel ge­

bracht. Wenn man aber dic::se ADAC-Tabellen für einen Mit­
telkla~~ewagen nimmt, muss man berüc"'_sichtigen, da~s die 
Versicherungsbeiträge, wie sie in die~er ADAC-Tabelle ent­

halten sind, nicht für den öffentlichen Dienst gelten. Auf­

grund von Abschlägen zahlt der öffentliche DiEnst geringere 
Versicherungsbeiträge al; ein normaler PKW-Inhaber. 

Ein weiterer Punkt ist, da;cs die~e ADAC-Tabelle nur eine 

durchschnittliche Fahrlei~tung von 15 000 km ansetzt. Dann 

dürfte aber bt:i denjenigen, die diese erhöhte Pauschale be­

kommen, die:: also zumeist zwischen 3 000 und 10 000 km fah­

ren, die Fahrleistung we5entlii:h über 15 000 km liegen. Dann 

sind natürlich die Fixkosten auf mehr Kilometer günstiger an­

zu;ehen, als wenn man von 15 000 km au;geht. 

Eine weitere Schwache dieser ADAC-Tabelle ht die durch­
schnittliche Nutzungsdauer bei einem PKW von vier Jahren. 
Ich glaube, e~ gibt wc::nige Arbeitnt:hmer, die alle:: vier J3hre 

ihren Pkw er5etzen. We;nn ich von einer Fahrleistung von 

15 000 km in der ADAC-Tabelle ausgehE, dann wären :das 
60 000 km. Dann i~t kein PKW abgeschrieben. Man muss also 

in dieser Kostemituation dann auch berücbichtigen, dass 
hier eine wesentlich längere Nutzungsdauer gegeben ist.-

-
Wir meinen, mit diesem Gesetzentwurf haben wir die Reise-

kosten den derzeit bestehenden Bedürfnissen angep3sst. Wir 

h3ben deshalb den Gesetzentwurf gemeinsam mit der F.D.P. 
eingebracht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizeprä:ddent Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Biseheldas Wort. 

Abg. Bisc_h~l, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damc::n und Herren! Die 

CDU-Fraktion wird diesem Gesetzentwurf zu~timmen, weil 

wir der Auffassung sind, das; hiermit ein ldeiner Schritt in die 

richtige Richtung getan wurde. Allerdings ist der Gesetzent­
wurf ih seinen Auswirkungen auf das Personal,das insbeson­

dEre den eig~nen privaten Wagen für dienstliche Zwecke zur 

Verfügung stellt, mit den jetzt festgelegten Entschädigungs­
sätzen nicht ausreichend. 

fvleine Damen und Herren, Herr Kollege Itzek hat zutreffend 

ausgeführt, 4 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Lan­

desd_ienst stellen ihren privaten Wagen für dien~tliche 
Zwecke zur Verfügung. Das is-t schon einmal eine:: großartige 

Angelegenheit der Mitarbeiterinnen und Mit3rbeitt;;r; denn 

sie sind dazu nicht verpflichtet. Sie tragen also mit ihrem Ver­
halten wesentlich dazu bei, dass die Dienstgeschäfte rei­

bung~los im Landesbereich abgewickelt werden können. 
Meine Damen und Herren, deshalb sind wir der Auffassung, 
dass diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich-so soli­

darisch gegenüber ihrem Arbeitgeber, dem Dienstherrn und 

dem Land Rlleinland-Pfalz verhalten, in der Frage der Ent-
- :;chädigung nicht im Stich gelassen werden sollten: 

Die Praxis hat bewiesen, dass die Landesregierung und die 

Koalitionsfraktionen in der letzten Zeit dieses Problem immer 

wieder vor sich hergeschoben haben, obwohl Sie zum Bei­
s-piel von mir persönlich oder von Kollegen der CDU-Fraktion 

immer wieder auf dieses Thema hingewiesen wurden und 

aufgeJordert worden ~ind, die entsprechenden Konsequen­
zen zu ziehen. Die Regierung hat nicht5 gemacht, und die 

Koalitionsfraktionen habc::n bisher :mch nichts gemacht. 

(Creutzmann, F.D.P.: Wirwaren 

doch Vorreiter!) 

- Lieber Herr Creutzmann, Sie hätt€n auch heute noch nichts 

gc::macht, wenn der Bund nichtjetzt endlich auch dazu bereit 
gewesen wäre, eine Erhöhung vorzunehmen. 

(Creutzmann, F.D.P.: Das i~tf31sch, 

wa~ Sie behaupten!) 
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Dann hätten Sie nämlich auch nichts gemacht. Sie hätten die 
Leute weiter im Regen stehen lassen. Das iSt qie reine Wahr- . 

heit. 
(Creutzmann, F.D.P.: Das ist falsch, 

was Sie sagen!)· 

Es nützt wenig, jetzt in Vergangenheitsbewältigung efnzu­
treten, aber es muss der Wahrheit wegen einmal gesagt wer­

. den. 

- Ich möchte noch einmal sagen, es ist auch keine weltbewe­
gende Auswirkung auf den Landeshaushalt, was ausgeführt­
worden ist. ·Der entsche-idende Gesichtspunkt ist aber, dass 
man Mitarbeiter, die sich so ZUV()rkommend gegenüber dem 
Dienstherrn verhalten, nicht im Stich lassen darf. 

Meine verehrten Damen und Herren von der Landesregie­
rung und ~on der SPD, es hätte_ Ihnen zum Beispiel auch gut 
angestanden, wenn Sie angesichtsIhrer Politik mit der Öko­
steuer, bei der Sie die Leute unwahrscheinlich belasten, be­
reit gewesen w~ren, diesem Gesichtspunkt der sozialen Be" 
handlung unserer Mitarbeiterinnen und [IJlitarbeiter im Land 
Rheinland~Pfalz rechtzeitig Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei derCDU) _ 

Sie hätten sich nicht zum ~rfolg oder zum Jagen tragen lassen 
müs~en. Das ist das, was in _dieser Situation zu kritisieren ist. 
Dass die Entschädigungssätze nicht ausreichend sind, -hat 
Herr Kollege ltzek klar dargelegt. Er hät natürlich versucht, 
die-Argumentationdes ADAC usw. etwas herunterzuspielen. 
Es kann natürlich auch eine andere Argumentation aufge­
macht werden. Ich will das jetZt nicht tun. ln der Tat sind die _ 
Steuern bei den Spritpreisen erheblich angestiegen. Die jetzt 
vorhandenen Sätze sind all?o objektiven1veise nicht ausrei­
chend, um den Belastungen der Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiterfür die Zurverfügungstellung privateigener---

(ltzek, SPD: Warum haben Sie keinen 
Erhöhungsantraggestellt?) 

·- Bitte schön? 

(ltzek, SPD: Warum haben Sie keinen 
Erhöh U[lgsantrag gestellt?) 

- Lieber Herr ltzek, den hätten Sie sowieso abgelehnt. Das·ist 

doch ganz kle~r. 
(ltzek; SPD: Das ist eine 

Argumentation!) 

Wir hätten gern auch. schon rechtzeitig eineil Gesetzent\1vurf 
einbringen können. Das habenwir uns überlegt. Den hätten 
Sie selbstverständlich abgelehnt. Da hätten wir für-die Leute 
doch gar nichts erreicht. 

·(Creutzmann, F.D.P.: Woher . 

. wissen Sie das denn?) 

Also war die andere Politik viel nützlicher f.ür die Leute, näm­
lich Sie zum Jagen zu trageri. Das müssen Sie jetzt.doch ein­
mal einsehen, sonst hätten Sie doch überhaupt nichts ge- · 
macht. Sie hätten sich durch Ihre eigene Sturheit wahrschein­
lich das nächste halbe Jahr selbst gehindert, etwas zu tun: 

(Beifall bei der CDU) 

Also haben wir im Interesse -der Mitarbeiterinnen und Mitar-
- -

heiter gehandelt, dass wir uns so verhalten haben, ~vie wir es 
gemacht haben. Ich sage noch einmal, die Sache geht jn die -
richtige Richtung. Es ist nicht ausreichend, aber trotzdem 
stimmenwir zu. · 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Creutzmann das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehri:en Damen und Herren! Das 
Beste ist, die CDU macht gar nichts mehr, weiLsie Angst hat, 
es.wird ab~elehnt. Dann sägt sie, werin wir - ~ie Koalition " 
etwas machen, war Ihre Politik, die Politik der CDU, erfolg­
reich. Herr Kollege Bische!, das ist Ihre Logik. ICh finde das 
toll. Das werden wir uns überlegen. 

(Zuruf des Aqg. Bische!, CDU) 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
gerade seitens des Beamtenbundes und der Gewerkschaften 
mit Vehemenz geforderte Anhebung der Wegstreckenent­
schädigung für die- Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist 
mit dem uns nun vorliegenden Gesetzentwurf auf den Weg · 
gebracht worden. 

(Schöneberg, CDU: Nicht so schnell!). 

Der Staat als Dienstherr seiner Mitarbeiter stand mit in der 

Pflicht, einen Ausgleich für die Bereitstellung der privaten, 
Kraftfahrzeuge zu Dienstfahrten in Form der Erhöhung der 
Wegstreckenentschädigung zu gewähren. Dieser Druck wu-r­
de durch die sich in der Diskussion befindlichen Einführung 

.der Entfernungspauschale verstärkt; denn es wäre den Be­
diensteten sehr sch\;ver zu vermitteln gewesen, dass ein- Pend­
ler aufgrund ~er Preisexplosion beim Kraftstoff künftig eine 
Entfernungspauschale von 80 Pfennig ab dem elften.Entfer­
nungskilometer als Kompensation der gestiegenen Benzin­
preise erhalten sollte, die Wegstreckenentschädigung im Lan­
desreisekostengesetz von dem .Preisanstie_g des Kraftstoffs 
aber nicht berücksichtigt bleiben würde. 

(Wirz, CDU: Blödsinn!) 

• 

• 
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Die F.D.P.-Landtagsfraktion hat sich schon seit geraumer Ze:it 
für eine Erhöhung der Wegstreckene:ntchädigung ausge• 
sprachen. Das Land ist e~ den Beschäftigten im öffentlichen 
Diensüchuldig, sie für die Zurverfügungstellung des PKWs zu 
entlehnen. Schließlich gibt e~ keine- kostengunstigere Rege­
lung für den Dienstherrn, als dass die Beschäftigten ihre eige-_ 
nen PKWs für dienstlich veranlasste Fahrten einsetzen. 

1'111eine Damen und Herren, wir von der F.D.P.-Fraktion haben 
Vero:tändnis für die Ver!:irgerung der Mitarbeiterinnen und 

l'v1itarbeiter im öffentlichen Dienst. DED Be;chäftigten im öf-
1'entlichen Dienst wird e~ zugemute:t, Dienstfahrten im Inte­
resse der Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Privanvagen zu 
erbringen. Hierfür Hhalten sie nach der bisherigen Regelung 
des L::mdesreis;;kostengesetzes bzw. in der zur vVegstrecken­
und Mitnahmeentschädigung ergangenen Landesve:rord­
nung einE: Entchädigungspauschale von 0,52 DM pro gefah­
renem Kilometer für anerkannt privateigene Kraftfahrzeuge 
bzw. Ö,38 DM für nur gelegentlich für dienstliche Fahrten ein- -
gesetzte Fahrzeuge. Dass die?e Beträge bei dem explosions­
artigen Anstieg der Benzinpreise unzureichend sind, benötigt 
keiner WEiteren Erläuterung. 

Seit 1991 wurde die Wegstreckenentschädigung für Angehö­
rige des öffentlichen Dienstes letztmalig der Kostenentwick­
lung angepasst und auf den jetzigen Stand von 0,52 DM an­
gehoben. Aufgrund der seit dieser Zeit angestiegenen Kos­
ten~ituation für Kraftfahrzeuge i;:t die geplante Erhöhung 
der W;:,gstreckene:ntschädigung mehr als dringend geboten: 
Diesem Gebot wird mit diesem Gesetzentwurf nun nachge­
k-ommen. 

Herr Kollege Bische!, d&mit haben wir neben Baden­
Württembf:rg, das dir= Wegstreckenentschädigung bereits­
vor Rheinland-Pfalzauf 0,58 DM erhöht hat, als einziges Bun­
desland dafür gesorgt, dass; dem Umstand steigender Kosten 
zumindest ansat_zwei~e mit der ErhÖhung des Spitzensatze~ 
pro gefahrenem Kilometer von O,SB DM Rechnung getragen 
wird. 

(Beifall der F.D.P.­
Zuruf de~ Abg. Bi;ch~::l, CDU) 

- Da; heißt, zwei Bundesländer. Ihre Mär verstehe ich über­
haupt nicht. Wie kann man hier eine wiche Rede halten. Sie 

kriti~ieren alle~. Herr Kollege Böhr klagt bei den Hau5haltsbe­
ratungen die Verschuldung qes Landes Rheinland-Pfalz .an. 
Sie sagen: noch mehr, noch höher, noch früher. - Rheinland­
Pfalzund Baden-Württemberg :;ind die Einzigen, die dies ma­
chen. Der Bund ziehtjetzt nach. Nordrhein-Westfalen erhöht 
jetzt um lO % auf 52 Pfennig. Wir erhöhen auf 58 Pfennig. 
Ich weiß manchmal nicht, bei welcher Venimstaltung ich hier 
im Landtag Rheinland-Pfalz bin. Das mus~ ich wirklich einmal 

-sagen. So kann man das nicht machen. Man kann natürlich 
beklagen, da;~ die Erhöhung nicht ganz ausreicht. Das i~t 

richtig. Sicherlich wäre auch aus unserer Sicht eine weiterge­
hende Erhöhung der We:gstreckerientschädigung wünschem­
wertgewesen. 

Der nun vorliegende Gesetzentwuri ist aber zumindest ein 
er5ter deutlicher Schritt- des Landes Rheinland-Pfalz in die 
richtige Richtung, um den veränderten wirtschaftlichen Ver­
hältnissen Rechnung zu tragen. Das kostet das Land immer­
hin zwei Millionen DM im Jahr. Das ist auch Geld, meine Da­
men und Herren. 

(Bische!, CDU: Ihre Image­
kampagne einsparen!) 

Be:i aller Kritik der Gewerhchaften, die Anhebung der Weg~ 
Streckenentschädigung auf 0,58-DM gehe nicht weit genug, 
darf eine~ bei dem nun vorliegenden Gesetzenwurf nicht ver­
gessen werden. Rheinland-Pfalz gehört zweifelsfrei zu den 
Bundesländern, die schon bisher am großzügigsten eine er­
höhte- Wegstreckenentschädigung f:ahlten. Herr Kollege 
Bische!, bereit: Anfang 1999 haben die Koalition~fraktionen 
Verbesserungen für die im Außendien,-t Beschäftigten da­
durch bewirkt- die haben sie nicht zum Jagen tragen müssen, 
da~ haben wir gemacht-, dass die AnErkennung pri\,<ateigen 
genutzter Kraftfahrzeuge bereits ab einer Jahresleistung von 
3 000 Kilometer erfolgt. 

(Glocke des Präsidenten) 

Damit wurde die Grenze zur l'lllindestfahrleistung zur Aner­
kennung eines privaten PK\Ns aus dienstlichen Interessen he­
raus herabgesetzt. 

Meine Damen und Herren, die F.D.P.-Landtagsfraktion 
stimmt diesem G-esetzentwurf zu. 

Vielen Dank. 
(Beifall der F.D.P. und vereinzelt 

beiderSPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das vVort. 

Abg. Frau Thoma:;:, BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Änderung des Landes­
gesetzes zur Änderung reiseko~tenrechtlicher Vorschriften 

wird von der Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜf·JEN zu­
gestimmt werden. Es ist nicht zu bestreiten, da~s die Anhe­
bung -der Wegstreckenentschädigung in Ani:Jetracht der 
_ICostenentwiddung in den letzten zehn Jahren - Herr 
Creutzmann sagte, die Anpassung war vor zehn Jahren---

(Creutzmann, F.D.P.: 1991 habe 
ich gesagt!) 

-Ja, rund zehn Jahre. 

(Kuhn, F.D.P.: Wir sind ja offen 
und ehrlich!) 
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Dabei muss man berücksichtigen, dass es nicht selbstver­
ständlich ist, dass Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihre Pri­
vatfahrzeuge für dienstliche Zwecke einsetzen. Für diese Er- -
höhung zu argumentieren und einen unmittelbaren Zusam~ 
menhang mit de~ Ökosteuer herzustellen, wie Herr Bisehel 
das versuchte, a~er auch wie die Regierungsfraktionen mit 
den Rohölpreisen oder der Euroschwäche es versucht haben, 
kann ich wirklich nicht nachvollziehen. Entschuldigen Sie, 
wenn die Euroschwäche vorbei ist, ändern Sie dann das Ge­
setz wieder und verändern den Entschädigimgssatz? 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Anpassungsgesetz!) -

Die Preisentwicklung der letzten zehn Jahre ist ein -Argu- -­
ment, aber sicherlich nicht das, was in den letzten acht Mona­
ten passiert ist. Das _kann man- doch nicht als Argument he­

ranziehen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
ZurufdesAbg. Creutzmann, F.D.P.) 

-Wenn Herr Creutzmann dann versucht, uns Märchen aufzuti­
schen, dass Rheinland-Pfalzund Baden-Württemberg die Ein-_ 
zigen waren, dann sollte man vielleicht a-uch dazu sagen, dass 
es eine Vereinbarung zwischen dem Bund und der) Ländern _ 
gab, dass es keine einseitigen Erhöhungen geben solle. 

(Bische(, CDU: Das istdoch 
nicht verbindlich!) 

Das war auch der Grund, warum die Regierungsfraktionen 
clen Gesetzentwurf eingebracht haben, weil die Landesregie­
rung erst einmal gebunden war und es überhaupt nicht ein­
bringen konnte. 

(Bische(, CDU: Das stirrimt 
doch gar nicht!)_ 

Es ist jetzt kein Alleingang mehr. Der Bund überlegt es sich 
jetzt auch, diese Erhöhung anzugehen. Das zeigt, dass es ei­
nen Anpassungsbedarf gibt. Herr Creutzmann, das zeigt aber 
überhauJ>t nicht, dass die F.D.P. hier eine Bresche für die Be­
amten oder sonst wen geschlagen hat, sondern dass es eine 
vernünftige Entscheidung gibt und dfes viele erkannt haben 

und viele machen. Ich finde, Sie sollten einmal die Kuh im 
Dorf lassen,-statt den Dicken zu machen und zu sagen, die 
F.D.P. hatdas erkampft. 

Die Erhöhung der Wegstreckenentschädigimg für 4 500 Be­
dienstete, die ihr privates Kraftfahrzeug für dienstliche 
Zwecke nutzen, löst aber an dem grundsätzlichen Problem 
nichts, dass der Staat auf den Einsatz dieser Kfz offensichtlich 
angewiesen ist. Das grundsätzliche Dilemma bleibt. Ich sage 
noch einmal, ich finde das überhaupt nicht selbstverständlich, 
dass Mitarbeiter und Beschäftigte in der Finanzverwaltung 

oder woanders ihre Privat-PKWs einsetzen.-lch finde, die Art 
und Weise, wie das praktiziert wird, ist nach wie vor unbe­

-friedigend. 

(Creutzmann, F.D.P.: Was 
fordern Sie?) 

-Ich sage Ihnen, was Sie machen. 

(Creutimann, F.D.P.: Was machen wir?­
ltzek, SPD: Wie früher mitdem 
Fahrrad überdas Land fahren!) 

-- Nein. Ich sage Ihnen, was Sie machen. Sie lehnen unseren 
Antrag ab. Wir haben einen Vorschlag gemacht und hatten 
die Landesregierung gebeten zu prüfen, ob man nicht die 
vorhandenen Fahrzeugpools, die es im öffentlichen Bereich 
gibt, auf Landesebene---

(Creutzmann, F.D.P.: Reichen 
doch nicht aus!) 

- Herr Creutzmann,-lassen Sie mich doch einmal ausreden. Da 
kann man durchaus zu Kooperationen kommen, wenn man 
sich ansieht, was es auf kommunaler Ebene, auf-Landesebene 
und in öffentlichen Unternehmen an Fahrzeugpools gibt und 

- ob es nicht eine Möglichkeit gibt, das zu optimieren. Das wä­
re meiner Meinung nach einmal eine clevere Geschichte, statt 
immer darauf zu setzen, dass jeder einzelne der Mitarbeiter 

bereit ist, seinen privaten PKW_ zu nutzen. Das wäre durchaus 
eine Möglichkeit. Das wäre auch mittlerweile zu schaffen, 
weil die alle miteinander verbunden sind. Aber nein, däran 
haben Sie kein -Interesse. Sie haben den Antrag abgelehnt. 
Das wäre eine sinnvolle Ergänzung. Ich denke, insofern kanri 
man dieser Erhöhung zustimmen. Das werden wir auch tun. 
An dem Dilemma insgesamt ändert sieh nichts. Das bleibt be­
stehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz; 

- Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatssekretär 
Dr. Deubel das Wort. 

Dr. Deubel, Staatssekretär; 

Herr Präsident, meine Damen und Herren!Die Landesregie­
rung unterstützt ausdrücklich den Antrag der Koalitionsfrak­
tionen. Bereits bei der Verabschiedung des Landesreisekos-

• 

• 



• 

• 

Landtag Rheinland-Pfalz- '13. Wahlperiode -126. Sitzung, 13. Januar 2001 9509 

tengesetzes im Jahr 1999 hat der Herr Finanzminister darauf 
hingewiesen, dass eine Erhöhung angestrebt wird, und zwar 
eine einvernehmliche Erhöhung zwischen Bund und Ländern 
abgestimmt. Dazu hat es eine Arbeitsgruppe gegeben. Diese 
hat selbstver~tändich da:: Ergebnis hervorgebracht, dass eine 
Erhöhung angezeigt i~t. Der Bund hat aber bi~ vor ganz kur-
zer Zeit- nämlich g!mau einer Woche - eine Erhöhung nicht 
akzeptiert, sodas; die Einbringung durch die Fraktionen die 
einzige Möglichkeit war, bei der gegebenen Lage die Erhö- -
hung in Rheinland-Pfalz-in Kraft zu setzen. 

ln der Zwischenzeit- das ist schon erwähnt worden - hat sich 
auch der Bund eines Besseren besonnen und vor einervVoche 
erklärt, dass er nun auch im Bereich der Reisekosten die Sätze 
erhöhen will. Das hat bis auf einen Punkt Identität mit dem 
Entwurf der Regierungskoalition gehabt. Der eine Punkt- ein 
Pfennig Unterschied - i~t nachgebessert worden. lnteres;ant 
ist aber, das~ der Bund in der letzten Woche <:~uch angekün­
digt hat, dass er im ~teuerlichen Bereich die Sätze anpassen 

_ will, was auch notwendig ist; denn kein Bürger würde einse-­
-hen, dass im öffentlichen Dienst eine Entschädigung ge~ahlt 
wird, die dann im Steuerbereich nicht akzeptiert würde. Von 
daher werden wir in Kürze auch im Enkommensteuerrecht 

_die gleiChen Sätze haben wie jetzt im Reisekostenrecht, so- -
das~ dann wieder die Regelungen angeglichen sind. Ich gehe 
davon aus, dass auch die Länder, diejetzt mit anderen Sätzen 
vorgepre~cht sind, sich wieder ;;iner bundeseinheitlichen Re­
gelung ans-chließen wollen. Das i~t in jedem Fall zu begrüßen, 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, weitere VIfortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar Ober die: Beschlu~s­
empfehlung- Drucksache 13/6697 -. Wer dem seine Zu~tim­
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! -
Danke schön. Ich stelle Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Gesetzentwurf -
- Drucksache 13/6540- in zweiter Beratung unter Berücksich­
tigung der Annahme der Beschlus;;empfehlung. Wer dem sei­
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei­
chen!- Danke 5chön. Auch das i5t einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen nun zur 5chlussabstimmung. Wer dem Gesetz­
entvllurf de:r Landesregierung seine Zustimmung geben -

möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! - Dankt 
schön. Ich stelle die einstimmige Annahme fe:;t. 

fv1eine Damen und Herren, ich rufe Punkt 10 der Tagesord­
-nung auf: 

... tes Landt:s:ge:setz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
Rheinland-Pfalzund des Fraktionsgesetzes Rht:inland-Pfalz 

GesstzE:ntwuii der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. 
- Drucksache 13/6570-

Zweite Beratung 

dazu: 
B_~schlussempfehlung des Haushalts­

und Finanzausschus,;;:s 
-Drucksache 13/6698-

Zunächst erteile ich der Berichterstatterin, Frau Kollegin Tho­
mas, das \llfort. 

Äbg. Frau Thoma!;, BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Der Gesetzentwurf wurde nach 
der Beratung in der Plenarsitzung am 14. Dezember 2000 an 
den Haushalts- und Finanzausschuss und an den Rechtsaus­
schuss überwiesen. Der Haushalts- und Finanzausschuss hatte 
ihn federführend zu beraten. Die~ erfolgte in der 72. Sitzung 
des Haushalt~- und Finanzausschusses am U. Januar 200L 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf ebenfalls am 
11. Januar in sefoer 48. Sitzung beraten. Die Beschlussemp­
fehlung lautet, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

(Vereinzelt Beifall b;:;i BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und F.D.P.) 

Vizepräsid;;nt Heinz: 

Ich d;:mk.o der BerichterstattErin. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Gäste im rheinland­
pfälzischen Landtag begriißen, und zwar rv1itglieder des Per­

- son:;lrats der Kreis- und Stadtsparkaöse Speyer sowie fv1itglie­
der des- Betriebsrats der Firma ivlenk aus Hachenburg. Seien 
Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Fiir die SPD-Fraktion erteilE ich Herrn Abgeordneten Bruch 
das Wort. 

Die Redezeit beträgt fünf Minuten. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fiir 
die zweite Beratung haben sich im Grunde genommen keine 
neuen Erkenntni5se ergeben, so jedo=nfalls die Beratungen im 

Haushalts- und Finanzausschu~s am 11. Januar. Für die Sozial­
demokrati~che Fraktion will ich noch einmal vier Punkte in Er- · 



9510 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -126. Sitzung, 18. Januar 2001 

innerung rufen und damit auch-die Zustimmung zu beiden 
Vorschlägen begleiten: 

Zum einen wird immer wieder der Vorwurf erhoben, dass wir 
in diesem Parlament selbst über unsere Bezüge entscheiden. 
Ich will darauf hinweisen, dass es mehrere Anläufe gegeben­
hat,_ dies auf Kommissionen oder andere parlamentarische 
Gremien zu verlagern oder an andere Ent11vicklungen anzu­
hängen. Dies ist vom Bundesverfassungsgericht ausdrücklich 
verneint worden. Insoweit sind wir gezwungen, dies selbst zu 

tun. 

Zum ahd~ren erkläre ich für die SPD, dass wir es dann natür­
lich auch gut tun, und ric:htig tun und uns auch i-n der Abwä­
gung entsprechend verhalten. Die Abwäguog hat dazu ge­
führt, dass wir vorgeschlagen haben, diesen Vorschlag mit 
1,9 % unterhalb der allgemeinen Steigerung der Lebenshal­
tungskosten zu machen. Ich denke, das istunsere Verpflich- _ 
tung gegenüber der wirtschaftichen Entwicklung und der all­
gemeinen Situation der Menschen auch-entsprechend be­
gründet und seriös. 

Ich sage drittens, wir stehen einer Strukturä11derung.- das ist 
iminer wieder ein Thema, das an uns herangeragen wird- der 
Abgeordnetenentschädigung nicht entgegen. Wir können 
diese durchaus mit überlegen, mit bearbeiten, mit verant­
worten, wenn klar ist; dass wir in dem Bereich; den wir immer 
wieder streitig diskutieren, der Pauschalen eine entsprechene 
Lösung finden, um die besondere Situation der Abgeordne­
tentätigkeit entsprechend würdigen zu können. 

Meine Damen und Herren, ich komme zur viertim Bemer­
kung. Wir haben auch eine Verantwortung für ausgeschiede-_ 
ne Abgeordnete, die zumTeil zu anderen Zeiten andere Ent­
schädigungen bekommen haben und an dieser Grundent- _ 
schädigung hängen. Ich denke, auch diese Abhängigkeit 
zeigt uns eine Verant11vortung auf, die wir für diese Abgeord­
neten zu tragen haben, weil viele davon auch in ihrer Lebens­
haltung im Alter abhängig sind. 

Insoweitstimmtdie SPD dieser Erhöhung der Diät zu. 

- Ich stelle darüber hinaus fest, dass das Fraktiorisgesetz, das 
mit diesem Gesamtgesetzentwu-rf verbunden ist, eine Erhö­

hung von 2,2 % v<mieht. Auch diese Erhöhung ist angemes­

sen. 

Die Fraktionen sind unabdingbar auf ihren ,.Apparat" ange­
wiesen. Er besteht zu etwa 85 % - so bei der SPD-Fraktion -
aus Beschäftigten, die analog den Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst besoldet werden. Hier hingen wir an der Besol~ 
dungssituationdes öffentlichen Dienstes. Insoweit ist die dor­
tige Erhöhung mit 2,2 %, auch wenn man die Sac(1kosten 
sieht, angemessen. Insoweit stimmen wir auc:;_h dieser Erhö­
hung zu. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall der SPD und der F,D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Bisehel das Wort.-

Abg. Bischei,CDU: 

Herr Präsident, meine verehrten Damen und Herren! Sie ha­
ben die Ausführungen des_ Kollegen Bruch gehört. Für die 
CDU-Frakti~n kann ich sagen;-dass wir inhaltlich seinen Aus­
führungen zustimmen. Wir stimmen auch diesem vorliegen­
den Gesetzentwurf zu, in dem einmal die Grunddiät der Ab" 
geordnet_en um- 1,9 % und zum anderen die Fraktionszu­
schüsse um 2,2% erhöht werden. 

Meine Damen und Herren, wir haben immer wieder, auch in· 
der Öffentlichkeit, die Debatte zil bestehen, warum die Ab­
geordneten ihre Diäten erhöhen. Die Meinung in der Bevöl­
kerung ist zum Teil die: Die verdienen do-ch genug, warum 
müssen die jetzt mehr bekommen? 

Meine verehrtem Damen und Herren, in den vergangenen 
Jahren habe ich schon öfter einmal gesagt, jede Arbeit ist ih­
res Lohnes-wert. Auch die Arbeit eines Abgeordn-eten muss 
nach ihrer Wertigkeit vergütet oder bezahlt werden. Ich ha­
be auch in verg~ngenen Debatten immer wieder darauf hin­
gewiesen, dass wir eigentlich einen Eckmann oder eine Eck­
frau brauchen, an der die Entschädigung eines Abgeordne­
ten ausgerichtet werden soll, Aber wir dürfen uns aufgrund 
der verfassungsrechtlichen Vorgaben keinen Automatismus 
erlauben, das heißt, wir dürfen uns nicht irgendwo anhängen -
und sagen, so, wie die Besoldung fin öffentlichen Dienst er­

höht wird, ~o erhöhen \'ilir die Abgeordnetenentschädigung, 
oder so, wie sich die -allgemeine Preissteigerungsrate dar­
stellt, _erhöhen wir automatisch- die Abgeordnetenentschädi­
gung. 

Aufgrund der Aussagen des Bundesverfassungsgerichts sind -
wir verpflichtet, immer wieder dieses Thema .. Abgeordne­
tenentschädigung" offen, frei und ehrlich im Parlament-zu 
behandeln und auch im Parlament zu entscheiden. Das Gebot 
der Transparenz der Entscheidun!l_en gerade über diese sensi­
ble Frage ist von uns sehr ernst zu nehmen. 

Die Bevölkerung hat Anspruch darauf zu erfahren, was_ die 
Beweggründe für die Abgeordneten und für das Parlament 

sind, dass sie sich in einer solch wichtigen Frage so oder so 
entscheiden. 

Meine verehrten Damen und Herren, wenn ich von der Wer-_ 
tigkeit der Abgeordnetentätigkeit gesprochen habe, dann 
müsste es an sich eine exakte, genaue, ausführliche und nach­
weisbare Bewertung jeder einzelner Funktion, die ein Abge­
ordneter wahrnimmt, geben. Dies gibt es aber nicht. Wir kön­
nen nur allgerll_eine Grundsätze und Grundlagen anwenden­
und zugrunde legen. Dann gibt die rechtlich sehr differen­
ziert belegte Situation im öffentlichen Dienst einen Anhalts-

• 

• 



• 

• 
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punkt dafür, wie man einen Abgeordneten einordnen k3nn, 

wie seine Tätigkeit zu bewerten ist. 

Sie wissen aus den Diskus5ionen im DEutschen Bundestag, 

dass man vor kurzem der Meinung war, dassman die Wertig­

keit der Tatigl~eit eines Bundestagsabgeordneten bei einem 

obersten Bundesrichter amiedeln soll. Hier hat man auch ei- -

nen Weg, einen Anhalt:;punkt gesucht, um eine Großenord­

nung zugrunde zu legen, an der da~ ausgerichtet werden 
kann, was an einen Bundestag~abgeordneten gezahlt wer­

den soll. ln einer ähnlichen Situation befinden wir uns im 

Landtag. 

Wenn_ man ~agt, dass de:r Bundestagsabgeordnete in seiner 

Wertigkeit jetzt nach der Besoldungsgruppe B 6 oder R 6 an­
zusiedeln ist, dann wäre es angesichts der kürzeren Entfer­

nungen und des etwas engeren Bereichs, den ein Abgeordne­

ter eines Landtags zu betreuen (lat, gerechtfertigt, dass man 

den Abgeordneten eines Landt3gs vielleicht bei der Besol­

dungsgruppe B 3 ansiedelt. Ich sage ,.wäre". Ich will das jetzt 

nicht fordern. Aber ich will damit sagen, e; wäre schon ge­

rechtfertigt, wenn man in die~er Größenordnung denl~t. 

t"1eine verehrten Damen und Herren, wir sind in un:.erem 
Landtag weit von dieser Größenordnung entfernt. Wir liegen 
etwa bei der Größenordnung A 15, also Regierungsdirektor. 
Ich habe es schon einmal gesagt- es sind auch Zuhörer hier; 
da kann man dies ruhig noch einm31 wiederholen-, es gibt al­
lein im· Landesdienst-in Rheinland-Pfalz über 7 000 Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter, die so gut wie-ein Abgeordneter 
oder besser bezahlt werden. 

Meine Damen und Herren, allein an dieser Zahl mögen Sie er­

kennen, ~a~s die veranwortungsvolle Tätigkeit eines Abge­
ordneten- er hat sich tagtäglich vor dEm S_ouverän, dem Bür­

ger, für 5ein Tun oder Nichtstun-zu rechtfertigen- der wich­

tigsten und bedeutendsten Kontrolle unterliegt, nämlich der 
Kontrolle durch den Bürger. 

Wenn m:m sagt, in dieser Größenordnung beh:.mdeln wir ei­
nt.n Abgeordneten in Rheinland-Pfalz, dann bin ich der Auf­

fassung, dass wir nicht zu hoch angesiedelt sind, aber uns so 

- -verhalten sollen, d<Jss die Abgeordneten in dieser Wertigkeit 
an der allgemeinen Einkommensentwicklung beteiligt wer-­

den. 

(Glocke des Präsidenten} 

Meine Damen und Herren, nicht mehr oder weniger tun wir. 
rv'lit dieser Erhöhung, wie wir sie jetzt voGchlagen, bewegen 

wir un; noch unterhalb dessen, was im öffentlichen Dienst an 

Erhöhung gezahlt wird. Wir halten es aus diesen von mir vor- _ 
getragenen Granden für gerechtfertigt, die!:'em Gesetz so zu­

zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU und bei der SPD} 

Vizt:lprä:;ident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D_P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die F.D.P.-Fraktion 

stimmt der Änderung -des Abgeordnetengesetzes und des 

Fraktionsgesetzes zu. 

Alles, was zu diesem Thema gesagt werden mus~te, \\lurde 
von meinen Vorrednern, erschöpfend von Herrn Bische!. dar­
gelegt. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, da~s diese Anhe­

bungen maßvoll sind. Es ist in5besondere erfreulich, dass es in 

-der Öffentlichkeit und in di:m Medien so gesehen wird. Ich 

denke, dass wirverantvvortungsvoll gehandelt haben. 

_Die Anhebung im Zusammenhang mit dem Fraktionsgesetz 

i5t et11vas höher angesiedelt. Das hängt aber mit der Ausga­

beno;truktur zus'!mmen. Auch das ist von Herrn Kollegen 
Bruch deutlich gemacht worden. 

Ein letzter S3tz: Ich habe es schon einm31 betont und betone 
es immer .wieder, auch an dieser Stelle: Wir rtehep Struktur~ 
ver3nderungen nicht im Weg. Das neue Parlament wird gut 
daran tun, dies schon zu Beginn der n3chrten Legislaturperi­
ode anzugehen. Wirwerden~uns auch als F.D.P.=Fraktion kon­
struktiv einbringen. 

Danke. 

(Beifall der F.D.P., der SPD und 

vereinzelt bei der CDU}_ 

Vizeprä"ident Heinz: 

Ich erteile der AbgeordnetEn Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grlitzmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

tv1eine _Damen und Hel-ren! Herr Bruch hat auch schon gesagt, 

dass seit der ersten Lesung des Apgeordnetengesetzes und 

des Faktion::ge~etze;; die Diskussionen keine neuen Ergebnis­

se erbracht haben. Dermoch möchte ich noch einmal kurz auf 
zwei Dinge eingehen, die teilweise schon angesprochen wur­

den. 

Ich möchte vor allem noch einmal d3s heikle Thema anspre­

chen, da~s da~ Parlame-nt über die Höhe seiner Diäten, was 

der einzelne Abgeordnete bekommt, sozusagen selbst ent­
scheidet. Das ist verfassl,lngsrechtlich festgelegt. Ich denke, 

d3s muss man in :~ller Ern:;thaftigko:it machen. Aber es ist 

auch wichtig, dass solche Dinge -_ Herr Bisehel sprach die 
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Transparenz schon an- Gegenstand öffentlicher Diskussionen 
sind. Es war früher eines der größten Probleme, dass eine sol­
che Erhöhung der Diäten und andere Erhöhungen, zum Bei­
spiel bei den Pauschalen, der Altersversorgung usw., irgend­
wo in anderen Gesetzen versteckt wurden, ohne dass die Öf­
fentlichkeit das mitbekommen hat. 

Im rheinland-pfälzischen Parlament sind- diese Zeiten lang 
vor_bei. Hier wird offen und öffentlich über diese Sache disku­
tiert. Das muss-auch so sein, weil di_e Wählerinnen und Wäh­
ler die einzigen- Kontrolleure sind, die wir als Abgeordnete 
sozusagen noch über uns haben. Sie müssen natürlich wissen, 
wie und weshalb wir überdie Erhöhung der Diäten diskutiert 
haben. 

Von Herrn Bisehel wurde bereits dargestellt, dass es natürlich 
sehr schwierig ist zu sagen; vllie viel Entschädigung für einen 
Abgeordneten gerechtfertigt ist. Es kann auch gefragt wer­
den, ob es gerechtfertigt ist, Leistungsanreize - wie es zum 
Beispiel bei den Schulen der Fall ist- zu schaffen. Spaß beisei­
te. Das geht n·atürlich nicht. Das meine ich nicht ernst. 

Ich bin der Meinung, dass die Entschädigung der rheinland­
pfälzischen Abgeordneten angemessen ist, aber - jetzt_ 
kommt das große Aber- wir sind weiterhin unzufrieden- das 
istsowohl in den Wortbeiträgen des· Herrn Kolle~en Kuhn als 
auch des Herrn Kollegen Bruch deutlich geworden- mitande­
ren Dingen, vor allem mit den Pauschalen. Deshalb werden 
wir auch diesmal nicht der Erhöhung der Abgeordnetendiä­
ten zustimmen, um zu zeigen, dass noch Handlungsbedarf 
vorhanden ist und wir in diesem Bereich in der nächsten 
Wahlperiode etwas unternehmen müssen. Das ist nicht leicht. 
Wir waren schon einmal sehr nahe dran und haben gemerkt, 
wieschwer das ist: Meines Erachtens ist es notwendig, so et­
was zu machen~ aber jetzt ist es natürlich viel zu spät. 

Meine Damen und Herren, der Erhöhung der Abgeordneten­
diäten werden wir nicht zustimmen. Allerdings werden wir 
der Erhöhung der Fraktionszuschüsse zustimmen, da es.sich 
um erhöhte Personalkosten handelt, die auf die einzelnen 
Fraktionen zukommen. Deshalb halten wir es für gerechtfer­
tigt, dass diese Fraktionszuschüsse entsprechend erhöht wer­
den. 

Wir bitten, über die Artikel getrennt <!bzustimmen, da wir 
unterschiedlich abstimmen werden. 

Vielen Da-nk. 

(Beifall des BÜNDNIS 90fDIE-GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Weitere Wortmeldungen liegen niclit vor. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat die g~trennte Ab­
stimmung über die Artikel 1, 2 und 3 beantragt. Wir kom- -

men zur unmittelbaren Abstimmung über den -Gesetzent­
wurf der Fraktionen der SPD, CDU und F:D.P. - Druck­
sache 13/6570-, da die Beschlussempfehlung die unveränd~r­
te Annahme vorsieht. -

Da die getrennte Abstimmung beantragt worden ist, stim­
men wir zunächst über Artikel1 ab. Wer Artikel ~1 des Gesetz­
entvvurfs der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. - Druck­
sache 13/6570 -seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen! - Gegenstimmen?- Damit ist Arti­
kel 1 des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der SPD, der CDU 
und der F.D.P. gegen die_ Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN _angenommen.-

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel 2. Wer Artikel_ 2 
des Gesetzentwurfs der Fraktionen der SPD; CDU und F.D.P. 
-Drucksache 13/6570- seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Damit ist Artikel 2 des Ge­
setzentl.vurfs einstimmig angenommen. 

-Wir kommen zur Abstimmung über Artikel 3 des Gesetzent­
wurfs. Wer Artikel 3 des Gesetzentwurfs der Fraktionen der 
SPD, der CDU und der F.ö.P.- Drucksache 13/6570- seine Zu­
stimmung g~ben möchte, den bitte ich um das Handzei­
chen!- Damit ist Artikel 3 des Gesetzentwurfs einstimmig an­
genommen. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzent­
wurf der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. ~ Druck­
sache 13/6570 - seine Zustimmung geben mÖchte, den bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben! - Gegenstimmen? - Damit ist 
der Gesetzentl.vurf der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. 

- Drucksache 13/6570 -mit den Stimmen der SPD, der CDU 
und der F.D.P. gegen die Stirnmen des BÜNDNIS_90/DIE GRÜ­
NEN angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 11 der Tagesord­
nung auf: 

..• tes Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes 
zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
- D"rucksache 13/6510-

Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 

- Drucksache .13/6695-

Ich erteile der Berichterstatterin, der Abgeordneten Frau 
Grützmacher, das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen ·und Herren, das Landesgesetz zur Änderung 
des Landesgesetzes zur ~usführung des-Bürgerlichen Gesetz-

• 

• 
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buchs i~t durch Beschlu~s des Landtag5 vom 14. Dezem­
btr 2000 :m d-en Rechtsausschuss üben.IIJiesen worden. 

De;r Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 43. Sit­
zung am 11. Januar 200l beraten. Die BeschlussempfEhlung 
laute:t: Der Gesetzentwurf wird angenommen. 

Vizepr~::;ident Heim:: 

Ich danke der Frau Berichterstatttrin. -

Meine Damen und Herren, die Fraktionen sind übereinge­
kommen, ohne Aussprache über den Ge~etzentwurt-abzu­
stimmen. 

\tVir kommen zur unmittelbaLen-Abstimmung über den Ge­
~etzentwurf- Drucksache 13/6510-, da die Beschlussempfeh-

• Jung die unveränderte Annahmt= vorsieht. 

• 

Wer dem Gesetzentwurf der Landesregierung - Druck­
sache 13/6510- seine Zustimmung gebe:n möchte, den bitte 
ich um da5 Handzeichen! - Damit ist der Gesetzentwurf der 
Landesregierung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzent­
wurf der Landesregierung - Drucksacht 13/6510 - in der 
Schluisabstimmung ;;eine Zu5timmung geben möchte, den 
bitte ich, ~ich vo-m Platz zu erheben! - Damit ist de:r Gesetz­
entwurf der Lande~re:gierung ein;;timmig angenommtn. 

Meine Damen und Herren, ich ruft Punkt '13 dtr~Tagesord­

nung z;uf: 

Zukünftige tJutzung und wo:.itera Entwkldung 
de:;; Rh;;;inland-Pfalz-Uetzes (rlp-tJatz) 

Antrag dei'Fra!ctionen der 5PD und f.D.P. 

- Drucksacht 13/4721 -

dazu: 
Be;;chlu;;sempfehlung des Medien­

politischen Aus;;;chusses 

- Druclr..sache 13/6575-

Ich erteile dem Beikhter~tatter, Herrn Abgeordneten 
Schöneberg, da;; Wort. 

Abg. Schöneberg, CDU:-

Herr Präsident; meine Damen und Herren! Durch Be5chlus5 
de~ Landtag5 vom 11. f111:::ii 2000 i~t der Antrag an den Medien­
politischen AU5~chuss - federfuhrend -, an den lnnenaus­
schus", an den .fi.u;;>chus" für Wirtschaft und Verkehr und an -
den Au:;schuss für Bildung, Wis~enschaft und Weiterbildung 
üben.'l!iesen worden. 

Der Medienpolitische Au;~chuss hat den Antrag in seiner 
33. Sitzung am 2. N_ovember 2000, der Ausschuss für Bildung, 
Wi~sen5chaft und WEiterbildung in .seiner 40. Sitzung am 
7. November 2000, der Ausschuss für Wirtehaft und Ve:rkehr 
(n seiner 40. Sitzung am 30. November 2000 und der lnnen­
ausschu~s in seiner 43. Sitzung am 7. D_ezember 2000 beraten. 

Die Beschlu:;sempfehlung lautet: DEr Antrag wird angenom­
men. 

Vizepräsident Heinz: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Zur Ausspra-che erteile ich Herrn Abgeordneten Lai:: da; 

Wort. 

Abg. Lais, SPD: 

Herr Prä~ident, meine Damen und Herren! Ich bin seit 18 Jah­
rE-n Mitglied in die~em hohen Hause, aber es gibt immer wie­
der Überraschungen. 

(Vizepräsident Schuler übernimmt 
den Vorsitz) 

Eine Überraschung war, das:; ein fo_ntrag, den wir am 27. Sep­
tember 1999 gestellt haben, erst im Januar 2001 im Plenum 
beraten wird. Das ist aber nun :inmal der Lauf der Dinge. 

Es wird nach Sachen gefr:~gt, die für das Jahr 2000 galten. Ich 
denke, da~s wir diesbezüglich besonders-aktuell sind. Es wer­
den Forderungo:n zum Bei~piel nach einer Erhöhung der 

Bandbreite für das B3ckbone-Netz im rlp-Netz erhoben, das 
schon längst verwirklicht worden ist. Diese5 wichtige )hema 
sollten wir aber nicht untergehen lassen. Die Informations­
wirtschaft trägt zur Schaffung ki.inftiger Arbeit5plätzt: in der 
Bundesrepublik Deutschland bei. ln keiner anderen Branche 
werden so viele Be~chäftigungsverhältnisse aufgeb3ut. 

Die-Streiche Information, Kommunikation und Medien stell­
ten im Jahr 1999 in der Bundesrepublik Deutschland 1,74 Mil­
lionEn Arbeitplatze zur Verfügung. Das ~Hrkste Wachstum 
wurde in der lnformations:technik erzielt. Dort konnten fm 

-Jahr 199-9 37 000 meist hoch qualifizierte zusätzliche Jobs ge­
~chaffen werden. Da;; entspricht einem Plus von 9 % auf 
435 000 ArbeitsplatzE. 

Telekommunikationstechnik und Telekommunikationsdiens­
te steuern weitere 338 000 Arbeitsplätze zur Beschäftigung~­
bilanz Eei. Der Bedarf ist weit höher, kann aber aufgrund des 
be~tehenden Fachkräftemangels nicht befriedigt werden. 

Derzeit entstehEn in der Multimediabranche weltweit 
600 000 zusätzliche Arbeitplätze pro Jahr. Es muss daher ei-
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ne der vordringlichsten Aufgaben unserer Politik sein, eine 
möglichst große Anzahl dieser Ar~eitsplätze nach Rheinland­
Pfalz zu holen. Rheinland-Pfalz bietet dafür wirklich allerbes­
te Voraussetzungen. 

"Der Zugang zu einem leistungsstarken, schnellen und siche­
ren Datennetz ist ein wichtiger und wettbewerbsentschei­

. dender Faktor bei der Ausgestaltung einer modernen Kom­
munikationsinfrastrul<tur." So steht es in ünserem Antrag. 

Die Landesregierung hat dieser Erkenntnis folgend einen Ak-. 
tionspli:m "Multimedia" erarbeitet und vorgelegt. Die Multi­
mediapolitik der Landesregierung orientiert sich an-einem 
Leitbild "Multimedia", das sich auf wesentliche Aktionsfelder 
bezieht, die für die Standortentwicklung urid für das Zu­
kunftsprofil von Rheinland-Pfalzvon besonderer Bedeutung 
sind- Ausbau des rlp-Netzes, Televerwaltung, Medienkompe­
tenz, Arbeitsplätze und Regionalentwicklung,·Medienwirt­
schaftsowie Kooperationen und Partnerschaften. 

Um den Ausbau der künftigen Nutzung und die weitere Ent­
wicklung des Rheinland-Pfalz-Netzes geht-es heute. Das zu­
vor erwähnte Leitbild zum Rheinland-Pfalz-Netz wird von der 
rheinland-pfälzischen Landesregierung wie folgt definiert: 
bas ·Rheinland-Pfalz-Netz ist das integrierte Netz für Verwal­
tung, Bildung, Wirtschaft und Bürger des Landes. Es wird als 
Datena~tobahn technisch sowie mit Intelligenten Dienstleis­
tungen weiter ausgebaut. Angesichts der stetig wachsenden 

. Bedeutung günstig erreichbarer Zugänge zu weltweiten Net­

. zen wird das Rheinland-Pfalz-Netz damit zugleich zu _einem­
wesentlichen Instrument strukturpolitischer Steuerung für 
die Entwicklungdes Landes. 

Das Rheinland~Pfalz~Neti ist diesem Leitbild zufolge als eine 
intelligente und breitbandige Verbindung mit Zugang zum 
weltweiten Netz konzipiert-und ausgebaut worden. Gleich­
zeitig ist das Rheinland-Pfalz-Netz vor unbefugten Zugriffen 
sicher - und das bei günstigen Preisen. Ein Netz mit hohen 
Standards in den Bereichen Geschwindigkeit, Bandbreite und 
Sicherheit,-das auch in der Fläche zeitunabhängig zur Verfü- _ 
gung steht, ist damit insgesamt ein entscheidender Fa!xtor für 
die Standortqualität unseres Landes. Hier verfügt Rheinland­
Pfalz über denkbar günstige Voraussetzungen, um die uns 
andere Bundesländer _beneiden: Wir sagen, das ist der richti­
~e Weg. Wir· unterstützen die Landesregierung auf diesem 
Weg, da damit hervorragende Voraussetzungen für-multime­
diale und moderne Telekommunikationsdienstleis~ungen für 
große geschlossene Nutzergruppen in Wirtschaft, Ven.val­
tung, Universität und Schulen in-Rheinland-Pfalz ~eschaffen 
worden sind. 

{Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Heute ist interessant, wie der künftig-e Bedarf von der Lan­
desregierung eingeschätzt wird_ und welche Maßnahmen--zu 
erwarten sind. 

{Glocke des Präsidenten) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluss noch eti.vas Persönliches sagen: Das war vermutlich­
die letzte Rede, die ich hier halten Werde. Ich bedanke mich 
an dieser Stelle bei Ihnen allen dafür;--

·(Frau Rott-Otte, SPD: Wie Tina Turner!) 

-Nein, es kommt keine Tina Turner . 

(Heiterkeit) 

--dass wir in den letzten Jahren so gut zusammengearbeitet 
haben. Das Scl:~önste am Politikerberuf oder-dasei n, oder wie· 
auch immer Sie das nennen wollen, ist der: Umstand, dass . . 

man mit vielen Menschen und mit vielen Gruppen zusam­
menkommt und viele Themen erfahren kann, die mal) in an­
deren Berufsgruppen nie ei-fahren würde. Ich habe meiner 
Meinung nach eine gute Zeit hier verbracht. Ich bedanke 
mich bei allen. Wenn wir uns einmal über den Weg laufen, 
hoffe ich, dass wir prima miteinander reden werdim und auch 
einmal ein Bier oder ein Glas Wein miteinander trinken wer­
den. Ich bedanke mich bei allen. 

(Beifall des Hauses) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mittrüc~er das Wort . 

· Abg. Mittrücker, CDU: 

Herr"Präsident, m~ine sehr. geehrten Damen und Herren! Zu­
vor danke ich Herrn Lais für die kooperative Zusammenarbeit 
in den letzten Jahren. Ich bedauere es persönlich, dass er aus 
dem Landtag ausscheidet. Er ist einer der wenigen lngenieu- · 
re im Landtag. Darach bin i_ch fast allein. Noch einmal herzli­
chen Dank für die kooperative Zusammenarbeit. 

(Beifall der tDU) 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Staatssekretär Dr. Theilen hat im vergangeneo Medien­
politischen Ausschuss mit" Recht festgestellt, dass das lnter­
netjahr nur drei Monate und nicht zwölf Monate umfasst. 
Wenn ich Ihren Antrag, der vom September 1999 datiert, um­
rechne, ist er nicht eineinhalb Zeitjahre, sondern .Sechs Inter-· 

netjahre alt. Über solche Anträge müssen wir heute ents_chei- _ 
den. 

Ein weiteres Beispiel ist die unter Numme·r 4 - Herr Lais hat 
. das schon angeführt- angeführte Tatsache, dass in dem heu­
te abzustimmenden Antrag nach den Investitionskosten für 
das Jahr 2000 gefragt wird. 

(Lais, SPD: Und 2001 !) 

Sie wissen wahrscheinlich, dass wir im Jahr 2001 leben. 

•• 

• 
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DarObt:r hinaus haben wir im Medienpolitischen Ausschu~s 
hören m05sen, dass Htrr Dr. Theilen eigentlich die Konzeptlo­

sigkeit der Landesregierung offen gelegt hat. Ich ziti~re aus 
dem Protokoll. Er sagt: ,.Ein zentraler Punktsei die Di~ku~sion 

darOber, wie das DIZ anzusehen 5t:i, ob es sich um einE An­

stalt de~ öffentlichen Recht handle, um eine Behörde oder 

um ein Unternehmen." 

(Pö!ksen, SPD: !a, das vErstehen 
Sie nicht!) 

Ich zitiere Herrn Dr. Theilen weitEr: .,Was privatrechtlich oder 
hoheitlich möglich zu gestalten sei, sei ;chwierig zu beant­
worten."~-

{Pörkseri, SPD: So ist es!) 

_Das heißt doch klar, äa;s Oberhaupt kein Konzept vorhanden 
i!':t, wie das Rheinland-Pfalz-Netz zu handeln i~t und wie das 

DIZ zu ~ehen ist. Das ist Tatsache. 

(B!öifall der CDU) 

Darober hinau; wird festgestellt- so Herr Dr. Theilen -: .. Das 

DIZ könne man nach MögliChkeit auch in privatwirtschaftli­
ehe Hände geben." Auch in diesem Fall i~t kein Konzept vor­
handen, wie die Zukunft zu gestalten ist. 

Meine Damen und Herren, Sie wollen ausbauen, ohne einen 

Plan zu haben. Sie wollen erweitern, ohne eirie Zieldefinition 
zu haben. Sie wollen darOber hinaus !iktuell sein, ohne dass 

5ie eiinKonzept bereit haben. 

Meine DamE;n und Herren der Landesregierung, bitte ent­
wickeln Sie zugig eine Abgrenzungsdefinition, was das DIZ 

und das Rheinland-Pfalz-Netz in Obhut des Staats und was es 
nicht in Obhut des Staat~ leirten :;oll. Genau das ist das, was in 

Rheinland-Pialz fe:hlt. Nur so sind gezielte Investitionen, rich­
tige Sicherheitskonzepte und ein betriebssicheres Netz zu er­

reichen. 

Bitte rufen Sie doch eine Expertenrunde zusammen, gebildet 

mit VertretErn aus den Bereichen Recht, Universität und Wi~­

senschaft und darüber hinaus aus der Technik. Verlassen Sie 
sich bitte niCht auf Ihre Kompetenz; denn die ist leider nicht 

vorhanden. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, bei der zugegebenermaßen 
schwierigen Gefeeh~lage ist auch der Mini~terprä~ident ab-_ 

getaucht. Dabei mOsste: er ~da5 doch zur Chefsache erklären, 

wenn ihm das m wichtig erscheint 

(Ministerprä~ident Beck: Am bEsten 

mache ich alles s<c:lbst!) 

Meine Damen und Herren, da5 macht deutlich, dass die Lan­

desregierung der neuen Multiinediawelt nichtgewachsen ist. 

Sie kann nicht die Spreu vom Weizen trennEn. Sie schwimmt 
nicht auf der modernen Weolle, sondern sie ist längst abgesof­

fen. 

Darüber hinaus machen sich SPD und F.D.P. mit diesem in ln­

ternetjahren gerechneten sechs Jahre alten Antrag- iCh wilr­

_de sagen- lächerlich. Diesem .,Methusalem"-Antrag, der in 

keiner Weise die aktuelle Lage widerspiegelt, können wir 

nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 
(Beifall dtr CDU) 

Vizepräsident Sc.huler; 

Ich e!!Eile Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich sehe, es sind 

noch ein paar Zuhörer anwesend. Die CDU versucht mit Pole­

~ mik, heute den Landtäg l~eerzureden. Das ist das, was ich im­
merwiederfes"G-tellen mus~. 

- (Vereinzt:lt Beifall bei der SPD­

Unruhe bei der CDU) 

Herr Kollege Mittrücker, wann reden Sie einmal zur Sache? 

Auch wtrmder Antrag veraltet ist, hindert uns das doch nicht 
daran, t:inmal etwas zur Sache zu sagen.~ Herr Kollege 

fvlittrOcker, das rlp-Netz ist ein System hochintelligenter II­

Dienstieistungen. Es steht kombiniert l!lit frei zugänglichen 
Wählarc;chlümm in der gesamten Fläche des Landes zur Ver­

fOgung. Da~ Land und die Kommunen wenden derzeit ge­

meinsam-rund 15 Millionen DM pro Jahr for d~n sicht:ren Da­
tenaustsüsch Ober d:~s rlp-Netz auf. Bis zum Jahr 2005 wer- ~ 

den weitere 75 Millionen DM in die Technik des Netzes inve­
stiert. Im Kernnetzsteht ab Mitte 2000 schon- muss man jetzt ~ 

sagen - eine Übertragungrate von J 55 Megabyte pro Sekun­

de zur Vertagung. Das r.lp-Netz ist an das länderübergreifen­

~de TESTA-Netz (Tra~!ls Europe:~n Services for Telematics bet­
ween Administrations) gekoppelt. Über diesen Netzverbund 

i:;tauch die Verbindung---

(Zuruf de~ Abg. Schönebt:rg, CDU) 

-Soll ich lhnt:n d~a~ übersetzen, Herr Kollege? 

(Schönt:berg, CDU: Sie beherrschen 

das perfekt!) 

-Herr Kollege Schönberg, ich wollte nur zum Ausdruck brin­
gen,--

(Schöneberg, cou: Schöneberg!) 

-Herr Schöneberg. 
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--dass wir nicht nur national unsereAufgaben erfül_len, son­
dern auch transnationaL Das nehmen Sie alles, weil es Ihnen 
nicht ins Konzept passt, nicht zur Kenntnjs. Wir werden es Ih­
nen aber immer wieder vorhalten. Ich verstehe, dass das 
s_chmerzt. Wir wollen hier zur Sache reden. Das ist wichtig. 

Über diesen Netzverbund ist auch die- Verbindung mit der 
Vertretung des Landes beim Bund und in Brüssel sowie mit 
den Behörden anderer Bundesländer und EU-Behörden ge­
~vährleistet. Mit dem Ausbau des Rheinland-Pfalz-Netzes hat 
die rheinland-pfälzische Landesregierung hervorragende ' 
Voraussetzungen für die Nutzung multimedialer Anwendun­
-gen und moderner TelekommunikationsdienStleistungen ge­
schaffen. 

Meine Damen und Herren, es gilt, diesen Vorsprung g-egen­
über den anderen Bundesländern auszubauen und zu erwei­
tern. Rheinland-Pfalzmuss im Standortwettbewerb mit ande­
ren Bundesländern im IT-Bereich seinen Vorsprung ausbauen 
und mit neuen Ideen und Vernetzungen mit der Wirtscfiaft 
einen Marketingvorteil für das Land Rheinland-Pfalz schaf­
fen. Die günstige Ausgangslage muss dazu benutzt werden, 
um das rlp-Netz künftig verstärkt auch für geschlossene Nut­
zergruppen innerhalb der privaten Wirtschaft attraktiv zu 
machen. -

Herr Kollege Mittrücker, Sie sehen, man kann auch zu Fakten, 
zu Inhalten und zu einem Antrag reden, der, wie der Kollege 
Lais gesagt hat, nicht der neueste ist. Wir haben uns weiter­
entl;vickelt und sind Gott sei dank nicht stehen geblieben, wie 
Sie versucht haben, uns einzureden. 

Im Austausch mit öffentlich zugänglichen Netzen des rlp­
Netzes als notwendige Infrastruktur für Ver11valtung, Hoch­
schulen, Schulen und Wirtschaft müsste jedoch darauf geactJ­
tet werden, dass das Land langfristig nicht in Konkurrenz, 
sondern als Ergänzung und Stützung zu privaten Netzbetrei­
bern-tritt. Es ist klar- dies wird in dem Antrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P. auch zum Ausdruck gebracht-, dass das 
rlp-Netz nicht zu Wettbewerbsverzerrungen durch eventuell 
öffentliche Subventionierungen mit der privaten Wirtschaft 
treten kann. 

(Schöneberg, CDU: Aha!) 

--Sagen Sie nicht "aha". Lesen Sie doch einmal unseren An-
- -

trag, bevor Sie hier herum polemisieren. Darin ist das aufge-
führt. 

Meine Damen und Herren, Sie müssen ihn nur lesen. Das ist 
immer das Problem, das ich bei der Union und bei den GRÜ­

NEN sowieso _feststelle. Sie haben immer die Verdrängung. 
Sie kommen hierher und erzählen irgendetwas, was Ihnen 
nicht in den Kram passt. Zwischendrin beschimpft mich Herr 
Braun einmal. Dann haben Sie, wie Sie meinen,elne tolle Re­
de gehalten, Gott sei Dank, meist nur für das Protokoll. Mit 
der Realität hat das überhaupt nichts zu tun. -

(Beifall bei der F.D.P.) 

Herr Kollege Schöneberg und Herr Kollege Mittrücker, ich ha­
be den Eindruck, dass sich die Union den Grünen anschließt 

_ und sagt: Das können wir auch oder genauso. Wir halten hier 
eine· Rede. Ob diese mit der Wirklichkeit von Rheinland-Pfalz 
zu tun hat, ist uns völlig egal.- Nun ist natürlich Wahlkampf­
zeit. Wir verstehen das. Man muss auch einmal dagegenhal­
ten können. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Frau Thomas, hören Sie einmal zu. Jetzt kommt etwas Inte­
ressantes für Sie. Das Dateninformationszentrum als Setrei­
ber des rlp-Netzes muss deshalb schnellstens aus den negati­
ven Schlagzeilen der vergangenen Wochen und Monate her­
ausgeführt werden. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. und SPD­
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Danntun Sie einmal etvvas!) 

Das machen wir auch. Wir machen im Untersuchungsaus­
schuss alles, was Sie wollen. Wir machen nur nicht allen Blöd- _ 
sinn mit. Das kann ich Ihnen jetzt schon versprechen. Wir sind 
fÖr Aufklärung, aber nicht für diese Art der Aufklärung, die 
Sie zu betreiben versuchen. 

Etwas stimmt nicht. Gestern haben Sie dem Kollegen Kuhn 
vorgehalten, Sie hätten bei dem Thema "DIZ" nicht von "Kor­
ruption" gesprochen. Ich häre Ihnen immer genau zu. Wissen 
Sie, was Sie gesagt haben? Die Staatsanwaltschaft ermittelt 
wegen Untreue, und es kann auch Korruption mit im Spiel 
sein. Ich häre Ihnen-immer gemlu zu. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, _ 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist das, was Sie hierimmer aufbauen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Der Kollege Kuhn hat das falsch verstal')den. Deswegen hat er 
den Versuch abgewehrt. 

Ich möchte, wenn die Glocke klingt, damit schließen. Wir 
müssen den erfolgreichen Weg,_den wir mit dem rlp-Netz be­
schreiten, auch in Zukunft weiter forcieren, damit Rheinland­
Pfalz an der Spitze im IT-Bereich bleibt. 

Vieien herzlichen Dank. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile HerrnKollegen Dr. Braundas Wort. 

• 

• 
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Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Creutzmann, 
es ist vielleicht schon Wahlkampf. Das haben Sie richtig fest­
gestellt. Wenn Sie reden, denke ich immer, es wäre Fasching. 

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.­
Zuruf des Staatsminister~ Zuber) 

Fasching ist wirklich erst beim nächsten Mal angebracht. 

Herr Creutzmann, vielleicht können Sie das nächste il!la! wie­
der genau:;o oft auftreten. Dann· haben wir unseren Spaß. 

Die CDU hat zu Recht gesagt, dass der Antrag nun eher ein 
Antrag i~t. um wieder einmal zu zeigen."dass die SPD und die 
F.D.P. das Beste erfunden hätten, was es auf der Welt gibt. 
Das wäre das rlp-Netz. 

(Zuruf des Abg. Pör!Gen, SPD) 

Wir wissen aber, dass das nicht so ist. Deswegen stellt sich !ür 
un:; die Frage: Welche Zukunft hatdas -rlp-Netz? 

Wir haben bisher darüber gesprochen, W=!S 1999 al~ Zukunft 
di~kutiert worden ist. Was ist· inveEtiert worden? Darüber 
braucht man nicht weiter zu reden. Das ist schon in den An­
trägen enthalten. ln dem Antrag loben Sie sich nur für Ver­
gangeneL Dazu brauche kh ke_inen Antrag. Die Regierung 
berichtet auch noc~ darüber- das steht in dem Antrag -, ~vas 

· sie ge;tan hat, um wieder diesen Lobbericht aussprechen zu 
können. Das ist wiE:_der Hamster im Rad; Wir können immer 
wE~Iter über das rlp-Netz reden. 

Herr Creutzmann, am Schlus5 kor:nmen wir kein Stück weiter. 

Ich glaube,_e.s i~t nicht alle~ so lobenswert, wie e~ die Landes­
regierung darstellt. Im· Ausschuss wurde beispielsweise auch 
darüber berichtet, dass man als erste Landesregierung Poli­
zeifahrzeuge über das Internet versteigert hätte. Das mag al­
les lobenswert sein. Das sind doch keine Sachen, die das l.::md 

als Aufgabe hat. 

Deswegen komme ich zu den Aufgaben des Landes. Wir müs­
sen die Kernaufgaben sehen. Wofür brauchen wir ein rlp­
Netz? Wir brauchen ein rlp-Netz für sicheren Datentransport. 
Wir brauchen kein rlp-Netz - Herr Creutzmann, ich verstehe 
nicht, \Varuni 5ie da; nicht gesagt haben-, um die Wirtschaft 
mit ins Boot zu holen und eine ·struktur für andere, für Dritte, 
herzustellen- und anzubieten. 

Wir sind nicht der Betreiber eines rlp-Netzes, das Dritte nut­
zen sollten; Wir sollten uns mit den Kernaufgaben, die der 
Staat zu erledigen h3t, beschäftigen. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Stimmt. Ich muss auf den Zwischenruf eingehen. Sie sollten 
jetzt wirklich ldatschen. Normalerweise klatschen Sie an die­
ser Stelle immer, wenn es heißt, wir sollten uns auf die Kern­
aufgaben des Staats reduzieren. 

(Beifall desAbg. Creutzmann, F.D.P.) 

Deswegen glaube ich, mUss· die Diskussion geführt werden: 
Was bleibt vom DIZ am Schluss übrig? Was bleibt vom rlp­
Netz sinnvollerweise übrig? Welche Investitionen müssen ge­
tätigt _werden? Ist es denn die Hauptaufgabe, das Netz viel 
schneller und viel größer zu machen, oder ist es die Hauptauf­
gabe, ein ~icheres Netz, das sicher und zuverlässig funktio­
niert, zu betreiben? 

Herr Creutzniann, <Oine_s wissen Sie: Wenn Sie im Abgeordne­
tenhaus versuchen, ins Netz zu gehen, ist das weder schnell 
noch si~her. Ab und zu stürzt es auch ganz ab, und die Daten 
sind weg. Wenn fch mich als Polizei oder Gericht auf eine sol­
che Sache Verlassen muss, weiß ich nicht, ob dle Aufgabe so 
erfüllt ist und ob man hier eine Lobeshymne singen kann. 

(Vereinzelt Beifall bei dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Theilen hat im Ausschuss gesagt, man könnte mit dem 
155-Megabyte-Netz die Bibel innerhalb von !=iner Sekunde 
durch das Netz transportieren. Wenn wir sehen, was am 
Schluss bei uns angekommen ist und wa$ das DIZ zu verant­
worten hat- darüber haben wir schon einmal geredet-, kön­
nen wir froh sein, dass Johannes Gutenberg die Buchdrucker­
kunst erfunden hat; denn über das Internet hätten wir in 
den letzten 2.000 Jahren die Bibel noch nicht auf unsere Com­
putergeladen bekommen, weil dasalles viel zu langsam war. 

Meine Damen und Herren, Aufgabe in Zukunft ist, die Kern­
aufgabe des DIZ und die des rlp-Netzes zu definieren, die an­
deren Dinge nicht mehr weiter zu betreiben und klarz.uma­
chen, was wir in Zukunft für die staatlichen Aufgaben brau­
chen. Nachdem der DIZ-Untersuchungsausschuss gelaufen ist, 
könnte man zusammen-eine Arbeitsgruppe einrichten. Zum 
jetzigen Zeitpunkt darüber zu diskutieren, wäre zu früh. 
Dann können wir im nächstE:n Parlament darüber reden, wie 

wir Teile abgeben könn.:n und wie wir die Teile,_die wir für 
die sicheren Daten brauchen, behalten können. 

Herr Creutzm<ann, eine große Aufg<abe wartet auf Sie. Wir 
~varten auf Ihre Vorschl~ge. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Vizepräsident Schul_er: . 

Ich erteile Herrn Staatominirter Zuber das Wort. 
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Zuller,-Minister deslnnern und für Sport: Anhindung der Lokalbehörden betrifft; diese Aufgabe· müs­
__ - senwir noch-lösen, ünd wir wollen von Rheinland-Pfalz !er-

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen nen." 
und Herren! Lassen Sie mich wenige Bemerkungen machen. 
Durch die wenig erfreulichen Debatten um das Daten- und 
Informationszentrum ist in der Öffentlichkeit- der Eindruck 
entstanden, die Arbeit im DIZ sei ausschließlich von Fehlern 
und mangelnder Kompetenz geprägt. 

Ich bedauere dies zutiefst, insbesondere Vl[enn ich an die vie­
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter denke, die dort mft ho­
her Fachkompetenz und trotz allem mit bemerkenswerter 
und dankenswerter Motivation an für das Land entscheiden­
der_Stelle hervorragende Arbeit geleistet haben. Ich denke, 
dies ist auch denjenigen deutlich geworden, die an den Aus­
schussberatungen teilgenommen haben. Ich will mich aus­
drücklich dafür an dieser Stelle herzlich bedanken. 

(Beifall bei-SPD und F:D.P.) 

Danken möchte ich aber auch all denjenigen Abgeordneten, 
die den vorliegenden Antrag in vier Ausschüssen sachlich dis- _ 

_ kutiert und seine Annahme auch mit Stimmen der Opposition 
- im Wirtschaftsausschuss sogar einstimmig ---dem Landtag 
empfohlen haben. Es gibt also auch in den Reihen der Oppo­
sition Abgeordnete, die in erster Linie am Output des DIZ in­
teressiettsind u-nd seine mittlervveile bundesweit anerkannte -
Arbeit zu würdigen wissen. 

Meine Damen und Herren, das Rheinlaild-Pfalz-Netz bietet 
ein enormes Zukunftspotenzial, über das wir in unserem 

- -
Land verfügen können. Der Bericht zu den Ennvicklungs-
chancen des Netzes hat Gelegenheit gegeben, zu beweisen; 
aass wir in unserem Bundesland eine Spitzentechnologie und 
damit einen Standortfaktor geschaffen haben, der uns für 
die elektronische- Verwaltung in der Zukunft der Internet­
Gesellschaft gerüstet hat und um den uns teilweise, auch 
wenn man es nicht gern hören möchte, andere Bundesländer 
beneiden. 

Ich will nur an die Diskussion über INPOL erinnern, die wir 
heute Mittaggeführt haben. 

Meine Damen und Herren; dieses Netz, von dem die Rede ist, 
an das neben der Polizei fast alle staatlichen und sämtliche 
Kommunalverwaltungen und alle Hochschulen des Landes 
angeschlossen sind, über das bundesweit erstmalig in einem 
Landkreis alle Baugenehmigungsverfahren komple:tt online 
abgewickelt Werden und- das am 22. Februar im Landkreis 
Kaiserslautern in Betrieb gehen wird, ist unser Rheinland­
Pfalz-Netz. 

Dazu ein weiteres Zitat, ebenfalls aus;--wie ich meine, unver" 
dächtiger Quelle, nämlich aus einem Schreiben des bayeri­
schen Staatsministeriums der Finanzen vom Juni 1999. Es lau­
tet - ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsidenten -: 
.,Das-rlp-Netz ist für uns beispielhaft, insbesondere was die 

(Beifall bei SPD und F.D.P. -
Schweitzer, SPD: Recht hat er!) 

Ich freue mich, dass diese Ein~chätzung auch im mitberaten­
den wirtschaftspolitischen Ausschuss zum-Tragen kam, der 
dem Antrag einstimmig gefolgt ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden sicher 
- in den vor uns liegenden Wochen und Monaten und darüber 

hinaus- ich denke, das ist eine permanente Aufgabe, der wir 
uns zu stellen haben ~-über Notwendigkeiten in diesem Be­
reich- miteinander diskutieren .müssen. Meine Damen und 
Herren, das Netz und die Technik sind nur Werkzeuge. Ent­
scheidend ist, wie damit umgegangen wird und was daraus 
entsteht. Das rlp-Netz ist kein fertiges Produkt. Wenn ich das 
richtig sehe, kann es auch nie ein fe~iges Produkt werden. Es· 
wächst und verändert sich ständig mjt neuen Anforderungen 
und neuen Objekten. Ich denke, das ist auch in den Diskus­
sionsbeiträgen deutlich geworden. 

Meine Bitte ist: Lassen Sie uns an dieser Weiterentwicklung 
gemeinsam arbeiten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler:-

Meine Damen und- Herren, damit sind wir am Ende der De­
batte. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag ~ Drucksache 
13/4721 - . Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen!- Die Gegenprobe!- Ich stelle-fest, 
dass der Antrag mit den Stimmen der SPD und der F,D.P. ge­
gen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
angenommen ist .. 

Ich· rufe die Punkte 14 und 15 der Tagesordnung auf: 

Flächendeckende Umsetzung des 
Täter-Opfer-Ausgleichs 

in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Entschließung--
·-Drucksache 13/5310-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 

- Drucksache-13/6210-

• 

• 
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~en Opfern einer Straftatbesser helfen: der 
Täter-Opfer-Ausgleich in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktionen d~r5PD und F.D.P. 

- DruciGache 13/6191-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschu:.se~ 

- Druck>ache 13/6211-

Ich erteile der Berichter5tatterin, der Kollegin Frau Kohnle­

Gros, das Wort. 

Abg. Frau Kolmle-Gro;;, CDU: 

Herr Präsident, meine Dame:n und Herren! Der ursprüngliche 
Antrag der Fraktion B8r-JDNIS 90/DIE GRÜNEN war ein Ent-
5chließungsantrag zum Landeshaushaltsge5e:tz 2000/2001. Er 
hat mehrere Beratungen im Rechtsausschuss erfahren, im F~­
bruar 2000, im März 2000, im Mai 2000 und noch einmal im 
September. Wir haben in der 40. Sitzung am 4. M3i 2000 ein 
Anhörverfahren durchgeführt. 

Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. i5t in der 
44. Sitzung des Rechtsauischusse;; am 12. September 2000 be­
raten worden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei CDU, SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Seim ler: 

Meine Damen und Herren, ich möchte zunäch~t Gäst~ im 
Landtag Rheinland-Pfalz begrüßen, und zwar Seniore:n der IG 
Bergbau, Chemie, Energie. Meine sehr-verehrten Damen und 
Herren, seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hau;;e) 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf fviinuten verein­
bart. 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90JDIE GRÜNEN erteile ich der Kol~ 
leg in Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützm:tcher~ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

rvleine Damen und Herren! Frau Kohnle~Gros hat schon den 
etwa; längeren Weg dieses Antrags bis zum Beschluss darge­
;;:tellt. Ich möchte mich vor allem auf die Anhörung beziehen, 
die nach meiner Meinung ~ehr ~achlich und sehr sac~kundig 
war und die uns vor allem auch die Wichtigke:it und vor allem 
auch den Erfolg, den derTäter-Opfer-Ausgl-=ich auch schon in 
Rheinland-Pfalz hat, deutlich gemacht hat. 

Allerdings wurde auch deutlich, dass das Potenzial, das dieses 
Verfahren hat, noch längst nichtausgeschöpft ist. 

Meine Damen und Herren, der Täter-Opfer-Ausgleich steht 
als ein Beispiel für die Neuorientierung in der Rechtpolitik in 
zweifacher Hinsicht: 

-·Ersten~ werden bei diesem Verfahren t:ndlich auch die An­
sprüche des Opfers einer Tat ernst genommen, und sie wer­
den gleichberechtigt neben den Strafampruch des· Staates 
gestellt, etwas, was ständig gefordert wird, 

Zweitens wird durch den Täter-Opfer-Ausgleich eine Rich­
tung in der modernen Rechtspolitik gestärkt, die in den letz­
ten· Jahren, vor allem_ auch bei der rotgrünen BundeHegie­
rung, immer stärker in äen Vordergrund tritt, nämlich auch· in 
der Rechtsprechung die Eigenveranwortlichkeit der Bürgerin­
-nen und BürgH zu_ stärken. 

(Beifall bei dem BÜNDNI~ 90/DIE GRÜNEN)· 

fvleine Damen und Herren, in der Umsetzung des Täter- _ 
Opfer-Au~gle:ichs, der im Jugendgerichtsgesetz schon seit 
1990 aufgenommen wurde, verhält sich allerdings die Justiz 

. unseres Landes noch ziemlich schwerf!illig. So wurde erst vor 
drei Jahren in Mainz und erst im letzten Jahr in Koblenz eine 
Stelle für di_e ·Durchführung und Koordination des Täter­
Opfer-Ausgleichs einge:richtet. Die Zahlen, die dann aller-

- ding~ erreicht wurden und 5ich innerhalb von zwei Jahren _in 
Mainz auf 1 000 Verfahren erhöhten, zeigen deutlich, dass 

ein großes Potenzial vorhanden ist, das nach Ansicht von For­
schungsergebnisse;n noch viel größer sein könnte. Man geht 
davon aus, dass 20 % aller Straftaten durch einen T!iter­
Opfer-Ausgleich aufgearbeitet werden könntr::n. Das wären 
beispielsweise in Mainz 6 000 Verfahren pro Jahr. 

Meine Damen und Herren, wir halten es für außerordentlich 
wichtig, dass dieses Potenzial ausgeschöpft wird, da sich näm-

. lieh herau5gestellt hat, da5s durch dieses Verfahren die Wie­
derherstellung des Rechtsfriedens viel besser gelingt. Vielen 
Straftaten l~egen Konflikte zwischen zwei Personen zugrun­
de, die durch das herkömmliche Strafverfahren, "das heißt al­
so, durch die Bestraftung de~ Täters, nur sehr unvollkommen 
aufgenommen werdEn. Der Konflikt, der einer solchen Straf­
tat zugrunde liegt; wird meist gar nicht aufgearbeitet, ge- -
schweige denn gelöst._ 

Mit dem Täter-Opfer-Au~gleich besteht nun die fvlöglichkeit, 
sich aktiv an der Regulierung zu beteiligen. Das ist natürlich 
insbesondere für das_ Opfer oftmals einE stärkere Befriedi­
gung. Aber auch den Täter bringt das direkte Gespräch mit 
dem Opfer oftmals viel bem:r zur Einsicht in seine Straftat als 
eine von oben verhängte Sanktion. Darum trägt dieses Ver­
fahre:n substanziell zur Erhöhung der Inneren Sicherheit bei. 

Meine Damen und Herren, in der Anhörun·g wurden jedoch 
.zwei Punkte deutlich, weshalb es in Rheinland-Pfalzmit dem 
Täter-Opfer-Ausgleich noch hapert. Herr Puderbach, der Lei-
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tende Oberstaatsanwalt in Mainz, hat sehr deutlich gesagt: 
Das Problem liegt vielmehr in der Justiz selbst. Herr Mertin, in 
diesem Bereich muss noch viel Überzeugungsarbeit geleistet 
werden. Wir würden gern von Ihnen hören, wie Sie diese lei­
sten wollen. 

Es g_ibt jedoch noch einen zweiten Grund, weshalb unserer 
Meinung nach der Täter-Opfer-Ausgleich in Rheinland-Pfalz 
noch nicht annähernd in seinem Potenzi;;ll ausgeschöpft ist. 
Das liegt in der finanziellen Ausstattung der Organisationen 
begründet, die diesen Ausgleich anbieten. Bisher werden die­
se Stellen durch Bußgelder finanziert. Einer der Anzuhören­
den, ein Mann aus der Praxis, hat ganz deutlich gesagt - ich 
zitiere m,m aus der Anhörung-: 

"Mit einer Finanzierung überden Haushalt wäre der Täter­
Opfer-Ausgleich sicherlich weit besser voranzubringen. Wenn 
die tatsächlich möglichen Fälle auch zum Täter-Opfer­
Ausgleich kämen, ist das nicht mehr durch Bußgeldzui.'l!eisun­
gen finanzierbar." 

Das ist für uns ein zentraler Punkt; denn diese Stellen müssen 
·ihre Arbeit auf eine planbare Grundlage stellen. Wir haben 
daher in unserem Antrag gefordert, dass diesen Schlichtungs­
stellen wenigstens ein Sockelbetrag durch Mittel aus dem Ju­
stizhaushalt zur Verfügung gestellt wird, und z~'var riicht nur, 
um die Planungssicherheit zu gewährleisten, sondern auch 
- dies finde ich sehr wichtig -, um anzuerkennen, dass diese 
Stellen, die den Täter-Opfer-Ausgleich anbieten, in der 
Rechtspolitik unseres Landes eine wichtige Funktion einneh­
men und durch die Zuweisung eines Sockelbetrags durch das 
Land ihre Arbeit entsprechend gewÜrdigt wird. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das ist die zentrale Forderung un­
seres Antrags. Es reicht nicht aus, wie es im Antrag der Koali­
tionsfraktionen steht, dass man den Ausbau des Täter-Opfer­
Ausgleichs nach Kräften unterstützen will. Das reicht uns 
nicht aus. Das ist zu unkonkret, und deshalb lehnen wir die­
sen Antrag .ab und stimmen unserem Antrag zu. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Redmerdas Wort. 

Abg. Redmer, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Täter-Opfer­
Ausgleich ist aktiver Opferscliutz. Davon waren wir von An­
fang an überzeugt, und deswegen widmen wir uns diesem 
Thema auch sehr intensiv. 

Aber es gab auch immer wieder politische Kräfte, die be­
hauptet haben, Täter-Opfer-Ausgleichsei Ti.lterschutz. Der 

bekannteste Fürsprecher für diese Po~ition war der ehemali­
ge Innenminister Kanther, 

(Zuruf des Abg. Schweitzer, SPD) 

der damit immer wieder die Versuche, zu einem vernünftigen 
. Täter-Opfer-Ausgleich zu kommen, diffamiert hat. Unter den 

Folgen dieser Diffamierung leiden wir noch heute. Noch heu­
te gibt es massive Vorurteile gegeri den Täter-Opfer­
Ausgleich; und immer noch gibt es viel zu viele in der Justiz 
und auch in der Politik, die den Weg in amerikanische Ver­
hältnisse such~n. 

Ich habe ~eute Morgen bereits darauf hingewiesen. Dort hat 
man immer mehr und immer teure.re Gefängnisse gebaut 
und eine regelrechte Gefängnisindustrie entstehen lassen. 
Ein Viertel aller Strafgefangenen dieser Welt befinden sich in 
den USA. Das muss man sich einmal vorstellen. Dies ist ein 

Weg, der sicherlich in die Irre führt. Zumindest in Amerika · ·• 
hat er nicht zu mehr Sicherheit geführt. Wir haben in der Dis­
kussion- um ·die Justizvollzugsanstalten einiges darüber wie­
derkäuen müssen. 

Heribert Prantl stellt in der· "Süddeutschen Zeitung" vom 
5. Mai 2000 in diesem Zusammenhang zu Recht fest: 
"Zwei Millionen Menschen, ein Viertel· aller Häftlinge der 
VJelt, sitzen· dort" -also in den USA- "hinter Gittern. Die Ent­
fesselung des strafenden Staates hat zwar zu einer florieren­
den Gefängnisindustrie, aber nicht zu mehr Sicherheit ge­
führt. Die Kriminalität· sinkt dort erst, seitdem es neue Jobs 
gibt. ln den USA hat m~n mittlervveile gelernt, Gefängnisse 
kosten un.geheuer viel Geld. Das Geld, das ma~ in die Repres­
sion steckt, ist aber in der Prävention viel besser aufgehoben. 
Dort ist es zugleich vorbeugender Opferschutz." Qies hatte 
ich bereits zu Beginn meiner Rede festgestellt. 

Die viktimologische Forschung rückte in den 80er Jahren das 
Problem des Opferschutzes über Täter-Opfer-Ausgleich im- .• 
mer mehr ins Bewusstsein der Strafjustiz mit der Folge, dass 
wir seit 1990 im Jugendstrafrecht, später dann auch im ge-
samten Strafrecht immer mehr den Weg in diese Richtung ge-
sucht haben. ln Rheinland-Pfalzerfolgte dies seit 1990 in Kai­
serslautern mit einem ersten Versuch, bei dem in drei bis vier 
Jahren gerade einmal 30 bis 40 Fälle zustande kamen. Dies ist 
eine schlichtweg zu vernachlässigende Größe. 

Bei Nachforsch\lngen, woral) dies liegt, hat man feststellen 
müssen, dass viel zu viele bei der Staatsanwaltschaftder Mei­
nung waren, die vornehmste Aufgabe der Staatsanwaltschaft 
sei es, zu strafen, anstatt zu schlichten. Dort bestand auch die 
Meinung, es gebe zu wenig geeignete Fälle. Im Übrigen hat 
man festgestellt, es fehlt an der notwendigen Schulung des 
Personals, das diese Maßnahme umsetzen könnte. 

Es hat schließlich einen weiteren Versuch in Frankenthai ge­
geben, der schon bei den Vorgesprächen mehr oder weniger 
im Chaos endete, weil sich die einzelnen Stellen nicht darauf 
verständigen konnten, wer welche Aufgabe zu übernehmen 
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hat, um .aus der Lage herauszukommen, wie siE in Kaiserslau-
tern festgestelltworden war. -

Erst, al! 5ich der Pfälzi~che Verein für 5traffalligenhilfe bereit­
fand, die: Träger!ichaft zu übernehmen, und. Vereinbarungen 
darüber getroffen wurden, das;; er einen bestimmten Etat 
au~ den Bußgeldern zu ;;einer Verfügung erhält, konnten die 
organisatorischen-Voraus~etzungen geschaffen werden und 
der Täter-Opfer-Au~gleich in Rheinland-Pfalz mit tatsächli­
chem Erfolg praktiziert werden. Auch konnte ein Abbau der 

Vorurteile festg;:;;tellt werden. Die Annahme, dies ~ei :illes 
- viel zu umständlich, i5t mittlerweile nicht mehr so verbreitet, 

weil viele merken, ~ie können damit die Verfahren 5ogar eher 
abkürzen, als die;; zuvor der Fall war. 

Sie behindern auch keine Erledigung - auch dies hat man 
mittleil..VeilE fe5tge5tellt -, und sie bedeuten auch keineri zu­
~ätzlichen Arbeitsaun1vand, wenn dieses Instrument Tichtig 
angepackt wird. 

ln Mainz kann deshalb heute festge~tellt werden, das~ etwa 
1 000 Fälle pro Jahr durch den Täter-Opfer-Ausgleich erledigt 
werden. Die Forschung- Frau Grützmacher hat darauf hinge­
wie5e;n- geht davon aus, dass mindestens 15 % einem Täter­
Opfer-Au5gleich zugänglich ~ind. Die~ würde in Mainz ein Po­
tenzial von etwa 5 000 Fällen bedeuten. Allein ein Dritte, I al­
ler Falle mit Körperverletzung könntE auf diese Weise ede­
digt werden. DieE wäre also sicherlich eine sinnvolle Maßnah­
me, wenn wir noch mehr Energie hineinsteckEn würden, 
wenn wir die finanzielle Ausstattung weiter verbessern könn­
ten und wenn wir auch weiterhin dazu beitragen könnten, 
Vorurteile abzubauen. 

Herr Puderb3ch - insofern mus~ ich Frau GrütZmacher wider­
sprechen - hat-bei der Anhörung erklärt, wenn man sich im 
Bundesgebiet umsieht, liegt Rheinland-Pfalz Eelbst bei den 
absoluten Zahlen mit an der Spitze. 

(Pörksen, SPD: Schon wieder an der Spitze! 
Haben Sie das gehört?) 

Relativ gesehen dürfte Rheinland-Pfalzdie Spitze erreicht ha­
ben. Ich zitiere dies deshalb, weil Herr Puderbach Eicherlieh 
nicht im Verdacht steht, unserer Partei oder einer Regie­
rungsfraktion anzugehören. Dies iEt sicherlich ein unverfäng­
licher Zeuge, der sich im Übrigen 5eit Jahren intensiv um den 
Täter-Opfer-Ausgleich bemüht. 

(Glocke des Prä;identen) 

Ich denke, vor diesem Hintergrund macht es Sinn, dass wir 
den Antrag, den wir zu~ammen mit der F.D.P. gestellt haben, 
be~chließen. Wir Waren uns auch im Ausschu~s in der Diskus­
sion v.reite~tgehend einig. Ich erachte auch diE Anhörung als 
qu:;litativsehrgut. _ 

Es gibt nur einen einzigen Knackpunkt, wo wir anderer Auf­
fa~sung sind, und leoider Gottes werden wir diesbezüglich 
nicht zusammenkommen. Das ist die Finanzierung. 

{Glocke des Präsidenten) -

Wir vertreten die Auff:mung, es macht keinen Sinn, z~tvi5chen 
zwei Haushaltsberatungen en passantden Haushaltsgeber zu 
fe~seln u'nd zu sagen, du mus~t. sondern das muss eine Dis­
kussion bEi der n3chsten Haushaluverabschiedung sein. Dann 
werden wir um diesem Thema gern noch einmal widmen und -
prüfen, wieviel G"eld wir brauchen. 

Danke. 
(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizeprä:ddEnt :>chuler: 

· Ich erteile der Abgeordneten Frau Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe vorhin in 
meiner Berichterstattung kurz angedeutet, wir haben den ur­
sprünglichen Haushaltsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Ausschus~ intensiv diskutiErt und eine - wie ich 
denke - wichtige Anhörung dazu durchgeführt. Frau Grütz­
machEr, Sie haben auch schon gesagt, wir sind gespannt, Herr 
l'v1inister Mertin, welche Schlussfolgerungen von Landesseite 
aus dieser Anhörung gezogen werden. Es hat sich herau3ge­
stellt, dass der Täter-Opfer-Ausgleich in Rheinland-Pfalz auf 
der einen Seite in dieser privatrechtlichen, vereinsrechtlichen 
Lösung, auf der anderen Seite aber- getragen durch die 
Staatsanwaltehaften in diesEm Land ein hervorragendes Bild 
abgibt. Mit Sicherheit können aber noch einige Dinge verbes­
sert werden, \0Jie es auch in dEm Antrag von SPD und F.D.P. 
steht, wie es mei5tens ist. Man kann immer noch envas ver­
bessern. Man kann zum Beispiel noch einmal bei der Ausbil­
dung, WeitErbildung usw. ein Augenmerk auf diese Sache le­
gen, damit all das, was die Kolleginnen und Kollegen im· Vor­
feld ~chon gesagt haben, auch tats!ichlich durchgeführt wer­
den kann. 

Frau Grützmacher, ich kann Ihre Bemerkung zur Finanzie­
rung nicht ganz nachvollziehen. Deswegen lehnen wir auch 
insgesamt Ihren Antrag ab. Das wissen Sie schon aus den Aus­
~chussberatungen. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Leider!) 

Wenn ich es so sagen darf, haben Sie sich bemüht, au5 den 
Anzuhörenden eine entsprechende Bemerkung herauszuho­
len. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
D3s sehe ich ganz anders! -

Pörksen; SPD: Sie haben es denen wahr­
scheinlich in den-Mund gelegt!) 
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~Das ist Ihnen nur sehr mühsam gelungen. Ich denke, selbst­
verständlich könnte man die Finanzierurig insgesamt auf eine 
staatliche Basis stellen. Aber diese Forderung kam von kei­
nem der Anzuhörenden in der Art und Weise, wie Sie das in 
l~rem Antrag formuliert haben. Die privatrechtliche Lösung 
scheint allen angemessen. Es _gibt natürlich auch ein Stück­
ehen Freiheit für diejenigen, die dort tätig sind. Ich denke,_ 
diejenigen, dje das machen, erfüllen eine w~chtige Aufgabe. 
ln der AusscHusssitzung wurde ganz deutlich, dass nicht nur 
die Beratung von Tätern und Opfern, sondern-auch die von 
Familienangehörigen insgesamt eine_wichtige Rolle spielt. Bis 
hinein in den privaten Bereich, auch unter Ehegatten oder 
wo auch immer, findet Lebenshilfe statt, so sage ich es ein­
mal. Das istsicherlich ein bemerkenswerter Vorgang, derviel­
leicht dann, wenn wir es auf staatliche Beine stellen würden, 
aufgrundvon Vorgaben so einfach gar nicht möglich wäre. 

Ich möchte_ noch einmal betonen, der Antrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P. tr_ägt sachlich und inhaltlich genau das vor, 
was Inhalt der Anhörung war und was von uns auch so unter­
stützt wird. Aucb die Aufforderungen an die Landesregie­
rung können wir in allen Punkten unterstützen, insbesondere 
auch den fünften Punkt, was die Finanzierung, oder in die­
sem Fall die Nichtfinanzierung, anbelangt. 

Ich möchte noch eine kurze Bemerkung zu der Frage machen, 
die in der _letzten Ausschusssitzung eine Rolle gespielt hat, 
warum es keinen gemeinsamen Antrag gegeben hat und wir 
jetzt den Antrag der Regierungsfraktionen unterstützen. Wir 
sind nicht g_efragt worden, ob wir diesen- Antrag mit unter­
schreiben wollen. Ich denke mir, wenn Sie sich zum Teil die­
handelnden Personen anschauen, dann wird es Sie nicht wun­
dern, dass auch gelegentlich-in diesem Ausschuss eine gewis­
se Spannung herrscht. Dennoch werden wir dem Antrag -der­
Regierungsfraktionen zustimmen. 

(Beifall bäder CDU-
-Pörksen, SPD: Meinen-Sie mich?) 

-
Vizepräsident Schu ler: 

Ich erteile Herrn Kollegen Dr. Frey das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: _ 

_Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Täter-Opfer­
Ausgleich hat sich als rechtspolitisches Instrument mit erheb­
liclier rechtsbefriedender Funktion herausgestellt und wird 

- bei dem Ausgleich der Interessen des Opfers auf der einen 
Seite und den Vorll'lürfen auf der anderen Seite, die dem Tä­
ter gemacht werden, zu einem Instrument, das uns in der Pra­
xis sehr viel Erleichterung bringt. 

Der Rechtsfrieden wird sehr viel schneller hergestellt, als das 
-in vielen Fäl)en durch eine Gerichtsverhandlung der Fall wäre. 
Vor allen Dingen wird der Täter in einem viel stärkeren Maß 

mit den Folgen seinerTat konfrontiert, als das möglicherwei­
se durch eine Gerichtsverhandlung der Fall wäre. 

Es gelingt uns ferner, di~ zivilrechtliehen Interessen eines Op­
fers mit den strafrechtlichen Folgen, die der Täter zu erlan­
gen hat, zu verbinden. Das Adhäsionsverfahren, das es in der _ 
Strafprozessordnung gibt, ist ein sehr stumpfes Schwert. Des­
wegen ist es gut,· dass es hier im Rahmen des Täter-Opfer­
Ausgleichs ohne große formale Bindungen möglich ist, zu ei­
nem Ausgleich zu kommen, um auch dem Opfer viel stärker 
gerechtzu werden, als das andervveitig-der Fall wäre. Ich be­
grüße deshalb, dass es den Täter-Opfer-Ausgleich im Gesetz 
gibt. . 

Es ist erfreulich,- dass Rhelnland-Pfalz eine Vorreiterfunktion -
einnimmt. Ich sage das nicht, weil dies liberale Justizminister 
gemacht haben, so-ndern weil es in der- rechtspolitischen Pres­
se, aber auch weit darübe~ hinaus häufiger so gestanden hat. 
Diese sind bar jeder Parteinahme. Frau Grützmacher, insolern • 
ist Ihr Eindruck, den Sie zu erwecken versucht haben, leider 
nicht richtig. Es ging vom Süden des Landes vom Engagement 
des Pfälzischen Vereins für Straffälligenhilfe aus und hat sich 
dann auf das·ganze Land ausgebreitet. Wir haben freie T_rä-

ger un<fTräger, die das von der !3asis aus in Zusammenarbeit 
mit der Justiz entwickelt haben. Ich bin froh, dass es auf. diese 
Art und Weise gewachsen ist und nicht von oben herab im~ 
plementiert werden musste. Auf diesen bundes_deutsch-en 
Spitzenplatz, den wir einnehmen, können wir sicherlich auch 
stolz sein. 

Wenn man einen guten Platz hat, heißt dies nicht, dass man 
_-nicht noch etwas verbessern kann. Deswegen halte ich es für 

richtig und fand es auch sehr gut, dass yvir uns in einer Anhö­
rung Ideen holen konnten, wie man die Situation des Täter­
Opfer-Ausgleichs in- unserem Bundesland nÖch verbessern 

_ kann. Ich halte es für äußerst wichtig, dass berden Staatsan­
waltschaften und den Gerichten noch einmal verstärkt dar-

-au1f1 _~ihnge~1 r-~1 .iesen wdird, dabss dies einedMöglichkeit ist, einen _. 
_ Fa sc ne er zu En e zu ringen·un es in der Regel keine 

Verzögerung ist. 

Ich halte es für wichtig, dass im Bereich von Fortbildungsmaß­
nahmen, aber auch im Rahmen der Ausbildung der Referen­
dare auf diese rechtsbefriedende Maßnahme hingewiesen 
wird. 

Wir haben noch Potenzial, aber wir müssen mit Überzeu­
gungsarbeit weiter _an der Basis -für den Täter-Opfer-Aus­
gleich werben. 

Dann stellt sich natürlich die Frage der Finanzen. Es wurde zu 
Recht darauf hingewiesen, dass es wenig -sinnvoll ist, zwi­
schen den Haushaltsberatungen, die abgeschlossen sind, und 
denen, die bevorstehen, zusätzliche Kosten zu schaffen. Ich 
bin aber der Meinung, darüber hinaus ist es bisher sehr gut 
gelungen, Finanzmittel einzuwerben. Wenn für den Täter­

Opfer-Ausgleich geworben wird, auch durch Geldbußen; 
·dann ist es gut, wenn man Richter und Staatsanwälte auch 
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auffordert, darauf hinzuwirken, dass di~;e~Geldbußen für 
-den Täter-Opfer-Ausgleich fließen. Es ist ein gutes Vehikel, in 
die~er Form auch für den Täter-Opter-Ausgleich zu werben. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Bisher-sind diese Mittel von den Rechtsanwendern bei der 
Staatsanwaltehaft und bei der Justiz geflos~en. Ich bin fest 
davon überzeugt, dass auch aufgrund der Beharrlichkeit de­
rer, die sich für den Täter-Opfer-Ausgleich einsetzen, diese 
rvlittel weiterfließen werden. Es ist in der Anhörung nichtder 
Eindruck erweckt worden, dass diese Mittel nicht ausreichen 
würden. Wenn dies irgendwann der fall ;ein sollte, :;ollten 
wir uns zusammensetzen und überlegen, welche zusätzlichen 
Möglichkeiten es gibt. Da die Schwierigkeiten bisher nicht 
aufgetreten sind, halte ich es für sinnvoll, diesen Antrag, den 
SPD und F.D.P. gestellt haben, zu unterstützen. Das~ e~ meine 
Fraktion machen wird, liegt in der Natur der Sache. Ich bitte 
auch die and!'!ren Fraktionen um Unterstützung und bedanke 
mich- schon vorab dafür, das~ die CDU-Fraktion ihre Unter­
~tützung angekül)digt hat. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Lande~regierung erteile ich Herrn Staatsmillister 
Mertin das Wort. 

Mertin, Minister der Justiz: 

He:rr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren Kol­
legen! Für die Landesregierung i!;t der Täter-Opfer-Ausgleich 
eoine wichtige Ergänzung un~eres strafrechtlichen Systems. Er 
ist deshalb so wichtig, weil er nicht nur den Täter im Mittel­
punkt de5 Verfahrens hat, sondern auch da:; Opfer. Da:; Opfer 
wird beteiligt und erhält ::mfdiese Art und Weise eine besse­
re Gelegenheit, die Folgen der Tat zu verarbeiten. Häufig 
wird auch im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleich:; ein eventu­
ell entstandener Schaden gleich mit gereg_elt. Das ist in:;ofern 

_einE sehr zivile Form der Konfliktbewältigung und trägt si­
cherlich dazu bei, den Rechtsfrieden zu steigern und zu ver­
be~sern. Mein Vorgänger, Herr Kollege Caesar, und ich haben 
de~halb den Ausbau de~ Täter-Opfer-Ausgleichs _vorangetrie­
ben. Es ht jetzt gelungen, ihn flächendecken·d mit hauptamt­
lichen Kräften in Rheinland-Pfalz zur Verfügung zu st~llen, 
sodass die~e wichtige Arbeit nunmehr flächEndeckend von 
hauptamtlichen Kräften durchgeführt werden kann. 

Wir haben auch immer Ansehubfinanzierungen geleistet. Wir 
haben Kosten für den Erwerb der Zus<~tzqualifikation über-­
nommen. Wir haberi auch die Ausbildung insoweit verändert, 
als Juristen im Rahmen ihrer Ausbildung bereit im Täter­
Opfer-Ausgleich ausgebildet werden. Be:onders wichtig ist 
aber, dass die Mitarbeiter in den Staats::mwaltschaften mit­
wirken. De~halb i~t es :o wichtig, dass sowohl der General-

Staatsanwalt als auch die Frau Generalstaatsanwältin aber 
auch die weiteren Behördenleiter davon überzeugt sind, das~ 
die~ ein wichtiges Instrument ist, , weil nur so innerhalb der 
Behörde Staatsanwaltschaft dieses Instrument an Akzept~mz 
gewinnen kann. Von dort au5 werden die Weichenstellungen 
vorgenommen. Es ist aber auch wichtig, bei den Bürgern in 
unserem Land fürdieses Instrument zu werben. 

Beim Erfahrungsaustausch mit Konfliktschlichtern, die wir in 
diesem Bereich haben, wurde mir mitgeteilt, es sei wichtig zu 
werben, weil sehr-häufig die Dinge im Bereich mit jugendli­
chen Tätern sehr erfolgreich zum Abschluss gebracht werden .. 

- Dortsind die Opfer eher bereit, ein Entgegenkommen zu zei­
gEn. Wenn erwachsene Täter mit dabei sind, ist die Sache 
schon erheblich zurückhaltender. -

Auf eines muss man auch hinweisen: Der Täter-Opfer­
Ausgleich kommt -:;elbstverständlich nur infrage, wenn das 
Opfer" selbst bereit ist, diesen Weg mitzugehen. f111an kann 
dies nur mit dem Opfer zusammen tun. Deswegen muss man 
eben auch bei unseren Bürgern im Land hierfür werben, 

Die Finanzierung ist bishersehr gut gelungen, weil alle im Be­
reich der S~aatsanwalEchaft sich darum bemühen, entspre­
chende Finanzmittel durch Bußgeldzuweisungen zur Verfü~ 
gung zu stellen. Ich finde, dass dies auch zur form, um die es 
hiEr ge:ht, nämlich Täter-Opfer-Ausgleich, sehr gut passt, dass 
diese Bußgelder geradE dorthin fließen und diese doch sehr 
eigene Art de_r Konfliktschlichtung mit tragen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Natürlich kann man darüber nachdenken, ob wir bei den 
. n3chsten Haushaltsberatungen vielleicht auch entsprechende -
Jvlitto:l in diesem Bereich zur Verfügung stelle-n. Ob dies mög­
lich ist oder nicht, muss sich anhand der dann zur Verfügung 
stehenden Zahlen noch ervveisen. Aber es wird nie möglich 
sein~ diesen Bereich nur aus Steuermitteln zu finanzieren. Es 
wird auch weiterhin darum gehen müssen, dies über Buß­
geldzuweisungen und Ähnliches abzusichern. Ich will mich 
auch weiterhin tatkräftig um die Fort- und WeiterentwiCk­
lung des T3ter-Opfer-Ausgleichs in Rheinland-Pfalz bemü­
hen. Die Landesregierung wird dies ebenfalls tun. Ich bedan­

ke mich in:;ofern bei allen Fraktionen, dass Sie-dieses Instru­
ment fördern wollen. Ich hoffe auch in Zukunft auf -Ihre Un­
terstützung. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsid;;nt :>chuler: 

r,lleine Damen und Herren, wir kommen zur AbStimmung 
über den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- DruclGache 13/5310 -. Wer diesem Antrag seinE Zustim­
mung gibt, den bitte ich um das H<:.ndzeichen! - Die Gegen­
probe! -Danke schön. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 
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Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktio­
nen der SPD und F.D.P. - Drucksache 13/6191 -. Wer.diesem 
Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ic_h um das Handzei­
·chen! -Die Gegenprobe! - Enthaltung?- Bei Enthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist ·dieser Antrag ange­
nommen. Vielen Dank. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

·Aufgabe der Beteiligung des Landes an der LU MEDIA GmbH 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5486-

dazu: 
Beschlpssempfehlung des Haushalts­

und Finanzausschusses 
_-Drucksache 13/6396-

Zur Berichterstattung erteile ich Herrn Abgeordneten Bracht 

das Wort. 

Abg. Bracht, CDU: 

Herr Präsident, der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat die Aufgabe der Beteiligung des Landes an der 
LUMEDIA GmbH zum Ziel. Der Präsident des Landtags hatte 
den Antrag gemäß § 59 Abs. 2 der_ Geschäftsordnung des 

Landtags zur Beratung an den Haushalts- und Finanzaus­

schuss überwiesen. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat 

diesen Antrag in seiner 69. Sitzung am 26. Oktober 2000 be­
raten: Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, den Antrag 

abzulehnen. 
(Beifall bei SPD, F.D.P. und vereinzelt 

bei derCDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen unmittelbar 

über diesen Antrag - Drucksache 13/5486 - ab. Wer diesem 
Antrag zustimmt, den bitte .ich um das Handzeichen! - Die 

Gegenprobe! - Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der 
- CDU und der F.D.P. abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Wirtschaftsstandort stärken, Steuerbelastung 

senken, Arbeitslosigkeit bekämpfen 
Antrag der Fraktion der CDU 

--Drucksache 13/5660-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Haushalts­

und Finanzausschusses 
Drucksache 13/5815-

Zur Berichterstattung erteile ich der Abgeordneten Frau 
Thomas das Wort. 

Die Fraktionen haben hier eine Redezeit von fünf Minuten 
vereinbart. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wünschen Sie eine Berichterstattung? 

(Zuruf von der CDU: Ja!) 

Vizepräsident5chuler: 

Es wird eine Berichterstattung g_ewünscht. 

(Zuruf des Staatsminister Zuber) 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

-Ach, Herr Zuber, seien Sie doch nicht so. 

(Staatsminister Zuber: Bei Ihnen schon. 
Sie sind---) 

-Ist in Ordnl!ng, ich berichte. 

Der Antrag wurde vom Präsidenten des Landtags gemäß§ 59 
Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags zur Beratung an 
den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss hat diesen Antrag in seiner 
65. Sitzung am 23. Mai 2000 beraten und emphielt, den An­
trag abzulehnen: 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Vizepräsident Schuler: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich· Herrn Kollegen Jullien das 

wart. 

Abg. Jullien, CDU: 

Herr Präsident, meine sehrverehrten Damen und Herren! Der 
Antrag der CDIJ-Fraktion zum Thema .,Wirtschaftsstandort 
stärken, Steuerbelastungen senken, Arbeitslosigkeit bekämp­

fen" ist zwar vom 12. Aprilletzten Jahres, aber heute aktuel­
ler denn je; denn gerade jetzt treten die ersten Auswirkun­
gen der Unternehmensteuerreform zutage, die - das sei jetzt 

vor\'veg. gesagt - alles andere als ·ein Gesetz mit spürbaren 
Entlastungen für den Mittelstand sind. Es ist eine Reform der 

• 

• 
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Unternehmensteuer, die Handwerk und Mittelstand gegen­
Ober~großen Unternehmen in erheblichem Umfang benach­

teiligt. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, Gewinner dieser Unternehmen­
steuerreform sind Großkonzerne, Kapitalgesell5chaften, Ak­
tiengesellschaften--

(Staa'Eminister Gerster: Objektiv falsch!) 

-Herr Minister, hören Sie_einmal zu. 

- - die nun zukünftig 25 % Körperschafuteuer zahlen, wäh-
• rend Einzelunternehmen und mittelständische Personenge­

sellschaften weiterhin einem Einkommensteuersatz von 
knapp unter 50 % unterliegen. Erst im Jahr 2005 wird dieser 
Steuersatz auf 42 % gesenkt. Das ist diE: Realität und die 

Wahrheit. 

{Beifall der CDU) 

Ich sage Ihnen genauso deutlich, die:>e Absenkung kommt für 
den Mittelstand zu spät. 

(Ministerpräsident Beck: Daslohntsich 
. wirklich nicht mehr!-

_Zuruf des Abg. Schweitzer, SPD) 

-Herr Ministerpräsident, wenn es sich nicht lohnt, so lösen Sie 
die Probleme in unserem Land, Sie winken ab, Sie tauchen ab 
und kümmern ~ich nicht um die Belange des Mittelstands. 
Das ist die mittelstandsfreundliche Politik dieser Landes­
regierung. 

(Beifall der CDU) 

Herr Mini5terpräsident, wenn Sie das Beispiel nicht überzeu­
gen !{onnte, dann hören Sie sich das nächste Beispiel an. Die 
Beteiligungsve:rkäufe von Aktienge;e[(~chaften, Verkäufe 
von Anteilen, bleiben nach die~em Gesetz steuerfrei, wäh­
rend der Handwerle.:;unternehmer, der aus Gründen einer Al­
tersversorgung seinen Betrieb veräußert, dies noch mit dem 
halben Steuersatz, zumindest mit de:m Eingangs;teuersatz, 
versteuern mu5s. Sie stellen sich dann hierhin und sagen, das, 
was hier meinerseits gesagt ist, i~t nicht zutreffend. Jetzt sol­
len Sie einfach sagen, d::;s stimmt aber so, dass diese Betriebe 
und Unternehmen weiterhin diesem halben Steuers::;tz un­

terliegen. 

{Beifall der CDU) 

Herr Ministerpräsident, der Finanzminister _ist leider nicht an­
wesend. Es müsste ihm heute noch in den Ohren klingen, was 

_ im Rahmen de5 Neujahrsempfangs bei der IHK Koblenz der 
frühere Richter am Bun-de~verfassung~gericht Kirchhoff und 

der Präsident der IHK Koblenz zu den veränderten Abschrei­
bungsfristen gesagt haben. Es wurde dort auo:geführt, dass 
die nun ab dem 1. Janu::;r 2001 geltenden Abschreibungszeit­
räume praxisfremd, lebensfremd sind und jeglicher Grundla­
ge entbehren und eine willkürliche Form der Geldbeschaf­
fung des Staates sind. Das wurde dort ausgeführt, Herr Minis­
terprä:;ident. Ich glaube, dem ist einfach nichts mehr hinzuzu­
fügen. 

(Schweitzer, SPD: Hören Sie doch auf!) 

Jeder muss qoch wiss~n, wozu verlängerte Abschreibungs­
zeiträume führen, meine Damen und Herren. Dadurch wer­
den die Betriebsausgaben gesenkt. Die Gewinne werden er­
höht. Es müssen fiktive Gewinne versteuert werden, die gar 
nicht erzielt werden. Insoweit wird der Mittelstand in dieser 
eklatanten Weise benachteiligt. 

(Beifall bei der CDU -
Zuruf des Abg. Hartloff, SPD) 

Wenn wir nun n3chher von Herrn ltzel~ und auch vom Herrn 
Staatssekretär vermutlich zu hören bekommen, dass das Gan­
ze alles auf eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs zurück­
zuführen ist, auf einE gefe~tigte Rechtsprechung, wie Sie, 
Herr Kollege ltzek, im Rahmen der Sitzung am 15. November 
ausgeführt haben, dann will ich Ihnen einmal sagen, was die 
Präsidentin de5 Bundesfinanzhofs im Rahmen der Anhörung 
im Fimmzau~_schuss des Bundestags am 15. Januar.-2001 zu 
diesen veränderten Abschreibungsbedingungen ges3gt hat. 
Mein~ Damen um! Herren, das ist auch bezeichnend für die 
chaotische Steuerpolitik dieser rotgrünen Bundesregierung. 

(Ministerpräsident Beck: Die Schlacht 
habt ihr doch schon verloren!) 

Zum 1. Januar 2001 treten veränderte Ab;chreibung~bedin­
gungen in Kraft, und am 15. Januar 2001 findet dazu die ent­
sprechende Anhörung statt. 

(Hartloff, SPD: WiE: lang haben Sie 

denn keine Steuerreform · 
zusammengebracht?) 

So wird Steuerpolitik in Berlin von dieser rotgrünen Bundes­
regierung gemacht. DiE: Präsidentin des Bundesfinanzhofs 
führt aus- Herr Präsident, ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis-: .,Ich 
kann dem Urteil meines Hauses nichts entnehmen, worauf 

. sich das Bundesfinanzministerium bei der veränderten Fest­
setzung der .A.bschreibungsbedingungen stützen könnte. Ich 
plädien: jetzt dafür, das~ keine r~öalitätsfremden Tabellen 
eingeführt werden." 

Meine Damen und Herren, das sagt die Präsidentin des Bun­

desfinanzhofs im Rahmen der Anhörung. Wir mussten uns 
hier am i 5. NovembEr letztE:n Jahres vom Finanzminister an­
hören, wer etwas anderes erzählt, als dass diese veränderten 
Abschreibungsbedingungen nicht auf ein Urteil des Bundesfi-
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nanzl)ofs zurückzuführen sind, der darf sich nicht wundern, 
dass man über seine Beiträge nur noch [acht. Sie spekulieren 
" so Finanzminister Mittler wörtlich - mit der Unwissenheit 
der Leute. Sie- argumentieren damit, dass Sie es entweder 
selbst nicht wissen oder die Leute für dumm verkaufen wol­
len, meine Damen und Herren. Ich kann hier nur sagen, wer 
die Leute für dumm verkaufen will, das ist diese rotgrüne 
Bundesregierung, und das ist auch diese Landesregierung. 

(Glocke des Präsidenten) 

_Lassen Sie mich zum Abschluss nur n(Jch das ein': -sagen: Wo­
hin führt diese Unternehmensteuerreform?- Sie hat nur das 
Ziel vor Augen: höhere Abgaben, höhere Steuern und höhe_­
re Belastungen für den Mittelstand.- Meine Damen und Her­
reri, somit wird eine mittelstandsfeindliche Unternehmens-

- und Steuerpolitik in Deutschland nach-dem Motto betrieben: 
Wer in Deutschland investiert, der wird bestraft. 

(Beifall der CDU­
Schweitzer, SPD: Das war wieder -

eine Glanzleistung für die 
Ortsvereinsversammlung !) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Kollegen ltzek das Wort. 

Abg. ltzek, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Jullien, ich muss mich wirklich amüsieren. Ich glaube, wenn 

_ Sie das noch ein paarmal erzählen, glauben Sie zum Schluss 
das, was Sie sagen. 

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU) 

Unbestreitbar ist, dass Ihr Antrag eine .,olle Kamelle" ist. Er 
ist nicht mehr aktuell. Er ist im April 2000 gestellt und steht 

heut~ zur Abstimmung an. Die Steuerreform ist erledigt. 

(Jullien, CDU: Aktueller denn je!) 

Rheinland~pfalz wird mit über 2 Milliarden DM entlastet. Das 
heißt, die Bürger von Rheinland-Ptatz haben im Jahr :2001 
2 Milliarden DM mehr in der Tasche als im Jahr zuvor. 

(Beifall bei der SPD) 

_Ich gehe nur ganz kurz auf die Abschreibungstabellen ein. 
Diese Diskussion haben wir auch geführt. Es geht hier _um 
3,5 Milliarden DM Mehrbelastung durch die Wirtschaft. 

(Jullien, CDU: Es geht um 
10 Milliarden DM! -

ZurufdesAbg. Schöneberg, CDU) 

Die Zahlen sprechen doch für sich. Es gibt mehr Arbeitsplätze. 
Die Arbeitslosigkeit sinkt. Sie_ brauchen sich doch nurdiese 
Uhr anzuschauen, die in der .,Wirtschaftswoche" abgebildet 
ist. Es sind Hunderttausende zusätzlicher Arbeitsplätze ge­
schaffen worden. 

(Jullien, CDU: Im-Ausland!) 

- Hier in Deutschland. Schauen Sie sich die Uhr an, die in der 
.,Wirtschaf'-LSwoche" . jede Woche veröffentlicht wird. Die 
deutsche Wirtschaft befindet sie~ i_n einer Aufschwungphase. 
Ursächlich liängt das damit zusammen, _dass-eine Steuerre­
form auch_ mit Zustimmung dieses Landes in der Bundesrepu­
blik durchgeführt wurde. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P,) 

Damit hat sich das Investitionsklima verbessert. t:s slrid drei 
Schritte dieser Steuerreform. Das weiß jeder. lnsgesamfwird • 
das für den Bürger und_die Bürgerinnen eine steuerliche Be­
lastung von 93 Milliarden DM bringen. 

(Staatsminister Zuber: Entlastung!} 

Das ist die größte Steuerreforf!J in der Geschichte der Bundes­
republik Deutschland. 

(Beifalrbei der SPD­
Staatsminister Zuber: Entlastung!)_ 

-Entschuldigung, Entlastung. 

(Jullien, CDU: Belastung!) 

Die Einkommensteuersätze sinken. Der Eingangssteuersatz 
sinkt stufenweise von 25,9 % im Jahr 1998 auf 15 % im 
Jahr 2005, Gleichzeitig steigt der Grundfreibetrag von 
12 300 Divl auf 15 000 DM. Durch beide Maßnahmen werden • 

alle Einkommensteuerzahler entlastet, auch die Spitzenver­
diener. Das ist unbestreitbar. 

Ich will Ihnen einmal ein paar Zahlen v~rrechnen, wie der 
Mittelstand entlastet wird. Der Mittelstand wird insgesamt in 
einer Größenordnung von 30 Milliarden DfVI_entlastf:!t. -Ein 
Großteil der Arbeitnehmer wird mit 65 Milliarden DM entlas­
tet. Das war auchdas Ziel, dass auch Geld in die -Kassen der 
Arbeitnehmer kommt und damitdie Kaufkraftgestärkt wird. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Aber ich nehme auch einmal ein paar Unternehmer. Ein ver­
heirateter Bäckermeister mit einem Gewinn vor Steuern---

(Schöneberg,CDU: Das haben wir doch 
schon einmal gehört!) 

- Das wird noch mehr. Sie werden das noch oft hören. Eines 
Tages geht es vielleicht einmal in die Ohren hinein. Deswe- _ 
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gen mus~ten wir das wiederholen. Je mehr man bei Ihnen 

wiederholt, desto eher s_ind Sie in der Lage, das langsam zu 

- begreifen. 

(Beifall bei der SPD­
Schweitzer, SPD: So i~t e~!­

Zuruf des-Abg. Kram er, CDU) 

-Herr !(ramer, Sie haben von Steuerpolitik: keine Ahnung. Ich­
bringe also ein Beispiel: Ein verheirateter Bäckermei~ter mit 

einem Gewinn vor Steuern von 70 000 Dryl musste 1998 

13 950 Dr\11 an Steuern bezahlen. Im Jahr 2000, also n3ch der 
dritten Stufe, ist er um 31 %, um 4 300 DM, ef)tlastEt. 

(Keller, CDU: Dafür zahlt er erheblich 

mehrÖko5teuer!­

Schweitzer, SPD: Jetzt reicht 

es wirklich!) 

- Oh, me:hr Ökosteuer! Dieser Bäckermeister braücht viel­

leicht geradem viel Heizöl. 

Ein verheirateter Malermeister mit einem Gewinn vor Ste:u-
- ernvon 90 000 DM hat 1998 21 300 Div1 an Steuern gezahlt. 

Im Jahr 2005 werden es 5 641 DM weniger ~ein, also rund 
26 % weniger Steuern._ Das i5t eine fE~tstehende Tatsache. 
Das ~ind ganz einfache Tabellen. D;;;s kann man überall nach­

lesen. 

Jetzt kommen wir zur Strukturdes rviittelstands, weil Sie die: 

Spitzensteuersätze so in den Vordergrund gestellt h;:;ben. 

Fast alle Personenunternehmen - Mittelstand - habe:n Ein­

künfte unter 100 000 Dl\,1. Es sind 80 %. Das sind also die Be­

triebe, die entl~tet werden. Das i~t Mittel5tandspolitik, das~ 
solche Unternehmen- ge~t3rkt werden, Natürlich Wird auch 

die Industrie entlastet. 

(Jullien, CDU: Erheblich stärker!) 

-Ich kann doch nicht auf der einen Seite S3gen, im internatio­
nalen Vergleich ;;ind die Spitzensteuersätze in Deutschland zu 

hoch gewesen, und wenn ich sie dann absenKe, urri wit:der 

ausländische Investitionen in der Bunde~republik Deuteh­
land zu ermöglichen, dann sagen, die werden aber zu stc:.rk 

entlastet. Dann muss ich sagen, was ich will, Herr Jullien. 

{Beifall bei der SPD­

Zurufe der Abg. Schöneberg 
und Jullien, CDU) 

- 95 % aller Personengesellschaften haben Gewinne unter 
250 000 Drv1, damit wir einmal von der Mehrheit der Leute re­
den und nicht irgendwo ein Unternehmen herauO.greifen, das 

gar nicht EXistent i;t oder sich in der ivli nder[ieit befindet. 

(Glocke de; PrasidEnten­

Schöneberg, CDU: Das ist eine 

Minderheit!) 

Das war richtig. Der Antrag war überflüssig. Am besten hät­

ten Sie ihn für erledigt erklärt: Die Steuerreform hat zu ei­

nem wirtschaftlichen Aufschwung geführt. 

Vielen Dank. 
(Beifall derSPD) 

Vizepräsid;;nt 5!:huler: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN erteilte ich-der Ab­

geordneten Frau Thomas das Wort. 

(Abg. Creutzmanri, F.D.P., geht 

zum Rednerpult­

FrauThomas, BÜNDNIS 901DIEGRÜNEN: 

Nein, la~sen Sie ihn ruhig zuerst! 

Er ist doch schon vorn!) 

-Herr Abgeordn;:ter Creutzmann hat das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.:. 

Herr Prilsident, meine sehr verehrten Damen und Herref)! 
Wenn man die ÜbEr~chrift des Antrags der Fraktion der CDU 
liest - ich zitierE: .,Wimchafustandort stärken, Steuerbela­
~tungen ~enken, Arbei-trlosigkeit bekämpfen" - und dann in 
_den Wortlaut dieses Antrags sch:IUt, wird man schwer ent-­

täuscht. Herr Kollege Jullien, von Vor5chlägen, den Wirt­

schaftsstandort Rheinland-Pfalz zu stärken oder die Arbeits­
losigkeit in Rheinland"Pfalz zu bekämpfen, ist dort mit kei­

nem Wort die Rede. 

(Jullien, CDU: Gleichstellung mit 

Kapitalge~ellschaften!­

Zuruf de~ Abg. Schöneberg, CDU) 

Es werden lt:diglich-Ausfiihrungerrdaiüber.gEmacht, wie sich 

die CDU-Fraktion eine Steuerreform vorstellt, aber auch hier 
wimmelt es nur so von Allgemeinplätzen, sodass man mit die­

sem Antrag nichts anfangen kann. Deswegen wird auch die 

F.D.P.-Fraktion die;en Antrag ~blehnen, weil er völlig über­
holt ist una von einer Inhaltsleere geprägt ist, die erschüt­

ternd ist, Herr Kollege Keller. 

(VereinzeltBeifall be1 der F.D.P.) 

La»en Sie mich dennoch den Versuch unternehmen, ein paar 
Ausführungen---

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU) 

- rv1eine DamEn und Herren, es ist so, wir haben hier noch 

Publikum. Diese Polemik, die wir hier vor Augen führen, hilft 
dem Wirtschafustandort überhaupt nicht w;:iter. 

(:;chweitzer, SPD: So ist e3!) 
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Herr Kollege Jullien, wir haben in einer Aktuellen Stunde das 
Therria .. AfA-Tabellen" diskutiert .. 

(ltzek, SPD: Schon fünfmal!) 

- Schon fünfmal vielleicht. Wir haben die Zusage des Finanz­
ministers und des Ministerpräsidenten, dafür Sorge zu :tra­
gen, dass das, was die Bundesregierung- der Bundeskanzler­
zugesagt hat, dass die Belastung der Wirtschaft nicht höher 
als 3,5 Milliarden DM sein wird, auch zutrifft. 

(Beifall des Abg. Kuhn, F.D.P.­
Zurufe aus dem Hause) 

-Jetzt regt euch doch nicht auf. 

Herr Jullien, ich kann sachlich über dieses Thema reden. Wir 
haben das Thema .. AfA-Tabellen" in zwei Stufen: Einmal in 
der ersten Stufe, die jetzt diskutiert wird, und die zweite Stu­
fe im Jahr 2002 mit den branchenspezifischen AfA-Tabellen. 

-
Wir haben noch sehr viel Zeit, uns damit zu beschäftigen. 

Es gab eine Anhörung in einem Ausschuss des Bundestags. 
Die Bundesregi~rung hat signalisiert, sich an das zu halten, 
was sie yersprochen hat. Sie wird dies noch einmal überJegen. 

Herr Kollege Jullien, klagen wir doch nicht so. Wenn die Bun­
desregierung im März oder April die AfA-Tabellen .. adjus­
tiert" -sie wird sie nichttotal ändern-, darm bleibt der Wirt­
schaft noch genügend Zeit, sich darauf einzustellen. 

Es gibt noch ein zweites Mittel, das ich aber für nicht so glück­
·- lieh halten würde: Wenn der einzelne Betrieb nachweisen 

kann, dass er andere Nutzungsdauern hat, kann er- dies wis­
sen Sie auch- von den AfA-Tabellen abweichen. 

Ich will die Diskussion aber nicht über die AfA-Tabellen füh­
ren, weil sie völlig verfehlt ist. 

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU) 

Herr Jullien, natürlich mussman auch so fair sein .und sagen; 
wenn man mit dem Steuersatz nach unten geht, kannman 
die Bemessüngsgrundlage verbreitern.- Das haben die Ameri­
kaner und die Deutschen gemacht. 

Es gibt ein kleines Problem. Das will ich nicht verschweigen. 
Wir haben bei der Steuerreform ein Auseinanderdriften ·zwi­
schen den Personengesellschaften und den Kapitalgesell-. 
schaften. 

(Zurufe von der CDU: Alia!) 

-Das wissen wir alle. 

Herr Jullien, ich bin aber auch so ehrlich und _sage, durch die 
Steuerreform wird das Land Rheinland-Pfalz mit hohen Steu-

erausfälleh belastet. Das Land, die Kommunen, alle werden 
belastet, auch de(Bund. Wir hoffen, dass sich durch die Dyna­
mik der Wirt.Schaft- dies war immer unsere These- die Steu­
erreform selbst trägt. Dann kann· man durchaus überlegen 
- ich hoffe, dies wird die Bundesregierung tun-. ob man die · 
Senkung der Steuersätze für Personengesellschaften etvvas 
vorziehen kann. 

Gestern oder vorgestern Abend habe ich Herrn Eichel in der 
Sendung .. Was nun, Herr Eichel" gesehen. Dort wurde er da­
rauf angesprochen. 

(Zuruf aus dem Hause) , 

-Eine gewisse Seriosität muss man dem Mann zugestehen. 

·Er hat gesagt, wir wollen die Verschuldung. auf null drücken 
- wie das Land Rheinland-Pfalz. Wir können nicht jeden Tag 
kommen und weitere Steuerausfälle fordern. 

Jetzt habe ich mich doch in diese Steuerpolitik verstiegen. Ich 
wollte an sich zu· dem Standort Rheinland-Pfalz, wie Ihre 
Überschrift des Antrags lautet, etwas sagen. 

Meine Damen und Herren, das Wirtschaftsministerium hat ei­
ne eindrucksvolle ·Bilanz der Wirtschaftsförderung für die 
Jahre 1994 bis 1999 gegeben. 

(ZurufderAbg. FrauThomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 

-Frau Thomas, schauen Sie einmal: Der Maßstab einer erfolg­
reichen Wirtschaftspolitik ist auch der Stand der Statistik · 
über die Arbeitslosigkeit. Da nimmt Rheif_1land-Pfalz trotzder 
Probleme, die wir mit der Konversion gehabt haben, und 
trotz des Abbaus eines großen Chemieunternehmens mit 
mehr als 10 000 Arbeitsplätzen-einen Spitzenplatz ein. Wa- • 
rum? - Weil wir in Rheinland-Pfalz eine mittelständische 
Struktur haben.-

(Schöneberg, CDU: 155 000 Auspendler!) 

Der Mittelstand ist in Rheinland-Pfalzsehr stark. 

Meine Damen und Herren, der Mittelstand schafft-die Ar­

beitsplätze. Deswegen gilt es, diesen von unnötigen Bürokra­
tiekosten zu entlasten. Wir sollten es auch schaffen -dies sa­
ge ich auch -, die Kultur der Selbstständigkeit auszubauen 

und Existenzgründungen zu fördern. Strukturerneuerung 
durch Innovationsorientierung und Unternehm~nsgründun­
gen sind der beste Weg zu neuen Arbeitsplätzen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Sie· müssen wissen, dass jede Existenzgründung drei bis vier 
neue Arbeitsplätze schafft. 



• 
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Herr Jullien, wir y-11aren in F.heinland-Pfalz erfolgreich. Das 
wi!ire e~ gewesen, wenn Sie gesagt hätten, wir sind in der Ar­
beitslosenstatistik gut. Das, was Sie mit d~r Steuerreform 

wollen - das mü=sen Sie zugeben -, ist Schnee von gestern. 

Damit können wir nichts anfangen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Eseifall bei F.D.P. und SPD) 

Vize.präsidant Schuler: 

Meine Damen und HerrEn ich darf zunäch:>t G~ste begrüßen. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- - Ich wollte nur darauf hinwei~en, dass ich Gäste begrüßen 

möchte. 

Al~ Gäste im Landtag b;::grüße ich die Mitglieder des CDU- _ 

Ortsverbands Naurod. Meint: Damen und Herren, seien Sie 

herzlich ~villkommen! 

(BEifall im Hause} 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 

Jullien das Wort. 

Abg. Jullien, CDU: 

Herr Prä~ident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Herr Creutzmann, e~ war für mich schon erstaunlich und 

überraschend, was Sie au;;geführt haben: Die Be~t3tigung 

der unterschiedlichen Besteuerung zwischen Kapitalgesell­
schaften und Personengesellschaften dürfte auch lhrenKoali­

tion~partner überzeugt haben, daso: eine eklatante Benach­
teiJigung dtr Einzelunternehmen und Pe-rsonengesellschaf­
ten gegeben ist. 

(Frau Thoma!i, BÜNDNIS 9_0/DIE GRÜNEN: 
Das hat er nicht ge5agt!) 

Herr Kollege Creutzmann, das, was mich aber viel mehr über­
rascht hat, war, da~s Sie die Zahl von 3,5 Milliarden Dr111 zu-

5ätzlicher Belastung bzw. Steuermehreinnshmen in~ Spiel ge­

bracht haben, von der Ihr eigener LandesvorsitzendEr - ich 
glaube, er heißt Rainer Brüderle - in Berlin zwischenzeitlich 

gesagt hat, dass ~ie-mittlerweile 10 Milliarden DM erreicht 

hat. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

ln~oweit weiß ich nicht, wem 5ie mEhr glauben, Bundesfi­

nanzmini~ter Eichel oder Ihrem eigenen Landesvorsitzenden. 

Herr Kollege Creutzmann, ich glaube, die Zahl von 10 rvlilliar­
den DM ist viel zutreffender, weil auch die Vorsitzende de; 

Finanzaus5chus5es im Bundestag, Frau Scheel von der Frak­
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bestätigt hat, das;; inzwischen 

aus der ursprünglich vorgesehenen knapp 10 %igen Verlän­

gerung eine 28%ige Verl3ngerung der Nutzungsdauer und 

d3mit der Ab$chreibungsdauer entstanden ist, was zu Mehr­

belastungen für de_n Mittelstand von 10 Milliarden DM führt. 

Die Zshl von 3,5 Milliarden DM war einmal angedacht gewe­

sen. Die Zahl gibt es aber inzwischen nicht mehr. Wir rechnen 

5ogar mit noch höheren Mehrbelasl:ungen für den ivlittel­

stand. 

Herr Kollege Creutzm:;nn,_ dEr Ehrlichkeit halber hätten Sie 
das auch sagen sollen. 

(Beifall der CDU) 

Vit;epräsident Schuler: 

Zur Erwiderung erteile ich Herrn Abgeordneten Creutzmann 

das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Prä~ident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
hat doch niemand bestritten, ob die Belastungen für die 

_ Wirtschaft durch die Verschlechterung de:r AfA-Tabellen jetzt 

7 Milliarden DM, die immer im Raum standen, oder sogar 
10-Milliarden DM ausmachen. 

(Zurufe von der CDU) 

-Herr Jullien, Sie müs~en einmal zuhören. 

Wichtig ist Folgendes: Es gibt die Zusage der Bundesregie­

rung, des Finanzministers und des Ministerpräsidenten dEs 
Landes Rheinland-pfaJz, alles dafür zu tun, dass es bei den 
3,5 Milliard"en DM Belastungen für die Wirtschaft bleibt. 

(Jullien, CDU: Das ist schon 

längst überholt!) 

- Hören Sie mir nicht zu?- Ich habe doch eben ausgeführt, 

dass die Bundesregierung im Finanzausschuss erklärt hat 

-dies kam auch bei der Anhörung des Finanzausschusses he­

f3US -, dass man die jetzt eingeführten Abschreibungstabel­
len noch einmal überdenkt und übaarbeitet, um sich an die 

Zusage zu halten. Nichts anderes habe ich behauptet und ge­
~agt. 

Ich nehme an, dass Herr Staat5ekretär D"r. Deubel dieses The­

ma noch einmal aufgreifen und Ihnen sagen wird, dass alle 
bemüht sind, die Belastung der Wirtschaft nicht so hoch zu 

treiben. 

(Zurufe von der CDU) 
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Vizepräsident Schuler: 

-~eh erteile der Abgeordneten Frau_Thomas-das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Jullien, packen Sie die blau.:! Karte weg: Hören Sie noch 
einen Moment zu. Dann kommen wir vielleicht auch zu Ende. 
Herr Jullien, eines habe ich mir heute Abend jede!lfalls ge­

schworen: Über Sie rege ich rriich nicht mehr auf. 

(Beifall bei BÜNDNIS 91JIDIE GRÜNEN, 
SPD und F.D.P.) 

Deswegen werde ich sehr kurz und knapp auf IhrenAntrag 
reagieren: 

ln Ihrem ersten Absatz sagen Sie, dass die CDU-geführte Bun­
desregierungaufgrund der Blockade des Bund§!srats mit ihrer 
Steuerreform nicht zu ,.Potte" gekommen ist. Hierzu sage ich 
Ihnen nur: Die rotgrüne Vorlage für die Steuerreform 2000 
war so gut, dass-sie sogar CDU-Bundesländer überzeugt hat 
und diese im Bundesratzugestimmt haben. 

(B~ifall desAbg. Dr. Schiffmann;SPD) 

Schon allein das hätte Sie veranlassen müssen, diesen Antrag 
zurückzuziehen. 

Zum- nächsten Punkt: Dann stellen Sie Ihre Forderungen auf. 
Herr Jullien, da heißt es, die Steuerreform muss eine sp_ürba­

re---

(Unruhe im Hause) 

- Herr Jullien! 

(ZurufdesAbg. Mertes,SPD) 

- Ich würde gern in einen Dialog mit Herrn Jullien eintreten. 
-Das setzt voraus, dass Sie einen Moment zu hören. 

(Zuruf aus dem Hause) 

-Nein, ich will nicht missionieren, überhaupt nicht. 

(Ministerpräsident Beck: Das hat er no~h 
nie gemacht! Damitfängt er-

erst gar nicht an!) 

_Herr- Jullien, Sie stellen als Forderung auf, die Steuerreform 
muss eine spürbare Nettoentlastung sowohl bei Ar!Jeitneh­
mern als-auch bei Unternehmern erzielen. Allein die Steuer­
reform 2000 bedeutet für die Privathaushalte, also für die Ar~ 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, eine Entlastung von 
24 Milliarden DM, für den Mittelstand -eine Entlastung von 

14 Milliärden DM und für die Großunternehmen eine Entlas­
tung von 7 Milliarden DM.Ihre- erste Bedingung ist also er­
füllt. 

(Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

- Herr Schöneberg, ich weiß nicht, ob Sie auf andere Zahlen 
kommen. Die Zahlen sind so undwurden seriös berechnet. 

Zweite Bedingung: Die Reform der Unternehmensbesteue­

rung muss die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Un­
ternehmen verbessern. Auch das ist der Fall. Sie ist im Interes­
se einer mittelstandsorientierten Steuerpolitik so zu gestal­
ten. Auch das ist der Fall, Herr Jullien. 

Ich kann mich nicht daran erinnern, dass in den vergangenen 
Jahren irgendeinem CDU-Pqlitiker ein Mittelstandspreis ver- -
liehen worden ist. Ich sage Ihnen aber, wer im vergangenen 

_Jahr einen Mittelstandspreis bekommen hat, Herr Creutz­
mann. Ich weiß, dass Ihnen das überhaupt nicht_ gefällt, aber 
deswegen sage ich Ihnen das. Es-war die Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestags, die grüne 
Steuer- und FinanzexpertinChristine Scheel. Den hatsie nicht 
für nichts bekommen, sondern weil sie diese Steuerreform im 
Wesentlichen mitgeprägt hat. 

Dritte Bedingung: Einb~haltene und ausgeschüttete Gewin­
ne dürfen nicht völlig unterschiedlich-besteuert werden. Die 
Forderung ist genauso erfüllt. 

Vierte Bedingung: Die Steuerreform muss zu eil'ler Vereinfa­
_chung des Steuerrechts führen. Das ist natürlich schwierig. 

Meiner Meinung nach ist es in den itegangenen Jahren keiner 
Bundesregierung gelungen, tatsächlich zu Vereinfachungen 
zu kommen. Das ist für mich auch ein Kritikpunkt dieser Steu­

erreform. Herr Jullien, Sie wissen, dass es daran liegt, dass es 
gar nicht so einfach ist, im Gefecht vieler Lobbyisten und ln­
-teressenvertreter tatsächlich die Bemessungsgrandlage so zu 
verbreitern, wie man esgern hätte, von vielen Ausnahmetat­
beständen einmal abgesehen. -

Herr Jullien, da alle drei anderen in Ihrem Antrag formulier­
ten Bedingungen erfüllt sind, verstehe ich nicht, weshalb Sie 
versucht haben, heute dieses kleine Tischfeuerwerk abzu­
fackeln._ 

Abschließend nenne ich Ihnen noch ein Zitat eines Vertreters 
des Rheinisch-westfälischen Instituts für Wirtschaftsfor­
schung, weil Sie die Stärkung des Wirtschaftsstandorts befür­
wo~en. ln einer Anhörung des Deutschen Bundestags hat ei;, 

Vertreter dieses Institut festgestellt: ,.Aufgrund der von den 
Steuersenkungen ausgehenden Nachfrageeffekten dürfte 
das reale-Wirtschaftswachs:_tum in den beiden kommenden 
Ja~ren um jeweils 0,5 % zunehmen, der private Verbrauch je­
weils um mehr als _1 %, \lor allem aufgrundder Entlastung der 
Arbeitnehmer. Als Folge steigt die Zahl der Erwerbstätigen 
im Jahr 2001 um knapp 100 000 und im Jahr 2002 um 
270 000." 

--• 

• 
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Ich WEiß nicht, W<!5 5ie noch mehr wollen. Sie hatten diese 

Steuerreform bejubeln und nicht Ihr Tischfeuerwerk anzün­

den sollen. Das wirkt we:nig glaubwürdig, auch wenn Sie zum 
fünften Mal.überAb;chreibungstabellen reden, aberdie Rea­

lität nicht zur Kenntnis nehmen wollen. 

Ich ·bin der Meinung, es war keinE: Sternstunde des Herrn 

Jullien und keine Sternstunde des Parlaments, über diesen 

Antrag noch einmal diskutieren zu müssen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schul&r: 

Für die Landesregierung erteilE ich Herrn St§latssekretar 

Dr. Deubel das Wort. 

Dr. Deubel, Staats:.ekre:tiir: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Da5 größte Steuer­

reformprojekt._das es je in Deutschland gegeben hat, ist seit _ 

'17 Tag_en in Kraft. Rheinlan~-Pfalz hat beim Zustandel~om­
men der Reform SE:in ganzes Gewicht in die Waag:;chale ge­

worfen 

- (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

und die politischen Möglichkeiten im Interes:;e der rheinland­
pfälzischen Bürgerinnen und Bürger, insbesondere des rvlit­

telstands und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

voll genutzt. 

Die Entscheidungen des Deutsc_hen Bundestags und des Bun­

desrat:. für die von Rheinland-Pfalzmaßgeblich mitgestaltete 
Reform zeigen, dass sich für vernünftige Lösungen immer 

breite rv1ehrheiten organisieren las~en. Die rheinland­
pfälzische Landesregierung hatsich insbesondEre für die För: 
derung d.es Mittelstands eingese:tzt. Ganz konkret ging es da­

bei um die Absenkung des Höchststeuersatzes auf 42 %, den 

Erhalt der Anspc.rabschreib~ng sowie die Wiedereinführung 
des MitunternehmererlassEs und des halben Steuersatzes bei 

Betriebsveräußerungen und Betrieb:saufgaben. Diese Maß­

nahmen :;ind auch für dir= Landwirtschaft von herausgehobe-

- ner Bedeutung. 

-
Vor allem ist es endlich gelungen, den r\1ittelstand bei der Ge-

werbesteuer entscheidend zu entlasten, Herr Jullien. Nicht im 
Jahr 2005, sondern im Jahr 2001 können PErsonenunterneh­
men ihre Einkommensteuerschuld, soweit sie auf gewerbli­

che Einkünfte entfällt, pauschal um das 1,8fache des Gewer­
besteuermessbetrage~ ermäßigen._ Da die Gewerbesteuer 
nach. wie vor als Betriebs:;usgabe ·abgesetzt werden kann, 

heißt das, da~s im Regelfall die Gewerbesteuerbelastung 
pr<;ktisch verschwunden ist. 

Bei der Gesi.unt.<i:euerentlastung in Höhe von 93 Milliar­

den DM bis zum Jahr 2005 kommen rund 65 Milliarden DM 
- -

den privaten Haushalten und rund 30 Milliarden DM den mit-
telständischen Unternehmen zugute. Herr Jullien, wenn Sie 

richtig gerechnet haben, sind Sie bei rund 95 Milliarden 01\/l. 

Das hängt damit zusammen, dass minus 2 Milliard;:;n DM bei 

den Großunternehmen angekommen sind. Das heißt, in die-
-sem Bereich hat es eine leichte rvlehrbelc.stung im Saldo ge­

geben, entgegen den Märchen, die ständig erzählt werden. 

Durch das Maßnahmenbündel wird die steuerliche Entla­
stung gerecht vertt:ilt, wird die Binnennachfrage gestärkt 
und werden die Angebotsbedingungen verbeso::ert. Wer Au­

gen hat, um zu sehen, der findet auch die Ergebnisse, die be­
eindruckend ~ind. 

Das Bruttoinlandsprodukt in Rheinland-Pfalz ist im ersten 

Halbjahr um 3,3 % gestiegen. Bei der Arbeitslosigkeit liegen 

wir im Jahr 2000 im bundesweitE:n Vergleich auf dem dritten 

Platz. Die Arbeit;losigkeit lag im Dezember 2000 bei 6,9 %. 

Wann hat es das schon einmal gegeben? Die Zahl der Arbeits­

losen liegt damit um 9,8% niedriger als vor einem Jahr. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

lm.Schnitt der westlichen Bundesländer war es übrigens nur 
ein Abbau um 8,8 %. Das heißt, die Dynamik in Rheinland­

Pfalzfällt größtr aus. 

Hinsichtlich der Bruttowemchöpfung pro Arbeitsplatz im 
Verarbeitenden GewErbe liegen wir mit 113 000 DM im bun­

desweiten Vergleich auf dem erstE:n Platz. Bei den Unterneh­

mensgründungen liegen wir im bundesweiten Vergleich mit 
Bayernzusammen auf Platz 1. 

Natürlich gibt e~ Steuerausfalle- allein 864 Millionen DM im 
Landeshaushalt. Die in Gang gesetzte Dynamik und die spar­

same Haushaltsführung werden dazu führen, dass in diesem 
Jahr kein Pfennig mehr an Ntttokreditaufnahme als geplant 
erfolgen mu~;:. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Das heißt, wir sind trotz der Steuerreform hinsichtlich der 

HaU$haltskon;olidienmg voll im Plan. Die gute Entvvicklung 

der Konjunktur und des buride~weiten Arbeitsmarkts, aber 

vor allem des rheinland-pfälzischen Arbeitsmarkts, zeigen, 
dass durch diese Steuerreform nicht nur die Steuerbelastung 

ge~enkt, sondern vor allem auch der WirucharLSstandort ge­

stärkt und die Arbeitslosigkeit bekämpft wird. Deshalb ha-· 
benwir allen Grund, mit Optimismus in die Zukunft zu schau­
en. 

Vielen Dank. 

(Beifall derSPD und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Schuler: 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag der Fraktion 

der CDU - Drucksache 13/5660 - seine Zustimmung geben 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenpro­

be! -Damit ist der Antrag der Fraktion der CDU mit den Stim­

men der SPD, der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜN!:N ge­

gen die Stimmen der CDU abgelehnt. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Plenarsitzung. _Ich lade 

Sie herzlich zur nächsten Plenarsitzung am MiW.'voch, den 
14. Februar 2001, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 18.08Uhr. 

---

• 
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